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EINLEITUNG 


Die  vorliegende  Schrift  hat  den  Zweck,  die  öffentliche  Meinung  in 
Europa  und  Amerika  auf  die  Lage  der  Juden  in  Rumänien  auf- 
merksam zu  machen.  Sie  ist  ein  Appell  an  die  gesamte  zivilisierte 
Menschheit. 

Mehr  als  eine  Viertel  Million  Juden,  Menschen,  deren  Ur- 
grossväter  in  rumänischer  Erde  begraben  sind,  Untertanen,  die  alle 
Bürgerpflichten,  die  des  Militärdienstes  eingeschlossen,  erfüllen, 
werden  allen  Ernstes  und  buchstäblich  zu  „Fremden"  ge- 
stempelt. In  Wirklichkeit  sind  es  weder  Ausländer,  noch  solche, 
die  irgend  welchen  Schutz  ausländischer  Staaten  gemessen.  Um 
das  vor  aller  Welt  feierlich  gegebene  Versprechen  den  rumäni- 
schen Juden  Gleichberechtigung  zu  geben,  zu  umgehen,  hat  die  ru- 
mänische Regierung  eine  anerkannt  unzulässige  juridische  Fiktion 
geschaffen.  Ein  unwürdiges  Spiel  mit  den  heiligsten  Menschen- 
rechten, wie  es  seinesgleichen  im  modernen  Staatsleben  nicht  gibt. 

Der  Notschrei  der  rumänischen  Juden  ertönt  vor  der  gesamten 
Kulturwelt  nicht  zum  ersten  Mal.  Seit  mehr  als  drei  Jahrzehnten 
führen  Menschenfreunde  aller  Nationen  den  Kampf  für  die  ge- 
rechte Sache  dieser  Unterdrückten.  Viele  jüdische  Organisationen 
beteiligen  sich  seit  Jahr  und  Tag  an  dem  gerechten  Kampf. 
Schon  im  Jahre  1897  ist  auf  dem  ersten  Zionistenkongress  in  Basel 
ein  Spezialreferat  über  die  Lage  der  Juden  in  Rumänien  gehalten 
worden.  Auf  fast  allen  Zionisten-Kongressen  geisselte  Max  Nordau 
vor  aller  Welt  die  Judenpolitik  der  rumänischen  Regierung.  Män- 
ner der  Literatur,  und  Wissenschaft,  Staatsmänner  und  Regierungen 
erhoben  wiederholt  ihre  Stimme  wider  die  Gewalttaten  der  rumäni- 
schen Machthaber.  Es  scheint  fast  unglaublich,  und  doch  ist  es 
wahr:  Die  rumänische  Regierung  hat  die  gesamte  öffentliche 
Meinung  in  Europa  und  Amerika  bis  auf  den  heutigen  Tag  voll- 
kommen ignoriert.  Nicht  nur  das.  Die  Verfolgungen  und  Gewalt- 
taten gegen  die  rumänischen  Juden  haben  nach  und  nach  Forme 
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angenommen,  wie  man  sie  in  den  dunkelsten  Tagen  des  nunmehr 
für  alle  Zeiten  verschwundenen  russischen  Zarismus  nicht  ge- 
kannt hat. 


„Wer  einmal  den  verzweifelten  Ausdruck  eines  Tieres  unter 
einer  Luftpumpe  beobachten  konnte,  — sagt  einer  der  bedeutendsten 
Juden  der  Gegenwart,  der  Londoner  Chief-Rabbi  der  portugiesischen 
Gemeinde  Dr.  Gast  er,  ein  geborener  Rumäne,  —  und  gesehen 
hat,  wie  es  langsam  zu  merken  beginnt,  dass  die  Leben  gebende 
Luft  allmählich  ausbleibt,  der  wird  sich  lebhaft  den  Gesichtsaus- 
druck der  Juden  in  Rumänien  vorstellen  können.  Sie  leben  unter 
solch  einer  Luftpumpe,  die  „rumänischen  Kammern"  genannt,  und 
mit  jeder  Session  wird  noch  ein  wenig  von  der  ihnen  noch  ge- 
bliebenen Luft  langsam  und  unbarmherzig  genommen.  Was  das 
schreckliche  dieser  Situation  noch  vermehrt,  sind  die  zufriedenen 
Gesichter  dieser  Gesetzgeber,  der  Cynismus,  mit  dem  sie  das 
Schnappen  des  Tieres  unter  der  Pumpe  beobachten,  und  die 
Entrüstung,  die  sie  ausdrücken,  wenn  es  versucht,  dieser  schreck- 
lichen Lage  zu  entkommen!"*) 

„Im  Grunde  genommen,  klagt  ein  rumänisch-jüdischer  Schrift- 
steller, herrscht  in  diesem  Lande  eine  Art  gesetzlicher  Rechtlosig- 
keit. Denn  wie  soll  man  anders  einen  Zustand  bezeichnen,  der  den 
logischen  Widerspruch  in  sich  enthält,  dass  den  Juden,  diesen  seit 
Jahrhunderten  ansässigen  „Fremden",  welche  die  staatliche  Gut- 
und  Blutsteuer,  und  dazu  in  noch  höherem  Masse  tragen,  als  ihnen 
gebührt,  dennoch  nicht  bloss  alle  politischen,  sondern  sogar  die 
wichtigsten  bürgerlichen  Rechte  versagt  werden?  Aber  selbst  das 
ist  noch  Schönfärberei.  Die  Juden  haben  nicht  bloss  Pflichten  ohne 
Rechte,  sie  sind  auch  geradezu  vogelfrei  im  Lande.  Jeder  Bube 
darf  an  ihnen  ungestraft  sein  Mütchen  kühlen,  und  solche  Buben 
sitzen  oft  in  Amt  und  Würden,  missbrauchen  ihre  Gewalt  in  schnö- 
dester Weise.  Ehre,  Eigentum  und  Leben  der  Juden  sind  buchstäb- 
lich der  schamlosesten  Willkür  preisgeben,  wodurch  der  nackten 
Erpressung  jeder  Art  Tür  und  Tor  geöffnet  ist!  Der  Hunger 
allein  treibt  die  Unglücklichen  nicht  aus  der  trotz  alledem  geliebten 
Heimat  in  die  wirkliche  „Fremde"  —  die  tausendfach  getretene  und 


*)  Vgl.  North  American  Review,  November  15th  1902.  Auch  die  weiteren 
in  diesem  Buche  citierten  Stellen  von  Gaster  sind  dieser  Quelle  entnommen. 

\ 
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geschändete  Menschenwürde  in  ihnen  bäumt  sich  auf,  und  sucht 
Rettung  vor  der  unmenschlichen  Barbarei!" 

So  spricht  ein  verfolgter  Schriftsteller  vor  fast  zwei  Jahrzehn- 
ten (Spartacus,  Romanicae  Res  Wien  1900).  Sein  Protest  hätte 
ebensogut  30 — 40  Jahre  früher  geschrieben  werden  können.  Aber 
mit  demselben  Recht  auch  noch  im  Jahre  1917.  Es  ist  seitdem  nicht 
anders  geworden.  Ein  anderer  rumänisch-jüdischer  landflüchtiger 
Schriftsteller  aus  jener  Zeit,  der  in  der  Fremde  den  Kampf  für  seine 
verfolgten  Brüder  aufnimmt,  sagt : 

„Die  Zivilisation  schreitet  fort  und  verlangt  in  jedem  Staate 
eine  gesetzliche  Regelung  aller  Zustände,  und  man  beginnt  daher 
auch  in  Bezug  auf  die  Juden  Gesetze  zu  schmieden.  Merkwürdig 
aber,  anstatt  dass  diese  Gesetze  den  Stempel  der  Zeit  tragen  und 
ein  jedes  spätere  Gesetz  toleranter  und  erleichternder  sein  soll,  ist 
in  Rumänien  ein  jedes  spätere  Gesetz  in  Bezug  auf  die  Juden  nur 
dazu  bestimmt,  das  vorangehende  zu  verschärfen".  (Die  „Rumä- 
nische Judenfrage"  von  S.  Jericho-Polonius.  Lemberg  1901). 

Hier  ist  in  voller  Objektivität  die  Tragödie  der  rumänischen 
Juden  wiedergegeben.  Verfolgt  man  ihr  Leben  und  ihre  Geschichte 
während  des  letzten  halben  Jahrhunderts,  so  macht  man  die  er- 
schreckende Beobachtung :  Es  wird  immer  schlimmer. 
Immer  fester  und  erdrückender  werden  die  Fesseln  der  Ausnahme- 
gesetze. Mit  Klarheit  stellt  sich  die  Tendenz  heraus:  den  Juden 
das  Leben  immer  unerträglicher  zu  machen  und  sie  in  Ver- 
zweiflung zu  treiben. 

Selbst  in  Rumänien  stiess  die  Judenpolitik  der  Regierung 
auf  scharfe  Verurteilung  von  Seiten  der  politisch  und  gerecht 
denkenden  Kreise.  Kein  geringerer  als  der  nachmalige  rumä- 
nische Ministerpräsident  Carp,  der  die  Eigenschaft,  für  die  Juden 
stets  das  beste  zu  wollen  und  nicht  das  geringste  durchzuführen,  in 
ungewöhnlich  hohem  Masse  besass,  geisselte  diese  Politik  mit 
scharfen  Worten.  Anlässlich  der  Judenkrawalle  in  Rumänien  von 
1897,  die  sich  bald  als  eine  von  oben  wohlorganisierte  Pogrom- 
Kampagne  herausstellten,  interpellierte  er  am  7.  Dezember  1897 
die  Regierung  und  führte  folgendes  aus : 

„Die  Juden  glaubten,  dass,  indem  sie  diesem  Lande  Opfer 
brachten,  indem  sie  sogar  ihr  Blut  für  dasselbe  vergossen,  sie  zum 


—  12  — 

wenigsten  im  einzelnen  als  rumänische  Bürger  zugelassen  würden. 
Als  sie  diese  letzte  Hoffnung  verloren,  protestierten  sie  energisch, 
und  diejenigen,  welche  der  Ansicht  sind,  dass  den  Juden  nur  das 
Recht  zusteht,  sich  erdrücken  zu  lassen,  sind  über  ihren  Protest 
empört."  .  .  .  „Nun,  was  bedeutet  dies  anderes,  als  dass  Sie  einen 
grossen  Teil  unserer  Bevölkerung  für  vogelfrei  erklären  und  zwar 
auf  Grund  einer  Theorie,  von  der  Sie  wissen,  dass  sie  eine  juri- 
dische Fiktion  ist?  ...  .  „Sie  sprechen  von  Fremden,  aber  sind 
diese  Fremden  denn  fremde  Untertanen,  oder  sind  es  rumänische 
Untertanen?"  .  .  .  „Es  sind  rumänische  Untertanen,  sie  gemessen 
den  Schutz  keines  anderen  Staates,  und  Sie  selbst  gewähren  Ihnen 
nicht  den  natürlichen  Schutz  unseres  Staates."  .  .  . 

Die  Martyriologie  der  jüdischen  Bevölkerung  in  Rumänien  ist 
in  Europa,  trotz  der  jahrelangen  Proteste  und  Entrüstung,  im  Grunde 
genommen  unbekannt  geblieben.  Wissen  doch  nur  wenige  in  Eu- 
ropa und  Amerika,  dass  die  rumänischen  Juden  nicht  nur  als 
,. Fremde"  behandelt  werden,  sondern  auch  als  „Vagabunden"  und 
„Nihilisten",  die  von  Staats  wegen  gehetzt  und  verfolgt  werden. 
Jeder  Polizeipräfekt,  ja  jeder  Gendarmeriechef  ist  berechtigt,  wenn 
er  ein  Interesse  daran  hat,  jeden  Juden  eines  jeden  Standes  zu 
jeder  Zeit  als  „fremden  Vagabunden"  oder  „Ruhestörer"  ohne  jede 
Begründung  aus  dem  Lande  zu  vertreiben.  Und  dieses  Interesse, 
das  unter  den  rumänischen  Juden  so  viel  Jammer  und  Tränen  seit 
Jahrzehnten  hervorruft,  hat  die  rumänische  Regierung  niemals  ver- 
lassen. Treffend  schreibt  hierüber  der  menschenfreundliche,  seiner- 
zeitige amerikanische  Gesandte  in  Berlin,  Andrew  D.  White  am 
2.  Oktober  1902:  „Ich  erhalte  soeben  den  rumänischen  Bericht, 
und  nichts  gleicht  den  in  diesem  Schriftstück  angezeigten  Grausam- 
keiten, es  sei  denn  die  Reihe  der  Gesetze,  durch  welche  Louis 
XIV.  die  Hugenotten  verfolgt  hatte.  Diese,  welche  man  als 
den  Gipfel  der  Grausamkeit  betrachtete,  sind  durch  die  im  Bericht 
wiedergegebenen  rumänischen  Gesetze  über  troffen  worden."*) 

Zu  einer  Zeit,  da  durch  die  gesamte  Menschheit  der  Ruf  nach 
Frieden  und  Freiheit  geht,  zu  einer  Zeit,  da  der  Kampf  für  das 


*/)  Vgl.  Bulletin  d.  Alliance  Israelite  Universelle  Paris  Armee  1902  (Les 
Isra61ites  des  Roumanie).  —  Zur  Verkürzung  werden  die  diesen  Bulletins  ent- 
nommenen Angaben  in  den  weiteren  Stellen  dieser  Schrift  mit  A.  I.  U. 
bezeichnet. 
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Menschenrecht  von  allen  Nationen  zu  den  Aufgaben  ihrer  Zu- 
kunft erhoben  wird,  ertönt  ein  Schrei  des  Entsetzens  aus  dem  Kö- 
nigreich Rumänien.  Es  ist  der  alte  Notschrei  der  verfolgten  und 
unterdrückten  „Fremden".  Mehr  als  30,000  jüdische  Soldaten 
kämpfen  in  den  Reihen  der  rumänischen  Armee.  Gross  ist  die 
Zahl  der  Juden,  die  in  Erfüllung  ihrer  patriotischen  Pflicht  Leben 
und  Gesundheit  dem  Vaterland  gaben.  Das  Vaterland  blieb  undank- 
bar. Gerade  während  der  Kriegsjahre  herrscht  ein  noch  nie  da- 
gewesenes Schreckensregime  gegen  die  Juden.  Den  Fusstapfen  des 
russischen  Zarismus  folgend,  haben  auch  die  rumänischen  Macht- 
haber die  Juden  als  „Spione"  und  „Verräter"  vor  aller  Welt  ver- 
leumdet, um  die  Schuld  an  allen  Fehlern  und  Misserfolgen  auf  die 
Juden  abzuwälzen.  Massenvertreibungen,  Verhaftungen,  Execu- 
tionen  selbst  Hinrichtung  Unschuldiger  sind  an  der  Tagesordnung. 
Ein  Schrei  der  Entrüstung  geht  durch  die  gesamte  jüdische  Welt. 

„Rumänien  ist  dafür  Europa  Rechenschaft  schuldig,  sagt 
der  erwähnte  Spartacus,  „und  Europa  hat  die  moralische  Pflicht,  diese 
Rechenschaft  zu  verlangen.  So  wie  Rumänien  handelt,  handelt  es 
gegen  die  Intentionen  seiner  Schöpfer,  handelt  es  sogar  gegen  die 
„Ratio"  seines  eigenen  Bestandes:  ein  anarchistisches  Rumänien, 
ein  Rumänien,  in  welchem  Anarchie  von  oben  getrieben  wird, 
hat  Europa  nicht  gewollt,  kann  Europa  nicht  wollen,  wird  Europa 
nicht  wollen.  Es  disqualifiziert  sich  zu  dem,  wozu  es  bestimmt  war 
und  bestimmt  ist  rein  kulturelles  Bollwerk  im  Osten  zu  sein,  ein 
freiheitlicher  Musterstaat  für  die  Balkanländer,  ein  zivilisatorischer 
Brennpunkt  für  dieselben  —  es  ist  zur  Stunde  von  alledem  ein 
striktes  Gegenteil!" 

Wir  haben  dieser  vor  etwa  zwei  Jahrzehnten  erhobenen  Anklage 
nichts  hinzuzufügen. 

Ungeachtet  des  tiefen  Mitgefühls  für  die  schwer  geprüften  ru- 
mänischen Juden  darf  die  vorliegende  Schrift  von  sich  sagen :  Sie 
ist  nicht  in  blindem  Hasse,  weder  gegen  den  rumänischen  Staat, 
noch  gegen  das  rumänische  Volk,  entstanden.  Gegen  die  traditionell 
gewordene  Verfolgungspolitik  der  rumänischen  Machthaber  soll 
Protest  erhoben  werden.  Im  Bestreben  strenger  Sachlichkeit 
hat  die  Schrift  den  Umständen  der  Zeit  Rechnung  getragen. 
Keine  Zeile,  die  über  die  rumänischen  Judenverfolgungen  während 
des  Krieges   in  den  mit  Rumänien    kriegführenden    Ländern    er- 
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schienen  ist,  wurde  benutzt.  Nur  solche  Daten  und  Materialien 
wurden  verwandt,  die  in  den  mit  Rumänien  befreundeten  oder  ver- 
bündeten Ländern  ihren  Ursprung  haben.  Was  die  vorliegende 
Schrift  will,  ist  Recht  und  Gerechtigkeit  für  die  Juden  in  Rumänien. 

Die  rumänische  Regierung  hat  an  dem  Berliner  Vertrag  von 
1878  bewiesen,  dass  internationale  Vereinbarungen  für  sie  nicht 
bindend  sind.  Es  soll  anders  werden.  Eine  bessere  Zukunft  —  die 
leidende  Menschheit  erwartet  sie  —  soll  uns  Verträge  und  Gesetze 
bringen,  die  weder  Unterdrücker  noch  Unterdrückte  kennen.  Ru- 
mänien soll  es  diesmal  nicht  gelingen,  sich  dieser  Forderung  der 
gesamten  gesitteten  Menschheit  zu  entziehen. 

Wir  stehen  am  Morgen  einer  neuen  Epoche.  Aus  Strömen  von 
Blut  und  Tränen  leuchtet  uns  eine  neue  Menschheit  entgegen,  ein 
Zeitalter  von  Recht  und  Freiheit.  Auch  die  rumänischen  Juden 
sollen  nicht  vergessen  werden.  Das  ist  der  Zweck  der  vorliegenden 
Schrift. 


Für  die  Abfassung  der  vorliegenden  Schrift  haben  die  freund- 
lichst zur  Verfügung  gestellten  grossen  Bibliotheksammlungen  des 
Herrn  Professor  D.  Simonsen  in  Kopenhagen  wesentliche 
Dienste  geleistet.  Den  reichen  Kenntnissen  dieses  unermüdlichen 
und  verdienstvollen  Vorkämpfers  auf  dem  Gebiete  der  jüdischen 
Gleichberechtigung  verdankt  die  Schrift  auch  manch  wertvollen 
Fingerzeig.  Es  sei  ihm  an  dieser  Stelle  herzlicher  Dank  gesagt. 

Kopenhagen,  December  1917. 

Dr.  S.  Bernstein. 


I. 

DIE  JUDEN  IN  RUMÄNIEN  BIS  ZUM 
BERLINER  VERTRAG  (1878). 

Geschichtliches.  —  Die  historische  Fälschung  der  Bezeichnung  der  rumä- 
nischen Juden  als  „Fremde"  .  —  Die  Juden'  in  der  Moldau  und  Walachei  im 
15.  und  16.  Jahrhundert.  —  Die  jüdische  Gemeindeorganisation  im  17.  und  18. 
Jahrhundert.  —  Die  ursprüngliche  Gleichberechtigung  der  rumänischen  Juden 
laut  der  Konstantinopeler  Konvention  von  1856.  —  Die  Aufhebung  dieser  Be- 
schlüsse durch  die  Pariser  Konferenz  von  1858.  —  Der  erfolglose  Versuch  des 
Fürsten  Cuza,  die  rechtliche  Lage  der  Juden  bei  der  Verfassungsrevision  von 
1864  zu  verbessern.  —  Die  Abdankung  Cuza 's  und  die  Thronbesteigung  des 
Fürsten  Carol  1866.  —  Beginn  der  rücksichtslosen  „Fremdenpolitik"  gegenüber 
dien  eingeborenen  Juden  und  die  Einführung  des  Staatsantisemitismus.  —  Beginn 
der  Judenverfolgungen.  —  Die  „Judenertränkungen"  in  Galatz  1867.  —  Die 
grosse  Entrüstung  in  Europa.  —  Die  Collectivnoten  der  europäischen  Consuln. 


iE  rumänische  Regierung  bezeichnet  die  rumänischen 
(Juden  als  „Fremde".  Wir  werden  im  weiteren  Ver- 
folge sehen,  dass  es  sich  hier  um  eine  staatsrechtliche 
Fälschung,  um  eine  juridische  Fiction  handelt.  Hier 
soll  zunächst  der  Nachweis  geführt  werden,  dass  die 
offizielle  Bezeichnung  der  rumänischen  Juden  als  Fremde  auch 
eine  historische  Fälschung  ist.  Der  Verfasser  des  ausgezeichneten 
Buches  „Les  juifs  en  Roumanie",  Londres  1900,  der  rumänisch-poli- 
tische Emigrant,  Sincerus  (Dr.  Edmond  Schwarzfeld)  widmet  am 
Schluss  seines  Buches  dieser  Frage  ein  besonderes  Kapitel,  in  wel- 
chem er  gestützt  auf  zahlreiche  wissenschaftliche  Quellen  die  offizi- 
elle Bezeichnung  der  rumänischen  Regierung  als  eine  böswillige 
Entstellung  der  historisch-wissenschaftlichen  Tatsachen  zurückweist. 
„Wir  werden  nicht  auf  die  Zeit  der  Daken  zurückgehen,  sagt 
Schwarzfeld,  obwohl  nach  Behauptung  einiger  Historiker  es  schon 
damals  Juden  in  Rumänien  gab.  Decebal  hätte  ihnen  die  Stadt 
Thalmus  oder  Talmaci  am  Rothen  Thurm  in  Siebenbürgen  zuge- 
wiesen. Wir  werden  auch  nicht  über  die  Chosarischen  Juden  spre- 
chen, die  Vaillant  als  Stammesverwandte  der  rumänischen  Juden  be- 
zeichnet. Historisch  bewiesen  ist  es  aber,  dass  die  Juden  sich  in 
der  Walachei  gegen  1367  kurz  nach  Gründung  dieses  Fürstentums, 
unter  Ladislau  Bassarab  niedergelassen   haben    nachdem  sie  von 
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Ludwig  dem  Grossen  aus  Ungarn  vertrieben  wurden."  Bereits 
unter  den  von  Vlad  Tzepesch  (1456 — 1476)  verfolgten  Walachen 
finden  wir  zahlreiche  jüdische  Kaufleute.  Ein  Dokument  von  1574 
bestätigt,  dass  Juden  sich  in  der  Moldau  unter  Roman  I  (1391 — 
1394)  und  Alexander  dem  Guten  (1401 — 1433)  befanden,  wo  die 
Fürsten  ihnen  Chrysobulen  erteilten  auf  Grund  welcher  sie  ge- 
wisse Privilegien  genossen  und  im  Lande  frei  leben  durften.  Wir 
finden  sie  überdies  ansässig  in  Suceava,  der  Haupstadt  des  Für- 
stentums unter  Stephan  dem  Grossen.  Stephan  und  sein  Sohn 
Bogdan  (1457 — 1517)  hatten  einen  Hofjuden  namens  Benjamin 
Schorr,  dem  als  Intendanten  sogar  der  Rang  eines  Logotheten  ver- 
liehen wurde. 

Im  Jahre  1552  findet  man  zahlreiche  Juden,  die  in  den  Dörfern 
der  Walachei  ansässig  sind.  Sie  betreiben  den  Pferdehandel  in  der 
Moldau  vom  Anfang  des  16.  Jahrhunderts.  Im  jähre  1579  ver- 
treibt Peter  der  Krumme  die  Juden  aus  der  Moldau,  aber  schon 
im  Jahre  1612  erlässt  Stephan  Tomsha  eine  Aufforderung  an  die 
vertriebenen  Juden,  in  ihre  Heimat  zurückzukehren.  Im  Jahre  1593 
hören  wir  von  blutigen  Massakres  gegen  die  Juden  in  Bukarest 
unter  Mihail  dem  Tapfern. 

Bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  beschäftigen 
sich  die  Landesgesetze  unter  Basile  Lupu  in  der  Moldau  und  Matei 
Bassarab  in  der  Walachei  mit  den  jüdischen  Bewohnern.  In  der 
Moldau  werden  sie  ziemlich  günstig  behandelt.  In  der  Walachei 
werden  gegen  die  Juden  Massnahmen  eingeführt,  die  den  mittel- 
alterlichen Judengesetzen  des  westlichen  Europa  nachgeahmt  sind. 
Gegen  Mitte  desselben  Jahrhunderts  leiden  die  Juden  in  Rumänien 
furchtbar  von  den  Kosaken  des  Chmielnicki  anlässlich  seines  gros- 
sen Aufstandes.  Besonders  hatten  damals  die  Juden  in  Jassy 
schwere  Verfolgungen  auszustehen. 

Zu  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  sehen  wir  die  moldauischen 
Juden  im  ganzen  Lande,  in  Städten  und  in  Dörfern  wohnen.  Die 
rumänischen  Juden  verfügen  bereits  über  eine  Gemeindeorganisa- 
tion, wie  sie  die  benachbarten  Länder  nicht  kennen.  An  der  Spitze 
der  jüdischen  Gemeinden  steht  ein  Hahambascha  (Oberrabbiner), 
der  durch  ein  Dekret  des  Fürsten  ernannt  wird  und  dessen  Juris- 
diktion auch  die  Juden  der  Walachei  unterworfen  sind.  Ausser  dem 
Hahambascha  gibt  es  in  den  Hauptstädten  Vertreter  des  geistli- 
chen Oberhauptes,  die  die   eingeborenen  Juden   vor   den   Lokal- 
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behörden  vertreten.  An  der  Spitze  einer  jeden  Gemeinde  stehen 
einer  oder  mehrere  Geistliche,  die  vom  Fürsten  laut  Empfehlung 
des  Hahambascha  bestätigt  werden  und  dieselben  Privilegien  wie 
die  höheren  Klassen  gemessen.  Die  Juden  der  Moldau  haben  an 
Zahl  bereits  derartig  zugenommen,  dass  sie  unter  den  Anhängern 
der  Sekten  des  Sabbatai-Zewi,  der  Frankisten  und  später  der  Chas- 
sidim  stark  vertreten  sind.  Zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts  haben 
sich  die  Gemeinden  derartig  vergrössert,  dass  nicht  nur  Rabbiner, 
sondern  auch  zahlreiche  Dajanim  (Hilfs-Rabbiner)  angestellt 
werden." 

Sulz  er  (Geschichte  des  Transalpischen  Daciens  II.  S.  150) 
schreibt :  „Zu  dieser  Zeit  ist  die  Zahl  der  Juden  in  der  Moldau  so 
gross,  dass  es  fast  keine  Sta/It,  kein  Städtchen  und  kein  Dorf  gibt, 
wo  man  keine  Juden  findet.  Allein  in  der  Bukowina,  als  die  Oester- 
r eicher  dieses  Land  in  Besitz  nahmen,  wohnten  laut  offizieller 
Statistik,  1050  jüdische  Familien  mit  einer  Seelenzahl  von  4630, 
zum  grössten  Teil  Handwerker.  Eine  Statistik  der  moldauischen 
Steuerzahler  von  1803  ergiebt  die  Zahl  von  4000  jüdischen  Steuer- 
zahlern. Bedenkt  man,  dass  die  jüdischen,  sowie  christlichen  Kör- 
perschaften zu  jener  Zeit  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  zu  verheim- 
lichen suchten,  so  darf  man  daraus  schliessen,  dass  die  Zahl  der 
Juden  eine  bedeutende  war.  Die  Zahl  von  4000  Steuerzahlern  ist 
besonders  beachtenswert,  wenn  man  in  Betracht  zieht,  dass  die 
Gesamtzahl  der  Steuerzahler  sich  im  Jahre  1775  etwa  auf  70,000 
belief  und  die  Gesamtzahl  der  moldauischen  Bevölkerung  laut  Be- 
richten von  1773  etwa  eine  Viertel  Million  ausmachte."  Die  rumä- 
nischen Geschichtschreiber  berichten  von  24  grösseren  rumänischen 
Städten,  in  denen  damals  jüdische  Gemeinden  existiert  haben. 

„Die  Eigenschaft  als  eingeborener  Jude,  als  rumänischer  Jude, 
die  heute  wie  eine  Legende  klingt,  sagt  Schwarzfeld,  stand  damals 
ausserhalb  jeder  Diskussion.  In  allen  offiziellen  Dokumenten,  sowie 
in  den  fürstlichen  Chrysobulen  werden  die  Juden  als  eingeborene 
(pamanteni)  bezeichnet.  Ja,  noch  im  Gesetz  für  die  Städte  und 
Dörfer  vom  13.— 25.  März  1874  ist  im  Art.  24  ausdrücklich  von 
eingeborenen  Juden  die  Rede  (im  Anschluss  an  den  Art.  26  des 
Kommunalgesetzes  vom  31.  März— 12.  April  1864).  Wie  schlecht 
muss  das  Gewissen  derjenigen  sein,  die  den  Mut  haben,  zu  be- 
haupten, es  habe  in  Rumänien  niemals  eingeborene  Juden  gegeben." 

Einen  eigentlichen  jüdischen  Fremdenzuzug  gab  es  in  Rumä- 
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nien  in  der  ersten  Hälfte  des  neunzehnten  Jahrhunderts.  Es  waren 
dies  Flüchtlinge  hauptsächlich  im  Alter  von  12 — 15  Jahren,  Kin- 
der, die  von  ihren  Eltern  in  den  russischen  Gouvernements  Wol- 
hynien  und  Podolien  nach  der  Moldau  gebracht  wurden,  um  dem 
grausamen  Rekrutierungsgesetz  des  Zaren  Nikolaus  I.  zu  ent- 
gehen, welches  die  jüdischen  Kinder  als  sogenannte  Kantonisten 
fast  zu  lebenslänglichem  Militärdienst  in  die  entlegensten  Ge- 
biete Russlands  verbannte.  Im  ganzen  dürften  etwa  zweitau- 
send solcher  Flüchtlinge  nach  dem  damaligen  Fürstentum  Moldau 
gekommen  sein.*) 

Als  das  Freiheitsjahr  1848  die  europäischen  Staaten  durch- 
brauste, erlebten  auch  die  rumänischen  Fürstentümer  ihren  „Früh- 
ling". Ueberall  bildeten  sich  unter  der  Leitung  der  städtischen, 
liberal  aufgeklärten  Elemente  Komites  der  Aufständischen,  die  die 
Fackel  der  Freiheit  in  die  Bauernmassen  trugen.  In  zahlreichen 
Aufrufen  und  Proklamationen  verkündeten  sie  das  nunmehrige  In- 
krafttreten der  Freiheits-  und  Gleichheitsprinzipien,  die  Abschaf- 
fung jeder  Sklaverei,  die  Aufhebung  der  Steuerfreiheit  der  Bojaren 
und  der  Fremden  und  proklamierten  die  vollständige  Gleichbe- 
rechtigung der  jüdischen  Bevölkerung.  Die  Juden  erwiesen  den 
Aufständischen  die  grösste  Unterstützung,  und  sie  wähnten  sich 
schon  im  Besitze  der  Menschenrechte.  Die  Enttäuschung  Hess  nicht 
lange  auf  sich  warten.  Die  Bojaren  haben  die  Aufständischen  mit 
Hilfe  der  Russen  und  der  Türken  bald  blutig  unterdrückt,  um 
die  Politik  der  Unterdrückung  und  der  Unterjochung  der  Bauern 
und  der  Juden  ungehindert  fortzusetzen. 

Zu  Beginn  der  60-er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  schien  die 
Gleichberechtigung  der  rumänischen  Juden  nicht  mehr  in  weite 
Ferne  gerückt,  Fürst  Cuza  antwortete  am  1.  Januar  1864  auf  die 


*)  Die  rumänischen  Antisemiten  haben  mehrfach  versucht,  die  Rechtlosig- 
keit der  rumänischen  Juden  dadurch  zu  rechtfertigen,  dass  man  damit  die 
drohende  Invasion  von  Juden  aus  dem  benachbarten  Russland  verhindern  wollte. 
Die  Begründung  ist 'eine  völlig  haltlose.  Niemals  hat  sich  unter  den  russischen 
Juden  die  Tendenz  zur  Emigration  nach  Rumänien  geltend  gemacht.  Die 
Tatsache,  dass  während  dbr  October-Pogrome  1905  etwa  3500  Juden  aus 
Bessarabien  nach  Rumänien  geflüchtet  sind,  ist  nicht  beweiskräftig.  Bereits 
in  den  ersten  Monaten  des  Jahres  1906  haben  nach  offiziellen  rumänischen  An- 
gaben mehr  als  2500  der  jüdischen  Flüchtlinge  Rumänien  wieder  verlassen. 
Der  Rest  ist  während  des  Jahres  1907  teils  flach  Russland  zurückgekehrt,  teils 
nach  Amerika  ausgewandert.   Vgl.  auch  die  Bulletins  der  A.  I.  U.  von  190(5 — 07. 
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Huldigungsglückwünsche  der  Juden:  „In  diesem  Jahre  werden  die 
rumänischen  Israeliten  sich  zu  neuen  Rechten  beglückwünschen 
dürfen.  Ich  habe  ihnen  alles  geben  wollen,  aber  ich  habe  nicht 
gekonnt.  Sie  werden  eine  stufenweise  Emanzipation  haben.  Wo 
immer  ich  gewesen  bin,  überall  habe  ich  sie  geliebt  und  habe  keine 
Religionsunterschiede  gemacht."  Das  Versprechen  des  Fürsten  ging 
bald  darauf  in  Erfüllung.  Die  Kammer  nahm  1864  den  Artikel  26 
an,  der  mehreren  Kategorien  von  eingeborenen  Juden  die  Kommu- 
nalrechte zusprach.  Erst  mit  der  Beseitigung  des  rumänischen  Für- 
sten Cuza  und  der  Thronbesteigung  des  Königs  Carol  1866  beginnt 
die  eigentliche  „Fremdenpolitik"  gegenüber  der  eingeborenen  jüdi- 
schen Bevölkerung. 

Besondere  gegen  die  Juden  gerichtete  Verordnungen  existier- 
ten in  Rumänien  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 
Das  Reglement  organique  beschäftigt  sich  schon  1831  mit  dem  Auf- 
enthalt der  Juden  auf  dem  Lande  und  knüpft  das  Wohnrecht  der- 
selben in  den  Landgemeinden  an  den  Besitz  eines  bestimmten  Ver- 
mögens. Aber  unter  der  Regierung  der  eingeborenen  rumänischen 
Fürsten  sind  diese  Reglements  fast  in  Vergessenheit  geraten,  und 
wurden  nur  in  sehr  seltenen  Fällen  angewandt.  Jahrzehntelang 
konnten  die  Juden  ruhig  und  ungestört  in  den  beiden  Fürstentümern 
leben,  und  sind  abgesehen  von  der  Unruhe,  die  anlässlich  einer 
Ritualmordaffäre  im  April  1859  entstanden  ist,  so  gut  wie  gar  nicht 
behelligt  worden.  Nach  der  Vereinigung  der  Moldau  und  Walachei 
und  dem  Regierungsantritt  des  Fürsten  Carol  begannen  die  Juden- 
verfolgungen von  neuem,  und  zwar  unter  einem  ausgesprochenen 
sozialen  und  politischen  Gepräge.  Die  religiösen  Motive  spielten 
dabei  nur  eine  ganz  geringe  Rolle. 

In  einem  Briefe  vom  28.  Juli  1866  zitiert  Crömieux  die  wört- 
liche Erklärung,  die  der  eben  gewählte  Fürst  Carol  ihm  wegen 
der  rechtlichen  Lage  der  rumänischen  Juden  abgegeben  hat*) : 
„Diese  Verfolgungen  sind  eine  Schande  und  ich  werde  meine  Ehre 
darein  setzen,  sie  zu  bekämpfen.  Die  vollständige  Emanzipation 
der  Juden  wird  in  mir  den  eifrigsten  und  ergebensten  Verfechter 
finden."  Die  allernächste  Zukunft  hat  bewiesen,  wie  ernst  die  Er- 
klärung des  Fürsten  aufzufassen  war. 


*0  La  Situation  des  Israelites  en  Turquie,  en  Serbie  et  en  Roumanie  par 
lsidor  Loeb,  Paris  1874  (p.  148).  2* 
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Betrachtet  man  die  Geschichte  der  jüdischen  Gesetzgebung 
in  Rumänien,  so  konstatiert  man  folgende  Tatsache:  Je  älter  die 
Gesetzgebung,  desto  liberaler  und  humaner  ist  sie;  je  mehr  man 
sich  dem  20.  Jahrhundert,  der  Epoche  der  Kultur  und  Civili- 
sation,  nähert,  desto  rückschrittlicher,  inhumaner  und  unge- 
rechter ist  die  Gesetzgebung.  Beginnen  wir  mit  der  Konstantinope- 
ler  Konvention  von  1856,  die  die  Juden  vor  dem  Gesetz  gleich- 
stellt. In  dem  Protokoll  jener  Konferenz  finden  wir  nämlich  folgende 
Bestimmungen : 

„XIII.  Sämtliche  Religionen  und  deren  Angehörige  erfreuen 
sich  gleicher  Freiheit  und  gleichen  Schutzes  in  beiden  Fürsten- 
tümern". 

„XVII.  Sämtliche  Klassen  der  Bevölkerung,  ohne  Unterschied 
der  Geburt  und  Religion,  gemessen  die  gleichen  zivilen  Rechte, 
besonders  das  Eigentumsrecht,  in  jeder  Beziehung.  Nur  die  Aus- 
übung der  politischen  Rechte  bleibt  den  Einheimischen,  die  dem 
Schutze  einer  fremden  Macht  unterstehen,  verwehrt." 

Aber  die  rumänischen  Frohnherren  beginnen  sofort  einen  un- 
erbittlichen Kampf  gegen  die  liberale  Gesetzgebung,  die  es  ihnen 
unmöglich  machen  würde,  die  Juden  wie  bisher  zum  Object  ihrer, 
Intrigenspiele  und  Verhetzungspolitik  zu  machen.  Es  ist  eine  Ironie 
des  Schicksals,  dass  dieses  reaktionäre  Manöver  ihnen  gerade  in 
Paris,  der  Stadt  wo  zuerst  die  Menschenrechte  proklamiert  wurden, 
gelingt.  In  der  bereits  nach  zwei  Jahren  abgehaltenen  Pariser  Kon- 
vention von  1858  werden  neue  Gesetze  beschlossen,  die  hinsichtlich 
der  Juden  einen  Ausnahmezustand  schaffen : 

„Art.  46.  Sämtliche  Moldauer  und  Walachen  sind  gleich  vor  dem 
Gesetze  bei  der  Steuerbelastung  und  sind  alle  gleichmässig  zu  den 
Staatsämtern  zuzulassen. 

„Nur  die  Moldauer  und  Walachen  der  christlichen  Kulten 
gemessen  politische  Rechte.  Der  Genuss  dieser  Rechte  kann  durch 
gesetzgeberische  Massnahmen  auch  auf  die  anderen  Religionen  aus- 
gedehnt werden". 

Die  Hoffnungen,  die  die  rumänischen  Juden  nach  der  Kon- 
stantinopeler  Konvention  mit  Recht  gehegt  hatten,  sind  somit  durch 
die  bojarischen  Intrigen  in  Paris  zunichte  geworden.  Sie  bleiben 
sämtlicher  Rechte  beraubt  und  im  weiteren  Verfolge  tun  die  rumä- 
nischen Machthaber  alles,  um  durch  neue  Verfügungen  und  Ver- 
ordnungen den  Juden  Existenz  und  Erwerb  zu  erschweren. 
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Die  agrarischen  Unruhen  und  die  allgemeine  Unzufriedenheit 
im  Lande  zwingen  die  rumänische  Regierung  aber  zu  weiteren  Ver- 
fassungsrevisionen, und  schon  sechs  Jahre  später,  1864,  wird  in 
Rumänien  eine  Änderung  der  Verfassung  und  des  Zivilcodex  be- 
schlossen. Der  rumänische  Fürst  Joan  Cuza,  der  wegen  seiner 
liberalen  Anschauungen  stets  allerlei  Händel  mit  der  reaktionären 
Bojaren-Clique  auszufechten  hatte,  entschloss  sich,  bei  dieser  Ver- 
fassungsrevision auch  den  Juden  eine  gewisse  Begünstigung  ange- 
deihen  zu  lassen.  In  dem  Zivilcodex  wird  folgender,  die  Juden 
berührender  Artikel  beschlossen: 

„Art.  9.  Diejenigen  (in  Rumänien  geborenen  und  erzogenen 
Personen),  welche  nicht  der  christlichen  Religion  angehören,  kön- 
nen die  Eigenschaft  und  die  Rechte  der  rumänischen  Bürger  nur 
nach  Erfüllung  der  vom  Art.  16  dieses  Codex  vorgeschriebenen 
Bedingungen  erhalten".  Dieser  Art.  16  lautet:  Der  Fremde,  welcher 
sich  in  Rumänien  naturalisieren  lassen  will,  soll  dieses  durch  ein 
an  den  Fürsten  gerichtetes  Gesuch  verlangen  ..." 

.  .  .  „Wenn  dieser  Fremde  nachher  noch  10  Jahre  in  Lande 
bleibt  und  durch  seine  Aufführung  und  Taten  beweist,  dass  er 
dem  Lande  nützlich  ist,  so  kann  ihm  die  gesetzgebende  Körper- 
schaft nach  Initiative  des  Fürsten  und  Anhörung  des  Staatsrates 
das  Naturalisationsdecret  mit  fürsdicher  Sanktion  und  Promul- 
gation verleihen". 

Zwei  Jahre  später  zwangen  die  Intrigen  der  Bojaren-Familien 
den  Fürsten  Cuza  zur  Abdankung.  Ihm  folgte  ein  ausländischer 
Fürst  aus  der  Hohenzollern-Dynastie.  Die  rumänischen  Juden 
knüpften  an  den  Thronwechsel  wiederum  allerlei  Hoffnungen. 
Durften  sie  doch  mit  Recht  erwarten,  dass  ein  moderner  Fürst  aus 
einer  europäischen  Herrscher familie  der  elenden  Judengesetz- 
gebung ein  für  alle  Mal  ein  Ende  machen  würde.  Sie  sollten  schwer 
enttäuscht  werden.  Die  Regierung  des  Fürsten  Carol  schlägt  1866 
der  konstituirenden  Versammlung  die  Annahme  des  folgenden  Ar- 
tikels vor : 

„Die  Confession  bildet  kein  Hinderniss  zur  Erlangung  der 
Bürgerrechte  in  Rumänien. 

„Bezüglich  der  in  Rumänen  bereits  ansässigen  Juden  wird  ein 
besonderes  Gesetz  deren  Zulassung  zur  Naturalisation  und  folg- 
lich auch  zu  den  Bürgerrechten  regeln". 

Die  rumänische  Machthaber  wussten,   dass  es  mit  der  Na- 
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turalisation  der  Juden  nicht  ernst  gemeint  war.  Sie  befürchteten  aber, 
dass  selbst  dieses  lose  und  unklare  Gesetz  in  einem  späteren  Zeit- 
punkt dazu  benutzt  werden  könnte,  die  Gleichberechtigung  der 
Juden  zu  erreichen.  Sie  waren  daher  entschlossen,  die  günstige  Ge- 
legenheit, die  Rechtlosigkeit  der  Juden  zu  legalisieren,  nicht  un- 
benutzt zu  lassen.  Der  greise  Freiheitskämpfer  Cremieux  war  her- 
beigeeilt, um  die  rumänische  Regierung  durch  seine  feurigen  Reden 
vor  der  versammelten  Regierung  und  den  Abgeordneten  über  die 
den  Juden  zugefügten  Ungerechtigkeiten  aufzuklären.  Die  Bo- 
jaren, namentlich  die  fremden  „rumanisierten"  Bojaren  taten 
indes  das  ihre.  In  aller  Eile  wurden  judenfeindliche  Gas- 
sendemonstrationen arrangiert,  um  nach  innen  und  nach  aussen 
die  wahre  judenfeindliche  „Volksstimmung"  zu  bekunden.  Der 
Fürst  „beugt"  sich  vor  der  Volksstimmung,  und  die  Komödie  ist 
zu  Ende.  Die  Konstituante  beschliesst: 

„Art.  7.  Nur  Christen  können  rumänische  Bürgerrechte  er- 
langen" . 

Der  rumänische  politische  Emigrant  Jericho-Polonius  gibt  über 
die  Erlebnisse  jener  Tage  folgende  treffende  Schilderung: 

„Der  fremde  Prinz  beschwört  diese  Verfassung,  durch  welche 
ein  beträchtlicher  Teil  der  rumänischen  Bevölkerung  entrechtet, 
unterdrückt  und  verfolgt  werden  soll.  Die  Juden,  die  seit  undenk- 
baren Zeiten  im  Lande  wohnen,  sämtliche  Gefahren  des  Landes 
mitausgestanden  haben,  werden  von  einem  durch  Abstammung, 
Sprache  und  Sitten  dem  Lande  fremden  Prinzen  als  Fremde  erklärt. 

In  der  Zeit  des  Prinzen  wird  in  Rumänien  eine  neue  Ein- 
richtung importiert.  Der  Staatsantisemitismus  gelangt  zur 
grossen  Blüte  in  diesem  Lande,  in  einer  jeder  Zivilisation  hohn- 
sprechenden Ausdehnung. 

Ist  schon  diese  Verfassung  ein  Rückschritt  gegen  die  etwas 
liberalere  vom  Jahre  1864,  so  beginnen  seit  diesem  Tage  eine  ganze 
Reihe  von  Verfügungen  und  Willkürakten  die  Existenz  der  Juden 
in  Rumänien  zu  erschweren,  und  eine  ununterbrochene  Kette  von 
Verfolgungen,  Unterdrückungen  und  Qualen  kennzeichnet  (seit- 
dem) die  jüdische  Geschichte  in  Rumänien.  Unter  dem  Namen 
„Fremde"  werden  sie  als  Vagabunden  erklärt,  gehetzt  und  gejagt, 
ein  jedes  neue  Gesetz  beschäftigt  sich  mit  ihnen.  Die  antisemiti- 
schen Excesse    erhalten    durch    die  Demolierung   der    neuen    in 
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einem  grossartigen  Stile  erbauten  Synagoge  in  Bucarest  ihre 
erste  Weihe.  Die  Nationalgarde  erschien  wie  gewöhnlich  zu  spät 
auf  dem  Schauplatze  und  ihre  Mission  bestand  darin,  die  Trümmer 
zu  hüten. 

Eine  ganze  Reihe  von  Verfolgungen  schliesst  sich  diesen  ersten 
Ausschreitungen  an,  und  die  ganze  Action  der  Regierung  scheint 
sich  auf  die  materielle  Vernichtung  der  Juden  zu  koncentrieren. 

Am  20.  Mai  1867  erlässt  die  rumänische  Regierung  an  sämt- 
liche Präfekten  den  Befehl,  die  Juden  aufzugreifen  und  die- 
jenigen, welche  nicht  wenigstens  5000  Piaster  besitzen  (gemäss 
einer  veralteten  Verordnung),  als  „Vagabunden"  zu  erklären  und 
aus  dem  Lande  zu  weisen. 

Der  Eifer  der  Subalternen  übersteigt  noch  die  Absicht  des 
Ministers,  und  der  Willkür  und  Erpressungssucht  der  Beamten 
wird  Tür  und  Tor  geöffnet. 

Eine  wilde  Jagd  beginnt;  überall  werden  die  Juden  mit  Bra- 
chialgewalt aus  ihren  Behausungen  geschleppt  und  auf  die  Land- 
strasse geworfen.  ..." 

Das  Jahr  1867  darf  als  der  Beginn  der  eigentlichen  rumäni- 
schen Judenpolitik  bezeichnet  werden.  Es  war  ein  unglücklicher  An- 
fang, ein  Schrecken,  der  heute  noch,  nach  mehr  als  fünfzig  Jahren, 
kein  Ende  hat.  Einige  Dokumente  aus  der  grossen  Fülle  des  Ma- 
terials aus  jener  finsteren  Zeit,  die  heute  noch  fortlebt,  sollen  den 
„modern  europäischen"  Anfang  der  rumänischen  Judenpolitik 
beleuchten. 

Welche  Entrüstung  damals  die  brutalen  rumänischen  Judenver- 
folgungen in  Europa  hervorgerufen  haben,  geht  aus  dem  scharfen 
telegrafischen  Protest  hervor,  den  Napoleon  III.  im  Juli  1867  an 
den  Fürsten  Carol  von  Rumänien  gerichtet  hat,  ebenso  aus  den 
Collectivnoten  der  europäischen  Konsuln  in  Rumänien: 

TELEGRAMM  NAPOLEON  III. 

„Ich  kann  unmöglich  Ihre  Hoheit  in  Unkenntnis  darüber 
lassen,  wie  bewegt  die  öffentliche  Meinung  hier  ist  über  die  Ver- 
folgungen, deren  Opfer  wie  man  sagt,  die  Juden  der  Moldau  sein 
sollen.  Ich  kann  nicht  annehmen,  dass  die  erleuchtete  Regierung 
Ihrer  Hoheit  solche  jeder  Humanität  und  Civilisation  wider- 
strebenden Massnahmen  gutheissen  soll." 

Napoleon. 
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COLLECTIVNOTE  DER  EUROPÄISCHEN  CONSULN 

Galatz,  den  3.— 15.  Juli  1867. 

„Die  unterzeichneten  Konsuln  erfahren  soeben  durch  die 
öffentliche  Meinung  und  durch  zuverlässige  Informationen  die 
bejammernswerten  Scenen,  die  sich  gestern  im  Hafen  von  Galatz 
ereignet  haben. 

Eine  Anzahl  von  9  oder  10  Israeliten  wurden  vergangenen 
Samstag  auf  Befehl  der  Ortsbehörde  aus  dem  Lande  vertrieben. 
Gendarmen  brachten  sie  in  einem  kleinen  Boote  an  das  türkische 
Ufer.  Unter  diesen  armen  Leuten  befand  sich  ein  Greis,  der  so 
schwach  war,  dass  zwei  Soldaten  ihn  halten  mussten,  um  ihn  in 
das  Boot  hineinzubringen. 

Anstatt  diese  Israeliten  der  türkischen  Wache  in  Zatoka  zu 
übergeben,  führten  die  Soldaten,  welche  die  Befehle  der  Ver- 
waltung auszuführen  hatten,  diese  Leute  auf  eine  unbebaute  Insel 
gegenüber  von  Galatz,  die  von  Wasser  überschwemmt  war,  und 
warfen  sie,  wie  sie  es  ähnlich  schon  früher  getan  hatten,  in  den 
Morast. 

Die  türkischen  Soldaten  suchten  sie  am  Abend  des  Samstag 
auf  und  brachten  sie  gestern  nach  Galatz,  wo  sie  der  rumänischen 
Hafengarde  übergeben  werden  sollten.  Anstatt  diese  Unglücklichen, 
die  vor  Müdigkeit  erschöpft  waren,  aufzunehmen,  zumal  sie  nach 
der  uns  gegebenen  Versicherung  moldau-walachische  Untertanen 
waren,  stiessen  die  Soldaten  mit  Kolbenstössen  und  Bajonetten 
sie  in  das  Wasser.  Zwei  Juden,  von  denen  der  eine  der  (oben- 
erwähnte) kranke  Greis,  der  andere  ein  junger  Mann  war,  suchten, 
da  sie  sich  durch  die  Bajonette  bedroht  sahen,  in  das  türkische 
Boot  zu  flüchten;  allein  dies  gelang  ihnen  nicht,  durch  den  Strom 
erfasst,  ertranken  sie.  Kein  Versuch  wurde  von  Seiten  der  rumäni- 
schen Wachmannschaft  gemacht,  diese  beiden  Menschen  zu  retten, 
die  vor  ihren  Augen  in  geringer  Entfernung  vom  Ufer  ertranken, 
während  das  türkische  Boot,  mit  drei  Zuaven  bemannt,  sich  rasch 
entfernte.  Ein  Boot  des  Dampfschiffes  „Mercur"  von  der  Oester- 
reich-Donau-Gesellschaft,  das  rasch  ausgesetzt  war,  kam  zu  spät, 
um  sie  zu  retten.  Die  anderen  Personen  wurden  endlich  aufgenom- 
men und  in  Arrest  gebracht,  nachdem  man  sie  einige  Zeit  im 
Wasser,   den  Gluten  der  Sonne  ausgesetzt,   hatte  stehen  lassen. 

Wir  wissen    nicht,    ob    unter   diesen  Israeliten   sich  Fremde 
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befinden,  aber  in  Anbetracht  der  notorischen  Verfolgung,  deren 
Gegenstand  die  Israeliten  in  diesem  Lande  sind,  halten  wir  es  für 
unsere  ernste  Pflicht,  im  Namen  der  Regierungen,  welche  wir 
hier  repräsentieren,  laut  Protest  gegen  diese  Akte  der  Barbarei 
einzulegen,  für  welche  wir  die  vollständige  Verantwortlichkeit 
Ihnen  selbst,  Herr  Präfekt,  und  der  höheren  Behörde  gegenüber 
der  civilisierten  Welt  überlassen." 

Von  welch  geringem  Erfolg  diese  collective  Intervention  war, 
geht  aus  folgender  Note  hervor,  die  dieselben  ausländischen  Con- 
suln  nach  kaum  einem  Jahre,  diesmal  an  die  rumänische  Re- 
gierung, richten  mussten: 

Jassy,  den  5.  April  1868. 

.  .  .  „Die  Unterzeichneten  erkennen  einstimmig  an,  dass  es 
für  sie  nicht  zweifelhaft  ist,  dass  die  Massregeln  der  Quälerei  und 
der  Vertreibung,  die  gegen  die  Israeliten  heute  verübt  wurden, 
durchaus  wirkliche  und  vollständige  Tatsachen  sind. 

Infolgedessen  sind  die  Unterzeichneten  zu  ihrem  Bedauern 
dazu  gelangt,  sich  zu  überzeugen,  dass  die  so  kategorische  Ab- 
leugnung, welche  den  Agenten  und  Consuln  durch  die  rumänische 
Regierung  entgegengestellt  wurden,  in  flagrantem  Widerspruch  zu 
den  Tatsachen  steht,  die  sie  selbst  zu  konstatieren  in  der  Lage 
waren." 

Unterzeichnet  ist  dieser  Protest  von : 

Saint-Clair,  consul  d'Angleterre ; 
De  Wolfarth,  consul  d'Autriche ; 
Ch.  Delaporte,  consul  de  France; 
Lakel  Larid6s,  consul  de  Grece; 

Goering,  consul  de  Prusse; 
Kartschewsky,  consul  de  Russie. 

Das  erschreckende  an  diesen  Dokumenten  ist,  dass  sie  durch- 
aus nicht  ein  Echo  der  Vergangenheit  bilden,  sondern  auch 
jetzt  noch,  nach  mehr  als  50  Jahren,  die  Wirklichkeit  des  gegen- 
wärtigen jüdischen  Lebens  in  Rumänien  wiederspiegeln.  Es  herrscht 
heute  noch  derselbe  Geist,  dieselbe  Politik. 
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Bei  der  amtlichen  Volkszählung  von  1899  war  die  Zahl  der 
Juden  in  Rumänien  ihrer  Staatsangehörigkeit  nach  folgende: 

Rumänen  (naturalisierte)   4,272 

Fremde  unter  rumänischem  Schutz 256,588 

Fremde  Staatsangehörige  5,859 

im  Ganzen  266,719.  Somit  bildeten  die  naturalisierten  Juden  1,6  %, 
die  wirklichen  Fremden  2,2  %  und  die  eingeborenen  rumänischen 
Juden,  die  sogenannten  Fremden  96,2  %  der  gesamten  jüdischen 
Bevölkerung  (Ruppin,  Die  Juden  der  Gegenwart  1911). 

Die  amtliche  Statistik  vom  31.  Dezember  1912  ergab  als  Ge- 
samtzahl der  Juden  in  Rumänien  239,967,  was  einen  Rückgang  von 
etwa  25,000  Seelen  bedeutet.  Ueber  die  Wirkung  der  gegenwärtigen 
schweren  Kriegsjahre  auf  die  Zahl  der  Juden  liegen  vorläufig  keine 
authentischen  Angaben  vor.  Es  steht  aber  fest,  dass  die  jüdische 
Bevölkerung  in  Rumänien  infolge  Todes  zahlreicher  jüdischer 
Kriegsteilnehmer,  sowie  infolge  der  schweren  Epidemien  der 
Kriegs-  und  Fluchtjahre  1916 — 1917  einen  weiteren  enormen  Rück- 
gang der  Seelenzahl  zu  verzeichnen  hat. 

Die  Auswanderung  der  Juden  aus  Rumänien  ist  stets  in  sehr 
grossem  Masstabe  vor  sich  gegangen.  Seit  1881,  nach  dem  effectiven 
Vertragsbruch  der  rumänischen  Regierung,  die  sich  auf  dem  Berliner 
Kongress  1878  verpflichtet  hatte,  den  Juden  die  Gleichberechtigung 
zu  gewähren,  sind  bis  1908  aus  Rumänien  ausgewandert:  nach 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  75,000,  nach  England  20,000 
und  nach  Palästina  1000  Juden  (vgl.  Ruppin,  ibid.).  Laut  den 
Berichten  der  A.  I.  U.  und  der  Jewish  Colonization  Association 
(gekürzt  J.  C.  A.)  haben  während  der  Jahre  1908 — 12  etwa 
7 — 8000  rumänische  Juden  mit  Hilfe  der  ausländischen  philanthro- 
pischen Organisationen  das  Land  verlassen.  Im  Ganzen  wird  die 
Zahl  der  jüdischen  Emigranten  seit  1881  bis  1912  auf  mehr  als 
125,000  geschätzt. 

Ueber  die  Berufsgliederung  der  rumänischen  Juden  macht 
Ruppin  (ibid.  P.  59)  folgende  Angaben:  In  Rumänien  bilden  die 
Juden  das  Rückgrat  der  jungen  rumänischen  Industrie  und  ein 
grosses  Kontingent  der  Handwerker.  Unter  den  127,841  dem 
Handwerk  angehörigen  Personen,  die  am  1.  April  1908  in  Ru- 
mänien ermittelt  wurden,  waren  25,184=  19,70%  Juden,  und 
.zwar  betrugen  die  Juden  unter  den 
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41,260  Meistern 10,831=26,26% 

6,189  Werkführern    551=  8,90% 

64,023  Arbeitern  10,699=16,72% 

16,369  Lehrlingen   6, 103=  18,96  % 

In  einzelnen  Distrikten  ist  die  Mehrzahl  aller  Handwerker  jü- 
disch. So  z.  B.  im  Distrikt  Botosani 68,70  %,  im  Distrikt  Jassy  66,05 
%,  im  Distrikt  Dorohoi  66,57  %.  Auch  in  einzelnen  Handwerks- 
zweigen bilden  die  Juden  die  Mehrheit,  so  z.  B.  unter  den  Klemp- 
nern, Modistinnen,  Uhrmachern,  Goldschmieden,  Bürsten-Posa- 
mentieren, Koffermachern.  Der  absoluten  Zahl  nach  sind  die 
meisten  Juden  im  Schneiderhandwerk  (9259),  sowie  im  Schuh- 
macher-, Klempner-,  Tischler-  und  Bäckerhandwerk  beschäftigt. 
Im  Jahre  1908  waren  in  Rumänien  unter  den  3332  Pächtern  von 
Gütern  mit  mehr  als  50  ha  Fläche  472=  14,2  %  Juden,  die  von  dem 
gesamten  Pachtlande  von  2,334,145  ha  =  18,8%  in  Händen  hatten. 
Nach  den  Agrarunruhen  1907  hat  sich  die  Zahl  der  jüdischen  Guts- 
pächter um  ein  Bedeutendes  vermindert.  Im  Jahre  1912  wurden  in 
Rumänien  24,000  das  Handelspatent  zahlende  Juden  (Kleinhändler) 
gezählt. 

Laut  einer  Statistik  der  „Alliance  Israelite  Universelle"  im 
Jahre  1900  waren  damals  die  Juden  in  etwa  72  grösseren  Orten  und 
in  25  Kleingemeinden  ansässig.  Infolge  der  unaufhörlichen  Ver- 
treibungen aus  den  Dörfern  und  Landgemeinden  leben  die  Juden  in 
grösseren  Orten  in  Massen  zusammengepfercht.  Die  Juden  wohnen 
hauptsächlich  in  Distriktshauptstädten.  In  32  Distriktshauptstädten 
bilden  die  Juden  fast  75  %  der  Gesamtbevölkerung.  Infolge  der 
Zusammendrängung  grösserer  jüdischer  Massen  in  einzelnen  Orten 
und  infolge  des  Ausschlusses  der  Juden  aus  fast  allen  Erwerbszweigen 
herrscht  unter  den  rumänischen  Juden  eine  schwere  Verarmung. 
Zwischen  1900—1910  gab  es  jährlich  Zehntausende  von  auf  Un- 
terstützung angewiesenen  Juden.  Noch  im  Juni  1905  anlässlich  einer 
Zählung  der  Steuerpflichtigen  in  der  Moldau  berichteten  die  Kommis- 
sionsmitglieder dieser  Zählung  über  die  von  ihnen  festgestellte 
grässliche  Not  unter  der  jüdischen  Bevölkerung.  In  einem  dieser 
Berichte  in  der  „Gazeta  Moldovici"  vom  19.  Juni  heisst  es: 

„Wir  haben  in  den  Judenvierteln  Familien  in  einem  solchen 
Zustand  der  Armut  und  des  Elends  gefunden,  dass  wir  verzichten 
mussten,  sie  in  die  Steuerlisten  einzutragen.  Auf  unsere  Frage: 
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„Welches  sind  Ihre  Existenzmittel?"  haben  uns  mehrere  dieser 
Familien  geantwortet:  „Wir  sind  6,  bisweilen  7,  die  arbeiten  und 
verdienen  40  Centimes  den  Tag." 

Trotz  den  Zurücksetzungen  und  Verfolgungen  denen  die  Juden 
in  Rumänien  ausgesetzt  sind  zählen  sie  zu  den  fortgeschritten- 
sten und  cultiviertesten  Elementen  des  Landes.  Von  allen  politischen 
und  bürgerlichen  Rechten  ausgeschlossen  lebt  in  den  breitesten 
Schichten  der  jüdischen  Bevölkerung  das  grösste  Verständnis  für 
die  politischen  und  sozialen  Interessen  ihrer  Heimat.  Auf  dem 
ganzen  Balkan  gibt  es  keine  Bevölkerungsklasse  die  so  wenig  An- 
alphabeten aufweisen  könnte  wie  die  Juden  in  Rumänien.  Es  gibt 
in  Europa  keine  zweite  Arbeiterklasse  die  so  entrechtet  und  unter- 
drückt wird  wie  die  rumänische  arbeitende  jüdische  Bevölkerung. 
Dennoch  zeichnet  sich  die  jüdische  Arbeiterschaft  durch  ihre  Auf- 
geklärtheit und  ihr  Klassenbewusstsein  aus. 

„Man  muss  sich  wundern,  schreibt  Gaster,  wie  diese  Menschen 
sich  trotz  ihrer  entsetzlichen  Armut  reinlich  und  sauber  halten.  Wer 
eine  Gruppe  jüdischer  Emigranten  aus  Rumänien  gesehen  hat,  muss 
sich  gewundert  haben,  wie  peinlich  sauber  sie  waren.  Was  die  Bil- 
dung betrifft,  so  gibt  es  wenige  rumänische  Juden,  die  nicht  lesen 
und  schreiben  können.  Was  ihre  Tüchtigkeit  betrifft  genügt  es 
einige  Beispiele  anzuführen.  Die  Khaki-Uniformen  der  englischen 
Armee  wurden  zu  einem  grossen  Teile  von  aus  Rumänien  einge- 
wanderten Juden  hergestellt  und  dasselbe  gilt  von  einem  grossen 
Teile  der  Sattel-  und  Lederarbeiten  während  des  letzten  Krieges." 

Von  den  wenigen  Juden,  denen  es  nach  fast  unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten  zum  Teil  gelungen  ist,  die  Naturalisation  in 
Rumänien  zu  erlangen,  haben  mehrere  auf  den  verschiedensten  Ge- 
bieten des  ökonomischen  und  kulturellen  Lebens  des  Landes  her- 
vorragendes geleistet.  Ein  kleiner  Bruchteil  dieser  im  Lande  be- 
deutendsten Namen  soll  hier  aufgeführt  werden.  Der  Jude  Blank 
hat  das  grösste  Finanzinstitut  in  Rumänien  begründet  (die  Bank- 
firma Marmarosch,  Blank  &«Co.),  eine  „Nationalbank"  die  die 
rumänischen  Finanzen  regelt.  Wachtel,  Shapira  und  Elias  haben 
die  reichsten  internationalen  Quellen  in  Handel  und  Industrie  dem 
Lande  erschlossen.  Der  Pionier  der  rumänischen  Petroleum-Indu- 
strie, der  erste,  der  die  Bedeutung  dieser  Naturschätze  für  das 
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Land  erkannt  und  sich  für  ihre  Ausnützung  eingesetzt  hat,  war  der 
jüdische  Ingenieur  Dr.  Edelianu.  Der  Begründer  und  Leiter  der 
grössten  Industriewerke  „Steaua  Romana"  ist  der  Jude  Kirschen, 
der  Gesellschaft  „Colombia",  Elias,  der  „Aurora",  Zentler.  Schöne, 
öffentliche  Gebäude  von  Bukarest  stammen  vom  jüdischen  Architek- 
ten Leonida.  Der  bedeutendste  wissenschaftliche  Statistiker  in  Ru- 
mänien ist  der  Direktor  der  statistischen  Abteilung  des  Industrie- 
Ministeriums,  der  Jude  Max  Sanieliwici.  Zu  den  anerkanntesten 
und  bedeutendsten  Vertretern  der  rumänischen  Philologie  zählen 
die  Juden  Lazar  Saineanu,  Dr.  Candrea  und  Dr.  Tiktin.  Als  die 
hervorragendsten  Juristen  des  Landes  werden  die  Juden  Rosenthal, 
Dr.  Stern,  Cernea,  Max  Gaster,  Wortmann  und  Valerianu  ge- 
schätzt. Der  bekannte  Jurist,  Dekan  der  juridischen  Fakultät  in 
Lille  (Frankreich)  Feder,  ist  rumänischer  Jude.  Zu  den  bedeu- 
tendsten rumänischen  Mathematikern  gehören  S.  Sanieliwici  (ein 
Bruder  des  obenerwähnten)  und  David  Emanuel.  Die  bedeutend- 
sten Vertreter  der  Presse  in  Rumänien  sind  die  Juden  Rubin, 
Streitmann,  Fagure  Branistianu  und  Marco  Brociner.  Der  Be- 
gründer der  grössten  rumänischen  Volksbücherei  ist  der  Jude 
Alkaley.  Der  bekannte  Nationalökonom  St.  Antim,  sowie  Eugen 
Porn,  eine  Autorität  auf  dem  Gebiete  der  Aesthetik,  sind  Juden. 
Die  Juden  Dr.  Steuermann,  Veria,  Thoma  Lazurranu  und  Ronetti 
Roman  sind  die  populärsten  und  bedeutendsten  Volksdichter.  Das 
Drama  Ronetti  Romans  „Manasse"  ist  von  der  gesamten  rumäni- 
schen Kritikwelt  als  das  beste  rumänische  klassische  Werk  aner- 
kannt. Bekannt  ist  der  Name  des  jüdischen  Gelehrten  Barasch, 
4os  bedeutendsten  Forschers  der  Geschichte  der  rumänischen  Lite- 
ratur. Zu  den  Theatergrössen  Rumäniens  gehören  die  jüdischen 
Dramaturgen  Leonescu  und  Kanner.  Der  älteste  rumänische  Schau- 
spieler Burienescu,  ein  Jude,  war  zusammen  mit  der  jüdischen 
Künstlerfamilie  Scarlatescu  der  Begründer  des  rumänischen  Thea- 
ters. Rachel  Vermont,  eine  Jüdin,  war  die  erste  Schauspielerin  des 
Königlichen  Nationaltheaters  in  Bukarest.  Ihre  Tochter,  Mariora, 
Ventura,  die  sich  in  Paris  einen  grossen  Ruf  als  Künstlerin  erwarb, 
gilt  als  die  grösste  rumänische  Schauspielerin.  Der  in  Europa  und 
Amerika  bekannte  Schauspieler  Mogulescu  ist  rumänischer  Jude. 
Die  bedeutendsten  rumänischen  Kunstmaler  sind  die  Juden  Ver- 
mont und  Gropianu.  Weit  bekannt  sind  auch  die  Namen  der  jüdi- 
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sehen  Kunstmaler  Muetzner,  Mendel  und  Arthur  Segall.  Dergrösste 
rumänische  Zeichenkünstler  ist  der  Jude  Iser.  Die  hervorragend- 
sten Kritiker  der  modernen  rumänischen  Literatur  sind  die  Juden 
Gheria  Dobrodjanu,  Trivale  und  Sanielewici  (Bruder  der  oben 
erwähnten),  ebenso  die  bekannten  Schriftsteller  Hidalgo-Hefter, 
Luca,  Feraru  und  Frau  Lia  Hirsu.  Der  Hofpianist  und  Komponist 
Fuchs,  sowie  der  Opernsänger  Nadolowitsch  sind  rumänische 
Juden.  Der  in  Paris  berühmt  gewordene  Tonkünstler  und  rumä- 
nische Nationalkomponist  Stan  Golestan  ist  Jude.  Die  bedeutend- 
sten Mediziner,  Dr.  Schachmann,  Dr.  Goldstein,  Dr.  Cohn  und 
Dr.  Strominger  sind  Juden.  Juden  sind  auch  die  im  Lande  be- 
rühmten Spitalärzte  Grossmann,  Dr.  Ettinger  und  Dr.  Kabilowitz. 
Der  Agronom  Aron  Aronsohn  in  Palästina,  der  in  Europa  durch 
die  Entdeckung  des  Urweizens  bekannt  wurde,  ist  geborener  Ru- 
mäne, dessen  Eltern  Rumänien  wegen  der  Judenverfolgungen  ver- 
liessen,  um  gemeinsam  mit  anderen  rumänisch-jüdischen  Emigran- 
ten die  blühenden  jüdischen  Kolonien  Sichron-Jacob  und  Rosch- 
Pinah  im  Heiligen  Lande  zu  gründen.  Die  bedeutsamen  Vertreter 
der  jüdischen  Wissenschaft,  der  verstorbene  Rector  des  Rabbiner- 
seminars in  Newyork,  Professor  Salomo  Schechter,  sowie  Chief- 
Rabbi  Dr.  Gaster,  zugleich  einer  der  wenigen  hervorragenden  For- 
scher auf  dem  Gebiete  der  rumänischen  Philologie,  sind  geborene 
Rumänen.  Bekannt  sind  die  Namen  der  rumänisch-jüdischen  Ver- 
treter der  jüdischen  Literatur  Dr.  Karl  Lippe,  die  Rabbiner  Dr. 
Niemirower  und  Dr.  Nacht.  Der  bekannte  hebräische  Schriftsteller 
und  Pädagoge  Braunstein,  (Mibaschan)  sowie  dessen  Sohn  Dr.  A. 
Braunstein,  der  sich  als  Pädagoge  in  Palästina  hervorgetan  hat,  sind 
geborene  Rumänen.  Der  bekannte  rumänische  Elektro-Physiker 
Dr.  Leon  Gaster,   (ein  Bruder  der  oben  erwähnten)  ist  Jude. 

Der  grösste  Teil  dieser  Persönlichkeiten,  die  Rumänien  mit 
Stolz  die  seinigen  nennt,  musste  einen  jahrelangen,  unermüdlichen 
Kampf  führen,  um  als  „Fremde"  naturalisiert  zu  werden..  Viele 
von  ihnen  gelten  jetzt  noch  als  „Fremde"  ohne  fremden  Schutz. 
Mit  Recht  sagen  die  Vertreter  des  Verbandes  der  eingeborenen 
rumänischen  Juden,  deren  bewährter  und  verdienstvoller  Führer 
Dr.  Stern  in  Bukarest  ist,  in  ihrer  Petition  an  das  Parlament 
(1913),  in  der  sie  über  das  schwere  Unrecht  klagen,  dass  sie  als 
„Fremde"  bezeichnet  und  behandelt  werden:  „Trotz  aller  Hinder- 
nisse, aller  Erschwerungen  auf  dem  Wege  ihrer  freien  Entwicklung 
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haben  die  rumänischen  Juden  in  hohem  Masse  zum  ökonomischen 
und  geistigen  Progress  des  Landes  beigetragen.  Sie  hätten  dem 
Lande  noch  viel  grössere  Dienste  leisten  können,  wären  sie  nicht 
einer  Behandlung  unterworfen,  durch  welche  viele  von  ihnen  zu. 
Grunde  gerichtet  und  zur  Auswanderung  gezwungen  werden." 


II. 

DER  BERLINER  VERTRAG 


Die  Annahme  des  „Gleichberechtigungsparagraphen"  (§  44)  durch  cten 
Berliner  Kongress  1878.  —  Genugtuung  in  Europa.  —  Die  „Interpretationsver- 
suche" des  Art.  44  von  Seiten  der  rumänischen  Regierung  und  der  Protest  der 
Signatarmächte.  —  Der  „psychologische  Moment"  und  die  Annahme  des  Art.  7 
der  rumänischen  Verfassung  am  13.  October  1879.  —  Die  Signatarmächte  aner- 
kennen die  Unabhängigkeit  Rumäniens  unter  Vorbehalt  der  Durchführung  des 
5  44.  —  Die  feierlichen  Versicherungen  der  rumänischen  Regierung.  —  Der 
Vertragsbruch  Rumäniens  und  die  Stempelung  der  eingeborenen  Juden  als 
„  Fremde". 

Der  Beginn  der  systematischen  Verfolgungspolitik.  —  Die  Anwendung  des 
„Vagabunden-"  und  Nihilistengesetzes"  gegen  die  Juden.  —  Die  Massenver- 
treibungen von  Juden  aus  Stadt  und  Land.  —  Die  Ausweisung,  von  Führern 
umänischer  Juden  als  „Nihilisten"  wegen  ihrer  Proteste  gegen  die  Recht- 
losigkeit der  Juden.  —  Proteste  der  rumänischen  Presse  1905  gegen  die  bei- 
behaltene und  fortgesetze  Anwendung  des  Nihilistengesetzes. 


Am  13.  Juni  1878  wurde  der  Berliner  Kongress  eröffnet,  an  dem 
sich  die  Grossmächte  Deutschland,  England,  Frankreich,  Ita- 
lien, Oesterreich,  Russland  und  die  Türkei  beteiligten.  Der  Kon- 
gress hatte  eine  grosse  historisch-politische  Aufgabe  zu  lösen:  die 
Lage  der  Balkanstaaten  zu  regeln.  Die  Grossmächte  machten  die 
Sache  der  Ordnung  auf  dem  Balkan  zu  der  ihrigen  und  über- 
nahmen als  Signatarmächte  die  Garantie  für  die  Durchführung  der 
Neuordnung.  Der  Kongress  erklärte  die  vereinigten  Donaufürsten- 
tümer als  ein  unabhängiges  Rumänien  und  erkannte  seine  Erhebung 
zum  Königtum  an. 

An  Rumänien  wurde,  ebenso  wie  an  die  anderen  Bal- 
kanstaaten —  Bulgarien,  Serbien  und  Griechenland  —  die 
Bedingung  gestellt,  die  bürgerliche  und  politische  Gleichbe- 
rechtigung auch  für  die  Juden  anzuerkennen.  Diese  Bedingung 
war  für  die  Grossmächte  gerade  hinsichtlich  Rumäniens  von  beson- 
ders entscheidender  Wichtigkeit.  Denn  jahrzehntelang  bildete  die 
Rechtlosigkeit  der  rumänischen  Juden  ein  ruhestörendes  Problem 
für  die  Grossmächte,  das  zu  häufigen  Interventionen  und  diplo- 
matischen Komplikationen  Anlass  gab  und  für  die  Regelung  der 
Balkanpolitik  immer  neue  Erschwerungen  hervorgerufen  hatte.  Die 
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Signatarmächte  forderten  daher  die  Aufhebung  des  Artikels  7  der 
bisherigen  rumänischen  Verfassung,  demzufolge  in  Rumänien  nur 
Angehörige  der  christlichen  Konfession  naturalisiert  werden  kön- 
nen, und  nur  unter  Vorbehalt  der  einwandfreien  Erfüllung  dieser 
Forderung  ist  die  Anerkennung  Rumäniens  als  eines  unabhängigen 
Staates  erfolgt.  Der  Kongress  beschloss  die  Annahme  des  Artikels 
44  des  Berliner  Vertrages,  der  folgenden  Wortlaut  hat : 

„In  Rumänien  darf  die  Verschiedenheit  des  religiösen  Glaubens 
oder  der  Konfession  niemandem  gegenüber  als  ein  Grund  der  Aus- 
schliessung oder  der  Unfähigkeit  hinsichtlich  des  Genusses  der  bür- 
gerlichen oder  politischen  Rechte,  der  Zulassung  zu  öffentlichen 
Aemtern  und  Ehren  oder  der  Ausübung  der  einzelnen  Professionen 
und  Gewerbe,  gleichviel  in  welcher  Ortschaft,  eingewendet  werden. 
Die  Freiheit  der  Ausübung  eines  jeden  Kultus  wird  allen  rumäni- 
schen Staatsangehörigen,  sowie  den  Ausländern  gesichert,  und  ihren 
Beziehungen  zu  ihren  kirchlichen  Oberhäuptern,  sowie  der  hier- 
archischen Organisation  der  verschiedenen  religiösen  Gemeinden 
wird  keinerlei  Hindernis  in  den  Weg  gelegt.  Die  Staatsangehörigen 
aller  Mächte,  Kaufleute  oder  andere,  werden  in  Rumänien  ohne 
Unterschied  der  Religion  in  völliger  Gleichberechtigung  behandelt." 

Die  Bestimmungen  des  Berliner  Vertrages  wurden  von  Ru- 
mänien in  feierlicher  Form  angenommen  und  unterzeichnet.  Die 
ganze  Welt  begrüsste  den  neuen  Geist  der  Toleranz  und  Freiheit, 
der  auf  dem  Balkan  seinen  Einzug  hielt.  In  den  jüdischen  Ge- 
meinden der  westeuropäischen  Staaten  feierte  man  den  Berliner 
Vertrag  als  einen  grossen  Sieg  des  Emanzipationsgedankens.  Be- 
glückt schreibt  Berthold  Auerbach:  „Wir  waren  sehr  bewegt,  wir 
hatten  lange  und  tapfer  für  die  Sache  gekämpft,  es  ist  eine  Freude, 
dass  der  Erfolg  ein  so  voller  und  schöner  ist."  Den  europäischen 
Staaten  schien  die  neue  Ordnung  sehr  willkommen.  Die  Gleich- 
berechtigung der  rumänischen  Juden  befreite  sie  von  einem  schwe- 
ren Ballast.  Waddington,  der  Vertreter  Frankreichs,  der  Urheber 
und  Antragsteller  des  §  44,  der  die  nachdrücklichste  Unterstützung 
aller  Mächte  fand,  war  der  gefeierte  Mann,  der  „den  glorreichen 
Traditionen  Frankreichs  ein  neues  Ruhmesblatt  hinzufügte". 

Was  tat  Rumänien?  Anstatt  wie  die  anderen  Balkanländer, 
die  vor  aller  Welt  feierlich  versprochene  Gleichstellung  der  Juden 
ehrlich  und  gewissenhaft  durchzuführen,  begann  die  rumänische 
Regierung,  durch  eine  kleine,  aber  mächtige  reaktionäre  Clique 
getrieben,     ein    eines    selbständigen    Staates    unwürdiges    Spiel, 
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um  einen  erst  vor  kurzem  feierlich  akceptierten  Traktat  zu  um- 
gehen. Wie  in  früheren  ähnlichen  Fällen  ist  in  ganz  Rumänien  eine 
von  oben  wohl  organisierte  Hetze  gegen  die  Gleichberechtigung  der 
Juden  in  Scene  gesetzt  worden.  Als  die  damaligen  rumänischen 
Minister  Bratianu  und  Cogelniseanu  dem  Fürsten  Carol  die  Be- 
schlüsse des  Kongresses  mitteilten  und  sie  hinzufügten,  „dass  dieser 
Beschluss  unzweideutig  wäre  und  den  Juden  die  Bürgerrechte  ge- 
währt werden  müssten",  da  hatte  die  aufgeregte  „Volksstimmung" 
den  Höhepunkt  erreicht.  Die  Regierung  beeilte  sich,  die  „Volks- 
stimmung" zu  beruhigen,  indem  sie  ganz  neue  willkürliche  Kom- 
mentare zum  Artikel  44  ankündigte.  Die  rumänische  Regierung  ent- 
deckte plötzlich,  dass  es  in  Rumänien  überhaupt  keine  Juden 
gäbe,  es  existieren  nur  „Fremde",  für  die  laut  Gesetz  die  Natu- 
ralisation nur  in  sehr  beschränktem  Masse  in  Frage  komme. 
Der  französische  Minister  des  Aeusseren  Waddington,  lebhaft  un- 
terstützt durch  die  englische  Regierung,  protestierte  energisch  gegen 
diese  neue  Auffassung  der  rumänischen  Regierung  und  stellte  die 
Forderung,  folgenden  Artikel  in  die  Verfassung  aufzunehmen : 
„Diejenigen  Personen,  die  in  Rumänien  geboren  und  dort  bis  zu 
ihrer  Mündigkeit  erzogen  worden  sind,  sollen  nach  dem  im  Ar- 
tikel 44  des  Berliner  Vertrages  enthaltenen  Grundsatz  alle  bür- 
gerlichen und  politischen  Rechte  sofort  erlangen." 

Aber  die  rumänische  Regierung  setzt  ihr  Intrigenspiel  fort. 
Sie  spekulierte  darauf,  dass  die  Garantiemächte  um  des  Unrechts 
gegen  die  Juden  willen  die  bereits  anerkannte  Unabhängigkeit  Ru- 
mäniens nicht  in  Frage  stellen  würden.  Russland,  das  vom  Ber- 
liner Kongress  Bessarabien  als  Beute  heimbrachte,  dürfte  für  die 
günstige  Lösung  der  Judenfrage  in  Rumänien  kaum  mehr  Interesse 
bekunden.  Was  Deutschland  und  Oesterreich  anlangte,  so  waren 
es  eine  Reihe  von  Momenten  hochpolitischer  Natur,  die  bei  den 
Rumänen  den  wohlbegründeten  Glauben  erwecken  durften,  dass 
diese  Grossmächte  auf  freundliche  Beziehungen  zu  dem  neu- 
gegründeten bündnisbedürftigen  Königreiche  besonderen  Wert 
legten.  Es  war  kaum  anzunehmen,  dass  diese  beiden  Mächte 
wegen  der  rumänischen  Judenfrage  sich  diese  stark  erstreb- 
ten guten  Beziehungen  würden  verscherzen  lassen.  Ein  weiteres 
wichtiges  Moment  bildete  die  grosse  antisemitische  Bewegung, 
die  damals  in  Deutschland  entstand.  Anfang  September  1879  konnte 
der  rumänische  Vertreter  am  Berliner  Hof,  Liteoanu,  bereits  de- 
peschieren, dass  „in  Berlin  die  Stimmung  für  Rumänien  freundlich 
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geworden  sei,  und  dass  sich  ausserdem  eine  antisemitische  Strömung 
in  der  öffentlichen  Meinung  bemerkbar  mache.  Der  psychologi- 
sch e  Augenblick  für  eine  möglichst  günstige  Lösung  der  Juden- 
frage sei  also  gekommen." 

Rumänien  hat  mit  grossem  Geschick  diesen  '„psychologischen 
Augenblick"  zu  benutzen  verstanden.  Im  Oktober  1879  beschlos- 
sen die  Kammern,  die  die  Neugestaltung  des  rumänischen  Staates 
auf  der  Grundlage  des  Berliner  Vertrages  durchzuführen  hatten, 
etwas,  was  in  stärkstem  Gegensatz  zum  Berliner  Vertrag  stand. 
Nicht  nur,  dass  die  rumänische  Regierung  den  Juden  keine  Gleich- 
berechtigung gab,  sie  beraubte  sie  auch  der  letzten  Spuren  der 
scheinbaren  Rechte,  die  die  rumänischen  Juden  laut  der  Pariser 
Konvention  von  1858  besassen.  Der  Artikel  44,  der  den  rumäni- 
schen Juden  Freiheit  und  Gleichheit  bringen  sollte  und  den  die  ge- 
samte europäische  Welt  als  einen  Sieg  der  Civilisation  gefeiert  hat, 
erhielt  durch  die  rumänische  „Bearbeitung"  folgendes  Aussehen: 

„Verfassung  promulg.  13.  October  1879.  Art.  7.  Der  Re- 
ligions-  und  Confessions-  Unterschied  bildet  in  Rumänien  kein 
Hindernis  zur  Erlangung  und  Ausübung  der  civilen  und  politischen 
Rechte. 

$  1 .  Jeder  Fremde  ohne  Religionsunterschied,  ob  einer  fremden  Macht 
Untertan  oder  nicht,  kann  die  Naturalisation  unter  folgenden 
Bedingungen  erlangen: 

a)  Er  wird  an  die  Regierung  ein  Naturalisierungs-Gesuch  rich- 
ten, enthaltend  die  Angabe  über  Capitalbesitz,  Beruf  oder 
Gewerbe,  das  er  ausübt  und  die  Kundgebung  des  Willens, 
seinen  Wohnsitz  in  Rumänien  zu  begründen. 

b)  Er  soll  von  dieser  Zeit  angefangen  10  Jahre  im  Lande 
wohnen  (Stage)  und  durch  seine  Taten  beweisen,  dass  er 
ihm  nützlich  ist. 

$  2.  Es  können  von  der  „Stage"-Erfüllung  befreit  werden : 

a)  Diejenigen,  welche  nützliche  Industrien  oder  Erfindungen 
in  Rumänien  eingeführt  haben,  diejenigen,  welche  hervor- 
ragende Talente  besitzen,  oder  grosse  Handels-  und  Indu- 
strie-Anstalten im  Lande  begründet  haben. 

b)  Diejenigen,  welche  in  Rumänien  von  dort  sesshaften  Eltern 

3* 
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geboren  und  erzogen  wurden,  wenn  weder  sie,  noch  ihre 

Eltern  je  den  Schutz  eines  fremden  Staates  genossen  haben. 

c)   Diejenigen,  welche  zur  Zeit  des  Krieges  unter  der  Fahne 

gedient  haben  und  welche  durch  ein  einziges  Gesetz  auf 

Vorschlag    der   Regierung    collectiv    naturalisiert   werden 

können. 

$  3.  Die  Naturalisation  kann  nur  individuell  und  durch  ein  einzelnes 

Gesetz  für  Jeden  gewährt  werden. 
$  4.  Ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Modalitäten,   unter  welchen 
Fremde  ihren  Wohnsitz  in  Rumänien  begründen  können,  be- 
stimmen. 


Dieser  Paragraph  7  sollte  nach  der  Rechtsauffassung  der  ru- 
mänischen Regierung  dem  Artikel  44  des  Berliner  Vertrages  ent- 
sprechen. Das  war  die  „Durchführung"  der  Gleichberechtigung  der 
Juden. 


Um  Europa  einen  Beweis  ihrer  guten  Absichten  zu  geben, 
unterbreitete  die  rumänische  Regierung  dem  Parlament  ein  Ge- 
setzprojekt, 900  jüdische  Teilnehmer  des  Unabhängigkeitskrieges 
en  bloc  zu  naturalisieren.  Hierbei  vergass  die  Regierung,  dem 
Gesetzentwurf  die  Aufklärung  beizufügen,  dass  700  dieser  Kriegs- 
teilnehmer bereits  gefallen  waren.  Die  Garantiemächte  England, 
Frankreich  und  Deutschland  haben  bei  der  rumänischen  Regierung 
gegen  die  willkürliche  Interpretation  des  Art.  44  des  Berliner  Ver- 
trages Protest  eingelegt.  Im  Vertrauen  aber  auf  die  feierlichen  Ver- 
sprechungen der  rumänischen  Regierung,  den  Gleichberechtigungs- 
Paragraphen  gemäss  den  Intentionen  der  Signatarmächte  gewis- 
senhaft durchzuführen,  beschlossen  die  Mächte,  die  Unabhängigkeit 
Rumäniens  dennoch  anzuerkennen.  Die  Garantiemächte  sandten  am 
Rumänien  folgende  Collectivnote  (8.  Februar  1880) : 

„Die  Regierung  kann  nicht  zugeben,  dass  die  neuen  Verfas- 
sungsbestimmungen, die  ihr  mitgeteilt  worden  sind,  völlig  den  Ab- 
sichten entsprechen,  welche  die  Signatarmächte  des  Berliner  Ver- 
trages geleitet  haben,  und  besonders  entsprechen  denselben  nicht 
diejenigen  Bestimmungen,  nach  welchen  die  Personen,   die  sich 
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nicht  zur  christlichen  Religion  bekennen,  aber  in  Rumänien  ihren 
Wohnsitz  haben  und  übrigens  keiner  fremden  Nationalität  ange- 
hören, genötigt  sind,  sich  den  Formalitäten  einer  Naturalisation  zu 
unterwerfen.  Jedoch  vertrauend,  dass  die  fürstliche  Regierung 
gewillt  ist,  bei  der  Anwendung  dieser  Bestimmungen  sich  mehr  und 
mehr  den  liberalen  Ideen  anzuschliessen,  von  welchen  die  Mächte 
durchdrungen  waren  und  in  Anbetracht  der  formellen  Versicherun- 
gen, die  in  dieser  Hinsicht  abgegeben  worden  sind,  hat  die  Re- 
gierung beschlossen,  um  der  rumänischen  Nation  einen  Beweis 
ihrer  freundschaftlichen  Gesinnungen  zu  geben,  ohne  weiteren 
Aufschub  das  Fürstentum  Rumänien  als  unabhängigen  Staat  anzu- 
erkennen." 

Wie  weit  die  rumänische  Regierung  sich  den  „liberalen  Ideen 
mehr  und  mehr  anschloss"  und  ihre  „in  dieser  Hinsicht  formell 
abgegebenen  Versicherungen"  eingehalten  hat,  ist  zur  Genüge  be- 
kannt. 

Die  Zahl  der  naturalisierten  „Fremden"  beweist  dies  am  deut- 
lichsten. Seit  Annahme  des  Artikels  7  der  Verfassung  und  seit  ihrer 
Bekanntmachung  im  Moniteur  (vom  13. — 25.  October  1879)  wur- 
den durch  das  Parlament  von  den  nach  zehntausenden  zählenden 
Naturalisationsgesuchen  folgende  Zahlen  von  eingeborenen  Juden 
naturalisiert : 


1879 

6 

1880 

52 

1881 

5 

1882 

3 

1883 

1 

1884 

0 

1885 

0 

1886 

1 

1887 

0 

1888 

0 

1889 

1 

1890 

0 

1891 

0 

1892 

1 

1893 

1 

1894 

1 

1895 

5 

1896 

2 

1897 

2 

1898 

0 

1899 

0 

1900 

5 

1901 

1 

1902 

5 

1903 

16 

1904 

19 

1905 

11 

1906 

27 

1907 

12 

1908 

0 

1909 

1 

1910 

20 

1911 

6 

1912 

158 
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Im  Ganzen  haben  im  Verlauf  von  33  Jahren  361  Juden  die  bür- 
gerliche Gleichberechtigung  bekommen. 

Keinem  Lande  anzugehören  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit. 
Und  dennoch  duldet  Europa  seit  Jahrzehnten  eine  solche  unerhörte 
mittelalterliche  Sophisterei.  Für  die  Signatarmächte  lag  hier  nicht 
nur  eine  Verletzung  des  Berliner  Vertrages  vor.  Auch  die  officiel- 
len  Bukarester  Erklärungen  und  Verpflichtungen  sind  in  der  un- 
glaublichsten Weise  nicht  eingehalten  und  in  ihr  Gegenteil  verwan- 
delt worden.  In  der  Note  vom  28.  April  1879*)  an  die  Signatarmächte 
in  der  die  rumänische  Regierung  den  Versuch  unternimmt  nach- 
zuweisen, dass  der  neue  Artikel  7  der  Verfassung  in  keinem  Wider- 
spruch zum  §  44  des  Berliner  Vertrages  stehe,  wird  zum  wieder- 
holten Male  feierlichst  versichert,  dass  „unter  dem  neuen  Regime 
die  Juden  nicht  nur  die  Rechte  der  Fremden  im  Allgemeinen  gemes- 
sen werden,  sie  werden  mehr  als  die  Fremden  das  Recht  erhalten 
im  Heere  zu  dienen,  Häuser  und  Grundstücke  in  den  Städten  zu 
erwerben,  Advokaten  zu  werden,  und  jeden  Beruf  und  jedes  Ge- 
werbe frei  auszuüben;  sie  werden  denselben  Personalstand  haben 
wie  die  Rumänien,  werden  in  der  gleichen  weise  durh  Gesetz  und 
Behörden  geschützt  werden  und  können  die  kleine  und  die  grosse 
Naturalisation  erwerben".  Es  ist  bisher  nicht  bekannt  geworden, 
dass  die  Grossmächte  die  rumänische  Regierung  jemals  aufgefordert 
hätten,  wenigstens  die  in  dieser  Note  zugesicherten  Rechte  den 
Juden  zu  gewähren.  Ebenso  ist  es  der  europäischen  Oeffentlichkeit 
unbekannt  geblieben,  dass  die  Grossmächte  sich  besonders  dafür 
interessiert  hätten,  festzustellen  wieweit  die  darauf  folgenden  Ge- 
setze und  Verordnungen  gegen  die  Juden  in  Rumänien  den  „libe- 
ralen Ideen,  von  welchen  die  Mächte  durchdrungen  waren"  ent- 
sprechen und  wieweit  Rumänien  die  „formellen  gegebenen  Ver- 
sicherungen", wie  es  in  der  Anerkennungsnote  der  Grossmächte 
vom  8.  Februar  1880  heisst,  erfüllt  hat. 

Mit  Recht  hat  sich  in  der  gesamten  öffentlichen  Meinung  in 
Europa  und  Amerika  die  Ansicht  gebildet,  dass  sämtliche  Garantie- 
mächte ohne  Ausnahme  die  Schuld  daran  tragen,  dass  es  der 
rumänischen  Regierung  ermöglicht  wurde,  einen  flagranten  inter- 
nationalen Rechtsbruch  zu  begehen.  Dem  italienischen  Staatsmann 


*)  Die  bekannte  Note  des  damaligen  rumänischen  Ministers  des  Äussern 
Basil  Boerescu. 
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Luigi  Luzzatti  gebührt  das  Verdienst,  später  diesen  europäischen 
Rechtsbruch  vom  internationalen  staatsrechtlichen  Standpunkt  aus 
aufgedeckt  zu  haben.  Wir  werden  später  sehen,  wie  der  frühere 
italienische  Ministerpräsident  das  Problem  in  seiner  ganzen  Trag- 
weite aufstellt:' Durch  den  Bruch  des  Vertrages  von 
1878  hat  die  rumänische  Regierung  die  interna- 
tionale Anerkennung  der  Unabhängigkeit  Rumä- 
niens in   Frage   gestellt. 


Die  widerrechtliche  Umgehung  des  Artikels  44  bedeutete  in 
Wirklichkeit  die  Kriegserklärung  der  rumänischen  Regierung  an 
ihre  jüdischen  Untertanen.  Gegen  die  rumänischen  Juden  wird  ganz 
besonders  seit  jener  Zeit  eine  systematisch  ausgeklügelte  Ver- 
folgungspolitik eingeleitet,  wie  sie  in  der  Geschichte  der  Juden- 
verfolgungen des  18.  und  19.  Jahrhunderts  nicht  ihresgleichen 
hat.  Eingeborene,  die  keinem  fremdem  Staat  angehören,  werden  als 
Ausländer  erklärt.  Es  wird  für  eigene  Untertanen  eine  Frem- 
dengesetzgebung eingeführt,  die  selbst  wirklichen  Fremden  gegen- 
über jedem  Begriff  des  modernen  Menschenrechts  Hohn  sprechen 
würde. 

Der  Berliner  Vertrag  verbietet  es  Rumänien  ausdrücklich, 
irgend  einen  Bewohner  des  Landes  wegen  seiner  Zugehörigkeit 
zu  irgend  einer  Religion  irgend  welcher  Rechte  zu  berauben. 
Tatsächlich  hat  jeder  rumänische  Untertan  das  Recht  jede  be- 
liebige Tätigkeit  auf  dem  Gebiete  des  Staatsdienstes,  des  Han- 
dels, der  Industrie,  des  Militärwesens  und  der  freien  Berufe 
auszuüben.  Nur  erscheint  in  Rumänien  auf  allen  diesen  Gebieten, 
seit  30  Jahren  kein  einziges  Gesetz,  das  nicht  ausdrücklich  in 
scheinbarer  Harmlosigkeit  hervorhebt,  dass  die  gewährten  Rechte 
an  den  Besitz  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  geknüpft 
sind.  Diese  eben  besitzen  die  „Fremden"  nicht,  und  so  bleiben  die 
Juden  ausserhalb  aller  Gesetze. 


Auf  dem  Gebiete  der  „Fremdenpolitik"  kennen  die  rumäni- 
schen Gewalthaber  keine  Grenzen. 

In  schreiendem  Widerspruch  zu  jedem  Begriff  von  Recht  und 
Gerechtigkeit  wendet  die  rumänische  Regierung  im  Kampfe  gegen 
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ihre  jüdischen  Untertanen  den  „Vagabundenparagraphen" 
an.  Auf  Befehl  irgend  eines  Gendarmeriechefs  oder  einer  Polizei- 
präfektur  werden  fleissige  arbeitsame  Juden,  die  sich  nichts  zu  Schul- 
den kommen  lassen,  plötzlich  verhaftet,  zu  „Vagabunden"  er- 
klärt und  aus  ihrem  Wohnort  oder  sogar  aus  dem  Lande  ver- 
trieben. Dabei  lautet  der  Vagabundenparagraph  des  rumänischen 
Strafgesetzbuches  klar  und  deutlich : 

Art.  218:  Niemand  kann  als  Vagabund  ohne  vorherigen 
Gerichtsbeschluss  erklärt  werden. 

Art.  220:  Die  einer  fremden  Nation  angehörigen  erklär- 
ten Vagabunden  können  auch  aus  dem  Lande 
verwiesen  werden. 

Vergebens  protestieren  die  Juden  gegen  diese  unerhörte  Ge- 
setzlosigkeit. Juden,  die  einen  Beruf  haben,  sich  und  die  ihrigen 
redlich  ernähren,  werden  aus  ihrem  Berufe  gerissen,  um  sie  als 
„ohne  Beschäftigung"  zu  stempeln,  und  ohne  Gerichtsbe- 
schluss als  Freibeute  der  Polizei  verjagt. 

Aber  die  rumänische  Regierung  begeht  noch  etwas  Schlimme- 
res, etwas  was  jede  Willkür  übersteigt.  In  ihrem  ungesetzlichen 
Kampfe  gegen  die  Juden  wendet  sie  das  sogenannte  Nihilisterv- 
gesetz  an.  Nach  dem  Attentat  auf  den  Zaren  Alexander  II. 
1881  ist  nämlich  auf  Verlangen  der  russichen  Regierung  in  Ru- 
mänien ein  Gesetz  eingeführt  worden,  welches  die  russischen  Re- 
volutionäre daran  hindern  sollte,  im  benachbarten  Rumänien  ihre 
revolutionäre  Tätigkeit  auszuüben.  Das  Gesetz,  angenommen  am 
7.— 19.  April  1881  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Der  Fremde,  welcher  seinen  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  in 
Rumänien  hat,  und  welcher  durch  seine  Aufführung  im  Lande  die 
innere  oder  äussere  Sicherheit  des  Staates  gefährdet,  die  öffent- 
liche Ruhe  stört  oder  an  Arbeiten  teilnimmt,  die  bestimmt  sind, 
Umwälzungen  der  bestehenden,  politischen  und  sozialen  Ordnung 
im  Lande  oder  Auslande  herbeizuführen,  kann  von  der  Regierung 
gezwungen  werden,  sich  von  seinem  Wohnort  zu  entfernen,  in 
einem  bestimmten  Orte  zu  wohnen,  oder  auch  das  Land  zu  ver- 
lassen." 

„Zur  Zeit,  als  das  Attentat  gegen  Alexander  II.  verübt  wurde, 
berichtet  Gaster,  konnte  Rumänien  niemanden,  der  ins  Land  hin- 
eingekommen war,  einem  fremden  Gericht  ausliefern.  Die 
Männer,   die  die  neue  rumänische  Verfassung  schrieben,   hatten 
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zu  lange  in  Landflüchtigkeit  gelebt,  um  ein  solches  Gesetz  zu 
dulden.  Aber  nach  Russlands  Beispiel  Hess  die  Regierung  ein  Ge- 
setz annehmen,  das  sie  ermächtigte,  jeden  Fremden,  der  sich  die 
Aufhetzung  zur  Revolution  zu  Schulden  kommen  Hess  oder  dem 
Lande  ernste  Unruhen  verursachte,  aus  dem  Lande  zu  jagen.  Der 
Sinn  dieses  Gesetzes  war,  die  Ausweisungen  der  Nihilisten  gesetz- 
lich zu  ermöglichen.  Dieses  Gesetz  wurde  in  einem  gegebenen 
Augenblick  auf  eingeborene  Juden  in  Anwendung  gebracht.  Es  ist 
nach  dem  Muster  mittelalterlicher  Barbarei  geschaffen,  denn  kein 
Appell  ist  zulässig  und  es  braucht  kein  Grund  angegeben  zu  werden. 
Die  Polizei  hat  allein  das  Recht  das  Gesetz  anzuwenden,  und  in  mehre- 
ren Fällen  sind  leere  Ausweisungsformulare  an  Präfekte  ver- 
schiedener Bezirke  ausgeliefert  worden,  um  mit  den  ihnen  be- 
liebigen Namen  ausgefüllt  zu  werden.  In  dieser  Weise  können 
Juden  ohne  Warnung  aus  ihren  Häusern  herausgeholt  werden,  und 
ohne,  dass  ihnen  Zeit  gegeben  wird,  um  ihre  Angelegenheiten  zu 
ordnen,  werden  sie  von  der  Polizei  zum  nächsten  Grenzort  ge- 
bracht. ..." 

Und  die  rumänische  Regierung  hat  den  traurigen  Mut  diesen 
Paragraphen,  der  sowohl  von  seinen  Schöpfern,  wie  auch  von 
seinen  zaristischen  Urhebern  offenbar  gegen  wirkliche  Ausländer, 
die  nach  Rumänien  mit  einem  bestimmten  politischen  Zweck  kom- 
men, gerichtet  ist,  —  gegen  ihre  eigenen  jüdischen  Untertanen, 
die  mit  der  in  diesem  Paragraphen  in  Rede  stehenden  Politik  über- 
haupt nichts  zu  tun  haben,  anzuwenden.  Da  der  Judenach  dem  rumä- 
nischen Gesetz  ein  „Fremder"  ist,  so  hängt  dieses  Gesetz  wie  ein 
Damokles-Schwert  über  jeden  rumänischen  Juden  bis  auf  den 
heutigen  Tag.  Auf  Grund  dieses  Paragraphen  vertreibt  die  ru- 
mänische Regierung  jeden  Juden,  der  gegen  seine  ungesetzliche 
Behandlung  protestiert,  als  „fremden  Nihilisten  und  Ruhestörer" 
aus  dem  Lande.  So  wurde  das  nunmehrige  bekannte,  geistliche 
Oberhaupt  der  portugiesischen  Gemeinde  in  London  Dr.  Gast  er, 
ein  geborener  Rumäne,  weil  er  in  der  rumänischen  Presse  einen 
Protest  gegen  die  Entrechtung  der  Juden  veröffentlichte,  aus  Rumä- 
nien ausgewiesen.  Das  gleiche  Schicksal  ereilte  den  bekannten 
verdienstvollen  Direktor  der  Jewish  Colonisation  Association  in 
Paris,  Dr.  Edmond  Schwarzfeld,  ebenfalls  geborener  Rumäne. 
Auch    andere    angesehene    jüdische    Persönlichkeiten,     darunter 
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Bankdirektoren,  Gelehrte  und  Journalisten,  die  sich  in  men- 
schenfreundlicher und  loyaler  Weise  ihrer  verfolgten  Brüder 
angenommen  hatten,  werden  als  „Ruhestörer  und  Nihilisten"  aus 
dem  Lande  verjagt. 

Gegen  die  unerhörte  willkürliche  Anwendung  dieses  Gesetzes 
iur  Vertreibung  jüdischer  Untertanen  aus  dem  Lande  wurde  selbst 
in  der  zahmen  rumänischen  Presse  seit  Jahren  ein  heftiger  Kampf 
geführt.  Das  Journal  „Presentul"  schreibt  am  10.  Dezember 
1905:  „In  den  letzten  25  Jahre  hat  dieses  Gesetz,  unge- 
nügend reguliert  und  eingeschränkt,  zu  vielen  Ungerechtigkeiten  bei- 
getragen. Die  Zahl  der  Opfer,  die  es  gefordert  hat,  ist  Legion. 
Menschen,  im  Lande  geboren  und  aufgewachsen,  die  alle  Pflichten 
und  Lasten  zu  tragen  haben,  die  das  Vaterland  von  ihnen  ver- 
langt, sahen  sich  gezwungen,  den  Weg  der  Verbannung  zu  gehen. 
Es  wäre  nicht  erstaunlich,  wenn  dadurch,  dass  man  diesem  Gesetz 
eine  so  dehnbare  Interpretierung  gibt,  man  eines  Tages  dazu  käme, 
die  Nationalrumänen  selbst  auszuweisen."  Die  „Dimineatza"  (Der 
Morgen)  vom  19.  September  1905  schreibt:  „Tatsächlich  sind  die 
Ausweisungen  durch  den  Ministerrat  beschlossen,  auf  den  Bericht 
des  Präfekten  hin,  und  da  die  Präfekten  meistens  Agenten  einer 
politischen  Partei  sind,  haben  einige  dieser  Beamten  mehr  als  ein- 
mal das  in  sie  gesetzte  Vertrauen  missbraucht.  Es  ist  folglich  not- 
wendig, dass  das  Gesetz  modifiziert,  wenn  nicht  ganz  unterdrückt 
wird,  und  dass  auf  alle  Fälle  Beweise  und  Garantien  gefordert 
werden,  damit  die  Rumänen  der  unterworfenen  Provinzen  und  die 
eingeborenen  Juden  nicht  ganz  und  gar  von  dem  Willen  einiger  wenig 
gewissenhafter  Beamten  abhängen,  die  die  Gelegenheit  benutzen, 
um  einen  Druck  auszuüben,  sogar  zu  Erpressungen,  wo  es  sich 
um  politische  und  persönliche  Rache  handelt.  Aus  einer  Statistik 
geht  hervor,  dass  von  1880  bis  1894  859  Individuen  ausgewiesen 
worden  sind.  .  .  .  Von  1894  bis  1904  betrug  die  Zahl  der  Ausge- 
wiesenen 6529.  ..." 

„Diejenigen,  die  unter  der  Verfolgung  alt  geworden  sind, 
sagt  Gaster,  fühlen  sich  zu  schwach  und  gebrochen  um  ein  neues 
Leben  ausserhalb  der  alten  Heimat  anzufangen.  Aber  was  kann 
selbst  ein  junger  Mann  hoffen,  wenn  jeder  Schritt  von  Gefahren 
und  Fallen    bedroht    ist,    wenn    jede    menschliche  Kraft  gebro- 
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chen,  jede  Form  des  Hasses  und  der  Schande  gegen  ihn  losge- 
lassen wird,  mit  Missbräuchen  rechts,  Erpressungen  links,  nicht 
sicher  vor  dem  morgigen  Tage  und  in  vielen  Fällen  nicht  seines 
Lebens  sicher.  Nur  die,  welche  in  solch  einer  Lage  gelebt  haben, 
können  sich  vorstellen,  was  für  Schrecken  dieses  Volk  auszustehen, 
wie  sehr  es  zu  leiden  und  zu  fürchten  hat." 


III. 

Die  Judenpolitik  der  rumänischen  Regierung  im  Zusammenhang  mit  der 
Lage  der  Bauernbevölkerung.  —  Die  Knechtung  der  Bauern  durch  die  Bojaren 
und  den  Kleinadel.  —  Die  Ablenkungs-  und  Verhetzungspolitik.  —  Die  „Na- 
tionalisierungspolitik" der  rumänischen  Regierung  als  „Bestechungsmitter* 
gegenüber  den  Wählermassen.  — 

Das  reaktionäre  politisch-parlamentarische  Regime  in  Rumänien.  —  Die 
Parteien.  —  Der  Antisemitismus  der  Parteicliquen.  —  „Das  schwarze  Hundert" 
in  Rumänien.  —  Die  Anfänge  des  Sozialismus  in  Rumänien.  —  Die  Reorgani- 
sierung der  rumänischen  Sozialdemokratie  unter  Führung  Dr.  Rakowski's.  — - 
Die  jüdisch-sozialistische  Gruppe  in  Jassy.  —  Die  Unterdrückung  der  Sozial- 
demokratie durch  die  rumänische  Regierung. 


Noch  zu  Beginn  der  zweiten  Hälfte  des  19ten  Jahrhunderts 
herrschte  in  der  Moldau  und  der  Walachei  das  Feudalsystem. 
Eine  beschränkte  Anzahl  von  Grossgrundbesitzern,  die  Bojaren,  teils 
Rumänen,  teils  rumanisierte  Griechen,  besassen  fast  den  gesamten 
Boden,  waren  von  allen  Steuerlasten  befreit  und  hatten  das  al- 
leinige Recht  auf  Besetzung  der  höheren  Regierungsstellen.  Der 
kleinere  Adel,  der  die  niedrigen  Staatsstellen  innehatte,  machte 
mit  den  Mönchen,  rumanisierten  Griechen,  gemeinsame  Sache  und 
besass  den  fünften  Teil  des  rumänischen  Bodens.  Die  grossen 
Volksmassen,  die  Bauern,  waren  Leibeigene  der  Bojaren,  mussten 
sämtliche  Abgaben  entrichten  und  wurden  von  den  Steuer-Ein- 
nehmern schonungslos  ausgebeutet.  Diese  Zustände  änderten  sich 
wenig  nach  den  verschiedenen,  den  Grossgrundbesitzern  abge- 
pressten  unzulänglichen  Agrar-Reformen,  auch  nicht  nach  der  so- 
genannten Bauern-Befreiung  von  1864,  die  durch  zahlreiche  Agrar- 
gesetze im  Laufe  der  darauffolgenden  Jahre  nach  und  nach  zusam- 
mengeschrumpft ist. 

„Nirgendwo  ist  der  Bauer  so  unglücklich,  wird  er  so  miss- 
handelt, wie  in  Rumänien,  sagt  Bernard  Lazare  (Les  juifs  en  Rou- 
manie,  Paris  1901).  Der  an  die  Erdscholle  gefesselte  Mensch  ist 
in  diesem  Lande  nicht  weit  vom  Sklaven  des  Altertums  entfernt. 
Nominell  ist  er  emanzipiert  worden,  in  Wirklichkeit  ist  er  der 
Sklave  des  Bojaren  geblieben,  der  ihn  in  Unwissenheit  und  in 
Schmutz  sein  Leben  fristen  lässt,  der  seine  Söhne  als  seine  Sache, 
seine  Tochter  oder  seine  Frau  als  sein  Spielzeug  ansieht.  Die  Poli- 
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tiker  haben  nichts  für  ihn  getan,  nicht  ein  Centime  des  durch  An- 
leihen aufgebrachten  Geldes  ist  für  die  Verbesserung  des  Bodens, 
nicht  einmal  für  unentbehrliche  Bewässerungen  verausgabt  wor- 
den. Wenn  der  Bauer  die  Steuern,  die  Zinsen  seiner  Hypothek 
oder  des  geliehenen  Geldes,  bezahlt  hat,  bleibt  ihm  kaum  genug, 
um  sich  und  seine  Familie  zu  ernähren.  Wie  der  Jude,  sein  Leidens- 
gefährte, stirbt  er  Hungers  auf  seinem  Felde  oder  in  seinem  schmut- 
zigen Hause,  wo  er  kaum  Luft  zum  Atmen  hat." 

Über  die  Beziehungen  der  Bauernbevölkerung  zu  ihren  jüdi- 
schen Mitbewohnern  finden  wir  bei  Gaster  folgende  interessanten 
Ausführungen : 

„Um  die  in  Rumänien  herrschenden  wirtschaftlichen  Bedingun- 
gen klar  zu  verstehen,  muss  man  im  Auge  behalten,  dass  von  den 
5J  Millionen  Einwohnern  ungefähr  4  Millionen  Bauern  sind,  die 
in  den  allerniedrigsten  Verhältnissen  leben,  schlimmer  als  die  der 
Moujiks  in  Südrussland,  ja  vielleicht  sogar  schlimmer  als  die  der 
polnischen  Bauern  in  Galizien.  Die  armen  Leute  sind  eine  Beute 
der  Gutsbesitzer  und  der  Regierungsbeamten.  Sie  haben  keine 
Bedürfnisse,  geben  nichts  aus  und  verdienen  in  guten  Jahren  eben 
:so  viel,  als  nötig  ist  um  Seele  und  Leib  zusammenzuhalten.  Das 
sind  die  echten  Rumänen :  gutherzig,  freundlich,  sparsam  und 
ehrlich,  ohne  Neigung  zu  Verfolgung  und  Hass,  ja  sogar 
geneigt,    gegen    die    Juden,     die    in    ihrer    Mitte    leben,     sich 

wohlwollend    zu    verhalten.    Ich    habe    die    Scenen 

nicht  vergessen,  als  bewaffnete  Bauern  die  Regierungsbeam- 
ten hindern  wollten,  die  Juden  aus  ihrem  Dorfe  zu  vertreiben. 
Eine  solche  Freundschaft  hat  sich  immer  bewährt,  wenn  Juden 
auf  Befehl  der  Regierung  von  den  Beamten  ausgetrieben  wurden. 
Die  Juden  waren  freundlich  zu  ihnen,  behaupten  die  Bauern,  und 
schützten  sie  oft  gegen  Gewalttätigkeiten  und  Missbräuche  von  an- 
derer Seite.  Sie  wollten  sie  nicht  austreiben  lassen.  Dass  allein 
bildet  eine  genügende  Widerlegung  der  Beschuldigungen  der 
offiziellen  Agenten,  die  auf  Grund  eines  speciell  dazu  bestimm- 
ten Gesetzes,  das  „Vagabunden"  verbietet,  sich  in  den  Dörfern 
aufzuhalten,  kaltherzig  die  Juden  als  Vagabunden  erklärten.  Dank 
dieser  Interpretation  sind  sie  und  ihr  kleines  Vermögen  an  Mö- 
beln und  anderen  kleinen  Gegenständen  oft  mit  Gewalt  aus  den 
Häusern  oder  Läden,  wo  sie  jahrelang  gelebt  haben,  hinausge- 
worfen worden,  auf  einen  Wagen  geladen  und  unter  Escorte  der 
örtlichen  Polizei  aus  dem  Dorfe  getrieben  und  ihrem  Schicksal 
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überlassen  worden.  Solche  Austreibungen  sind  gegen  Frauen  im 
Kindbette  veranstaltet  worden,  sowie  beim  schrecklichsten  Frost» 
sodass  die  Kinder  buchstäblich  starben."  .  .  . 

Die  Judenpolitik  der  rumänischen  Regierung  ist  mit  der  Lage 
der  Bauernbevölkerung  auf  das  engste  verknüpft.  Diese  Tatsache  ist 
schon  vor  mehr  als  zwei  Jahrzehnten  erkannt  worden.  In  einem 
Lande,  dessen  Bevölkerung  sich  zu  fast  90  %  aus  Bauern  rekru- 
tiert, die  in  der  denkbar  schlimmsten,  von  europäischem  Muster 
ganz  abweichenden  Weise  zu  leben  gezwungen  sind,  kann  die  Lage 
der  Juden  keine  normale  sein.  Mit  Recht  vergleicht  Gaster  die 
Judenfrage  in  Rumänien  mit  der  Lage  der  Juden  unter  dem  rus- 
sischen Zarismus.  In  Rumänien  wie  in  Russland  bildet  der  Moujik 
das  Hauptproblem  des  Landes.  Wie  der  Zarismus,  sieht  sich  auch 
die  rumänische  Regierung  seit  Jahrzehnten  vor  ein  schweres,  ge- 
fahrvolles Problem  gestellt.  Ein  kleines  Häuflein  Grossgrundbe- 
sitzer, die  das  ganze  Land,  Macht  und  Reichtum  besitzen  hält 
Millionen  von  Bauern  in  Frohndienst.  Ein  solcher  Zustand  muss 
zu  Bauernrevolten  und  Katastrophen  führen.  Hier  bleibt  für  diese 
Machthaber  die  Verdunkelungs-  und  Verhetzungspolitik  der  ein- 
zige Ausweg.  Der  Zarismus  hat  bewiesen,  dass  für  die  Erreichung 
dieses  Zieles  die  Juden  das  geeignete  Object  darstellen.  Aufreizung 
und  Pogrome  gegen  Juden  waren  im  Zarenreiche  stets  das  heil- 
bringende Mittel  zur  Ablenkung  des  Volkszornes  von  den  wahren 
Ursachen  seines  Elends.  Der  Jude  sollte  als  die  Ursache  allen 
Elends  der  Bauern  hingestellt  werden.  Zu  diesem  Zweck  wurde  die 
ganze  Staatsmaschine  in  Bewegung  gesetzt.  Dass  der  ganze  Staats- 
apparat fast  ausschliesslich  gegen  die  Juden  gerichtet  war,  erschien 
manchem  Unkundigen  als  unnötige  Böswilligkeit  und  lals  will- 
kürliche Nadelstichpolitik.  In  Wirklichkeit  handelte  es  sich  für  die 
zarischen  Machthaber  um  eine  Existenzfrage.  In  der  Judenverfolgungs- 
Politik  erblickten  sie  den  Weg  zu  ihrer  Rettung.  Das  Gleiche  kann 
voll  und  ganz  auch  von  Rumänien  gesagt  werden.  Die  verfolgten 
rumänischen  Juden  heben  stets  die  freundlichen  Beziehungen  der 
rumänischen  Bevölkerung  gegenüber  den  Juden  hervor.  Es  spricht 
für  die  soziale  und  politische  Reife  der  rumänischen  Juden,  dass 
sie  zwischen  der  gleich  ihnen  unterdrückten  und  leidenden  rumäni- 
schen Bauernbevölkerung  und  der  rumänischen  Regierung  stets 
einen  scharfen  Unterschied  machten.  Jahrzehntelang  waren  die 
gegenseitigen   Beziehungen  zwischen   Bauern  und  Juden  in   Ru- 
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mänien  sehr  gute.  Zahlreich  sind  die  Fälle,  wo  rumänische 
Bauern  bewaffnet  die  Vertreibung  ihrer  jüdischen  Dorfmitbewohner 
zu  verhindern  suchten.  Besonders  betonen  die  rumänisch-jüdischen 
Schriftsteller,  die  sich  mit  der  Lage  ihrer  Brüder  beschäftigen,  den 
natürlich-menschenfreundlichen  Sinn  des  rumänischen  Landvolkes. 
Nach  und  nach  sehen  wir  hier  die  rumänisch-zaristische  Staats- 
maschine eingreifen.  Der  Instinkt  der  Kastenpolitik  treibt  die  rumä- 
nische Bojarenpolitik  in  die  Wege  des  Zarismus. 

Die  judenfeindliche  Verhetzungspolitik  der  rumänischen  Re- 
gierung musste  umso  intensiver  vor  sich  gehen,  als  diese  Ab- 
lenkungs-Taktik nicht  immer  von  dem  gewünschten  Erfolg  begleitet 
war.  Wie  das  zaristische  Russland,  bildet  auch  das  kleine  Rumänien 
den  Schauplatz  dauernder  Agrarunruhen  und  Bauernrevolten, 
die  bald  kleinen,  bald  grösseren  Umfang  annehmen  und  die  blutig 
unterdrückt  werden.  Nicht  immer  gelingt  es  aber,  den  Bauern  die 
Ueberzeugung  beizubringen,  dass  der  Jude,  der  Händler  und  an- 
gebliche Wucherer  die  Quelle  allen  Unheils  sei.  Die  Volkserregung 
vorahnend,  weiss  die  rumänische  Regierung  stets  zur  rechten  Zeit 
das  gewohnte  Ablenkungsmittel  anzuwenden  und  Judenpogrome 
grösseren  oder  kleineren  Stils  in  Scene  zu  setzen.  Schon  glaubt 
sich  die  Regierung  ihrem  Ziele  nahe  und  den  Bauern  von  der 
wahren  Quelle  seines  Unglücks  abgelenkt  zu  haben,  als  sie  plötz- 
lich einen  Strich  durch  ihre  Rechnung  gemacht  sieht:  Instinktiv 
umgehen  die.  auf  gehetzten  Bauern  ihre  Leidensgenossen,  die  Juden, 
und  stürzen  sich  mit  aller  Macht  auf  ihre  wahren  Unterdrücker.. 
So  war  es  in  ganz  besonders  auffallender  Weise  während  der 
Pogromunruhen  im  Jahre  1907. 

Diese  Politik  der  Verhetzung,  dieses  Ausspielen  künstlich  ge- 
schaffener gegensätzlicher  Interessen  zwischen  den  christlichen  und 
jüdischen  rumänischen  Untertanen  ist  von  der  rumänischen  Re- 
gierung auf  fast  allen  Gebieten  des  öffentlichen  Lebens  angewandt 
worden.  Ausser  dem  grossen  Agrarproblem  sieht  sich  die  rumä- 
nische Regierung  noch  einer  drohenden  Macht  gegenüber:  dem 
sogenannten  Mittelstand.  Eine  Gross-Bourgeoisie  in  des  Begriffes 
eigentlichem  Sinne  gab  es  in  Rumänien  nicht,  und  auch  jetzt 
existiert  in  diesem  Lande  eine  Gross-Bourgeoisie  nur  in  ganz 
geringem  Umfange.  Im  Jahre  1912  zählte  man  etwa  100,000  das 
Handelspatent  zahlende  rumänische  Handwerker  und  Kaufleute, 
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die  das  Gros  des  Mittelstandes  ausmachen.  Zu  dieser  Mittelstands- 
masse gesellte  sich  die  ebenfalls  zum  Mittelstand  zählende  Be- 
amtenklasse, deren  Zahl  gleichfalls  etwa  100,000  betrug.  Durch  eine 
jahrzehntelange  Verhetzungspolitik  ist  bei  diesen  Mittelstands- 
elementen eine  vergiftete  Atmosphäre  gegen  die  „Fremden"  ent- 
standen, in  denen  sie  ihre  gefährlichsten  Konkurrenten  erblickten, 
deren  Unschädlichmachung  sie  zu  den  grössten  Interessen  des 
Landes  und  der  Regierung  zählten.  Jahrelang  ist  dem  Krämer, 
dem  Handwerker,  dem  Lehrer,  dem  Beamten  eingeimpft  worden, 
dass  er  sich  nur  so  lange  halten  könne,  wie  die  Konkurrenz,  des 
„Fremden"  ihn  nicht  daran  hindere.  Die  Regierung  erklärte  das 
Programm  der  „Nationalisierung"  aller  Beruf sweige  zur  heilig- 
sten Aufgabe  der  rumänischen  Nation,  d.  h.  die  Konzentrierung 
aller  Berufe  und  Einnahmequellen  in  den  Händen  der  Rumänen 
unter  Auschliessung  oder  Fernhaltung  der  Juden.  Anstatt  allen 
Energien  des  Landes  freien  Lauf  zu  gewähren  und  durch  Ver- 
wendung aller  produktiven  Kräfte  dem  Lande  neue  Ernährungs- 
quellen zu  erschliessen,  wählte  man  die  bequemere  und  für  die 
Erhaltung  der  „günstigen  Volksstimmung"  viel  geeignetere  Tren- 
nungs  —  und  Konkurrenzpolitik.  Man  beschritt  den  unsinnigen  Weg 
der  Vertreibung  tausender  und  abertausender  schaffender  Arbeits- 
kräfte aus  dem  Lande,  durch  allerlei  Gesetze  und  Chikanen.  Dass 
diese  Nationalisierungspolitik  keinen  Segen  für  das  Land  zu  bringen 
imstande  sei,  war  den  rumänischen  Politikern  klar.  Die  Folgen 
einer  solchen  „Nationalisierungspolitik"  konnten  sie  >a  in  dem  be- 
nachbarten zaristischen  Reiche  mit  Händen  greifen.  Diese  Politik 
hat  seit  Plehwe  und  Stolypin  das  Zarenregime  systematisch  zum 
Schiffbruch  geführt  und  sie  musste  in  Rumänien  bei  dessen  stän- 
digen finanziellen  Nöten  umsoeher  zu  einem  Fiasko  führen. 

„Die  Lage  der  Regierung  in  Rumänien,  schreibt  Gaster,  ist 
oft  von  den  verschiedenen  Kreisen  der  Wähler  abhängig,  in  deren 
persönlichem  Interesse  es*  ist,  die  jüdische  Konkurrenz  auszuschalten. 
Es  gibt  sehr  wenige  eingeborene  Geschäftsleute  und  noch  we- 
niger wirklich  eingeborene  Arbeiter.  Den  letzteren  wird  dieselbe 
Bestechung  angeboten:  Die  jüdische  Konkurrenz  so  viel  als  mög- 
lich zu  beschränken,  entweder  durch  einschränkende  Gesetze  oder 
durch  Regulative  und  Boykott.  So  sind  die  wenigen  Arbeitsberufe, 
die  den  Juden  noch  gelassen  waren,  ihnen  durch  das  neueste 
.„Handwerksgesetz"  genommen  worden,  welche  Tatsache  das  Ge- 
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wissen  der  Welt  endlich  geweckt  hat,  denn  durch  dieses  Gesetz 
wurden  die  Juden  dem  Hungertode  ausgeliefert." 

So  schreibt  die  Bukarester  „Bursa"  unter  dem  29.  Novem- 
ber 1909: 

„In  keinem  Lande  der  Welt  gibt  es  einen  Handel  und  eine 
Industrie,  die  nach  der  Abstammung  der  Unternehmer  eingeteilt 
würden.  Wir  rühmen  uns  der  Fortschritte,  die  wir  seit  40  Jahren 
gemacht  haben  und  prahlen  mit  unserem  Milliardenumsatz.  Dieses 
Ergebnis  danken  wir  in  erster  Reihe  dem  Element,  das  zu  dem 
wirtschaftlichen  Erfolge  unseres  Landes  am  meisten  beigetragen 
hat.  Wir  wissen,  wie  sich  dieses  Element  zusammensetzt.  Während 
sich  unsere  Nationalisten  unserer  wirtschaftlichen  Fortschritte 
rühmen,  säen  sie  im  Innern  den  Hass  gegen  die,  denen  der  grösste 
Teil  des  Verdienstes  an  unserem  Handels-  und  Industrie- Auf- 
schwung zukommt.  Die  gegenwärtige  Politik  widerstreitet  den  In- 
teressen des  Landes.  Anstatt  neue  Kräfte  heranzuziehen  und#  das 
Kapital  zu  ermutigen,  entfernt  sie  (der  Gesetzes  Vorschlag  unseres 
Handelsministers).  Sein  Zweck  ist,  die  Fremden,  in  erster  Reihe 
die  Juden  auszuschalten  und  sie  durch  Rumänen  zu  ersetzen;  als 
ob  es  irgend  einen  Wettbewerb  zwischen  diesen  Elementen  gäbe, 
als  ob  wir  nicht  Arbeit  für  alle  Welt  hätten.  Das  jüdische  Element 
ist  unentbehrlich.  Es  hat  unbestreitbare  und  unbestrittene  Verdienste 
um  die  wirtschaftlichen  Fortschritte  des  Landes.  Ausgeschlossen  von 
allen  öffentlichen  Aemtern,  können  die  Israeliten  Rumäniens  sich 
nicht  auch  noch  die  einzigen  Existenzmittel  entziehen  lassen,  die 
ihnen  zugänglich  geblieben  sind.  Das  wäre  eine  Unbilligkeit  und 
eine  unnütze  Unbilligkeit  noch  dazu,  da  es  nicht  gelingen  wird, 
auf  diesem  Wege  die  wirtschaftliche  Nationalisierung  des  Landes  zu 
erreichen.  Auf  diesem  Wege  kann  man  nur  dazu  gelangen,  Handel 
und  Industrie  blutleer  zu  machen." 

Dieser  Kampf  nahm  die  widrigsten  Formen  an  und  führte  zu 
einem  völligen  Korrumptionssystem.  Die  Ausweisungen  und  be- 
hördlichen Chikanierungen  jüdischer  Kaufleute  und  Handwerker, 
um  die  Gunst  der  rumänischen  Konkurrenten  für  sich  zu  erwerben, 
wurden  zu  den  beliebteten  „Nationalisierungsmethoden"  der  Re- 
gierung und  der  politischen  Parteien.  Es  kam  so  weit,  dass  dieser 
sittliche  Verfall  zu  den  normalsten  Erscheinungen  in  Rumänien 
wurde,    die  man  in  die  Rubrik  der  Tages-Chronik  aufzunehmen 
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pflegte.  Die  Bukarester  Zeitung  „Facla"  vom  23.  April  1911  be- 
richtet : 

„Da  es  sich  um  einen  Juden  handelt,  überrascht  die  Sache 
niemanden .  Ein  jüdischer  Schuhmacher  war  angeklagt,  die  Bezahlung 
der  Innungstaxe  verweigert  zu  haben  und  wurde  deshalb  ausge- 
wiesen. Die  Wahrheit  war  eine  ganz  andere :  Ein  christlicher  Schuh- 
macher, sehr  einflussreich  unter  den  Handwerkern,  hatte  gedroht, 
dem  Regierungskandidaten  gelegentlich  der  Wahl  Schwierigkeiten 
zu  machen;  um  ihn  zu  gewinnen,  befreite  ihn  die  Regierung  von 
einem  störenden  Konkurrenten." 

Wir  werden  im  weiteren  Verfolge  sehen,  wie  die  rumänische 
Regierung  selbst  Kriegsgesetze  und  Belagerungszustand  ausnutzt  zu 
dem  Zweck,  Juden  aus  den  verschiedensten  Gebieten  des  Handels- 
und der  Industrie  zu  vertreiben,  um  sie  gierigen  rumänischen  Kon- 
kurrenten zum  Opfer  zu  bringen. 

„.  .  .  Diese  Furcht  vor  den  Ansprüchen  der  Bauern,  schreibt 
Bernard  Lazare,  treibt  .  .  .  einige  Politiker  dazu,  Gesetze  zu  ver- 
langen, durch  welche  die  jüdischen  Arbeiter  verjagt  werden  sollen. 
Sie  hoffen  auf  diese  Weise,  einige  ihrer  Bauern  zu  Proletariern  zu 
machen,  aber  das  ist  eine  Hoffnung,  die  sich  nicht  verwirklichen 
wird,  und  die  Jaquerie  bleibt  das  Schreckensgespenst  der  Regierenden 
und  derer,  die  vom  Budget  zehren.  Sie  haben  schon  im  Jahre  1888 
einen  Aufstand  auf  dem  Lande  ausbrechen  gesehen,  sie  haben  ge- 
sehen, wie  die  Bauern  in  die  Besitzungen  eindrangen,  Getreide 
in  die  Flüsse  warfen,  und  alles  ringsherum  zerstörten.  Die  länd- 
liche Bourgeoisie  und  die  Beamten  haben  damals  in  der  rücksichts- 
losesten Weise  den  Aufstand  niedergeworfen,  die  Aufständischen 
getötet  oder  eingesperrt.  Aber  das  Problem  ist  damit  nicht  gelöst 
worden.  Wenn  morgen  der  Bauer  mit  neuen  Steuern  belastet  wird, 
bricht  der  Brand  von  neuem  aus.  Vielleicht  wird  der  Jude,  wenn 
er  zur  Verzweiflung  gebracht  wird,  trotz  seiner  Passivität,  trotz 
der  Ratschläge,  die  ihm  seine  furchtsamen,  reichen  Glaubengenos- 
sen geben,  sich  dem  Landarbeiter  anschliessen  und  ihm  helfen, 
sein  Joch  abzuschütteln.  Aber  selbst,  wenn  dies  nicht  geschehen 
sollte,  wird  eines  Tages  der  sich  erhebende  Bauer  direkt  oder 
indirekt  die  jetzige  Judenfrage  in  Rumänien  lösen,  dadurch  dass  er 
sich  selbst  und  gleichzeitig  den  Juden  befreit." 

Diese  Ausführungen  Lazares  aus  dem  Jahre  1901  finden  15 
Jahre  später  eine  Bestätigung  von  berufener  Seite.  Ein  rumänischer 
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Sozialist  schreibt  am  29.  Mai  1916  im  Züricher  sozialdemokratischen 
„Volksrecht": 

„Als  im  Jahre  1907  die  Bauernrevolution  ausbrach  und  als 
unsere  christliche  und  patriotisch-liberale  Regierung  mit  Jonel  Bra- 
tianu  an  der  Spitze  11000  Bauern  niederschiessen  Hess,  da  gab 
man  die  ganze  Schuld  am  Aufstande  den  Juden.  Man  sagte  nämlich, 
sie  seien  Schuld  an  dem  Elend  der  Bauern,  da  sie  Bodenwucher 
trieben.  Die  lächerliche  Ausrede  gab  wenigstens  unserer  herr- 
schenden Klasse  einen  Vorwand,  um  den  wahren  Grund  des  Auf- 
standes zu  verschleiern  und  die  Bauern  gegen  die  Juden  auf- 
zuhetzen. .  .  . 

Die  Juden  finden  Bundesgenossen  ihrer  Leiden  in  den  nicht 
weniger  als  5,500,000  Bauern  der  rumänischen  Nation,  und  die 
Judenfrage  kann  nicht  anders  gelöst  werden,  als  in  Verbindung  mit 
der  Agrarfrage." 

Das  ist  die  Auffassung,  die  die  rumänischen  Sozialisten,  wie 
auch  die  anderen  demokratischen  Elemente  in  Rumänien  mit  allem 
Nachdruck  vertreten. 

Bei  der  Stellung  zu  diesem  Problem  bildet  Rumänien  eine  auf- 
fallende Ausnahme  auf  dem  Balkan.  Auch  in  den  anderen  Bal- 
kanländern, in  Griechenland,  Bulgarien,  Serbien,  ebenso  in  der 
europäischen  Türkei  bilden  die  Agrarfragen  ein  schwieriges  Pro- 
blem für  die  Regierenden.  Aber  keiner  dieser  Staaten  hat  die  Recht- 
losigkeit der  Juden  zu  einem  Werkzeug  der  Regierungspolitik  ge- 
macht. In  allen  diesen  Balkanländern  gemessen  die  Juden  die  bür- 
gerliche und  politische  Gleichberechtigung.  In  ihrer  Judenpolitik 
hat  die  rumänische  Regierung  sogar  den  russsischen  Zarismus  über- 
troffen. Der  Zarismus  hat  nicht  unterlassen  bei  vielen  Ausnahmege- 
setzen gegen  die  Juden  auch  die  Zigeuner  unter  dieselbe  Gesetz- 
gebung zu  stellen  und  sie  gleichmässig  mit  den  Juden  zu  behandeln. 
In  Rumänien  dagegen  erfreuen  sich  die  hunderttausenden  von  Zi- 
geunern aller  Rechte,  was  an  sich  nur  zu  billigen  ist.  Nur  für  ihre 
jüdischen  Untertanen  kennt  die  rumänische  Regierung  keine  andere 
Bezeichnung  als  „Fremde  ohne  fremden  Schutz". 
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Das  politisch-parlamentarische  Leben  in  Rumänien  ist  durch- 
aus antidemokratisch.  Das  Wahlrecht  ist  auf  feudal-reaktionärer 
Grundlage  aufgebaut.  Es  herrscht  ein  Dreiklassen-Wahlsystem,  das 
die  Oberhand  den  Grossgrundbesitzern  und  dem  Adel  überlässt  und 
nur  Teile  der  Schichten  des  Mittelstandes  und  der  freien  Berufe 
heranzieht.  Die  Bauern,  das  eigentliche  Volk,  sind  von  den  Wahlen 
ausgeschlossen.  Von  50  Bauern  steht  einer  einzigen  Person  das 
Wahlrecht  zu.  Ebenso  ist  die  mehr  als  eine  Viertelmillion  zählende 
jüdische  Bevölkerung,  die  sogenannten  „Fremden",  von  den  Wahlen 
ausgeschlossen.  Kammer  und  Senat  umfassen  zusammen  etwa  240 
Mitglieder. 

Was  das  Parteileben  anlangt,  so  sind  es  eigentlich  nur  zwei 
Parteien,  die  die  gesamte  politische  Situation  beherrschen :  die  Na- 
tional-Liberalen (die  Liberalen  genannt)  und  die  Konservativen. 
Parteikämpfe  gibt  es  so  gut  wie  gar  nicht.  Die  Parteien  lösen  sich 
in  der  Regierung  freiwillig  ab.  Die  Parteidifferenzen  sind  durch- 
aus keine  scharfen  und  unversöhnlichen.  Die  Liberalen,  die  in  den 
Wählermassen  der  Mittelstandskreise,  sowie  der  freien  Berufe  ihre 
Stütze  finden,  haben  in  ihrem  Programm  Punkte  über  Agrar-  und 
Wahlgesetzreformen,  die  sie  allerdings  nur  in  ihrem  Parteiorgan 
„Viitorul"  (Die  Zukunft)  vertreten.  Sie  erstreben  die  „Nationali- 
sierung" aller  Erwerbszweige  im  Lande,  die  Ausschaltung  aller 
ausländischen  Kapitalien  und  führen  einen  unerbittlichen  Kampf 
gegen  die  Juden.  Der  Antisemitismus  bildet  einen  der  wichtigsten 
Punkte  ihres  Partei-Programms.  Der  Gründer  der  national-libe- 
ralen Partei  war  der  verstorbene  Jonel  Bratianu,  dem  in  der 
Führung  der  Partei  Stourdza  gefolgt  ist.  Nachdem  sich  letzterer 
vom  öffentlichen  Leben  zurückzog,  übernahm  der  Sohn  des  alten 
Bratianu,  der  gegenwärtige  rumänische  Ministerpräsident,  die 
Führung. 

Eine  Abzweigung  der  national-liberalen  Partei  bildet  die  na- 
tionalistische Fraktion  mit  den  bekannten  Judenhetzern  Jorga  und 
Cuza  an  der  Spitze.  Ihr  Programm  ist  ein  extrem-chauvinistisches, 
das  die  Vereinigung  mit  Transsilvanien  erstrebt,  hauptsächlich  aber 
antisemitische  Propaganda  und  Judenhetze  schlimmster  Art  ent- 
faltet. In  ihrer  ganzen  Tätigkeit  bekundet  diese  Gruppe  eine  starke 
Aehnlichkeit  mit  dem  unter  dem  zaristischen  Regime  in  Russland 
seinerzeit  existierenden  Volksverband  der  „echt  russischen  Leute", 


—  53  — 

die  man  als  „das  schwarze  Hundert"  bezeichnete.  Das  Organ  dieser 
nationalistischen  Gruppe  nennt  sich  „Neumal  Romanesc"  (Die  ru- 
mänische Nation)  und  wird  in  zahlreichen  Exemplaren  auf  dem 
Lande  gratis  verteilt. 

Im  Gegensatz  zu  den  National-Liberalen  lehnt  die  konser- 
vative Partei  jede  breite  Agrarreform  und  jede  Erweiterung  des 
Wahlrechts  ab.  Ebenso  ist  diese  Partei,  im  Gegensatz  zu  der  libe- 
ralen, für  die  Heranziehung  ausländischer  Kapitalien  auf  allen  Ge- 
bieten des  Handels  und  der  Industrie  in  Rumänien.  Das  hindert 
aber  die  Liberalen  nicht,  den  Konservativen  ab  und  zu  die  Re- 
gierungszügel anzubieten.  In  ihr  Programm  haben  sie  den  Anti- 
semitismus zwar  nicht  als  einen  offiziellen  Punkt  aufgenommen, 
sind  aber,  ebenso  wie  die  National-Liberalen,  den  „Fremden" 
feindlich  gesinnt  und  billigen  jede  Massnahme,  die  gegen  dieselben 
gerichtet  ist.  Die  Führung  dieser  Partei  lag  früher  in  den  Händen 
von  Carp.  Gegenwärtig  leitet  die  Partei  Marghiloman.  Eine  Zeit- 
lang galt  Carp  als  ein  Anhänger  der  jüdischen  Gleichberechtigung, 
und  als  er  gegen  1900  die  Regierung  übernahm,  erwartete  man 
gewisse  Reformen  auf  dem  Gebiete  der  Judengesetzgebung,  was 
sich  aber  später  als  trügerisch  erwies.  Das  offizielle  Organ  dieser 
Partei  ist  die  „Steagul"  (Die  Fahne). 

Neben  der  konservativen  Partei  existiert  die  von  Tace  Jonescu 
1912  gebildete  konservativ-demokratische  Gruppe,  die  sich  —  im 
Punkt  der  Wahlreformen  —  den  National-Liberalen  nähert.  Die 
Gruppe  hat  ihr  eigenes  Parteiorgan  in  französischer  Sprache  „La 
Roumanie" . 

Eine  sozialdemokratische  Partei  gibt  es  in  Rumänien  so  gut 
wie  gar  nicht.  Der  Sozialismus  wurde  in  Rumänien  1875  durch 
einen  Russen,  namens  Petrov,  und  einen  russichen  Juden  namens 
Nahum  Katz  eingeführt*).  Die  in  Dunkelheit  und  Knechtschaft  ge- 
haltenen Bauern  kamen  für  die  Vorbereitungen  des  Klassenkampfes 
gar  nicht  in  Betracht.  Eine  rumänische  Arbeiterschaft  existierte  fast 
nicht.  Die  Sozialisten  versuchten  auf  die  ziemlich  grossen  jüdi- 
schen Arbeiterkreise  Einfluss  zu  gewinnen.  Das  zum  grössten  Teil 


*)  Katz  nahm  später  das  Christentum  an  und  widmjete  sich  der  rumäni- 
schen Litteratur.  Er  heisst  jetzt  Dobrodianu  und  zählt  zu  den  bedeutendsten 
rumänischen   Schriftstellern. 
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aufgeklärte  und  klassenbewußte  jüdische  Proletariat  bot  einen 
dankbaren  Boden  für  die  Arbeiterbewegung.  Durch  die  schweren 
Verfolgungen  von  Seiten  der  Regierung,  die  jede  politische  Be- 
tätigung der  Juden  schonungslos  unterdrückte,  ist  die  sozialistische 
Propaganda  für  lange  Jahre  hinaus  unmöglich  geworden.  Trotzdem 
hielt  sich  der  kleine  Kreis  mehrere  Jahre  und  gab  ein  gut  geleitetes  Or- 
gan „Lumeo  Nouva"  ( Die  neue  Welt)  heraus.  Durch  die  Verfolgungs- 
massnahmen  der  Regierung,  wie  durch  eine  Reihe  anderer  Ur- 
sachen, entstand  zuletzt  im  kleinen  Kreise  eine  politische  Demora- 
lisation, die  vor  etwa  25  Jahren  zu  einer  Vereinigung  dieser  So- 
zialisten mit  der  vom  alten  Bratianu  geleiteten  liberalen  Partei 
führte.  Nach  und  nach  gingen  die  führenden  Sozialisten  zur  Re- 
gierung über  und  fanden  ihren  Platz  unter  den  eifrigen  Reaktionären 
und  Antisemiten.  So  war  es  mit  dem  sozialistischen  Führer  Stere. 
Auch  der  frühere  Sozialist  Marzun  hat,  als  er  nachher  Minister  für 
Handel  und  Industrie  wurde,  die  schärfsten  Massregeln  gegen  jüdi- 
sche Arbeiter  eingeführt.  Zu  den  früheren  Sozialisten,  die  später 
zur  reaktionären  Regierung  übergingen,  gehörte  ausser  Radowitz 
auch  der  bekannte  Parlamentarier  und  Schriftsteller  Diamandi. 

Gegen  1910  erlebte  der  Sozialismus  in  Rumänien  seine 
Wiedergeburt.  Unter  der  Führung  des  Dr.  Rakowski  ist  ein  „So- 
zialistischer Club"  gebildet  worden,  dem  es  rasch  gelungen  ist, 
zahlreiche  Elemente  aus  den  Kreisen  der  Arbeiterschaft,  sowie  aus 
den  Bauernmassen  um  die  sozialistische  Fahne  zu  scharen.  Die 
kleine  sozialistische  Gruppe  gab  ihr  Organ  „Romania  Muncitora" 
(Das  arbeitende  Rumänien)  heraus.  Wegen  des  herrschenden 
Wahlsystems  war  es  dieser  Gruppe  unmöglich,  ins  Parlament  ein- 
zudringen. Aber  nach  und  nach  ist  es  ihr  gelungen,  durch  ihre 
fleissige  und  ideelle  Tätigkeit  und  warme  Vertretung  der  Interessen 
der  arbeitenden  Klassen  im  Lande  Achtung  zu  gewinnen.  Die  ru- 
mänischen Sozialdemokraten  gehörten  zur  internationalen  Sozialde- 
mokratie und  traten  stets  gegen  die  Entrechtung  der  Juden  auf. 
Gegen  1912  enstandauch  eine  jüdische  sozialdemokratische  Gruppe, 
die  1915  ein  eigenes  Parteiorgan  („Der  Wecker")  in  Jassy  her- 
ausgab. Den  Ausbruch  des  Weltkrieges  benutzte  die  rumänische 
Regierung,  um  die  im  Werden  begriffene  sozialdemokratische  Par- 
tei rücksichtslos  zu  unterdrücken.  Die  Parteipresse  wurde  verboten. 
Die  einzelnen  aktiven  Kräfte  wurden  teils  zum  Militärdienst  ein- 
gezogen,  teils  ins  Gefängnis  gesteckt.  Der  sozialistische  Führer 
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Dr.  Rakowski  wurde  wegen  eines  Artikels  gegen  den  Krieg  zu  drei 
Jahren  Gefängnis  verurteilt.  Nach  mehrmonatlicher  Haft  wurde 
er  durch  die  sich  in  Rumänien  befindlichen  russisch-revolutionären 
Soldaten  aus  dem  Gefängnis  befreit.  Seit  seiner  Befreiung  gibt  er  in 
Odessa  das  rumänische  sozialdemokratische  Organ  „Lupta"  (Der 
Kampf)  heraus,  wo  er  die  politische  und  soziale  Revolution  in 
Rumänien  propagiert. 


IV. 

Die  Anwendung  veralteter  Gesetze  gegen  die  „Fremden"  seit  der  Ver- 
letzung  des  Berliner  Vertrages.  —  Ihre  Verschärfung  durch  zahlreiche  Ver- 
ordnungen und  Reglements.  —  Ausschliessung  der  Juden  aus  fast  allen  Arbeits- 
berufen. —  Die  Sperrung  der  staatlichen  Schulen  für  die  jüdischen  Kinder.  — 
Einschränkungsgesetze  gegen  jüdische  Arbeiter.  —  Die  Massenauswanderung 
von  1887.  —  Leiden  und  Verfolgungen  der  Emigranten.  —  Korrumption  der 
Behörden.  —  Judengesetze  als  „finanzielles  Manöver"  . 

Die  Entrüstung  in  Europa  wegen  der  rumänischen  Judenverfolgungen  zu 
Beginn  des  20.  Jahrhunderts.  —  Debatten  in  Parlamenten  und  Presse.  — 
Die  aufsehenerregende  Intervention  der  amerikanischen  Regierung.  —  Die  Note 
des  Staatssekretärs  Hay  an  die  Signatarmächte.  —  Fortzetzung  der  Juden- 
verfolgungen  im   ersten   Jarhzehnt   des  20.   Jahrhunderts.   — 


Die  Entwicklung  im  Laufe  der  ersten  zwei  Jahrzehnte,  nachdem 
die  rumänische  Regierung  infolge  des  internationalen  Rechts- 
bruches gegenüber  den  Juden  freie  Hand  bekommen  hatte,  wird 
in  einem  Bericht  der  Israelitischen  Allianz  in  Wien  (1900),  die 
gemeinsam  mit  der  Centrale  der  A.  I.  U.  in  Paris  für  die  rumäni- 
schen Juden  hervorragendes  geleistet  hat,  wie  folgt  zusammenge- 
fasst : 

„Nach  den  Bestimmungen  des  Berliner  Vertrages  vom  Jahre 
1878  hätten  alle  Juden  Rumäniens  den  christlichen  Mitbewohnern 
des  Landes  gleichgestellt  werden  müssen.  Die  rumänische  Re- 
gierung entzog  sich  aber  ihrer  Verpflichtung,  indem  sie  die  Juden 
als  solche  zu  Fremdlingen  stempelte  und  sie  damit  auch  aller  bür- 
gerlichen Rechte  beraubte,  ihnen  jedoch  alle  Bürgerpflichten,  ein- 
schliesslich des  Militärdienstes,  rücksichtslos  auferlegte.  Nach  und 
nach  beschränkte  sie  das  Freizügigkeitsrecht  für  die  Juden,  ver- 
wies sie  aus  den  Dörfern  und  Marktflecken  in  die  Städte,  schloss  sie 
von  allen  Gewerben  und  Betrieben  aus,  auf  die  der  Staat  mittelbar 
oder  unmittelbar  Einfluss  ausübt,  verbot  selbst  jüdischen  Unter- 
nehmern mehr  als  einen  kleinen  Prozentsatz  Juden  zu  beschäftigen, 
verschluss  jüdischen  Kindern  den  Zutritt  zu  den  staatlichen  Ge- 
meindeschulen, erschwerte  die  Gründung  jüdischer  Bildungs- 
anstalten, untersagte  die  Errichtung  jüdischer  Gemeinden  und 
Kultusvereine,  verweigerte  Juden  die  Aufnahme  in  die  Spitäler, 
pferchte  sie  in  eigene  Judenquartiere  ein  und  entzog  ihnen 
sogar  das  Recht,   Kleinhandel    zu    betreiben.      Schliesslich    ent- 
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stand  unter  eifriger  Mitwirkung  oberster  Regierungsorgane  eine 
über  das  ganze  Land  verzweigte  Organisation,  die  den  Zweck  ver- 
folgt, die  Juden  wirtschaftlich  mit  Acht  und  Bann  zu  belegen." 

Alte  Gesetze  werden  seit  1879  aus  den  Archiven  geholt  und 
durch  ein  Netz  von  Verordnungen  und  Decreten  zu  neuem  Leben 
gebracht.  Ein  Jude  darf  nicht  in  den  Staatsdienst  aufgenommen 
werden.  Er  darf  nicht  in  einer  Dorfgemeinde  wohnen,  er  darf  keine 
geistigen  Getränke  in  den  Dörfern  verkaufen*),  den  rumänischen 
Schenkern  ist  es  verboten,  Juden  als  Geschäftsgehilfen  anzustellen. 
Einem  Juden  ist  es  verboten,  den  Tabakhandel  zu  betreiben,  an  ihn 
dürfen  keine  Tabak- Verkaufsrechte  erteilt  werden.  Ein  Jude  darf 
keine  Drogerie  besitzen.  Es  ist  dem  Juden  gesetzlich  verboten,  Ge- 
treide- oder  Geldmakler  zu  sein.  Den  christlichen  Maklern  ist  es 
verboten,  jüdische  Angestellte  zu  haben.  In  den  Zollämtern  ist  es 
verboten,  Juden  als  Vertreter  der  Kommissionäre  und  Spediteure 
zuzulassen.  Das  Speditionsgeschäft  ist  den  Juden  gänzlich  verboten. 
Juden  dürfen  weder  in  die  Handels-  noch  in  die  Arbeitskammern 
zugelassen  werden,  sie  haben  weder  aktives  noch  passives  Wahl- 
recht. Als  Direktoren  und  Revisoren  der  Nationalbank  dürfen  Juden 
nicht  fungieren.  Bei  öffentlichen  Bauten  und  Unternehmungen  darf 
keine  Arbeit  an  die  Juden  abgegeben  werden.  Zu  sämtlichen  Indu- 
strie- und  Verkehrs-  Unternehmungen  des  Staates  oder  öffentlicher 
Institutionen  darf  ein  Jude  nicht  zugelassen  werden. 

In  die  städtischen  und  staatlichen  Hospitäler  werden  die  jüdi- 
schen Patienten  laut  einem  bestimmten  Prozentsatz  zur  Be- 
handlung aufgenommen.  In  die  staatlichen  Kliniken  darf  man 
Juden  nur  dann  zulassen,  wenn  ihre  Krankheiten  ein  besonderes 
Interesse  für  die  Studierenden  bieten  (für  das  Experimentum  in 
corpore  vili)  aber  auch  dann  bis  zu  höchstens  einem  Drittel  der  ge- 
samten Bettenzahl.**) 


*)  Der  Bericht  der  Handelskammer  von  Jassy  1911  äussert  sich  über  die 
Folgen   dieses  Gesetzes  wie  folgt: 

„Aus  den  statistischen  Erhebungen  geht  hervor,  dass  die  Verminderung 
der  Anzahl  der  Wlrthshäuser  keinen  Rückgang  des  Alkoholismus  zur  Folge 
gehabt  hat,  und  dass  die  Menge  des  konsumierten  Alkohols  ebenso  gross  ge- 
blieben ist,  wie  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes.  Das  Gesetz  hat  nur  den 
einen  Erfolg  gehabt,  die  Leute  zu  bereichern,  denen  der  Ausschank  gesetz- 
lich gestattet  wurde,  und  die,  weil  in  jedem  Dorf  nur  ein  einziger  vorhanden 
ist,  die  Kundschaft  nach  Belieben  ausbeuten  dürfen." 

**)  Laut.  Art.  82,  83  u.  84  der  Sanitätsgesetze  1885,   1895  u.   1896. 
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Ein  weiteres  ganzes  Netz  von  Gesetzen  und  Verordnungen 
beschäftigt  sich  damit,  die  Aufnahme  von  Juden  in  die  staatlichen 
Schulen,  ebenso  in  die  Mittel-  und  Hochschulen  teils  zu  erschweren, 
teils  unmöglich  zu  machen.  Eine  besondere  Gesetzgebung,  die  nach 
und  nach  allerlei  Verschärfungen  erfährt,  bezweckt  die  Vertreibung 
der  jüdischen  Arbeiter  und  Arbeiterinnen  aus  den  privaten  Fabriken 
und  Werkstätten. 

Juden  dürfen  nicht  an  öffentlichen  Auktionen  teilnehmen.  An 
der  Bukarester  Messe  darf  kein  Jude  Engros-  und  Halb-engros- 
handel  treiben. 

„Jedes  Ministerium  suchte  das  vorgehende  zu  übertreffen, 
sagt  der  Jahresbericht  der  A.  I.  U.  von  1900,  jedes  von  ihnen, 
indem  es  sich  auf  Kosten  der  Juden  Popularität  zu  schaffen  suchte, 
gab  sich  Mühe,  ihnen  ein  noch  gebliebenes  Recht  zu  entziehen, 
ihnen  den  Broterwerb  zu  erschweren,  ihre  Tätigkeit  zu  lähmen, 
mit  einem"  Worte,  sie  auf  die  höchste  Stufe  des  Elends  zu  bringen." 

„Obgleich  dem  Militärdienst  unterworfen,  können  die  Juden 
(Gesetz  vom  21.  November  1882)  doch  kein  Avancement  in  der 
Armee  erlangen ;  das  Gesetz  über  das  Avancement  besagt,  dass,  um 
Offizier  zu  werden,  man  rumänischer  Bürger  sein  muss." 

„Die  Fremden  haben  nicht  das  Recht  des  beständigen  Aufent- 
haltes in  den  Dörfern  und  auf  dem  Lande;  wenn  sie  sich  dort  eta- 
blieren, so  hat  die  Verwaltung  das  Recht,  sie  gleich  Landstreichern 
auszutreiben.  Sie  können  weder  Häuser,  noch  Ländereien,  noch 
Weinberge,  noch  sonst  welche  Immobilien  in  den  Dörfern  oder  auf 
dem  Lande  besitzen." 

Ein  Jude  kann  nicht  Advokat  werden  (Dekret  von  1864),  nicht 
Pharmaceut  (1869)*),  nicht  Eisenbahnbeamter  (1871),  nicht  Ta- 
bakverkäufer (1872),  ihm  können  keine  öffentlichen  Arbeiten  über- 
tragen werden  (1868),  er  darf  sich  nicht  beteiligen  an  dem  Kauf 
von  staatlichen  Ländereien  (1869).  Ein  Gesetz  von  1881  verbietet 
jedem  „Fremden"  die  Geschäfte  des  Wechsleragenten. 

Als  ein  Gesetz  vom  15.  Mai  1884  den  Hausierhandel  unter- 
sagte, wurden  mit  einem  Schlage  20,000  Juden  brotlos  gemacht. 
Ein  Gesetz  vom  12.  März  1887  schloss  die  Juden  von  der  Ver- 
waltung der  Fabriken  und  der  Tabaksverkauf  statten  der  Regie  aus. 

Ende  1893  wird  eine  Reihe  von  Gesetzen  betreffend  den  Be- 


*)   §§   130  u.   131   des  Sanitätsgesetzes,  verschwärft  am  21.  Mai   1895. 
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such  der  öffentlichen  Schulen  angenommen,  die  für  die  Juden 
schwere  Ausnahmegesetze  bringen: 

Gewerbe-  und  Ackerbauschulen.  —  Der  Gewerbe- 
unterricht ist  für  die  Rumänen  öffentlich  und  unentgeltlich. 

Nur  die  Rumänen  und  die  naturalisierten  Rumänen  haben  das 
Recht  der  Bewerbung  um  Unterstützung  des  Staates. 

Forstschulen.  Die  Fremden  können  gegen  Zahlung  auf- 
genommen werden,  doch  nur  mit  besonderer  Genehmigung  des 
Ministers. 

Kunst-  und  Handwerkschulen.  —  Die  Fremden  kön- 
nen nur  als  zahlende  Externe  im  Verhältnis  von  1 — 5  der  vakanten 
Plätze  zugelassen  werden. 

Elementarschulen.  —  Der  Elementarunterricht  ist  bloss 
für  die  Knaben  der  Rumänen  obligatorisch  und  unentgeltlich. 

Die  Fremden  können  nur  in  die  Elementarschulen  aufgenom- 
men werden,  wenn  sie  eine  Taxe  zahlen,  die  durch  ein  Reglement 
der  öffentlichen  Verwaltung  festgesetzt  wird. 

In  Falle  des  Raummangels  werden  die  Knaben  der  Rumänen 
bevorzugt. 

Selbst  gegen  die  Aermsten  der  Armen,  gegen  die  jüdischen 
Arbeiter,  richtet  sich  der  Kampf  der  rumänischen  Machthaber. 
In  Ueberbietung  des  russischen  Zarismus,  der  im  Laufe  der 
Zeit  wenigstens  für  die  jüdischen  Arbeiter  und  Handwerker  tat- 
sächlich eine  Anzahl  von  Erleichterungen  und  „Privilegien"  ein- 
führte, erliess  die  rumänische  Regierung  seit  1880  und  bis  in  die 
letzten  Jahre  hinein  zahlreiche  Verfügungen  gegen  die  Aufnahme 
jüdischer  Arbeiter  in  die  Fabriken  und  Werkstätten. 

Die  Arbeitergesetzgebung  hat  über  die  arbeitende  jüdische  Be- 
völkerung in  Rumänen  unsägliches  Elend  gebracht.  Es  wurde 
ein  Gesetz  eingeführt,  demzufolge  in  jedem  neuen  Unternehmen, 
jeder  neuen  Werft,  Fabrik  und  Hüttenwerk  75  %  der  Arbeiter 
und  Beamten  rumänischer  Nationalität  sein  müssen.  Tausende 
von  jüdischen  Arbeitern  wurden  damit  brotlos.  Erst  im  Jahre 
1912,  als  ein  drohender  Mangel  an  Arbeitskräften  eintrat,  sah 
sich  die  Regierung  genötigt,  „zum  Schutze  der  nationalen  Industrie" 
gewisse  Abweichungen  von  der  unmenschlichen  Arbeitergesetz- 
gebung zu  machen. 
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Gegen  die  jüdischen  Arbeiter,  in  denen  man  die  intellek- 
tuellen Vorläufer  für  eine  demokratische  Arbeiterbewegung  ver- 
mutete, werden  die  ungesetzlichsten  Massnahmen  eingeführt.  Jeder 
Versuch  der  jüdischen  Arbeiter  zur  Organisierung  von  sozialer 
und  geistiger  Selbsthilfe  wird  schonungslos  unterdrückt.  In  seinem 
erwähnten  Buche  schreibt  Bernard  Lazare  hierüber: 

„Die  Polizei  macht  sich  zum  Helfershelfer  der  Arbeitgeber. 
Nach  dem  Gesetz,  betreffend  die  Ausländer,  droht  sie  den  jüdi- 
schen Proletariern,  die  den  ihnen  angebotenen  Arbeitslohn  ab- 
lehnen, mit  Ausweisung.  Mit  derselben  Drohung  zwingt  die  Po- 
lizei die  jüdischen  Arbeiter,  die  christlichen  zu  ersetzen,  welche 
in  den  Ausstand  getreten  sind,  oder  die  nicht  den  von  den  rumäni- 
schen Arbeitern  abgelehnten  Arbeitslohn  annehmen  v/ollen.  Und  es 
ist  geradezu  staunenswert,  wenn  man  sieht,  dass  unter  solchen 
Umständen  die  Klassen-Solidarität  fortbesteht.  Es  kommen  in  der 
Tat  solche  Fälle  vor,  wie  z.  B.  in  Galatz,  wo  die  jüdischen  Bäcker 
sich  lieber  ausweisen  Hessen,  als  dass  sie  an  die  Stelle  der  im 
Ausstande  befindlichen  rechtgläubigen  Bäcker  traten.  Man  macht 
es  den  jüdischen  Arbeitern  auch  unmöglich,  ihre  Rechte  zu  ver- 
teidigen. Wenn  sie  Arbeitervereinen  angehören,  werden  sie  fort- 
gejagt, ebenso  wenn  sie  Versammlungen  beiwohnen,  in  welchen 
über  die  Forderungen  der  Proletarier  beraten  wird,  und  besonders, 
wenn  sie  sich  an  der  sozialistischen  Bewegung  beteiligen.  Man 
verfolgt  sie  wie  Vagabunden,  indem  man  sich  der  Verordnung 
über  die  Aufenthaltskarten  bedient.  Man  gestattet  ihnen  nicht, 
sich  in  den  Dörfern  niederzulassen,  nach  dem  Gesetz  über  die 
Landpolizei  und  die  Gemeindeorganisation.  Sie  können  sich 
daher  nicht  an  den  ländlichen  Arbeiten  beteiligen,  welche  all- 
jährlich einen  Zuzug  von  40 — 50,000  ausländischen  Arbeitern  her- 
beiführen. Durch  diese  Gesetze  oder  Verordnungen  hat  das  Elend 
der  Arbeiter  seinen  Gipfel  erreicht,  und  gleichzeitig  sind  die  Juden 
ihrer  Verteidigungsmittel  beraubt  worden." 

„Das  Versammlungsrecht  der  Juden,  berichtet  Gaster, 
wurde  stark  eingeschränkt,  indem  der  Premierminister  Stourdza 
dem  Rabbiner  einer  Bukarester  Synagoge  Dr.  Beck  gegenüber 
erklärte,  dass  das  Versammlungsrecht  ein  politisches  Recht  sei, 
das  die  Juden  mithin  nicht  geniessen  dürfen.  Eine  Versammlung 
von  Handwerkern,  die  einberufen  wurde,  um  diese  Entscheidung 
zu  erörtern,   wurde  mit  Gewalt  von    der  Polizei    auseinanderge- 
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trieben,  und  da  einige  von  ihnen,  es  war  am  Freitag  Abend,  in  die 
Synagoge  gingen,  um  ihren  Gottesdienst  abzuhalten,  erhielten  sie 
einen  Befehl  von  der  Polizei  auseinanderzugehen,  und  die  Heilig- 
keit des  Ortes  wurde  bei  dieser  Gelegenheit  in  derselben  Weise 
wie  in  so  vielen  anderen,  wenn  es  den  Behörden  gefiel  die  Juden 
einzuschüchtern,  gekränkt." 

Das  Vorgehen  Rumäniens  hat  in  der  ganzen  Welt  die  grösste 
Enttäuschung  und  Erbitterung  hervorgerufen.  Von  1880  bis  1900 
beschäftigte  man  sich  in  den  westeuropäischen  Hauptstädten 
lebhaft  mit  der  Lage  der  Juden  in  Rumänien. 

Die  europäische  und  amerikanische  Presse  führte  einen  jahre- 
langen Kampf  gegen  die  Vertragsbrüchige  rumänische  Regierung 
wegen  der  unaufhörlichen  Judenverfolgungen.  Regierungen  und 
Parlamente  konnten  sich  den  von  allen  Seiten  geforderten  Inter- 
ventionen nicht  entziehen.  Die  rumänische  Regierung  hat  immer 
wieder  erklärt,  dass  sie  entschlossen  sei,  das  Europa  feierlich 
gegebene  Versprechen  einzulösen.  In  Wirklichkeit  aber  verging  kein 
Jahr,  in  dem  nicht  blutige  Pogrome  in  kleinerem  oder  grösserem 
Massstabe  veranstaltet  wurden.  Plünderungen,  Vernichtung  von 
jüdischem  Hab  und  Gut,  unaufhörliche  Zurücksetzungen  und  Ver- 
treibungen bildeten  jahrzehntelang  tägliche  Erscheinungen.  Die 
Judenpolitik  der  rumänischen  Regierung  sah  sich  allmächlich  ihrem 
Ziele  nahe.  Der  Vernichtungskampf  führte  zu  dem  Ziel,  das  man 
sich  gesteckt  hatte :  Es  kam  zu  einer  Massen-Emigration  der  Juden 
aus  dem  Lande.  Ende  der  achtziger  Jahre  beginnt  eine  starke  Auswan- 
derung, die  1887  ihren  Höhepunkt  erreichte.  Ganze  Städte  wurden 
entvölkert,  Gemeinden  aufgelöst.  Unzählige  Häuser  standen  ver- 
lassen, was  eine  schwere  Krise  auf  dem  Gebiete  des  Hypotheken- 
wesens hervorrief.  Jetzt  erkannten  die  rumänischen  Machthaber 
die  Gefahr,  die  die  Emigration  für  die  ökonomische  Entwicklung 
des  Landes  bedeutete.  „Die  Auswanderung",  schrieb  das  halb- 
amtliche Organ  La  Roumanie,  „nimmt  bedeutende,  in  gewisser  Be- 
ziehung beunruhigende  Proportionen  an,  sie  erstreckt  sich  auf  die 
israelitische  Arbeiterklasse,  die  uns  nützlich,  ja  sogar  unentbehrlich 
ist,   da  der  Rumäne  gewisse  Handwerke  nicht  betreiben  will." 

Beunruhigt,  dass  die  Massen-Emigration  die  Aufmerksamkeit 
der  europäischen  Völker  auf  die  Judenverfolgungen  in  Rumänien 
in  besonderer  Weise  lenken  würde,  griff  die  Regierung  daher  zu 
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drakonischen  Gegenmaßnahmen.  Sie  veranlasste  die  öster- 
reichisch-ungarischen Behörden,  den  Emigranten  die  Durchreise 
nicht  zu  erlauben.  Traurige  Szenen  spielten  sich  an  den  Grenz- 
orten ab,  wo  grosse  Massen  der  Emigranten  sich  ansammelten, 
von  allen  Seiten  zurückgewiesen,  unter  freiem  Himmel  in  Hunger 
und  Elend  herumlagernd.  Tausende  von  Frauen  und  Kindern, 
alten  und  jungen  Männern,  belagerten  die  Synagogenhöfe,  Be- 
gräbnisplätze und  irrten  haufenweise  auf  den  Landstrassen  umher. 

Die  rumänischen  Behörden  verhafteten  die  Vorsteher  und  die 
Förderer  der  Emigranten- Vereine.  Sie  führten  eine  hohe  Passtaxe 
ein,  die  der  Emigrant  entrichten  musste,  was  nur  zur  Folge  hatte, 
dass  die  Verarmten  bis  auf  ihr  letztes  Geld  von  den  Polizeiorganen 
erpresst  wurden. 

Der  obenerwähnte  landflüchtige  Emigrant  Jericho-Polonius, 
ein  Augenzeuge,  gibt  das  ergreifende  Bild  einer  solchen  Juden- 
wanderung aus  der  Heimat: 

„Da  dämmert  in  dem  Gehirn  eines  Unglücklichen  in  Berlad 
die  Idee  „Wir  wollen  gehen!"  und  zündend  wirkt  dieser  Ruf  auf 
alle  Unglücklichen.  Gruppen  solcher  bejammernswerten  Geschöpfe 
finden  sich  zusammen,  organisieren  sich,  und  so  beginnt  die  so 
tief  erschütternde  Wanderung  zu  Fuss  so  vieler  Haufen  Unglück- 
licher, von  welchen  ein  jeder  eine  unerschöpfliche  Reihe  von 
erdulteten  Qualen  und  Martern  zu  erzählen  weiss. 

Jeder  Zug  führte  Familien  nach  den  Vereinigten  Staaten, 
Canada,  Frankreich,  Anatolien,  Cypern,  überall  hin,  um  nur 
dieser  Hölle  zu  entfliehen.  Jedoch  die  Unglücklichsten  der  Unglück- 
lichen, die  bereits  das  letzte  Gewand  veräussert  hatten,  um  Brot 
für  ihre  Kleinen  zu  beschaffen,  ringen  mit  der  Not  und  stehen 
ratlos  und  in  Verzweifung  auf  Mittel  sinnend,  wie  auch  sie  ent- 
kommen könnten. 

Die  Auswanderung  nimmt  ungeheuere  Dimensionen  an.  Ver- 
gebens sucht  man  die  Unglücklichen  über  die  schweren  Folgen 
einer  unvorbereiteten,  nicht  planmässigen  Emigration  aufmerksam 
zu  machen,  ihnen  klarzumachen,  dass  sie  sich  vielleicht  in  ein  noch 
grösseres  Unglück  stürzen.  Alle  Vernunftsgründe  sind  ohne 
Wirkung. 

Nur  fliehen  und  fliehen,  heisst  es.  Ueberall  und  in  jeder  Stadt 
der  Moldau  sind  abziehende  und  passierende  Auswanderergrup- 
pen an  der  Tagesordnung,  und  man  wähnt  sich  in  die  Zeit  der 
Völkerwanderung  versetzt." 


—  63  — 

„Eis  ist  dies  ein  trauriges,  ergreifendes  Kapitel,  schreibt 
Sincerus  (Dr.  Schwarzfeld)  in  seinem  erwähnten  Buche,  es  müssen 
daher  auch  allere  Einzelheiten,  alle  die  schrecklichen  Vorgänge 
genau  geschildert  werden.  Durch  ein  kurzes  Resume  würde  man 
sich  nicht  nur  einem  Dementi  seitens  der  Rumänen  aussetzen, 
die  immer  die  Massenausweisungen  und  die  betrübenden  Auftritte, 
die  sie  im  Gefolge  hatten,  geleugnet  haben,  sondern  auch  den 
Juden  freundlich  gesinnte  Leute  würden  ungläubig  den  Kopf  schüt- 
teln und  der  Ansicht  sein,  dass  man  die  Dinge  übertreibt,  um  das 
Mitleid  der  Welt  für  Menschen  zu  erregen,  die  die  rumänischen 
Behörden  wie  Vagabunden  behandelt  und  denen  sie  vorwerfen, 
dass  sie  die  ländliche  Bevölkerung  moralisch  zu  Grunde  richten. 
Es  kommen  Auftritte  vor,  bei  denen  man  sich  in  ein  anderes  Zeit- 
alter versetzt  glaubt,  und  Willkürakte,  die  geradezu  haarsträubend 
sind.  Nur  wenn  man  die  Namen  der  ausgewiesenen  Personen  an- 
führt und  ihre  Vergangenheit  schildert,  nur  wenn  man  für  jeden 
einzelnen  Fall  die  Beweisstücke  beibringt  und  die  schrecklichen 
Vorgänge  Schritt  für  Schritt  verfolgt,  kann  man  wirklich  jemandem 
einen  Begriff  von  der  Jagd  auf  die  Juden  in  den  Dörfern  machen. 
|  Wenn  man  diese  Fakten  generalisieren  und  eine  zusammenfas- 
sende Schilderung  dem  Publikum  unterbreiten  wollte,  würde  man 
das  alles  für  ein  Werk  der  Phantasie  halten,  dem  man  weder  Auf- 
merksamkeit noch  Glauben  schenken  würde,  so  unwahrscheinlich 
würde  die  Wahrheit  klingen."*) 

Wie  unter  dem  russischen  Zarenregime  rächten  sich  auch  in 
Rumänien  die  Rechtlosigkeit  und  die  Verfolgungen  an  ihren  Ur- 
hebern: es  entstand  eine  Demoralisation  der  Beamtenschaft,  die 
eine  tiefe  Fäulnis  in  den  jungen  Staat  brachte.  Eine  Bestechlichkeit, 
die  keine  Grenzen  kennt.  Ein  behördliches  Erpressertum,  eine  Miss- 
achtung aller  Gesetze.  Eine  von  der  Regierung  mit  allen  Mitteln 
geförderte  und  ausgehaltene  antisemitische  Bewegung  wurde  in 
Szene  gesetzt,  die  verschiedene  Teile  des  Bürgerstandes,  der  Be- 
amten und  der  freien  Berufe  umfasste,  fast  alle  vom  Drange 
beseelt,  auf  Rechtlosigkeit  der  Mitmenschen  ihre  Karriere  zu  bauen. 


*)  Die  Tragödie  der  Massenvertreibungen  und  der  Auswanderungen  der 
rumänischen  Juden  hat  der  hebräische  Dichter  M.  M.  Dolitzki  Ende  der  80-er 
Jahre  in  seinem  hebräischen  Roman  „Mibaith  U-michutz"  geschildert.  Das 
Buch   ist  seinerzeit  zu  den  populärsten  Volksbüchern  in   Russland  geworden. 
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Das  Land  verfiel  in  eine  Korrumption,  wie  man  sie  selbst  in  Russ- 
land unter  dem  zarischen  Regime  nicht  gekannt  hatte. 

„Die  Regierung  hat  auch  dafür  gesorgt,  schreibt  Gaster,  die 
letzte  Hilfe  und  Möglichkeit  des  Selbstschutzes  und  der  gegen- 
seitigen Unterstützung  der  Juden  zu  vernichten.  Durch  ein  mini- 
sterielles Dekret  sind  die  jüdischen  Gemeinden  aufgelöst  worden. 
Sie  haben  keinen  locus  standi,  werden  nicht  als  juridische  Per- 
sonen anerkannt  und  können  mithin  kein  Eigentum  besitzen. 
So  ist  es  den  Juden  unmöglich,  wohltätige  Einrichtungen  auf  ge- 
meinsamer Grundlage  zu  schaffen :  weder  Schulen,  noch  Kranken- 
häuser, noch  öffentliche  Badeanstalten,  noch  irgend  eine  andere 
Einrichtung,  denn  vor  dem  Gesetze  existiert  keine  jüdische  Ge- 
meinde. Es  ist  daher  vorgekommen,  dass  eine  jüdische  Badean- 
stalt, die  der  jüdischen  Gemeinde  in  einer  der  grössten  Städte  Mol- 
daus gehörte,  confisziert  wurde,  weil  niemand  als  gesetzlicher  Be- 
sitzer anerkannt  werden  konnte." 

„Die  Tatsache,  dass  man  etwa  250,000  Bürger  des  Landes 
als  Parias  erklärte,  schreibt  Lazare,  und  sie  als  vogelfreie  Beute 
einem  korrumpierten  und  niederen  Beamtenstand  hinwarf,  führte 
dazu,  dass  die  letzten  Spuren  eines  Rechtstaates  in  Rumänien  all- 
mählich in  Verfall  gerieten.  Nach  den  Unruhen  vom  Jahre  1897 
in  Bukarest  erscheint  ein  Jude,  der  von  den  Unruhestiftern  geblendet 
worden  war,  als  Zeuge  vor  Gericht.  „Kannst  Du  die,  die  Dich  so 
zugerichtet  haben,  nicht  erkennen?",  fragt  ihn  der  Präsident  unter 
allgemeinem  Gelächter.  Um  den  Jjuden  eine  Lektion  zu  erteilen, 
werden  die,  welche  die  Häuser  der  Juden  plündern  oder  in  Brand 
stecken,  Juden  ermorden,  ihre  Begräbnisplätze  entweihen,  die 
Synagogen  zerstören  und  die  Juden  ins  Wasser  werfen,  entweder 
überhaupt  nicht  gerichtlich  verfolgt  oder  unter  dem  Beifall  der 
Menge  freigesprochen."  ... 

Wie  im  Mittelalter  wurden  die  jüdischen  Gemeinden  von  den 
Bürgermeistern  und  Polizeipräfekten  mit  „Geldkontributionen"  zur 
Bestreitung  von  allerlei  ausserordentlichen  Unkosten  belegt,  zu 
Kirchenbauten,  namentlich  zur  Aushaltung  der  Polizisten,  die  zur 
Verfolgung  der  Juden  angestellt  waren.  Die  Gerichtsverhandlungen 
verwandelten  sich  in  antisemitische  Agitationsversammlungen.  Im 
Jahre  1906  hatte  das  parteiische  Gerichtswesen  Formen  angenom- 
men, die  in  breiten  Volksschichten  die  Auffassung  aufkommen  Hes- 
sen, dass  die  Juden  völlig  vogelfrei  seien.  Die  Mörder  einer  ganzen 
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jüdischen  Familie  in  Podul-Turculi  werden  demonstrativ  frei- 
gesprochen, ebenso  die  Mörder  einer  ganzen  jüdischen  Familie 
in  Burdujeni.  Ein  Arbeiter,  der  in  Braila  seinen  Arbeitgeber,  den 
Juden  Mendel,  ermordet,  weil  letzterer  die  von  ihm  verlangte 
Summe  von  100,000  Frs.  als  Schadenersatz  für  einen  Unifall 
als  zu  hoch  findet,  wird  glatt  freigesprochen.  Der  Rumäne 
Winkler,  der  den  Juden  Leibovici  in  Galatz  niederschiesst,  weil 
er  es  ablehnte,  das  von  einem  Gutsherrn  rechtmässig  gepachtete 
Gut  ihm  freiwillig  abzutreten,  wurde  ohne  weiteres  freigespro- 
chen. In  lebhafter  Erinnerung  ist  noch  der  Fall  der  Ermor- 
dung des  Juden  Aronowici  in  Cormonic,  Kreis  Prehova,  der 
sich  1913  zugetragen  hat.  Aronowici,  der  der  langjährige  Verwalter 
der  Güter  des  Prinzen  Bibescu  war,  wurde  von  einem  von  ihm 
entlassenen  ungetreuen  Beamten  Stefanescu  ermordet.  Die  anti-. 
semitische  Presse  leitete  eine  Hetzcampagne  gegen  die  „Fremden" 
ein,  die  die  Rumänen  „verdrängen"  und  forderte  die  Freisprechung 
des  Mörders.  Da  im  genannten  Kreise  grosse  Erbitterung 
gegen  den  Mörder  herrschte,  setzten  die  Antisemiten  es  durch,  dass 
die  Verhandlungen  des  Prozesses  —  gegen  jedes  Gesetz  —  nach 
einem  anderen  Distrikt  verlegt  wurden.  Tatsächlich  wurde  der 
Mörder  freigesprochen. 

„Die  Juden  haben  keine  Möglichkeit,  sich  zu  wehren,  sagt 
Gaster,  sie  sind  das  Eigentum  der  Regierung  und  dem  Willen  des 
niedrigsten  Beamten  unterworfen,  der  wohl  weiss,  dass  er  bei 
jeder  Handlung  gegen  sie  von  seinen  Vorgesetzten  unterstützt 
werden  wird.  Alle  Einsprüche  auf  rechtlichem  Wege  seitens  eines 
Juden  gegen  einen  Beamten  sind  bisher  erfolglos  gewesen,  mit 
Ausnahme  weniger  Fälle,  wo  die  Missbräuche  zu  flagrant  waren, 
um  völlig  unbeachtet  zu  bleiben.  Und  selbst  in  diesen  wenigen 
Fällen  waren  die  Strafen,  die  über  die  Beamten  verhängt  wurden, 
lächerlich  gering  im  Verhältnis  zum  begangenen  Unrecht." 

Durch  allerlei  künstliche  Massnahmen  ist  der  Zweck  verfolgt 
worden,  die  Juden  verächtlich  zu  machen  und  sie  vor  ihrer  Um- 
gebung zu  Menschen  niedriger  Stufe  herabzuwürdigen.  Jüdische 
Religionsgesellschaften  wurden  nicht  anerkannt,  ihre  Wohlfahrts- 
und Bildungsanstalten  sind  besonderen,  herabsetzenden  Kotroll- 
Reglements  unterworfen  worden.  Noch  gegen  1909  haben  die  Be- 
hörden die  Zulassung  von  biblischen  Bildern,  die  aus  dem  Aus- 
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lande  für  jüdische  Schulen  bestellt  waren,  abgelehnt,  mit  der  Be- 
gründung, dass  Judenschulen  an  solchen  Dingen  keinen  Bedarf 
haben.  Die  gerichtliche  Eidesleistung,  die  auch  in  Rumänien  bei 
allen  Menschen  in  denselben  Formen  wie  in  den  anderen  euro- 
päischen Staaten  vor  sich  geht,  hatte  für  Juden  einen  veralteten 
und  sehr  verletzenden  Charakter.  Der  speziell  für  die  Juden 
bestimmte  Eid  „More  Judaico"  war  mit  solchen  schimpflichen,  die 
menschliche  Würde  verletzenden  Formeln  verknüpft,  dass  die 
Juden  es  in  der  Regel  vorgezogen  haben,  mitunter  schwere  ma- 
terielle Verluste  zu  erleiden,  als  sich  den  abstossenden  Eides- 
formeln zu  unterziehen.  Jahrzehntelang  kämpften  die  Juden  gegen 
diese  schimpfliche  Sonderstellung  vor  dem  Gericht.  Ungeachtet 
dessen,  dass  es  durch  den  hartnäckigen  Widerstand  der  Juden 
gelungen  ist,  diesen  Eid  aufzuheben,  verlangen  rumänische  Ge- 
richte noch  bis  in  die  letzten  Jahre  hinein  von  Juden  diese  mittel- 
alterliche Eidesleistung. 

Eine  markante  Schilderung  der  staatlichen  Korrumption  in 
Rumänien  gibt  Georg  Brandes  (gesammelte  Schriften,  dänische 
Volksausgabe,  p.  456  ff.) : 

„Im  August  1900  wird  ein  Gesetz  gegen  die  Fremden,  wor- 
unter immer  nur  die  Juden  zu  verstehen  sind,  erlassen.  Laut  diesem 
Gesetz,  musste  jeder  Fremde,  um  im  Lande  bleiben  zu  dürfen,  sich 
vor  dem  2.  September  von  der  Polizei  eine  schriftliche  Erlaubnis 
verschaffen,  die  natürlich  nicht  umsonst  gegeben  wurde.  Jeder 
Jude,  der  nach  diesem  Tage  keine  solche  Erlaubnis  besass,  wurde 
ausgewiesen,  wenn  er  auch  in  Rumänien  geboren  war  und  dort 
seine  Militärpflicht  geleistet  hatte. 

Es  gab  indessen  viele,  die  sich  nicht  um  diese  demütigende 
Erlaubnis,  im  eigenen  Vaterlande  sich  aufhalten  zu  dürfen,  be- 
werben wollten  und  bereit  waren,  das  Aeusserste  zu  wagen.  Dar- 
aufhin brachten  die  rumänischen  Zeitungen  im  November  folgende, 
anscheinend  höchst  humane  Bekanntmachung: 

„Die  im  Lande  geborenen  und  aufgewachsenen  Personen 
brauchen  weder  eine  Erlaubnis  noch  einen  Pass,  um  im  Lande 
bleiben  zu  dürfen  wenn  sie  beweisen  können,  ein  Gesuch  um 
Naturalisation  eingereicht  zu  haben." 

Und  die  Regierung  beeilte  sich,  Europa  telegrafisch  mitzu- 
teilen: Eine  Verordnung  des  Ministers  an  die  Präfekten  fordert 
die  Juden  auf,  Gesuche  um  Naturalisation  einzureichen. 
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Diese  Mitteilung  war  aber  nur  darauf  berechnet,  die  leere 
Staatskasse  Rumäniens  zu  füllen.  Es  war  alles  ein  Finanzmanöver. 
In  Rumänien  gibt  es  nach  einer  vom!  Finanzministerium  ange- 
stellten Berechnung  im  Augenblick  100,000  erwachsene  jüdische 
Männer,  die  als  Fremde  betrachtet  werden,  obwohl  sie  keine  Frem- 
denpässe besitzen,  da  sie  ja  keinem  anderen  Staate  angehören. 
Diese  müssen  nunmehr,  um  Naturalisation  zu  erreichen,  ein  Ge- 
such einreichen,  wobei  zu  zahlen  ist  1)  für  das  Gesuch  selbst  25 
Frs.  =  2,500,000  Frs.  2)  für  Stempelpapier  und  Zeugnisse  betref- 
fend Steuerleistung,  Militärdienst,  Dauer  des  Aufenthalts  im 
Lande  usw.  wenigstens  5  Frs.  =  500,000  Frs.  3)  für  Bestätigung 
von  all  diesen  Dokumenten  6  Frs.  =  600,000  Frs.  Wenn  hierzu 
4)  etwa  400,000  Frs.  für  Ausfertigung  und  Abschriften  von  ver- 
loren gegangenen  Dokumenten  gerechnet  werden,  sieht  man,  dass 
die  Juden  vorläufig  4  Millionen  Frs.  an  die  Steuer kasse  zu  zahlen 
haben,  abgesehen  von  den  Schreibgebühren,  die  ihnen  die  Be- 
amten bei  dieser  Gelegenheit  noch  erpressen  werden.  Da  nun  die 
grosse  Mehrzahl  unter  ihnen  blutarm  ist,  so  arm,  dass  50  Francs 
für  sie  einen  Betrag  ausmachen,  den  sie  nie  auf  einmal  auftreiben 
können,  wird  wie  die  rumänischen  Zeitungen,  die  Carp  zu  ent- 
schuldigen bemüht  sind,  offen  gestehen,  die  Folge  die  sein, 
dass  jeder  einzelne  Jude  in  der  Hoffnung,  einmal  die  Naturalisa- 
tion zu  erreichen,  jedes  Jahr  den  Betrag  von  50  Frs.  den  Beamten 
zahlen  wird,  eine  Steuer,  die  er  als  eine  vorübergehende  betrachtet, 
die  man  aber  wissen  wird,  in  eine  dauernde  zu  verwandeln." 

Zu  Beginn  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  lenkten  die  Judenver- 
folgungen in  Rumänien  von  neuem  die  Aufmerksamkeit  der  öffent- 
lichen Meinung  in  Europa  und  Amerika  auf  sich.  Die  Hoffnungen, 
die  man  an  den  inzwischen  zur  Macht  gelangten  als  „Judenfreund" 
bezeichneten  Ministerpräsidenten  Carp  knüpfte,  haben  sich  als 
trügerisch  erwiesen.  Seit  den  von  oben  angezettelten  Judenkra- 
wallen in  Rumänien  1897  wollte  der  Schrei  der  unaufhörlich 
bedrückten  und  gejagten  jüdischen  Bevölkerung  nicht  aufhören. 
Die  Willkürherrschaft  der  Polizeigewaltigen  hat  einen  immer 
rücksichtsloseren  Charakter  angenommen.  Der  Strom  der  Ver- 
triebenen, die  Flüchtlingsmassen,  die  nach  allen  Weltteilen  flohen, 
brachten  den  Schrei  des  Entsetzens  in  die  grosse  Welt.  Dieses  Mal 
erweckten    die  Leiden  der  Juden  das  Gewissen    der    zivilisierten 
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Menschheit  in  etwas  höherem  Masse.  In  der  gesamten  politi- 
schen Welt  ist  eine  Aktion  eingeleitet  worden,  die  darauf  hinzielte, 
von  den  Garantiemächten,  die  den  Berliner  Vertrag  unterzeichnet 
haben,  wegen  des  unerhörten  Vertragsbruches  der  rumänischen 
Gewalthaber  Rechenschaft  zu  verlangen.  Im  englischen  Parlament 
kam  es  zu  erregten  Debatten.  Im  deutschen  Reichstag  interpellierte 
(1902)  der  sozialdemokratische  Abgeordnete  Eduard  Bernstein 
die  deutsche  Regierung  wegen  der  Judenverfolgungen  in  Ru- 
mänien. 

Im  August  1902  trat  indes  ein  politisches  Ereignis  ein,  von 
dem  man  allgemein  grosse  Folgen  erwartete.  Beinahe  unerwartet 
trat  die  amerikanische  Regierung  auf  die  Arena  der  euro- 
päischen Politik.  Sie  richtete  eine  scharfe  Protestnote  an  sämt- 
liche Garantiemächte,  die  gemäss  dem  Berliner  Vertrage  die  Un- 
abhängigkeit Rumäniens  anerkannt  hatten,  und  verlangte  von  den 
Mächten,  Schritte  zu  unternehmen,  um  Rumänien  zur  Erfüllung 
seiner  übernommenen  Verpflichtungen  zu  veranlassen.  Einige 
bezeichnende  Ausführungen  aus  diesem  bedeutenden  diplomati- 
schen Dokument,  das  seinerzeit  in  der  gesamten  politischen  Welt 
das  grösste  Aufsehen  erregt  hat,  verdienen  wiedergegeben  und  von 
neuem  in  Erinnerung  gebracht  zu  werden : 

STATE  DEPARTMENT. 

Washington,  2.  August  1902. 

.  .  .  Vor  langer  Zeit,  als  die  Donau-Fürstentümer  noch  unter 
schwerem  Druck  zu  leiden  hatten,  dem  erst  der  Krieg  und  das 
Zusammenwirken  der  europäischen  Machte  ein  Ende  machen 
konnte,  i.  J.  1873,  rief  die  Verfolgung  der  unglücklichen  unter 
türkischer  Herrschaft  stehenden  Juden  die  lebhaften  Vorstellungen 
seitens  der  Vereinigten  Staaten  hervor. 

Der  Berliner  Vertrag  wurde  als  eine  Abhilfe  des  Unrechts 
begrüsst,  insofern  er  im  Artikel  44  ausdrücklich  verfügt,  dass  „in 
Rumänien  der  Unterschied  des  religiösen  Glaubens  oder  Bekennt- 
nisses .  Niemanden  als  Grund  der  Ausschliessung  oder  der  Un- 
fähigkeit entgegenstellt  werden  darf",  insofern  es  sich  um  den 
Genuss  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte,  um  die  Zu- 
lassung zu  öffentlichen  Aemtern,  Funktionen  und  Ehrenstellen  oder 
um  die  Ausübung  der  verschiedenen  Professionen  und  Industrien 
handelt,  an  welchem  Orte  es  auch  sei ;  indem  ferner  vorgeschrieben 
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wurde,  dass  „die  Freiheit  und  die  öffentliche  Ausübung  aller  For- 
men des  Gottesdienstes  sämtlichen  Einheimischen  des  rumänischen 
Staates,  sowie  den  Fremden  gesichert  ist",  wurde,  „allen  in  Ru- 
mänien weilenden  Ausländern  gewährleistet,  ohne  Unterschied  des 
Glaubens  als  Gleichberechtigte  behandelt  zu  werden." 

Im  Laufe  der  Zeit  wurden  diese  gerechten  Vorschriften,  so- 
weit sie  die  eingeborenen  Juden  betrafen,  idurch  die  Gesetz- 
gebung und  durch  administrative  Verfügungen  zum  grossen  Teile 
unwirksam  gemacht.  Von  der  despotischen,  bestreitbaren  Voraus- 
setzung ausgehend,  dass  die  in  Rumänien  geborenen,  seit  Jahr- 
hunderten im  Lande  ansässigen  Juden  „Fremde",  die  einem  aus- 
ländischen Schutze  nicht  unterstehen,"  sind,  ist  den  Juden  nach 
und  nach  die  Möglichkeit,  auch  nur  die  bescheidensten  Existenz- 
mittel, die  einer  genügsamen  Bevölkerung  ausreichen,  zu  erwerben, 
beschränkt  und  schliesslich  jeglichr  Lebensunterhalt  abgeschnit- 
ten worden,  bis  die  hilflose  Armut  der  Juden  schliesslich  eine  Aus- 
wanderung in  so  grossem  Umfang  herbeigeführt  hat,  dass  dieselbe 
allgemeine  ernste  Besorgnisse  zeitigen  musste. 

Die  politische  Rechtlosigkeit  der  Juden  Rumäniens,  ihre  Aus- 
schliessung von  öffentlichen  Aemtern  und  gelehrten  Berufen,  die 
Beschränkung  ihrer  bürgerlichen  Rechte  und  ihre  Belastung  mit 
Ausnahme-Steuern,  welche  die  liberal  denkenden  modernen  Völker 
als  schreckliches  Unrecht  ansehen  und  verabscheuen,  will  ich 
für  den  Zweck,  den  ich  hier  im  Auge  habe,  nicht  besonders  her- 
vorheben; ich  verweise  vielmehr  auf  die  Staatsakte,  welche  die 
unveräusserlichen  Rechte  des  Menschen  als  Ernährer  auf  dem 
Gebiete  der  Landwirtschaft  sowohl  als  auf  dem  des  Handels 
antasten.  Es  ist  den  Juden  nicht  gestattet,  Grund  und  Boden  zu 
besitzen,  ebensowenig  ist  es  ihnen  erlaubt,  als  einfache  Arbeiter 
das  Land  zu  bebauen.  In  den  ländlichen  Bezirken  dürfen  sie  nicht 
wohnen.  Viele  Zweige  des  Kleinhandels  und  des  Handwerks  sind 
ihnen  in  den  übervölkerten  Städten,  in  denen  zu  wohnen  sie  ge- 
zwungen sind  und  wo  sie  einen  furchtbaren  Kampf  um  ihre  Existenz 
kämpfen,  verschlossen.  Selbst  als  gewöhnliche  Handwerker  und 
Lohnarbeiter  können  sie  nur  im  Verhältnis  von  einem  „schutzlosen 
Fremden"  zu  zwei  „Rumänen"  bei  einem  Arbeitgeber  Beschäftigung 
finden.  Infolge  der  Massen  Wirkung  dieser  sich  häufenden  Be- 
schränkungen sind  die  Juden  Rumäniens  einem  Zustande  jam- 
mervollen Elends  preisgegeben  worden. 
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Von  fast  jedem  Wege  der  Selbsthilfe,  welcher  den  Armen 
anderer  Länder  offensteht,  ausgeschlossen,  durch  die  Armut,  die 
natürliche  Folge  ihres  Ausnahmezustandes  tief  niedergebeugt, 
sind  sie  ausser  Stande,  sich  aus  der  ihnen  auferlegten  Erniedrigung 
zu  erheben,  welche  sie  zu  ertragen  verurteilt  sind.  .   .  . 

Die  Vereinigten  Staaten  sind  eine  Zufluchtstätte  für  die  Be- 
drückten aller  Länder.  Aber  die  Sympathie,  welche  sie  denselben 
entgegenbringen,  vermindern  in  keiner  Weise  die  ihr  zustehende 
Freiheit  und  Berechtigung,  die  Handlungsweise  des  Bedrückers, 
und  zwar  in  dem  Lichte,  in  welchem  dieselbe  ihre  Wirkung  auf 
dieses  Land  ausübt,  zu  erwägen  und  demgemäss  ein  Urteil  zu 
fällen. 

Fasst  man  die  Tatsachen,  welche  der  Regierung  während  der 
letzten  Jahre  unterbreitet  wurden  und  sie  schmerzlichst  berührt 
haben,  zusammen,  so  findet  man,  dass  viele  Bewohner  Rumäniens 
durch  eine  künstlich  gezüchtete  feindselige  Sonderstellung  ge- 
zwungen worden  sind,  ihr  Geburtsland  zu  verlassen;  es  muss 
ferner  erwogen  werden,  dass  die  gastliche  Zufluchtstätte,  welche 
ihnen  dieses  Land  bietet,  fast  das  einzige  Asyl  darstellt,  das  ihnen 
bleibt,  dass  sie  hierherkommen  in  der  Verfassung  Verbannter, 
welche  sie  unfähig  macht,  an  dem  neuen  Leben  dieses  Landes  in 
einer  ihnen  selbst  oder  der  Gemeinschaft  nützlichen  Weise  sich  zu 
beteiligen,  und  dass  sie  von  Anfang  an  die  Wohltätigkeit  in  An- 
spruch nehmen  müssen  und  zwar  auf  lange  Zeit  hinaus.  Alles 
dies  berechtigt  die  diesseitige  Regierung,  gegen  die  Handlungs- 
weise der  rumänischen  Regierung  Protest  einzulegen.  Ob  mit 
Absicht  oder  nicht,  diese  hilflosen  Leute  werden  bedrückt  und 
verachtet  von  dem  Lande,  im  dem  sie  geboren  sind  und  durch  die 
staatliche  Gewalt  Rumäniens  gezwungen,  zu  dem  Erbarmen  der 
Vereinigten  Staaten  ihre  Zuflucht  zu  nehmen."  .... 

„Die  diesseitige  Regierung  kann  nicht  stillschweigend  Anteil 
nehmen  an  diesem  internationalen  Unrecht.  Sie  sieht  sich  ge- 
zwungen, energischen  Protest  gegen  die  Behandlung  zu  erheben, 
welche  die  Juden  Rumäniens  erfahren,  nicht  deshalb  allein,  weil 
die  Regierung  das  Recht  hat,  über  einen  Schaden,  der  ihr  zu- 
gefügt wird,  ihre  Stimme  zu  erheben,  sondern  in  Namen  der 
Menschlichkeit. 

Die  Vereinigten  Staaten  haben  zwar  keine  ausgesprochene 
Autorität,  auf  die  einzelnen  Bestimmtingen  des  Berliner  Vertrages, 
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den  sie  nicht  unterzeichnet  haben,  und  nicht  unterzeichnen  konn- 
ten, sich  zu  berufen,  aber  sie  appellieren  an  die  darin  enthaltenen 
Principien,  denn  es  sind  die  Grundsätze  des  Völkerrechts  und  der 
ewigen  Gerechtigkeit,  welche  in  diesem  bedeutsamen  Vertrage 
niedergelegt  sind,  und  die  Vereinigten  Staaten  erklären  sich  bereit, 
seinen  Unterzeichnern  ihre  moralische  Unterstützung  in  Erfüllung 
desselben  angedeihen  zu  lassen,  von  dem  Gesichtspunkte  aus- 
gehend, dass  Rumänien  selbst  durch  seine  Handlungsweise  den 
Vereinigten  Staaten  dies  nahegelegt  hat. 

Ich  ersuche  Sie,  diese  Instruktion  baldigst  dem  Minister  der 
Auswärtigen  Angelegenheiten  zur  Kenntnis  zu  bringen  und  ihm 
auf  Wunsch  eine  Abschrift  zurückzulassen." 

(gez.)  Hay,  Staatssekretär. 

Es  mag  heute  unwahrscheinlich,  ja  unglaublich  klingen,  aber 
es  ist  Tatsache ;  Der  breiten  Oeffentlichkeit  ist  es  bis  heute  unbe- 
kannt geblieben,  welche  Folgen  die  bedeutsame,  hochherzige  ameri- 
kanische Aktion  nach  sich  gezogen  hatte.  Man  weiss  nur,  und 
wir  werden  es  bald  sehen,  dass  gerade  während  der  ersten  Jahre 
des  20.  Jahrhunderts  die  Lage  der  rumänischen  Juden  sich  immer 
unerträglicher  gestaltet  hat. 

Die  grosse  Entrüstung  der  gesamten  Kulturwelt  hat  auf  die 
rumänische  Regierung  wenig  Eindruck  gemacht.  Das  System  der 
Unterdrückung  und  Verfolgung  hat  im  Laufe  des  ersten  Jahr- 
zehntes des  20.  Jahrhunderts  nur  noch  weitere  Dimensionen  ange- 
nommen. Die  Provinzsatrapen  in  Gestalt  von  Präfekten  trieben 
nach  wie  vor  Tausende  und  Abertausende  von  Juden  erbarmungslos 
aus  den  Dörfern  und  Landgemeinden.  Günstlinge  der  obersten 
Gewalthaber,  wollten  sie  das  Regierungsprogramm  bis  zur  Konse- 
quenz durchführen:  sämtliche  Juden  in  einigen  Zentren 
bis  zur  Erstickung  zusammenzupferchen.  Der  wie- 
derholte Wechsel  der  Regierungen  hat  bereits  aufgehört,  bei 
den  Juden  Illusionen  zu  erwecken.  Selbst  ein  Tace  Jonescu,  das 
Haupt  der  später  entstandenen  konservativ-demokratischen  Partei, 
erklärte  öffentlich  (vgl.  Bull.  A.  I.  U.  1910).  „Ich  habe  Sym- 
pathie für  die  Israeliten,  aber  ich  werde  nichts  für  sie  tun,  wenn 
ich  an  das  Ruder  komme,   und  keine  Regierung  wird  etwas  zu 
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ihren  Gunsten  unternehmen.  Es  ist  nicht  einmal  möglich,  diese 
Frage  anzuschneiden."  Das  erste  Dezennium  des  zwanzigsten  Jahr- 
hunderts blieb  auf  dem  Gebiete  der  Judenpolitik  hinter  seinen  Vor- 
gängern nicht  zurück.  Es  sollten  aber  bald  weit  schlimmere  Tage 
über  die  rumänischen  Juden  hereinbrechen. 


Die  russischen  Revolutionsjahre  1905 — 1906  und  die  Verhetzungspolitik 
der  rumänischen  Regierung.  —  Organisierung  grosser  judenfeindlicher  Hetz- 
campagnen  unter  der  Bauernbevölkerung.  —  Die  Pogromunruhen  von  1907 
und  der  Bauernaufstand  in  der  Moldau  und  Walachei.  —  Die  blutige  Unter- 
drückung des  Bauernaufstandes.  —  Massenvertreibung  der  Juden  aus  den 
Dörfern  und  Landgemeinden  unter  der  Maske  der  „Bauernberuhigung" .  —  An- 
wendung des   „Nihilistengesetzes"    gegen   jüdische   Händler   und  Arbeiter. 


Die  russischen  Revolutionsjahre  1905 — 1906  mit  den  gewaltigen 
Bauernunruhen  im  Riesenreiche  des  Zaren  haben  bei  den 
rumänischen  Machthabern  und  ihren  politischen  Parteicliquen  Be- 
sorgnis und  Unruhe  hervorgerufen.  Kannten  sie  doch  die  Stim- 
mung der  geknechteten  und  hungernden  Bauernmassen  in  ihrem 
eigenen  Lande.  Aber  das  zaristische  Russland  hat  auch  das  „Heil- 
mittel", den  jüdischen  Aderlass,  in  grossem  Masse  in  Anwendung 
gebracht.  An  dieser  Methode  hielt  auch  die  bojarische  Regierung 
fest.  „Es  hat  immer  mehr  den  Anschein",  schreibt  der  rumäni- 
sche Berichterstatter  der  Pariser  A.  I.  U.  Ende  1906,  „als  ob  die 
Gewalthaber  in  Rumänien  die  Entwickelung  der  Ereignisse  in  Russ- 
land abwarteten.  Gleichwohl  glauben  unterrichtete  Männer,  dass 
die  scheinbare  Ruhe  nur  ein  Vorläufer  abermaliger  Ausnahme- 
bestimmungen ist,  die  im  Schatten  der  ministeriellen  Kanzleien  vor- 
bereitet werden  .  .  .  Der  Eifer,  der  dort  herrscht,  ist  kein  gün- 
stiges Vorzeichen."  Ein  Heer  von  Agitatoren  ging  auf  das  Land 
und  setzte  eine  unglaubliche  Hetzkampagne  gegen  die  Juden  unter 
den  Bauern  in  Szene.  Massenhaft  wurden  hetzerische  Zeitungen 
und  Flugblätter  unter  der  Landesbevölkerung  verbreitet.  Die  „Ab- 
lenkungspolitik" sollte  rechtzeitig  begonnen  werden.  Um  einen 
Einblick  in  diese  Literatur,  die  noch  bis  auf  den  heutigen  Tag  auf 
dem  Lande  verbreitet  wird,  zu  gewinnen,  genügt  es,  nur  einige 
dieser  giftigen  Aufrufe  zu  zitieren.  So  schrieb  die  „Sinzinela"  vom 
3.  Dezember  1906:  „Um  der  verfluchten  jüdischen  Lepra  zu  ent- 
gehen, die  sich  wie  eine  Sintflut  von  Heusschrecken  auf  unserer  Väter 
Erde  niedergelassen  hat,  haben  wir  uns  zur  Anwendung  aller  ge- 
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setzlich  erlaubten  und  nicht  erlaubten  Mittel  entschlossen.  .  .  .  Um 
unsere  Länder  zu  befreien,  unser  verletztes  Recht  wiederzugewin- 
nen, uns  von  der  verfluchten  Sklaverei  der  Juden  zu  erlösen, 
werden  wir  nicht  Kugeln  noch  Tod,  nicht  unsere  Regierung  noch 
irgend  eine  Macht  der  Erde  fürchten.  Das  soll  man  wissen.  Noch 
einfacher  und  klarer  redete  die  „Moldava  de  Sus"  :  „Wir  verlangen, 
dass  sie  lieber  erschossen  oder  lebendig  verbrannt  werden,  statt  dass 
man  sie  in  den  Fluss  wirft,  den  sie  verpesten  würden,  oder  sie 
nach  Ungarn  vertreibt,  wo  die  armen  Ungarn  schon  von  ihnen 
überflutet  und  zu  Grunde  gerichtet  sind."  Und  so  unglaublich  es 
scheint,  aber  an  diesem  Feldzug  beteiligen  sich  Deputierte,  Univer- 
sitäts-Professoren, frühere  und  aktive  Minister.  Wie  im  zaristischen 
Russland  werden  sie  von  der  ganzen  Staatsautorität  unterstützt, 
arbeiten  gemeinsam  mit  den  Präfekten,  Unterpräfekten,  mit  den 
höheren,  wie  mit  den  untergeordneten  Regierungsorganen. 

Die  Verhetzungsagitation  unter  den  Bauern  blieb  nicht  ohne 
Erlolg.  Die  Folgen  stellten  sich  bald  ein.  Anfang  März  1907  brach 
das  Feuer  aus.  In  der  Moldau,  wo  die  Hauptmassen  der  jüdischen 
Bevölkerung  konzentriert  sind,  ist  der  Anfang  gemacht  worden. 
Die  aufgehetzte,  verwilderte  Bauernmasse  stand  auf.  Fast  in  50 
jüdischen  Gemeinden  stürzten  sich  die  Bauern  auf  die  jüdischen 
Häuser,  plünderten  Hab  und  Gut  und  zerstörten  zahlreiche  jüdi- 
sche Geschäfte.  Vergebens  flehten  die  Juden  um  staatlichen  Schutz. 
Die  jüdische  Bevölkerung  sah  ein,  dass  man  von  oben  zunächst  eine 
„abwartende"  Stellung  einzunehmen  wünsche.  Da  erlebten  die 
rumänischen  Gewalthaber  grosse  Ueberraschungen.  In  den  auf  die 
Juden  losgehetzten  Bauernmassen  erwachte  plötzlich  ihr  Klassen- 
instinkt. Mitten  im  Zerstörungswerk  schoben  sie  ihre  jüdischen 
„Unterdrücker  und  Aussauger"  beiseite  und  stürzten  sich  mit  der 
ganzen  Wucht  ihrer  seit  Jahren  aufgespeicherten  Empörung  gegen 
die  bojarischen  Gutsherren.  Von  der  Moldau  gingen  die  Unruhen 
rasch  nach  der  Walachei  über.  Und  es  war  gewiss  kein  reiner 
Zufall,  dass  die  aufgehetzten  Bauern  sich  lediglich  mit  der  Aus- 
plünderung der  jüdischen  Habe  begnügten  und  jüdisches  Blut  fast 
nicht  vergossen,  während  sie  unter  den  Bojaren,  unter  dem  gros- 
sen und  kleinen  agrarischen  Adel,  ein  grausiges  Morden  und 
Schlachten  anrichteten.  Da  erst  griff  die  Regierung  ein  und  richtete 
unter  den  Bauern  ein  fürchtbares  Blutbad  an. 

„Seit  Jahren  und  Jahren  besteht  zwischen  Ministern  und  Op- 
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Position  ein  schweigendes  Einverständnis,  die  Leiden  der  aus- 
gebeuteten, hungernden  Bauern  durch  das  antisemitische  Lied  ein- 
zuschläfern," bemerkt  der  Berichterstatter  der  A.  I.  U.  „Zu  der- 
selben Taktik  haben  die  Minister  gegriffen,  als  das  Uebermass  des 
Uebels  die  ländlichen  Massen  in  der  Moldau  zur  Erhebung  trieb. 
Die  über  den  wahren  Charakter  des  Aufstandes  scheinbar  schlecht 
unterrichtete  Regierung  schien  zuerst  die  von  den  Bauern  gegen 
die  jüdischen  Läden  und  Häuser  gerichteten  Angriffe  mit  gewissem 
Wohlgefallen  zu  betrachten,  und  ihre  an  die  Zeitungen  und  aus- 
wärtigen Vertretungen  verschickten  Mitteilungen  betonten  mit  aus- 
gesprochener Entstellung  der  Wahrheit  die  in  den  Händen  einiger 
reicher  Juden  vereinte  Zahl  von  Pachtungen  und  Gütern  und  such- 
ten durch  diese  einzige  Tatsache  den  Bauernaufstand  zu  erklären. 
Anderseits  machte  sie  keinen  ernsthaften  Versuch,  ihn  zu  unter- 
drücken, und  hoffte,  er  würde  sich  an  Ort  und  Stelle  verlaufen, 
sobald  die  antisemitische  Wut  gestillt  worden  wäre.  Aber  diese 
kleinen  Berechnungen  wurden  durch  die  Logik  der  Ereignisse  zu- 
nichte gemacht.  Der  Aufstand  gewann  die  Walachei,  wo  keine  Juden 
wohnen,  und  verbreitete  sich  hier  mit  einem  Ungestüm,  den  er 
in  der  Moldau  nicht  gezeitigt  hatte." 

Die  Regierung  begann  nun  die  „Beruhigung"  der  Landbevölke- 
rung für  ihre  Judenpolitik  auszunützen :  mit  der  rücksichtslosesten 
Ausweisung  und  Vertreibung  aller  noch  verbliebenen  Juden  aus  den 
Dorfgemeinden.  An  die  jüdischen  Bewohner,  die  sich  seit  Jahr- 
zehnten in  den  Gemeinden  aufhielten,  erging  folgender  schema- 
tischer  Befehl,  der  mit  den  Worten:  „Herr  Jude  .  .  ."  beginnt: 
„No.  1333.  7.  April  1907.  Dem  Befehl  des  Distriktspräfekten  ge- 
mäss —  Aktenstück  Nr.  2474  —  habe  ich  die  Ehre,  Sie  zu  benach- 
richtigen, dass  Sie  mit  Ihrer  Familie  im  Interesse  der  Wiederher- 
stellung und  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  in  möglichst  kurzer 
Frist  die  Landgemeinde  zu  verlassen  haben  ..." 

Als  eine  jüdische  Deputation  beim  Präfekten  von  Jassy  Stroja 
wegen  der  hartherzigen  Austreibungen  vorstellig  wurde,  erklärte 
er:  „Dazu  kann  ich  nichts  tun.  Wir  müssen  den  Wünschen  der 
Bauern  Rechnung  tragen.  Diese  Klasse  ist  ein  wichtiger  Faktor 
geworden.  Die  Bauern  verlangen  die  Ausweisung  der  Juden  aus 
den  Dörfern." 

Und  weiss  man  auch,  berichtet  das  Bulletin  der  A.  I.  U.  v. 
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1907,  wie  die  Bauern  die  Entfernung  der  Juden  aus  den  Dörfern 
verlangen?  Im  Bezirk  Neamtz  haben  die  ländlichen  Gemeinden 
Delegierte  nach  Piatra  geschickt,  um  die  während  der  Unruhen 
dorthin  geflüchteten  Juden  zu  bitten,  ohne  Furcht  wieder  zu  ihnen 
zurückzukehren.  In  einem  Dörfchen  bei  Jassy  fand  der  Prokura- 
tor eine  grosse  Anzahl  Juden  bei  Bauern  untergebracht.  „Was  be- 
deutet das?"  fragt  sie  der  Beamte.  „W(ir  haben  grosses  Mitleid 
mit  diesen  Leuten,"  antworteten  die  Bauern,  „sie  sind  arm  und 
haben  Familie."  In  Derska  im  Distrikt  Dorohoi  liess  der  Bürger- 
meister der  Gemeinde,  Baron  Burbue  de  Wesembeck,  nach  Emp- 
fang des  Ausweisungsbefehls  alle  Bauern  zusammenrufen  und  las 
ihnen  etwas  vor;  dann  fragte  er:  „Wollt  ihr,  dass  wir  die  Juden 
wegjagen?"  „Nein,"  lautet  die  einstimmige  Antwort,  „jagt  sie  nicht 
fort,  wir  brauchen  sie."  Dreimal  wurde  die  Frage  wiederholt,  und 
die  Antwort  blieb  immer  die  gleiche.  In  vielen  anderen  Plätzen 
unterzeichnen  die  Bauern  Petitionen,  in  denen  sie  sagen,  dass  die 
Juden  ihnen  nützlich  sind,  und  darum  bitten,  dass  man  sie  nicht 
zum  Fortgehen  zwinge.  Der  Priester  Partenie  aus  Rediu  schreibt 
in  der  Zeitung  „Dimineatza" : 

„Der  Jude  wird  vom  Bauern  nicht  nur  nicht  verabscheut,  son- 
dern geliebt,  denn  er  versteht,  mit  ihm  in  Frieden  zu  leben  und 
liefert  ihm  seinen  Erwerb.  Der  Bauer  weiss  ausserdem,  dass  der 
Jude  ihm  seine  Produkte  besser  bezahlt,  und  dass  er  bereit  ist,  sie 
ihm  zu  jeder  beliebigen  Zeit  abzukaufen.  Wenn  der  Bauer  einen 
uninteressierten  und  heilsamen  Rat  braucht,  so  findet  er  ihn  beim 
Juden.  Der  Jude  ist  nicht  arrogant,  er  versucht  nicht,  den  Bauern 
auszunutzen  und  arm  zu  machen,  denn  er  bekennt  den  gesundesten 
Grundsatz  der  Geschäftswelt :  Leben  und  leben  lassen." 

Dennoch  boten  die  Agrarunruhen  und  ihre  blutige  Unterdrückung 
der  Regierung  eine  neue  dankbare  Handhabe,  den  Vernichtungskampf 
gegen  ihre  jüdischen  Untertanen  fortzusetzen.  Sie  beginnt  eine 
neue  schonungslose  Hetzkampagne  gegen  die  Juden,  um  ihnen  die 
Schuld  an  den  Agrarunruhen  zuzuschreiben.  Die  antisemitische 
Presse  eröffnet  einen  organisierten  Feldzug  gegen  die  Juden,  „die 
durch  ihre  Unterdrückungs-  und  Ausbeutungspolitik  die  Bauern 
zur  Verzweiflung  treiben."  Der  Kultusminister  Haret  bezeichnet 
im  Parlament  die  Juden  als  „die  grössten  Feinde  des  Volkes".  In 
der  Kammer  und  im  Senat  werden  die  Juden  als  6iQ  „einzigen 
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Unruhestifter"  und  „Bauernfeinde"  hingestellt.  Verschiedene  na- 
tionalistische Vereine  und  Körperschaften  verlangen  von  der  Re- 
gierung die  Ausweisung  der  Fremden,  die  gegen  die  „Sicherheit 
des  Staates  handeln."  Von  allen  Seiten  wird  die  Regierung  mit 
Petitionen  „bestürmt",  die  Massnahmen  verlangen  „zur  Bekämpf- 
ung der  dauernden  Gefahr,  die  diese  Fremden  für  das  Land  be- 
deuten." In  welchem  Tone  der  Kampf  gegen  die  Juden  in  der  Presse 
geführt  wurde,  geht  aus  einem  Artikel  des  Judenhetzers  Professor 
Jorga  im  „Neamul  Romanesc"  vom  8.  Juli  hervor:  „Die  Juden 
in  Rumänien,  besonders  die  in  der  Moldau,  leben  vom  Handel, 
vom  Geldwechsel,  vom  Betrug  zum  Schaden  anderer  und  ver- 
meiden jede  schwere  Arbeit  ....  Sie  sind  intelligent,  aber  gerissen 
und  versuchen,  durch  ihre  Schlechtigkeit  die  Sitten  zu  verderben. 
Sie  sind  rachsüchtig,  grausam,  so  lange  sie  nicht  eine  kräftige 
Faust  auf  ihrem  Nacken  spüren.  .  .  .  Wfie  der  schmutzige  und 
giftige  Schierling  kreuzen  und  vervielfältigen  sie  sich  auf  einem 
mit  Unrat  und  Abfall  bedeckten  Boden.  ...  Sie  leben  von  der 
Unmoral,  sie  sind  jeden  Gefühls  von  Mitleid  und  Grossmut  un- 
fähig, und  das  bis  zu  solchem  Grad,  dass  sie  ihre  Frauen  und 
Töchter  verkaufen,  um  dafür  die  Genüsse  der  Trunkenheit  und 
niedrigster  Wollust  einzutauschen."  Die  rumänischen  Patrioten  ver- 
säumten nicht,  die  günstige  Gelegenheit  zu  benutzen,  um  gegen 
die  jüdischen  Konkurrenten  aufzutreten.  Im  März  1907  brachte 
der  „Patriotul"  folgende  Einzelheiten  über  einen  der  nationalisti- 
schen Verbände,  der  in  allen  bedeutenden  Städten  des  Landes 
Komites  eingesetzt  hat: 

„Der  Verband  hat  zwei  Exekutivkomites,  eines  in  Bukarest, 
das  andere  in  Jassy.  Unter  dem  Deckmantel  des  Patriotismus  be- 
treiben sie  einen  erbarmungslosen  Krieg  gegen  die  Juden.  Die 
Mitglieder  müssen  folgenden  Eid  leisten:  „Ich  schwöre,  mit  meinen 
Brüdern  an  der  wirtschaftlichen  Befreiung  der  Rumänen  zu  ar- 
beiten, gegen  die  Jidanis  (Juden)  zu  kämpfen,  die  das  Land  unter- 
jocht haben,  nichts  bei  ihnen  zu  kaufen,  mit  Ausnahme  von  Gegen- 
ständen, die  ich  mir  bei  Christen  nicht  verschaffen  kann.  Ich 
schwöre,  alle  Regierenden  zu  befehden,  die  Landbesitz  in  die 
Hände  der  Juden  gegeben  haben." 

Vergebens  versuchte  die  unabhängige,  wirklich  liberale 
rumänische  Presse,   die  Hetzcampagne  zurückzuweisen  und  die 
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wahren  Entstehungsursachen  der  Agrarunruhen  anzudeuten.     So 
schrieb  die  „Aktiunea"  am  20.  Mai  1907: 

„Wir  haben  Herrn  Cusa  an  der  Universität  Jassy  die  scheuss- 
lichste  Krankheit  unserer  Zeit  verbreiten  lassen :  den  Fremdenhass 
Wir  haben  den  berühmten  Jorga  in  Bukarest  die  gefährlichsten 
Lehren  verbreiten  lassen;  unter  der  Flagge  des  Nationalismus 
haben  wir  ihn  die  Jugend  aufhetzen  und  die  leitenden  Kreise  be- 
schimpfen lassen ;  wir  haben  ihn  die  umstürzlerischsten  Gedanken, 
den  Klassen-  und  Rassenhass,  die  Verachtung  von  Gesetz  und 
Ordnung  —  in  die  Herzen  unserer  jungen  Leute  pflanzen  lassen ; 
wir  haben  endlich  die  brandstiftende  Zeitschrift  dieses  Neuro- 
phaten  „Neamul  Romanesc"  eine  grosse  Verbreitung  gewinnen  las- 
sen und  haben  gesehen,  welche  Früchte  die  Ausgeburten  dieses 
gratis  auf  dem  Lande  verbreiteten  Blattes  getragen  haben." 

Um  den  Kampf  gegen  die  Juden  in  den  Dörfern  und  Land- 
gemeinden mit  grösserer  Ungebundenheit  und  Willkür  fortset- 
zen zu  können,  greift  die  Regierung  zu  ihrem  alten  Gewaltakt,  zur 
Anwendung  des  beliebten  —  „Nihilistengesetzes".  Eine  Flut  von 
Häschern  und  Polizeiagenten  überschwemmt  das  Land,  die  viele 
Hunderte  von  jüdischen  Familien,  Männer,  Frauen,  Kinder,  Greise 
und  Greisinnen  als  „Nihilisten"  einfangen.  Kolonnenweise  werden 
sie  eingesammelt,  eingesperrt  und  teils  aus  den  Dörfern  ver- 
trieben, teils  des  Landes  verwiesen.  Grosse  jüdische  Volksmassen 
sind  von  neuem  in  Elend  und  Verzweiflung  gestürzt.  Namentlich 
sind  es  jüdische  junge  Leute,  Arbeiter  und  Handwerker,  die  die 
Präfecten  socialistischer  Gesinnung  verdächtigen,  welche  diesen 
Gewalttaten  zum  Opfer  fallen.  Da  die  meisten  dieser  Arbeiter 
Eltern  und  Angehörige  zu  ernähren  hatten,  so  wurden  bald  darauf 
auch  die  letzteren  als  mittellose  „Vagabunden"  aus  ihren  Wohn- 
orten vertrieben. 

Nachdem  man  zahlreiche  junge  Leute,  die  man  brotlos  ge- 
macht hat,  unter  Anwendung  des  Vagabunden-  oder  Nihilisten- 
Gesetzes  aus  dem  Lande  vertrieben  hatte,  verlangte  man  von  den 
Eltern  die  Entrichtung  der  M  i  1  i  t  ä  r  s  t  e  u  e  r  für  diese  Söhne, 
die  sich  zur  Erfüllung  der  Militärpflicht  nicht  „gemeldet  hatten".  So 
erging  es  unter  anderen  auch  einem  jungen  jüdischen  Dichter  in 
Botosani.  Ueber  einen  dieser  zahlreichen  Fälle  berichtet  der 
„Adeverul"  an  25.  Dezember  1908:  „Die  alte  Mutter  des  wegen  so- 
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zialistischer  Ideen  ausgewiesenen  Leo  Pintzler  schreibt  uns  einen 
Brief,  der  Steine  erweichen  könnte  und  in  dem  sie  uns  klagt,  dass 
die  Regierung,  nicht  zufrieden  damit,  ihren  Sohn  verbannt  zu 
haben,  nun  noch  von  ihr,  die  in  grosser  Armut  lebt,  und  kaum 
ihren  eigenen  Unterhalt  verdient,  die  Zahlung  der  Militärsteuer 
für  den  Abwesenden  verlangt.  Da  sie  nicht  imstande  war,  die 
Steuer  zu  zahlen,  hat  die  13.  Kammer  aus  Neamtz  laut  Protokoll 
vom  13.  Dezember  die  Nähmaschine  der  armen  Frau,  ihr  ein- 
ziges Erwerbsmittel,  mit  Beschlag  belegt.  Wir  verzichten  auf 
einen  Protest  gegen  dieses  Vorgehen,  aber  wir  unterbreiten  allen 
Frauen  von  Herz  und  Verstand  diesen  empörenden  Fall :  der  Staat 
verjagt  einen  ehrlichen  Arbeiter  aus  dem  Lande  unter  der  Behaupt- 
ung, dass  er  ein  „Fremder"  sei,  und  fährt  trotzdem  fort,  die  Mili- 
tärsteuer zu  erheben.  Er  treibt  seine  unmenschlichen  Ansprüche 
so  weit,  einer  Mutter  das  Brot  vom  Munde  zu  nehmen,  nachdem  er 
ihr  den  Sohn  weggenommen  hat,  der  sie  ernähren  konnte." 

Die  Gerichts-  und  Civilbehörden  stellen  sich  vollkommen  in 
den  Dienst  der  Polizeipräfecturen.  Gesetz  und  Recht  werden  mit 
Füssen  getreten. 

Selbst  der  Kassationsgerichtshof  lässt  sich  zu  einem  Werkzeug 
der  Polizeiorgane  missbrauchen,  wie  der  Fall  des  Juden  Cociu 
Avramescu  bewiesen  hat.  1907  wurde  Avramescu,  der  in  Rumänien 
von  rumänischen  Eltern  geboren  wurde,  seiner  Militärpflicht  genügt 
hatte  und  zum  Unteroffizier  der  Reserve  befördert  worden  war,  aus 
den  Grenzen  des  rumänischen  Staates  verwiesen,  weil  er  in  einen 
Wucherprozess  verwickelt  war.  Als  er  aus  Ungarn,  wohin  er  durch 
Polizisten  gewaltsam  gebracht  worden  war,  nach  seiner  Heimat 
zurückkehrte  in  Erwartung  des  gerichtlichen  Schutzes,  wurde  er 
durch  Polizeigewalt  zu  dreimonatlicher  Gefängnishaft  und  aber- 
maliger Ausweisung  verurteilt.  Das  Gericht  erster  Instanz  spricht 
ihn  frei  mit  der  Begründung,  dass  ein  rumänischer  Untertan 
aus  Rumänien  nicht  ausgewiesen  werden  dürfe.  Das  Fremden- 
gesetz vom  7./ 19.  April  1881  (Nihilistengesetz!)  welches  nur 
gegen  wirkliche  Ausländer,  die  in  Rumänien  revolutionäre  und 
anarchistische  Propaganda  treiben,  gerichtet  ist,  dürfe  gegen  land- 
gebürtige Fremde  oder  Söhne  landgebürtiger  Eltern  nicht  ange- 
wend3t  werden.  Die  antisemitische  Presse  beginnt  eine  Kampagne 
und  der  Oberstaatsanwalt  C.  Oekonomu  appelliert  an  den  Ober- 
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sten  Gerichtshof.  Der  Kassationshof,  der  bisher  sich  wenigstens  von 
solchen  flagranten  Rechtsbrüchen  fernhielt,  ändert  diesmal  seine 
Taktik  und  bestätigt  die  Ausweisung  der  Polizeipräfectur.  Der  Ge- 
waltherrschaft der  Polizeipräfecte  wird  somit  Tür  und  Tor  geöffnet, 
jeden  rumänischen  Juden  nicht  nur  aus  seinem  Wohnort,  sondern 
auch  aus  dem  Lande  zu  vertreiben.  Und  die  Regierung  versäumt 
es  nicht,  von  dieser  neuen  „Beruhigungsmöglichkeit"  den  aus- 
giebigsten Gebrauch  zu  machen. 

Da  der  Handel  das  einzige  Gebiet  ist,  auf  dem  der  Jude  sich 
gegen  die  zahlreichen  Beschränkungen  und  Ausnahmegesetzte  noch 
wehren  kann,  so  bleibt  ihm  nichts  übrig,  als  sich  an  diese  einzige 
Möglichkeit,  für  sich  und  die  Seinen  das  tägliche  Brot  zu  ver- 
dienen, krampfhaft  zu  klammern.  In  einem  Agrarlande  wie  Ru- 
mänien ist  es  aber  für  den  Kleinhändler  ganz  unmöglich,  Handel 
zu  treiben  ohne  in  die  Dorfgemeinden  zu  gehen.  Aus  den  Dörfern 
vertrieben,  sind  die  Juden  nach  einer  neuen  speziellen  Verordnung 
gezwungen,  für  jede  Reise  aufs  Land  eine  besondere  Erlaubnis 
der  Präfectur  ihres  Wohnortes  zu  erlangen.  Hier  beginnt  die 
Regierung  dem  um  die  Reiseerlaubnis  nachsuchenden  Juden  die 
grössten  Schwierigkeiten  und  böswilligsten  Chikanen  in  den  Weg 
zu  legen.  Unzählige  Geheimbefehle  ergehen  von  den  Präfecten 
an  die  Landgendarmerie,  um  die  Bewegungsfreiheit  der  Juden  zu 
erschweren.  Diese  Verfolgungen  gegen  die  jüdischen  Händler  auf 
dem  Lande  haben  besonders  seit  1907  an  Härte  und  Rücksichts- 
losigkeit zugenommen.  Mit  jedem  Jahr  wurde  es  schlimmer.  1910 
kam  es  soweit,  dass  die  Reise  eines  Juden  auf  das  Land  seiner  völ- 
ligen Unterstellung  unter  Polizeiaufsicht  gleichkam .  Folgendes  Doku- 
ment, ein  Rapport  des  Präfecten  des  Kreises  Falciu  vom  4.  Mai 
1910  an  den  Amtsvorsteher  von  Luna  Branului  wegen  der  An- 
kunft eines  Juden,  gibt  ein  anschauliches  Bild  der  Willkür,  der 
Gesetzlosigkeit,  der  die  rumänischen  Juden  ausgesetzt  sind : 

„Infolge  einer  an  mich  gerichteten  Eingabe  habe  ich  dem  A. 
aus  Husi  die  Erlaubnis  erteilt,  sich  nach  dem  auf  dem  Gebiet  der 
Gemeinde  Luna  Branului  belegenen  Gute  Hartopu  zu  begeben, 
um  nach  dem  Vieh  zu  sehen,  das  er  dort  aufziehen  lässt. 

Der  Obengenannte  ist  im  Besitz  eines  von  der  Stadtbehörde 
von  Husi  ausgestellten  Identitätszeugnisses. 

Er  wird  sich  nach  seiner  Ankunft   in    der    Bürgermeisterei 
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vorstellen,  und  der  Bürgermeister  wird  auf  seinem  Erlaubnis- 
schein das  Datum  der  Vorstellung  vermerken.  Ich  bitte  Sie,  Ihrer- 
seits dem  (Gendarmen  die  nötigen  Befehle  zu  erteilen,  dass  sie  den 
genannten  A.  während  der  ganzen  Dauer  seines  Aufenhaltes  beauf- 
sichtigen und  ihn  nicht  längere  Zeit  verweilen  lassen,  als  zur 
Prüfung  seines  Viehs  erforderlich  ist. 

Es  ist  gleicherweise  darüber  zu  wachen,  dass  er  nicht  zu  den 
Bewohnern  der  umliegenden  Dörfer  und  Weiler  in  Beziehungen 
tritt,  und  dass  er  sich  bei  ihnen  nur  so  lange  aufhält,  wie  er  zum 
Ausruhen  nötig  braucht.  Sie  haben  den  Gendarmeriebrigaden  alle 
im  vorliegenden  Schreiben  enthaltenen  Instruktionen  zu  übermitteln 
und  sie  zu  informieren,  dass,  im  Falle  der  oben  genannte  A.  gegen 
die  ihm  auferlegten  Verpflichtungen  verstösst  oder  den  Versuch 
macht,  sich  in  irgend  eine  geschäftliche  Verhandlung  mit  den 
Einwohnern  einzulassen,  zu  seiner  sofortigen  Verhaftung  geschrit- 
ten werden  soll.  Die  Präfectur  ist  davon  zu  benachrichtigen  und 
wird  alle  weiteren  Instruktionen  geben." 

Die  Folgen  dieser  Willkürakte  bringen  es  mit  sich,  dass 
die  Dorfgefängnisse  stets  mit  solchen  „Verbrechern"  gefüllt 
sind.  Es  spielen  sich  hierbei  traurige  Szenen  ab.  Da  wird  ein 
jüdischer  Händler  verhaftet,  während  seine  ihn  begleitenden  Kin- 
der auf  der  Landstrasse  allein  zurückbleiben.  Dort  werden  jüdische 
Händler  in  Verzweiflung  getrieben,  weil  ihnen  auf  Befehl  irgend 
eines  Gendarmen  ihre  Waren  und  Barschaft  „konfisziert"  werden. 
Männer  werden  von  Frauen,  Kinder  von  Eltern  getrennt.  Dass 
eine  solche  Rechtsordnung  den  günstigsten  Boden  für  allerlei  Be- 
amtenkorrumption,  Bestechlichkeiten  und  Erpressungen  abgibt, 
braucht  wohl  nicht  erst  hervorgehoben  zu  werden. 

Die  Judenvertreibungen  gehen  unter  den  abscheulichsten  For- 
men vor  sich.  Im  Distrikt  Dorohoi  werden  die  Juden,  Männer, 
Frauen  und  Kinder,  bei  grösstem  Frost  (April  1907)  rück- 
sichtslos in  Wagen  gesteckt  und  auf  die  Landstrassen  getrieben. 
Eine  Zeitung  dieses  Distrikts  schrieb  damals:  „Gewisse  Bürger- 
meister verwandeln  sich  in  Inquisitoren,  treiben  die  Juden  wie 
die  Hammel  zusammen  und  schieben  sie  nach  der  Distriktshaupt- 
stadt ab".  Im  März  1907  berichten  die  Polizei-Präfecturen,  dass 
die  Landgemeinden  der  Distrikte  Jassy,  Dorohoi,  Botosani  und 
Vaslui,  „von  den  Juden  gesäubert  sind".  Im  Distrikt  Busi  werden 
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60  Familien  ausgewiesen,  aus  Darmarnesti  17  Familien,  darunter 
zahlreiche  naturalisierte  Juden.  Aus  Bunesti  wird  der  Jude  Efraim 
Leser,  der  58  Jahre  lang  ununterbrochen  am  Orte  wohnt,  aus- 
gewiesen. Der  Jude  Smil  Schaje  Aba,  der  im  Bezirk  Botosani 
ununterbrochen  50  Jahre  wohnt,  und  5  Söhne  in  der  Armee  hat, 
wird  über  Nacht  vertrieben.  Der  Landwirt  E.  Menicovci,  der  im 
gleichen  Bezirk  15  Jahre  lebt,  Bereu  Blum,  der  30  Jahre  dort  lebt, 
Fischel  Schajowici,  der  seit  seiner  Geburt  am  gleichen  Orte  lebt  — 
sämtlich  naturalisierte  Juden,  wurden  ausgewiesen.  Im  ganzen 
wurden  ,laut  zuverlässiger  Berechnung  während  der  „Be- 
ruhigungsmonate" 1907  mehr  als  1200  jüdische  Familien  mit 
einer  Gesamtzahl  von  fast  7000  Seelen  von  Haus  und  Hof  er- 
barmungslos vertrieben. 

Man  ersinnt  die  ungesetzlichsten  Mittel  um  die  ortsansässige 
jüdische  Bevölkerung  zu  vertreiben.  Bereits  erteilte  Wohnrecht- 
erlaubnisse werden,  gegen  Gesetz  und  Verordnung,  zurückgenommen. 
Zu  einem  der  beliebtesten  Mittel  ist  das  System  geworden,  kleinere 
Stadtgemeinden  in  „Dörfer"  oder  „Landgemeinden"  umzuwandeln, 
zu  dem  einzigen  Zweck,  durch  diese  Namensänderung  hunderte 
von  jüdischen  Familien  ihres  Wohnrechts  zu  berauben. 

Die  rumänischen  Machthaber  bedienten  sich  während  ihrer 
Hetzjagd  auf  die  Juden  der  denkbar  unwürdigsten  Massnahmen. 
Zahlreiche  jüdische  Familien,  die  ihre  Gemeinden  während  der 
Bauernunruhen  verliessen,  konnten  nachher  nicht  mehr  in  ihre 
Wohnungen  zurückkehren.  Beim  Eingang  in  die  Ortschaften  wur- 
den berittene  Gendarmen  postiert,  die  den  Juden  den  Eingang  sperr- 
ten. Hierbei  erhielten  die  unglücklichen  Flüchtlinge  folgenden  Be- 
fehl ausgehändigt:  „Bezirk  Vaslui.  „Gemäss  der  von  dem  Herrn 
Präfecten  erlassenen  Order  No.  1521,  habe  ich  die  Ehre,  Ihnen 
mitzuteilen,  dass  Sie  nicht  mehr  die  Erlaubnis  haben,  in  der  Ge- 
meinde ....  zu  wohnen,  nachdem  Sie  sie  bei  den  letzten  Auf- 
ständen verlassen  haben.  Sie  haben  im  Verlaufe  von  24  Stunden 
dieser  Order  zu  folgen." 

So  geht  es  bis  auf  den  heutigen  Tag.  Tausende  und  Aber- 
tausende von  Juden  werden  mit  ihren  Familien,  Frauen  und  Kin- 
dern, seit  Jahr  und  Tag  gehetzt  und  getrieben,  bis  sie  in  völliger 
Verzweiflung  zum  Bettel-  und  Wanderstab  greifen  oder  ganz  zu- 
grunde gehen. 


VI. 

Neue  Ausnahmegesetze  gegen  die  Juden  seit  1910.  —  Die  Petition  der 
Union  der  eingeborenen  Juden  1912.  —  Der  drohende  Mangel  an  Arbeits- 
kräften durch  die  Auswanderung  und  Vertreibung  jüdischer  Arbeiter.  —  Die 
Abweichungen  von  der  Arbeitergesetzgebung  gegen  die  „Fremden"  zum  „Schutz 
der  nationalen   Industrie"  . 

Das  Jahr  1912  brachte  blutige  Tage  für  den  Balkan.  Es  kam  der 
Balkankrieg.  Die  Probleme  der  Balkanpolitik  haben  wieder- 
um die  europäische  Welt  im  Spannung  versetzt.  Auch  die  Frage 
wegen  der  Rechtlosigkeit  der  Juden  in  Rumänien  begann  von  neuem 
grosse  Kreise  weit  über  die  Grenzen  Rumäniens  hinaus  zu  interes- 
sieren. Rumänien  lebt  in  Vorahnung  grosser  Ereignisse.  Durch 
das  ganze  Land  geht  ein  reges  politisches  Leben.  Auch  die  rumäni- 
schen Juden,  an  den  Geschicken  ihres  Landes  lebhaften  Anteil 
nehmend,  erwachen  zur  Aktivität  und  setzen  ihre  unermüdliche  Ar- 
beit für  die  Erlangung  der  Gleichberechtigung  fort.  Wussten  sie 
doch,  welches  Unheil  aus  ihrer  Rechtlosigkeit  dem  Lande  erwachse. 
Sie  haben  daher  gerade  in  diesem  Jahre  des  Sturmes  und  der  grossen 
kommenden  Dinge  ganz  besonders  für  ihre  Pflicht  gehalten,  von 
der  Regierung  Recht  und  Gerechtigkeit  für  sich  zu  fordern. 

Um  Einblick  in  die  Rechtspsychologie  der  rumänischen  Re- 
gierung selbst  jener  bewegten  Tage  zu  gewinnen,  genügt  es,  einige 
der  neusten  Judengesetze  kennen  zu  lernen,  die  die  Regierung  in 
jenen  Tagen  durchgesetzt  hat. 

Industrie-  und  Handwerksgesetz. 

Bei  öffentlichen  Licitationen  brauchen  die  Rumänen  nur  die 
Hälfte  der  von  den  Fremden  (Juden)  geforderten  Kaution  zu  hin- 
terlegen. 

Bei  allen  vom  Staat,  von  den  Provinzen  oder  Gemeinden  zu  ver- 
gebenden Arbeiten  unter  30,000  Fr.  werden  die  Rumänen  bevor- 

6* 


—  84  — 

zugt,  selbst  wenn  ihre  Ansprüche  die  der  fremden  Konkurrenten 
bis  um  5  %  übersteigen. 

Für  Transporte  auf  dem  Wasser-  und  Schienenwege  wird  den 
von  Rumänen  aufgegebenen  Frachten  ein  Minimalrabatt  von  5  % 
gewährt.*) 

Auf  dem  Gebiete  der  Schulgesetze  sind  die  herrschenden  Be- 
stimmungen noch  mehr  verschärft  worden.  Nachdem  man  den 
jüdischen  Kindern  den  Eintritt  in  die  Volksschulen  gesperrt  hatte, 
wurde  ein  neues  Gesetz  durchgeführt,  welches  die  Juden  aus  den 
Mittelschulen  ausschliesst.  Das  Gesetz  betreffs  der  Mittelschulen 
erhielt  nämlich  den  Art.  3,  der  folgenden  Wortlaut  hat: 

„Der  Unterricht  in  den  Mittelschulen  ist  für  die  Söhne  und 
Töchter  von  Rumänen  unentgeltlich.  Soweit  freie  Plätze  vorhan- 
den sind,  können  auch  die  Kinder  von  „Fremden"  aufgenommen 
werden,  aber  nur  gegen  Schulgeld  von  40  Francs  im  ersten  Jahre 
und  50  Francs  im  zweiten  und  dritten  Jahre.**) 

Die  Handwerkerschulen  in  Jassy  dürfen  nur  Schüler  rumä- 
nischer Nationalität  aufnehmen.  Dasselbe  gilt  für  die  1912  ent- 
standene Schule  für  Seidenkultur. 


*)  Die  sozialdemokratische  „Romania  Muncitora"  vom  9.  Dezember  1911 
sagt  bei  der  Beprechung  dieses  Gesetzes: 

„Es  ist  in  so  hohem  Grade  scheusslich  und  ungeiiecht,  dass  es  jeden  zivili- 
sierten Menschen  empören  muss.  Eine  ganze  Kategorie  von  Arbeitern  wird 
dadurch  ihrem  Beruf  entrissen,  die  durch  ihren  Fleiss,  ihre  Intelligenz  und 
Erfahrung  zur  Entwicklung  der  Industrie  beigetragen  und  dadurch  das  Recht 
erworben  haben,  von  dieser  Industrie  zu  leben.  Ein  hauptsächlich  aus  Israeli- 
ten bestehender  Teil  der  Einwohner  Rumäniens  wird  durch  dieses  Gesetz  des 
Existenzrechts  beraubt  und  auf  die  Strasse  geworfen,  und  wenn  diese  Leute  auch 
nicht  das  rumänische  Bürgerrecht  haben,  so  sind  sie  doch  ebensogut  im  Lande 
geboren  und  haben  dieselben  bürgerlichen  und  militärischen  Pflichten  erfüllt, 
wie  ihre  christlichen  Mitbürger"  . 

**)  Die  Durchführung  des  Schulgesetzes  in  den  Gymnasien  führte  dazu, 
dass  in  vielen  Fällen  jüdische  Gymnasiasten  mitten  im  Schuljahre  die  Anstalt 
verlassen  mussten,  um  neu  sich  meldenden  rumänischen  Schülern  Platz  zu 
machen.  Die  ohnehin  verarmten  jüdischen  Gemeinden  sahen  sich  gezwungen, 
unter  Aufbringung  vieler  schwerer  Opfer  auf  eigene  Kosten  Schulen  zu  errichten, 
wo  rumänische  Lehrer  den  Unterricht  erteilten.  —  Im  Schuljahre  1911 — 12 
haben  die  rumänischen  Juden  mit  Unterstützung  der  Alliance  Israelite  Univer- 
selle und  der  Jewish  Colonization  Association  in  Paris  mehr  als  80  Elementar- 
schulen unterhalten,  in  denen  etwa  17000  jüdische  Kinder  Elementarbildung 
erhielten. 
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Ein  schwerer  Vorstoss  wird  gegen  die  jüdischen  Studenten 
vorgenommen.  Ein  neues  Gesetzprojekt  gibt  den  rumänischen  Stu- 
denten die  Möglichkeit,  die  Erfüllung  ihrer  Militärpflicht  bis  zum 
29.  Lebensjahr  zu  verschieben,  ohne  für  diesen  Aufschub  irgend 
eine  Steuer  entrichten  zu  müssen.  Den  jüdischen  Studenten  wird 
dieses  Vorrecht  nicht  gewährt. 

Der  Kampf  gegen  die  jüdischen  Akademiker,  namentlich  gegen 
die  Studenten  der  Medicin  (der  einzige  akademische  Beruf  der 
den  Juden  in  Rumänien  freisteht),  erfährt  eine  weitere  Ver- 
schärfung: die  staatlichen  Krankenhäuser  veröffentlichten  im  Fe- 
bruar 1912  den  Artikel  10  ihres  neuen  Reglements,  das  für  die 
jüdischen  Kandidaten  der  Medicin  folgenden  entwürdigenden  Passus 
enthält:  „Die  „Fremden"  sind  zum  Externat  und  Internat  zuge 
lassen.  Sie  werden  immer  besonders  registriert  und  können  sich 
einen  Posten  erst  dann  aussuchen,  wenn  alle  rumänischen  Kan- 
didaten sich  ihre  Posten  bereits  ausgewählt  haben.  In  keinem  Falle 
haben  die  fremden  Internen  und  Externen  Anspruch  auf  irgend  eine 
Bezahlung." 

Im  Jahre  1912  überreichte  die  Union  der  eingeborenen  Juden 
in  Rumänien  (Uniunea  Evreilor  Pamanteni)  dem  König,  der  Re- 
gierung und  dem  Parlament  folgendes  Memorandum: 

„Eine  unglückliche  Politik,  schädlich  für  das  Land  wie  für  uns 
selbst  hat  die  eingeborene  jüdische  Bevölkerung  aus  der  Masse  der 
Nation  vertrieben  und  ganz  entgegen  den  überlieferten  Gebräu- 
chen, entgegen  den  ursprünglichen  Absichten  des  Gründers  des 
neuen  Rumäniens,  und  —  wir  können  es  zu  jeder  Zeit  beweisen  — 
ganz  entgegen  den  wahren  Interessen  des  Landes,  die  jüdische 
Bevölkerung  als  eine  fremde  erklärt. 

Seit  30  Jahren  wird  diese  Politik  ohne  Unterbrechung  ver- 
folgt. Eine  endlose  Zahl  von  administrativen  Verordnungen,  im 
allgemeinen  gegen  die  „Fremden"  gerichtet,  beschränken  für 
uns  die  Möglichkeit  zur  Arbeit  und  Existenz.  Wjir  sind  es,  und  nicht 
die  eigentlichen  Fremden,  die  von  diesen  Massnahmen  zu  leiden 
haben,  weil  die  richtigen  Fremden  nach  ihrer  Heimat  zurückkehren 
können  oder  mit  Leichtigkeit  das  rumänische  Bürgerrecht  erhal- 
ten. Wir  aber,  die  eingeborenen  Juden,  haben  kein  anderes  Vater- 
land als  dieses,  wo  wir  geboren  sind,  und  die  Pforten  der  Na- 
turalisation stehen,  wie  Sie  wissen,  für  uns  nicht  offen. 
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Um  diese  Politik  zu  rechtfertigen,  hat  man  Behauptungen  auf- 
gestellt, dass  das  rumänische  Volk  zu  schwach  sei,  um  den  Juden 
gegenübergestellt  zu  werden.  Die  Dinge  wurden  so  dargestellt,  als 
ob  zwischen  Rumänen  und  Juden  entgegengesetzte  Interessen  be- 
stehen, als  ob  zwischen  den  beiden  Elementen  eine  Konkurrenz 
herrsche. 

Das  ganze  Problem  ist  unter  falschem  Licht  dargestellt.  Und 
das  Land  ist  auf  einen  falschen  Weg  geleitet  worden. 

Es  ist  nicht  wahr,  dass  zwischen  Rumänen  und  uns  ver- 
schiedene Interessen  bestehen.  Dies  trifft  weder  für  die  Vergangen- 
heit noch  für  die  Gegenwart  zu.  Die  Rumänen  haben  mit  uns 
gemeinschaftliche  Interessen,  aus  dem  einfachen  Grunde  .... 
weil  wir  in  Rumänien  leben  und  weil  das  Wohl  des  Landes  auch 
das  unsrige  ist.  .  .  . 

Heute  mehr  als  je  fühlen  wir  die  Grausamkeit  unserer  Be- 
handlung. Noch  gestern  hat  man  beglaubt,  gegen  die  eingeborene 
Juden,  die  in  der  rumänischen  Armee  dienen,  eine  Behandlung 
anwenden  zu  dürfen,  die  wir  als  eine  Erniedrigung  betrachten. 
So  werden  die  jüdischen  Abiturienten  in  die  Militärschulen  nicht 
aufgenommen,  obwohl  kein  Gesetz  eine  solche  Ausschliessung  vor- 
sieht und  obwohl  die  wirklich  fremden  Abiturienten  wohl  auf- 
genommen werden.  Die  jüdischen  Militärärzte,  die  früher  unter 
denselben  Bedingungen  gedient  haben  wie  ihre  rumänischen  Kol- 
legen, dürfen  an  den  Vorteilen  nicht  teilhaben,  die  das  neue  Gesetz 
den  Aerzten  zuspricht;  dadurch  werden  sie  beim  Sanitätsdienst 
in  der  Armee  in  eine  unerträgliche  Lage  gebracht;  sie  sind  auf 

das  Niveau  einfacher  Soldaten  heruntergedrückt  worden 

Heute  sind  wir  verlassene  Kinder,  obwohl  im  Lande  geboren  und 
ohne  jedwede  fremde  Protektion.  Morgen  können  wir  zur 
Verteidigung  des  Landes  gerufen  werden.  Ist  es  nicht  anormal 
und  ist  es  nicht  ein  schreiendes  Unrecht,  dass  wir  auf  die  Schlacht- 
felder als  Fremde  und  nicht  als  Rumänen  geschickt  werden?  Die 
jüdische  eingeborene  Bevölkerung  erklärt  feierlich,  dass  sie  sich 
mit  dem  rumänischen  Volk  eins  fühlt,  und  dass  sie  bereit  ist,  beim 
ersten  Rufe  ihre  Pflicht  bis  auf  das  letzte  zu  erfüllen.  .  .  . 

Wir  glauben,  dass  der  Augenblick  geeignet  ist,  um  uns  unser 
Recht  zu  geben,  dass  die  Stunde  für  unsere  Gleichberechtigung 
geschlagen  hat  und  dass  Sie  den  Willen  und  die  Macht  haben 
werden,  einen  Akt  der  Gerechtigkeit  zu  vollführen.    . 


—  87  — 

Wir  haben  zu  Rumänen  in  unserer  Eigenschaft  als  Rumänen 
gesprochen,  und  wir  glauben,  dass  unsere  Hoffnungen  in  Erfül- 
lung gehen  werden.  In  der  Erwartung  besserer  Tage  für  uns 
rufen  wir:  Es  lebe  Rumänien,  es  lebe  das  rumänische  Volk!" 

Dieser  Petition  war  ein  ungewöhnlich  günstiges  Schicksal 
beschieden.  Sie  machte  anscheinend  „Eindruck"  auf  den  König 
(Carol).  Obwohl  die  Petition  die  Unterdrückungspolitik  der 
Regierung  gegen  die  Juden  im'  allgemeinen  verurteilt  und  deren 
völlige  Beseitigung  verlangt,  überweist  der  König  die  Petition  mit 
einer  besonderen  Anempfehlung  nur  an  das  Ministerium  für  Han- 
del und  Industrie.  Der  Wortlaut  der  Anempfehlung  musste 
berechtigtes  Aufsehen  erregen : 

„Der  ernsthaften  Beachtung  des  Hernn  Ministers  des  Handels 
und  der  Industrie  empfohlen,  damit  dieser  die  erforderlichen  Schritte 
zur  Berücksichtigung  dieses  mir  berechtigt  scheinenden  Gesuches 
veranlasse.  Eine  so  beträchtliche,  seit  Jahrhunderten  hier  eingesessene 
Bevölkerung,  deren  aufeinander  folgende  Generationen  im  Lande 
geboren  sind,  kann  hier  nicht  fortbestehen,  ohne  dass  ihr  die 
Möglichkeit  gegeben  wird,  von  ihrer  Arbeit  zu  leben." 

Darauf  hat  der  Handelsminister  Nenitzescu  in  das  Gesetz 
über  den  „Schutz  der  nationalen  Industrie"  folgenden  Zusatz  auf- 
nehmen lassen,  der  vom  Parlament  angenommen  wurde : 

„Die  Arbeiter,  die  keinen  ausländischen  Schutz  gemessen, 
seien  sie  nun  eingeborene  oder  fremde  Israeliten,  sollen  inbezug 
auf  Arbeit  nicht  als  Fremde  betrachtet  werden." 

Das  Gesetz  „zum  Schutze  der  nationalen  Industrie"  könnte  fast 
wie  eineAenderung  im  Kurs  der  rumänischen  Judenpolitik  aussehen. 
In  Wirklichkeit  ging  hier  etwas  ganz  anderes  vor  sich.  Namentlich  auf 
dem  Gebiete  des  Industriewesens  bemerkte  die  Regierung  den  völ- 
ligen Zusammenbruch  ihrer  Judenpolitik.  Mehrere  Industriezweige, 
insbesondere  die  Petroleum-  und  Oelindustrie  haben  einen  enormen 
Aufschwung  erlebt.  Es  stellte  sich  ein  Mangel  an  Arbeitskräften 
ein,  der  die  ganze  ökonomische  Entwicklung  des  Landes  in  Frage 
stellte.  Viele  Tausende  von  fleissigen  jüdischen  Arbeitskräften 
wurden  durch  eine  jahrelange  Unterdrückungspolitik  zur  Aus- 
wanderung gezwungen.  Den  im  Lande  ihr  elendes  Dasein  fri- 
stenden jüdischen  Arbeitermassen  war  der  Zutritt  zu  allerlei  staat- 
lichen und  privaten  Fabriken  und  Werkstätten  durch  ein  ganzes 
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Netz  von  Ausnahmegesetzen  verwehrt.  Die  Judenpolitik  stellte 
sich  schliesslich  als  ein  Unglück  für  das  Land  heraus.  Die  Re- 
gierung erkannte  in  später  Stunde  ihren  Bankrott  und  gab  in 
aller  Eile  den  Juden  das  primitive  Recht  auf  gewisse  Arbeiten. 
Aus  der  Not  machten  die  schlauen  Politiker  eine  Tugend  und 
benutzten  die  Petition  als  eine  günstige  Gelegenheit,  einen  Akt 
der  „Gerechtigkeit"  gegen  die  „fremden  oder  eingeborenen  Is- 
raeliten" zu  bekunden,  was  zugleich  auch  die  Aussichten  auf  Reali- 
sierung der  andauernd  erforderlichen  ausländischen  Anleihen  um 
ein  bedeutendes  erhöhte.  Vom  „Volkszorn",  von  der  „erregten 
Volksstimmung"  und  ähnlichen  Dingen,  die  den  jüdischen  Peti- 
tionen in  der  Regel  warnend  entgegengestellt  wurden,  war  diesmal 
keine  Rede  und  keine  Spur.  Die  Not  brach  auch  das  Eisen  der 
unerschütterlich  scheinenden  und  zur  „National- Verteidigung" 
emporgehobenen  rumänischen  Judenpolitik. 

War  es  die  zwingende  Notwendigkeit,  die  die  Machthaber 
dazu  trieb,  die  brach  liegenden  „fremden"  Arbeitskräfte  der  vater- 
ländischen Industrie  zuzuführen,  so  wurde  die  Politik  der  Verhet- 
zung und  Vertreibung  gegen  die  jüdischen  Untertanen  auf  all 
den  Gebieten  des  sozial-ökonomischen  und  kulturellen  Lebens, 
wo  diese  zwingende  Notwendigkeit  sich  noch  nicht  in  solch 
drohender  Weise  bemerkbar  machte,  mit  der  rücksichtslosesten 
Strenge  fortgesetzt.  Zahlreiche  Gesetze  und  Verordnungen  wer- 
den in  derselben  Zeit  auf  dem  Gebiete  des  Handels,  Gewerbes 
und  des  Erziehungswesens  eingeführt,  die  die  Erdrosselungspolitik 
gegen  die  jüdische  Bevölkerung  verschärfen  sollen.  Und  wenn 
die  „liberale"  Anempfehlung  des  Königs  bei  der  jüdischen 
Bevölkerung  noch  irgend  welche  Illusionen  hinterlassen  haben 
sollte,  so  sollte  sie  die  nächste  Zukunft  eines  anderen  belehren. 
Die  scrupellose  Politik  erlangte  ihren  Höhepunkt.  Die  rumänische 
Regierung  scheute  nicht  davor  zurück,  dem  Parlament  eine  Ge- 
setzesvorlage zu  unterbreiten  zu  den  offenbaren  Zweck,  die  jü- 
dische Bevölkerung  den  schwersten  Verdächtigungen  auszusetzen 
und  sie  als  eine  Gefahr  für  die  Sicherheit  des  Landes  hinzustellen. 

Es  war  dies  eine  unerhört  kränkende  Herausforderung,  die 
in  ihrer  Grausamkeit  und  Verhetzungstendenz  all  die  bisherigen 
Untaten  der  rumänischen  Regierung  beinahe  übertraf:  die  Re- 
gierung hat  in  das  Parlament  eine  Gesetzesvorlage  eingebracht, 
welche  die  Juden  unverblümt  vor  dem  ganzen  Lande  als  —  Spione 
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erklärt.  Es  wurde  ein  Gesetzproject  vorgeschlagen  betreffend 
„Schutz  gegen  Fremde,  die  in  Rumänien  Spionage  treiben".  Und 
als  dieses  Gesetz  Anfangs  Februar  1913  in  der  Kammer  verhandelt 
wurde,  hatte  der  Kriegsminister,  General  Harjeu,  den  traurigen 
Mut,  von  der  Kammer  die  Annahme  eines  speciellen  Amendements 
zu  verlangen,  in  dem  ausdrücklich  gesagt  wird,  dass  die  rumä- 
nischen Juden  zu  den  „Fremden"  gezählt  werden. 

Der  Deputierte  von  Botosani,  Michlescu  protestierte  gegen  den 
Vorschlag  des  speziellen  Artikels  und  erklärte:  „Durch  die  Schaf- 
fung von  Vorsichtsmassregeln  gegen  Spionage  tun  wir  eine  nütz- 
liche Arbeit.  Wir  haben  aber  die  Pflicht,  gegen  eine  Bevölkerung, 
der  wir  Militärdienst  auferlegen  und  die  wir  ins  Feuer  schicken, 
gerecht  zu  bleiben.  Es  wäre  ganz  ungerecht,  die  Bevölkerung 
als  Fremde  zu  bezeichnen  und  ihr  gar  keine  Garantie  zu  bieten. 
Wir  verlangen  daher,  dass  die  Bezeichnung  „Fremder"  eine  be- 
stimmte Begrenzung  erhält,  und  dass  nur  diejenigen  Personen,  die 
der  Militärpflicht  nicht  unterworfen  sind,  als  „Fremde"  bezeichnet 
werden." 

Die  Kammer  lehnte  den  Vorschlag  des  Kriegsministers  ab, 
während  das  Spionagegesetz  angenommen  wurde.  Dieses  Gesetz 
sollte  aber  den  rumänischen  Juden  doch  zum  Unheil  gereichen. 
Nach  kaum  mehr  als  zwei  Jahren  sollte  dieses  Gesetz  nämlich 
für  die  böswilligen  Machthaber  eine  Handhabe  bieten,  Hunderte 
von  jüdischen  Familien,  die  seit  Jahren  an  den  Grenzorten  ansässig 
waren,  aus  ihren  Wohnorten  zu  vertreiben  und  sie  in  ein  grenzen- 
loses Elend  zu  stürzen.  Wir  werden  uns  des  weiteren  mit  diesem 
traurigen  Akte  der  rumänischen  Regierung  noch  zu  beschäftigen 
haben*). 


*)  In  diesem  Zusammenhange  ist  auch  nach  etwa  zwei  Jahren  Mai  1915 
das  Gesetz  über  die  „Fremdencontrolle"  angenommen  worden,  welches  den 
rumänischen  Behörden  eine  Handhabe  bot  Gewalttätigkeiten  gegen  eingeborene 
Juden  zu  begehen.  Ausführliches  über  dieses  Gesetz  berichtet  die  inhalts- 
reiche von  der  „Liga  der  Menschenrechte"  in  Paris  herausgegebene  Broschüre 
„La  Situation  des  Juifs  de  Roumanie"   (Bulletin  officiel  15.  F6v. — 15.  Mars  1917). 


VII. 

DIE  JUDENFRAGE  IN  RUMÄNIEN  ZUR  ZEIT 
DES  BALKANKRIEGES  (1913). 

Die  Judenfrage  in  Rumänien  während  des  Balkankrieges.  —  Eintritt  Ru- 
mäniens in  den  Krieg  gegen  Bulgarien  1913  und  die  Judenfrage  der  annek- 
tierten Dobrudja.  —  Grosse  Beteiligung  der  Juden  am  Kriege.  —  Die  grossen 
Aktionen  von  Luigi  Luzzatti  und  George  Clemenceau  zu  Gunsten  der  Unabhängig- 
juden. —  Luzzattis  Aufrollung  der  Frage  wegen  der  Gültigkeit  der  Unabhängig- 
keitserklärung Rumäniens.  —  Stimmen  der  rumänischen  Presse.  —  Der  Bu- 
karester Friede. 


Der  politische  Himmel  auf  dem  Balkan  wurde  immer  dunkler. 
Das  blutige  Ringen  der  Balkanvölker  mit  der  Türkei  war 
in  vollem  Gange.  1913  trat  auch  Rumänien  in  den  Balkankrieg  ein, 
in  den  Kampf  gegen  Bulgarien. 

Das  rumänische  Eingreifen  in  den  Balkankrieg  bringt  von 
neuem  die  rumänische  Judenfrage  vor  ein  europäisches  Gerichts- 
tribunal'.  Rumänien  hatte  Bulgarien  die  Dobrudja  abgenommen.  Der 
bulgarische  Grossrabbiner  Dr.  Ehrenpreis  eröffnet  eine  erfolgreiche 
Aktion  im  Interesse  der  Juden  in  der  Dobrudja.  Standen  doch 
die  Juden  der  Dobrudja,  die  bis  zur  Annexion  ihrer  Provinz 
freie,  vollberechtigte  bulgarische  Bürger  waren,  vor  der  Gefahr, 
durch  den  Besitzwechsel  ihrer  Heimat  Opfer  der  rumänischen 
Judenpolitik  und  über  Nacht  als  rechtlose  Fremde  erklärt  zu 
werden.  Die  rumänische  Regierung  begriff  auch  dieses  Mal  den 
„psychologischen  Moment".  Sie  verstand,  dass  sich  diesmal 
die  Geschichte,  wie  es  beim  Berliner  Vertrag  der  Fall  war,  nicht 
wiederholen  Hesse  und  musste  sich  in  der  Konferenz  in  Bukarest 
1913  feierlich  vepflichten,  die  bürgerliche  und  politische  Voll- 
berechtigung der  Juden  in  der  Dobrudja  anzuerkennen.  Diese 
Tatsache  beweist  zur  Evidenz,  wie  wenig  Mühe  es  für  die  euro- 
päischen Staatsmänner  bedarf,  bei  gutem  Willen  eine  gerechte 
Forderung,  selbst  in  Rumänien,  durchzuführen.*) 


*)  Bezeichnend  für  das  Verhalten  der  rumänischen  Regierung  zu  den  von 
ihr  feierlich  unterzeichneten  Verträgen,  wenn  es  sich  um  Rechte  für  Juden 
handelt,  ist  auch  „die  Judenfrage"  in  der  1877  durch  Rumänien  annektierten 
türkischen  Dobrudja.  Laut  Gesetz  vom  6.  März  1880  ist  allen  Bewohnern  der 
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Der  Bukarester  Friede,  der  den  Juden  der  Dobrudja  Gleich- 
berechtigung sicherte,  hat  aber  ein  neues  Moment  hervor- 
gerufen: er  hat  die  ganze  Ungerechtigkeit  der  Rechtlosigkeit  der 
rumänischen  Juden  vor  aller  Welt  dargetan.  Die  rumä- 
nische Judenpolitik  in  ihrer  ganzen  Anormalität  kam  ans  Licht. 
Der  Dobrudjaer  Jude,  ein  tatsächlicher  Fremder,  dem  Land, 
Sprache  und  alles  Rumänische  fremd  ist,  wird  über  Nacht  als  voll- 
berechtigter rumänischer  Bürger  erklärt.  Der  rumänische  Jude 
aber,  dessen  Urgrossvater  bereits  in  Rumänien  gelebt  hat  und  der 
alle  Lasten  und  Pflichten  des  rumänischen  Bürgers  trägt,  bleibt 
daggeen  der  „Fremde". 

Die  Lage  der  Juden  in  Rumänien  beschäftigte  wiederum 
die  europäische  öffentliche  Meinung  in  hohem  Masse.  Diesmal 
waren  es  zwei  hervorragende  Politiker,  der  gegenwärtige  fran- 
zösische Ministerpräsident  Clemenceau  und  der  frühere  itali- 
enische Ministerpräsident  Luzzatti,  die  dieser  Frage  nähertreten 
und  in  den  Kampf  für  die  gerechte  Sache  der  unterdrückten  rumä- 
nischen Juden  eingreifen. 


Dobrudja,  die  früher  ottomanische  Untertanen  waren,  die  bürgerliche  Gleich- 
berechtigung verliehen  worden.  Die  politische  Gleichberechtigung  sollte  in 
einem  späteren  Zeitpunkt  erfolgen.  Bis  zu  diesem  späteren  Zeitpunkt  mussten 
indes  drei  Jahrzehnte  verfliessen.  1909  wird  im  Parlament  ein  Ge^ 
setz  angenommen  und  vom  König  bestätigt,  demzufolge  den  früheren  ottomani- 
schen Untertanen  und  ihren  Nachkommen  in  der  Dobrudja  auch  alle  politischen 
Rechte  gewährt  werden.  Trotz  der  klaren  Bestimmung  des  Gesetzes,  verlangt 
die  rumänische  Regierung  nur  von  den  Juden  in  der  Dobrudja  eine  Be- 
stätigung der  türkischen  Behörden  über  ihre  tatsächliche  frühere  ottomaniscfie 
Untertanschaft.  Die  Beschaffung  solcher  türkischer  Dokumente  für  Juden,  die 
seit  Jahrzehnten  als  rumänische  Bürger  erklärt  wurden,  war,  wie  leicht  be- 
greiflich, ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Die  Spekulation  der  rumänischen  Re- 
gierung war  nicht  unbegründet.  Diese  ungesetzliche  Forderung  gab  ihr  die 
Möglichkeit  viele  Hunderte  von  Juden,  die  um  die  politische  Gleichberechtigung 
nachgekommen  sind,  zurückzuweisen.  Auf  energische  Proteste  der  Dobrudjaer 
Bevölkerung  hin  ist  die  rumänische  Regierung  gezwungen  worden,  1912  eine 
Revision  dieser  Forderung  vorzunehmen.  Dennoch  ist  von  den  etwa  4000  in 
der  Dobrudja  lebenden  Juden  fast  die  Hälfte  von  der  politischen  Gleich- 
berechtigung ausgeschlossen  geblieben.  Die  in  der  Dobrudja  nach  dem  Jahre 
1877  zugezogenen  Juden  sind  gleich  den  anderen  rumänischen  Juden  rechtlos. 
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DER  ARTIKEL  VON  G.  CLfiMENCEAU. 

Am  16.  Juni  1913  veröffentliche  G.  Clömenceau  in  „L'homme 
libre"  einen  die  Überschrift  „Die  Juden  von  Rumänien"  führenden 
Artikel,  der  folgenden  Wortlaut  hatte : 

„Ich  sprach  kürzlich  von  der  traurigen  Lage  der  Armenier, 
die  fürchten  mussten  und  die  wahrscheinlich  noch  sehr  befürchten, 
dass  die  Türken  sich  an  ihnen  für  ihre  Niederlagen  durch  neue 
Massakres  rächen  werden.  Diese  armen  Leute  leben  in  Furcht  vor 
Konstantinopel,  vor  den  Kurden  und  —  sollte  man  es  glauben,  — 
selbst  vor  denen  dort,  die  selber  von  Europa  verlangen,  sie  zu  be- 
schützen. Denn  sobald  sie  zu  eifrig  verteidigt  werden,  fürchten  sie 
von  der  üblen  Laune  ihrer  Herren  nur  schrecklichere  Rückschläge. 
Ich  sprach  mit  einigen,  die 'mir  ungefähr  sagten  „Verteidigen  Sie 
uns  nur  nicht  mit  zu  viel  Nachdruck!"  Wenn  sie  auch  nicht  diese 
Worte  gebraucht  haben,  so  was  es  jedenfalls  der  Sinn  ihrer  ablen- 
kenden Reden. 

Die  Juden  von  Rumänien  sind  dem  türkischen  Regime  ent- 
ronnen. Dazu  sollte  man  sie  beglückwünschen.  Aber  die  ethnischen 
Vorurteile  auf  diesem  schrecklichen  Balkan,  wohin  so  viel*  Rassen 
gekommen  sind,  um  sich  zu  vermischen,  die  sich  doch  niemals 
vereinigt  haben,  sind  solche,  dass  der  berechenbare  Vorteil,  nicht 
mehr  regelmässig  dezimiert  zu  werden,  der  einzig  klare  ist,  den 
der  Wechsel  der  Herrschaft  ihnen  verschafft  hat.  Ich  sage  Wechsel 
der  Herren,  weil  sie  doch  in  der  Tat  nur  von  einem  Druck  in  den 
anderen  geraten  sind. 

Ich  hege  keinerlei  Zweifel  an  den  edlen  Gefühlen  und  den 
guten  Sitten  der  rumänischen  Bevölkerung.  Der  hohe  Geist  der 
Civilisation,  der  sie  belebt,  kann  ihnen  nicht  bestritten  werden. 
Dagegen  scheint  mir  das  antisemitische  Vorurteil  bis  zum  letzten 
Grade  der  Vollkommenheit  bei  ihnen  gediehen  zu  sein.  Dies 
könnte  zur  Not  durch  die  Tatsache  erklärt  werden,  dass  bei  erober- 
ten Bevölkerungen  die  Religion  den  äussersten  Damm  bildet,  der 
die  letzten  Reste  von  Nationalität  gegen  die  Aufsaugung  verteidigt, 
—  denn  das  Eigentümliche  eines  Dogmas  zielt  notwendigerweise 
dahin,  alle  anderen  in  den  Bann  zu  tun.  Uglücklichweise  ist 
hier  die  Partei  der  Ueberlegenheit  in  Vorurteilen  des  Kultus 
befangen  und  in  Vorurteilen  der  Rasse,  die  die  grausamsten  der 
Menschheit  sind. 


—  93  — 

Die  jüdische  Rasse  hat  den  Ruhm,  den  Menschen  einen  Gott 
mit  einem  Gefolge  von  Verwandten  und  Aposteln  gegeben  zu 
haben,  entsetzlich  gebüsst.  Sie  büsst  ihn  noch  und  das  Ende  dieses 
Martyriums  ist  unabsehbar,  dieses  ganz  unverdienten,  da  es  doch 
kein  Volk  gibt,  das  nicht  Gefallen  daran  fand,  Unschuldige  zu 
kreuzigen  und  da  der  Galiläer,  entgegen  dem  gebräuchlichen,  seine 
Mission  nicht  abgeleugnet  hatte. 

Wtozu  die  verwickelten  Gefühle  entwirren,  die  in  dieser 
Sache  das  Volk  von  Rumänien  bewegen  mögen?  Es  genügt,  davon 
Notiz  zu  nehmen,  um  zu  versuchen,  sie  zurechtzuweisen  und,  wenn 
dies  nicht  gelingt,  wenigstens  die  zu  offenbare  Schändung  des 
Rechtes,  auf  das  jedes  menschliche  Geschöpf  Anspruch  hat,  zu 
verhindern. 

Als  die  Bevollmächtigten  der  Grossmächte,  versammelt  zum 
Kongress  in  Berlin,  am  1.  Juli  1878  über  die  Anerkennung  Ru- 
mäniens als  selbständiges  Fürstentum  verhandelten,  machte  Wad- 
dington, der  erste  Vertreter  Frankreichs,  den  Vorschlag:  „Der 
Kongress  möge  an  die  rumänische  Unabhängigkeit  dieselben  Be- 
dingungen knüpfen,  wie  an  die  serbische  Unabhängigkeit." 

Dieser  Vorschlag  bezog  sich  ausdrücklich,  wie  auch  aus  den 
Protokollen  des  Kongresses  hervorgeht,  auf  die  Juden  von  Ru- 
mänien. 

„Serbien",  so  hatte  Waddington  vorher  erklärt,  „das  in 
die  europäische  Familie  auf  dem  gleichen  Fusse  einzutreten 
wünscht,  wie  die  anderen  Staaten,  muss  vor  allem  die  Prin- 
cipien  anerkennen,   die  die  Basis  der  sozialen  Organisation 
aller  Staaten  Europas  bilden,  und  sie  akceptieren,   als  eine 
notwendige  Bedingung  der  Gunst,  um  die  es  bittet." 
Alle   Vertreter    der   Mächte    hatten    diesem   Vorschlage   zu- 
gestimmt, mit  Ausnahme  des  Fürsten  Gortchakof,  des  ersten  rus- 
sischen Bevollmächtigten,  der  einige  Vorbehalte  machte  mit  der 
Begründung,  man  dürfe  nicht  verwechseln 

„die  Israeliten  von  Berlin,  Paris,  London  und  Wien,  denen 
man  gewiss  keinerlei  politische  und  bürgerliche  Rechte  ver- 
weigern werde,  mit  den  Juden  von  Serbien,  Rumänien  und 
von  einigen  russischen  Provinzen,  die  seiner  Ansicht  nach 
eine  wahrhafte  Landplage  für  die  einheimische  Bevölkerung 
sind." 
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Der  Leser  wird,  denke  ich,  anerkennen,  dass  der  Vergleich 
mit  einer  Landplage  nicht  genügt,  um  ein  Volk  seiner  Rechte  be- 
rauben zu  dürfen.  Wenn  sie  selber  gefragt  würden,  würden  die 
Juden  nicht  verfehlt  haben,  das  Kompliment  ihrem  Gegner  zurück- 
zugeben, mit  umsomehr  Recht,  als  sie  die  Opfer  von  Massakres, 
und  nicht  die  Henker  waren. 

Zur  Zeit  der  Discussion  über  die  rumänische  Unabhängig- 
keit, anerkannte  Waddington  zwar  einige  lokale  Schwierigkeiten 
in  Rumänien,  aber  er  fügte  hinzu,  dass  die  Bevollmächtigten  von 
Frankreich 

„nicht  Abstand  nehmen  können  von  dem  grossen  Grund- 
satz der  Gleichheit  der  Rechte  und  der  Freiheit  der  Religion 
und  dass  Rumänien  auch  die  Pflichten,  und  selbst  die  Un- 
annehmlichkeiten der  Situation  akzeptieren  müsse,  deren  Vor- 
teile es  begehrt." 
Er  sagte  noch, 

„die  Schwierigkeiten  werden  umso  leichter  überwunden  wer- 
den, wenn  diese  Principien  in  Rumänien  anerkannt  sein  wer- 
den und  die  jüdische  Rasse  wird  wissen,  dass  sie  nur  durch 
ihre  eigenen  Anstrengungen  und  durch  die  Solidarität  ihrer 
Interessen  mit  denen  der  einheimischen  Bevölkerung  Erfolge 
zu  erwarten  hat." 

Der  Vorschlag  von  Waddington  fand  die  einhellige  Zustim- 
mung der  Delegierten,  selbst  Fürst  Gortchakof  erklärte,  dass 

„nach  den  Erklärungen  mit  denen  der  Vorschlag  «motiviert 
worden  ist,  er  sich  dem  Antrage  völlig  anschliesse." 
Der  Antrag  fand  seinen  Ausdruck  in  dem  Artikel  44  des  Ber- 
liner Vertrages,  aus  dem  ich  den  folgenden  Paragraphen  zitiere : 
„In  Rumänien  darf  der  Unterschied  des  religiösen  Glau- 
bens und  der  Konfessionen  niemandem  gegenüber  eingewendet 
werden,  als  Grund  der  Ausschliessung  oder  der  Unfähigkeit 
des  Genusses  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte,   der 
Zulassung  zu  öffentlichen  Aemtern,   Ehrenämtern,   oder  der 
Ausübung  der  verschiedenen  Berufe,  welcher  Art  auch  immer." 
Da  die  offizielle  Anerkennung  Rumäniens  durch  die  Mächte 
von  der  Ausführung  dieses  Artikels  abhängig  war,  hatte  Rumä- 
nien seine  innere  Gesetzgebung  in  dem  Geiste  der  Anordnungen, 
die  der  Artikel  formulierte,  abzuändern. 


I 
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Rumänien  wandte  ein,  dass  es  die  Juden  nicht  zur  rumänischen 
Nationalität  zulassen  könne ;  denn  sie  seien  Fremde,  nicht  nur  durch 
ihre  Religion,  sondern  auch  durch  ihre  Sprache,  ihre  Kleidung, 
ihre  Sitten  und  ihr  Streben.  Sie  seien  unkultivirt  und  fanatisch, 
besonders  empfänglich  für  fremde  Einflüsse  und  wegen  ihrer 
grossen  Zahl  gefährlich  für  die  Homogenität  des  Nationalcharak- 
ters. Schliesslich,  bemerkte  Rumänien,  die  Nation  sei  rundweg 
gegen  eine  allgemeine  Emanzipation  der  Juden. 

Auf  Drängen  der  Mächte  entschloss  sich  Rumänien  doch, 
den  Artikel  7  der  Verfassung  zu  revidieren,  der  die  NichtChristen 
von  der  rumänischen  Nationalität  ausschloss  und  am  13. — 25.  Okt. 
1879  erklärte  ein  neues  Gesetz,  dass  alle  Fremden  ohne  Unter- 
schied des  Glaubens,  die  rumänische  Staatsangehörigkeit  erwerben 
können,  die  jedoch  nur  durch  jedesmalige  Abstimmung  des  Par- 
laments bewilligt  werden  könne. 

Mit  Hilfe  dieses  Ausdrucks  „Fremde",  den  es  stets  auf  die 
Juden  anwenden  wird,  selbst  auf  jene,  deren  Vorfahren  schon  seit 
Jahrhunderten  im  Lande  ansässig  sind,  wird  Rumänien  die  Mächte 
foppen  und  sich  seinen  Verpflichtungen  entziehen. 

Da  *die  Mächte  entschlossen  schienen,  sich  mit  dieser  Schein- 
handlung nicht  zufriedenzugeben,  bemühte  sich  Rumänien,  sie  durch 
die  Aussendung  einer  formellen  Ergänzungs-Erklärung  zum  Artikel 
44  des  Berliner  Vertrages  zu  befriedigen.  Oesterreich  und  Italien 
nahmen  diese  Versicherungen  an  und  erklärten  ihre  Anerkennung 
des  neuen  Königreiches.  Grossbritannien,  Frankreich  und  Deutsch- 
land folgten  nach  einigem  Zögern  diesem  Beispiel,  nicht  ohne  an  die 
rumänische  Regierung  eine  gleichlautende  Note  überreicht  zu  haben, 
die  als  eine  Ergänzung  ihrer  Anerkennung  Rumäniens  als  unab- 
hängigen Staat,  die  ausdrücklichen  Vorbehalte  der  Unzulänglichkeit 
der  vorgenommenen  Verfassungsänderungen  für  die  Ausführung 
des  Berliner  Vertrages  betonte. 

In  einem  Zirkular  vom  16.  August  1880  an  die  diplomati- 
schen Vertreter  von  Frankreich,  machte  M.  de  Freycinet,  damaliger 
Minister  des  Aeusseren,  ausdrücklich  auf  diesen  Gesichtspunkt 
aufmerksam. 

Rumänien,  von  nun  ab  Herr  seines  Schicksals,  ging  sofort 
daran,  zu  zeigen,  welchen  Wert  es  auf  seine  Verpflichtungen  legte. 
Man  möge  darüber  urteilen. 
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In  40  Jahren  hat  Rumänien  kaum  200  Juden  das  rumäni- 
sche Bürgerrecht  verliehen.  Die  rumänischen  Juden  sind  heute 
Fremde  in  dem  Lande,  wo  sie  geboren  sind ;  Fremde,  obwohl  ihre 
Existenz  in  den  Fürstentümern  der  Donauländer  durch  die  Ge- 
schichtsschreiber des  13.  und  14.  Jahrhunderts  schon  festgestellt 
ist;  Fremde  inmitten  eines  Volkes,  mit  dem  sie  ihr  Leben  ver- 
knüpft haben,  Fremde,  trotz  ihres  Anteils  an  allen  öffendichen 
Lasten,  an  der  schwersten  von  allen,  dem  Militär- 
dienst. Fremde,  trotzdem  sie  keinem  anderen  Staat,  ange- 
hören und  sich  nicht  auf  den  Schutz  irgend  einer  anderen  Macht 
berufen  können  und  so  für  den  internationalen  Gesichtspunkt 
die   Ungeheuerlichkeit  bildend,   keinem  Lande  anzugehören. 

Geniessen  sie  wenigstens  diejenigen  Garantien,  die  in  allen 
zivilisierten  Ländern  den  Fremden  gewährt  werden,  die  dort 
wohnen?  Keineswegs.  Rumänien  hat  im  Gegenteil  gegen  diese 
angeblich  Fremden  eine  ganz  drakonische  Gesetzgebung  ausge- 
klügelt, die  nur  gegen  die  Juden  gerichtet  ist,  trotzdem  sie  niemals 
ausdrücklich  genannt  werden  und  die  ihnen  den  Zutritt  zu 
allen  Aemtern,  zu  allen  Berufen,  zu  allen  Hand- 
werken untersagt,  die,  noch  mehr,  ih/en  Kin- 
dern, ihrer  Jugend,  die  Pforten  der  Elementar- 
schulen, der  mittleren  und  der  höheren  Bildungs- 
Anstalten      verschliesst. 

Dem  jüdischen,  rumänischen  Soldaten,  der  sein  Blut  auf  dem 
Schlachtfelde  vergossen  hat,  wird  die  Aufnahme  in  eine  Werk- 
staat verweigert  werden  können,  weil  er  Fremder  ist.  Seine  Kin- 
der werden  aus  der  Schule  ausgeschlossen  sein,  als  Söhne  von 
Fremden. 

Die  Israeliten  der  Dobrudja,  die  1878  von  Rumänien  an- 
nektiert wurden,  diejenigen  von  Silistrien,  dem  kürzlich  von  den 
Bulgaren  abgetretenen  Gebiet,  sind  Bürger  —  kraft  eines  Vertrages 
—  aber  diejenigen  von  Rumänien,  die  das  Land  seit  Jahrhunderten 
bewohnen  und  die  keinem  anderen,  fremden  Lande  angehören, 
werden  von  der  rumänischen  Regierung  als  Fremde  bezeichnet, 
obwohl  sie  allen  Pflichten  der  rumänischen  Bürger  unterworfen 
werden,  obwohl  sie  unter  allen  Umständen  ihre  völlige  Loyalität 
bewiesen  haben,  und  obwohl  die  Entwickelung  des  Landes  zum 
Teil  ihrer  Wirksamkeit  zu  verdanken  ist. 
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Ich  habe  den  Text  der  Gesetze  vor  mir,  die  diese  Unge- 
heuerlichkeiten eingeführt  habe:  .  Ich  bin  bereit,  sie  zu  citieren, 
wenn  sich  in  der  Presse  irgend  ein  Zweifel  erheben  sollte.  „Die  ru- 
mänischen Juden  sind  die  letzten  Sklaven,  die  noch  in  Europa 
existieren",  schrieb  im  „Corriere  della  Sera"  am  3.  März  1913 
der  berühmte  Luigi  Luzzatti. 

Könnte  Herr  Pichon  nicht  die  Diskussionen  benutzen,  die 
sich  hieran  knüpfen  werden,  um  die  Debatten  über  diese  be- 
dauerliche Frage  wieder  aufzunehmen,  und  den  Standpunkt  zu  ver- 
treten, den  Herr  von  Freycinet  bekannt  hat?" 

G.  C  16menceau. 


Das  aufsehenerregende  Auftreten  George  C16menceau's  war 
eine  Folge  der  lebhaften  Diskussion  innerhalb  der  politischen  Welt, 
die  durch  das  energische  Eingreifen  des  früheren  italienischen 
Ministerpräsidenten  Luigi  Luzzatti  hervorgerufen  wurde.  Bereits 
am  3.  März  1913  veröffentliche  Luzzatti  im  „Corriere  della  Sera" 
folgenden  flammenden  Appel,  der  fast  von  der  gesamten  Welt- 
presse aufgenomen  wurde: 


APPEL  FÜR  DIE  RUMÄNISCHEN  JUDEN,  VON 
LUIGI  LUZZATTI. 
Was  uns  veranlasst,  in  dieser  Frage  das  Wort  zu  ergreifen, 
ist  unsere  innige  Liebe  zur  heiligsten  und  grundlegendsten  aller 
konstitutionellen  Freiheiten,  zur  Religionsfreiheit.  Wir  bitten  die 
europäische  Diplomatie,  heute,  da  man  den  Rumänen,  die  die 
Glaubensfreiheit  verachten,  Landgebiet  und  Untertanen  der  Bul- 
garen, die  diese  Freiheit  hochhalten,  überweisen  will,  ihre  erleuch- 
teten Traditionen  vom  Jahre  1878  wieder  aufzunehmen.  Wie 
dürfte  man  in  unserer  Zeit  der  Aufklärung  und  der  Civilisation 
zu  freien  Männern  sprechen:  „Die  Diplomatie  verwandelt  euch 
von  einem  Tage  zum  andern  in  Sklaven,  in  Vaterlandslose  und 
beraubt  euch  der  konstitutionellen  Garantien!"  Denn  dieses  wird, 
wenn  nicht  rechtzeitig  etwas  dagegen  geschieht,  das  Schicksal  der 
unglücklichen  Israeliten  sein,  die  das  zur  Überweisung  an  Ru- 
mänien bestimmte  bulgarische  Gebiet  bewohnen.  Es  ist  nicht 
schwer,  diese  Behauptung  zu  beweisen. 
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Der  Artikel  44  des  im  Jahre  1878  abgeschlossenen  Berliner 
Vertrages  hat  folgenden  Wortlaut : 

„Die  Verschiedenheit  des  Bekenntnisses  oder  des  religiösen 
Glaubens  darf  für  niemanden  den  Grund  zum  Ausschluss  vom 
Genuss  der  bürgerlichen  und  politischen  Rechte  bilden,  noch  zum 
Ausschluss  von  irgend  welchen  öffentlichen  Aemtera  und  Würden 
oder  von  der  Ausübung  verschiedener  Gewerbe  und  Industrien 
im  ganzen  Lande." 

Diese  heilsame  und  klare  Fassung  des  Artikels  44  war  zum 
Schutz  der  jüdischen  Bevölkerung  geschaffen  worden.  Sie  war 
eine  Bedingung  für  die  Anerkennung  der  Unabhängigkeit  Rumä- 
niens, des  zur  weitesten  Entwicklung  begabten  edlen  Landes,  das 
der  Gerichtshof  der  Grossmächte  von  seinem  bedauerlichen  Fehler 
der  Intoleranz  zu  heilen  bemüht  war. 

Für  die  übrigen  Balkanländer  waren  die  gleichen  Massregeln 
festgesetzt  worden.  Aber  während  Bulgarien,  Serbien  und  Grie- 
chenland ehrlich  und  getreu  diese  Gewissensfreiheit  gelten  Hessen, 
hat  Rumänien  sie  nicht  respektiert.  Es  führte  in  seiner  Ver- 
fassung den  Artikel  7  ein,  nach  dem  alle  Fremden  ohne  Unter- 
schied der  Religion  ihre  gesetzmässige  Einzelneturalisation  erhal- 
ten könnten.  Obgleich  die  Grossmächte  erkannten,  dass  der  Ar- 
tikel 7  der  rumänischen  Verfassung  den  Artikel  44  des  Berliner 
Vertrages  nicht  nur  nicht  ausführte,  sondern  ihm  direkt  wider- 
sprach, haben  sie  die  Unabhängigkeit  Rumäniens  doch  unter  der 
besonderen  Bedingung  bestätigt,  dass  der  Artikel  44  als  Erlöser 
der  Bedrückten  sofort  bestätigt  würde ;  sie  taten  dies  nach  Emp- 
fang eines  formellen  Versprechens  seitens  Rumäniens,  das  dieses 
Land  der  ganzen  civilisierten  Welt  gegenüber  verpflichtete.  Und 
tatsächlich  veröffentlichte  am  28.  April  1879  der  rumänische  Mi- 
nister des  Auswärtigen,  Basil  Boerescu,  ein  Memorandum  über 
die  Revision  des  Artikels  7  der  rumänischen  Verfassung,  und  in 
diesem,  den  Signatarmächten  des  Berliner  Vertrags  mitgeteilten 
Memorandum  heisst  es: 

„Unter  der  neuen  Ordnung  werden  die  jüdischen  Untertanen 
Rumäniens  alle  Rechte  haben,  die  die  Fremden  im  allgemeinen 
gemessen;  sie  werden  ausserdem  noch  das  den  Fremden  nicht 
zustehende  Recht  erhalten,  im  Heer  zu  dienen,  Häuser  und 
Grundstücke  in  den  Städten  zu  erwerben,  Advokaten  zu  werden 
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und  jeden  Beruf  und  jedes  Gewerbe  frei  auszuüben;  sie  werden 
denselben  Personalstand  haben  wie  die  Rumänen,  werden  in  der 
gleichen  Weise  durch  Gesetz  und  Behörden  geschützt  werden  und 
können  die  kleine  und  die  grosse  Naturalisation  erwerben." 

Aber,  wie  bekannt,  ist  das  Gegenteil  geschehen.  Nicht  nur 
ist  keine  dieser  Versprechungen  gehalten  worden,  sondern  die 
rumänischen  Israeliten  sind  nach  und  nach  dank  den  Einschrän- 
kungsmassregeln selbst  der  Rechte  beraubt  worden,  die  ihnen 
früher  zustanden.  In  den  vierunddreissig  Jahren  seit  dem  Berliner 
Vertrag  bis  zum  heutigen  Tage  sind  von  den  250,000  israelitischen 
Rumänen  nur  zweihundert  gemäss  dem  Artikel  7  durch  Spe- 
zialgesetz naturalisiert  worden.  Alle  andern  —  mit  Ansnahme  von 
800  Personen  —  werden  als  Vagabunden  und  Heimatslose  be- 
trachtet. Die  harte  offizielle  Formel  des  rumänischen  Gesetzes, 
die  das  Herz  mit  Mitleid  erfüllt,  lautet:  „Fremde  ohne  fremden 
Schutz." 

Die  unglücklichen  Juden  Rumäniens  sind  wahrhaft  heimatlos. 

Wir  haben  eine  Reihe  von  Gesetzen  und  Verordnungen  — 
ungefähr  einhundertundfünfzig  —  durchgelesen,  die  gegen  die 
„Fremden"  ergangen  sind  und  die  ausschliesslich  auf  Juden  An- 
wendung finden;  es  ist  der  denkbar  grausamste  Ostracismus  und 
die  Aermsten  leben  stets  in  Fesseln  und  Banden.  Die  einge- 
borenen Juden  werden  zu  keinem  öffentlichen  Staats-  oder  Ge- 
meindeamt zugelassen;  sie  dürfen  weder  Lehrer,  noch  Apothe- 
ker, noch  Briefträger,  noch  Aerzte  an  Krankenhäusern  wer- 
den ....  Sie  werden  nur  in  geringer  Anzahl  an  den  Fabriken 
angestellt,  die  die  Vorteile  des  Gesetzes  zur  Förderung  der  na- 
tionalen Industrie  gemessen;  sie  dürfen  nicht  in  die  Kunst-  oder 
Gewerbevereine  gewählt  werden. 

Sie  werden  in  die  öffentlichen  Schulen  erst  aufgenommen, 
nachdem  alle  Kinder  der  rumänischen  Bürger  untergebracht  sind 
und  auch  dann  nur  unter  Zahlung  eines  ziemlich  hohen  Schul- 
geldes. 

Und  da  für  die  bevorzugte  eingeborene  Bevölkerung  nicht 
genügend  Platz  vorhanden  ist,  bleibt  den  jüdischen  Kindern  uner- 
bittlich die  Schule  verschlossen,  für  die  ihre  Eltern  in  demselben 
Masse  beisteuern  wie  die  andern  Bürger.  Aus  den  Landgemeinden, 
wo  sie  sich  nur  zu  sehr  schwierigen   Bedingungen  niederlassen 
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und  keinen  Zoll  Boden  erwerben  dürfen,  werden  sie  vertrieben 
und  müssen  immer  gewärtig  sein,  als  Vagabunden  ausgewiesen  zu 
werden,  und  nach  dem  Gesetz  von  1912  können  sie  nur  unter 
den  grössten  Schwierigkeiten  einen  Pass  zur  Auswanderung  aus 
dem  Lande  erhalten,  das  sie  so  hart  behandelt. 

Kurz,  sie  sind  die  letzten  Sklaven,  die  noch  in 
Europa  existieren. 

Dabei  bezahlen  diese  Heloten  als  Rumänen  alle  Steuern  und 
tragen  dieselben  Lasten  wie  die  übrigen  Bürger;  sie  haben  gleiche 
Pflichten  und  gar  keine  Rechte.  Sie  müssen  als  Soldaten  das 
Vaterland  verteidigen,  das  sie  für  Fremde  erklärt  und  für  ihre 
grausame  Stiefmutter  ihr  Blut  vergiessen;  das  Bürgerrecht  wird 
ihnen  abgesprochen  und  sie  können  in  der  Armee  auf  keine  Be- 
förderung rechnen  ....  Zehntausend  Israeliten  dienen  in  Ru- 
mänien und  kämpfen  für  ein  Land,  das  ihnen  die  selbstverständ- 
lichsten Menschenrechte  verweigert. 

Wie  haben  so  brutale  Massregeln  von  einem  Volke  kommen 
können,  das  durch  seinen  römischen  Ursprung  dazu  geboren  ist, 
durch  Recht  und  Billigkeit  zu  herrschen?  Und*  warum  achtet 
man  nicht  darauf,  dass  Rumänien  für  sein  eigenes  Gedeihen  und 
seine  eigene  Grösse  die  Gelegenheit  seiner  jetzigen  Vergrösserung 
dazu  benutzen  müsste,  seine  unter  geistigem  wie  materiellem  Joch 
gebeugten  Sklaven  zu  befreien? 

Warum  sieht  man  nicht  die  Unmöglichkeiten  ein,  die  freien 
Juden  Bulgariens  zu  Sklaven  zu  machen,  wenn  sie  ohne  klare 
und  nicht  zu  umgehende  Garantien  an  Rumänien  überwiesen 
werden  ? 

Wie  können  die  Mächte  solche  Entwürdigung  der  Mensch- 
heit dulden?  Die  Freunde  Rumäniens  wünschen  diesem  Lande 
eine  jener  Inspirationen,  die  von  Herzen  kommen  und  stets  die 
schönsten  historischen  Taten  einer  Nation  bilden;  wenn  Ru- 
mänien jetzt  freiwillig  die  Juden  emanzipiert,  wird  es  gleichzeitig 
seine  Seele  von  der  Schuld  befreien,  die  anders  nicht  gesühnt 
werden  kann,  denn  sie  hat  ihren  Ursprung  in  der  Verfolgung  und 
in  der  Unduldsamkeit.  Wenn  es  die  Israeliten  nicht  freiwillig  eman- 
zipiert, wird  es  später  nicht  nur  durch  die  Grossmächte,  sondern 
durch  jene  unaufhaltsame  und  unverletzliche  Macht  dazu  gezwungen 
werden,  die  Macht  der  Menschenwürde  und  der  Freiheit.     Die 


—  101  — 

Völker,  die  den  Juden  und  den  Anhängern  anderer  Bekenntnisse 
nicht  die  konstitutionelle  Freiheit  geben,  beweisen  allein  dadurch 
ihre  Minderwertigkeit.  „Jedes  Volk  hat  die  Juden,  die  es  verdient;" 
die  Juden  Rumäniens  sind  arbeitsam,  sanft  und  anhänglich  an  ihr 
Geburtsland,  sie  lassen  schliesslich  die  vollständige  Bekehrung 
Daciens  zur  Religionsfreiheit  erhoffen.  Das  ist  das  beste  Lob, 
das  man  den  Nachkommen  der  alten  Rumänen  spenden  kann. 

Unsere  Augen  füllen  sich  mit  Tränen  der  Entrüstung  und 
des  Mitleids,  wenn  wir  die  folgende  Petition  lesen,  die  die  Juden 
Rumäniens  im  Jahre  1910  an  das  Parlament  in  Bukarest  gerichtet 
haben : 

„Wir  fragen,  was  alle  diese  Massregeln  rechtfertigen  kann? 
Nichts!  Was  immer  wir  tun,  dient  dem  Wohl  des  rumänischen 
Volkes,  mit  dem  wir  uns  durch  Sprache,  Gedanken  und  Emp- 
findungen eins  fühlen.  Nur  der  Glaube  unterscheidet  uns;  aber 
dieser  Unterschied  vermindert  weder  unsere  Liebe  zu  dem  rumä- 
nischen Volk  noch  die  Liebe,  die  dieses  Volk  in  seinem  tiefsten 
Herzen  für  uns  hat.    Warum  also  diese  Hartnäckigkeit?  .  .  ." 

„Im  Namen  der  Gerechtigkeit  und  um  der  Grösse  Rumäniens 
willen  beschwören  wir  Sie,  diese  traurigen  Anomalien  aufzugeben; 
wir  sind  keine  „schutzlosen  Fremden",  wir  sind  rechtmässige 
Kinder  dieses  Landes  und  haben  das  Recht  auf  seinen  Schutz; 
bestreiten  Sie  nicht  länger  unsere  Eigenschaft  als  Rumänen!" 

Solche  von  starker  Güte  zeugenden  Bitten  kommen  immer 
aus  gequälten  Herzen,  mögen  sie  nun  Christen  oder  Juden  oder 
irgend  einer  anderen  Religion  angehören. 

Die  Geschichte  sammelt  sie,  gestaltet  sie  aus  und  sie  werden 
später  zu  triumphierenden  Hymnen  der  Freiheit,  die  die  erlösten 
Geschlechter  sich  überliefern.  In  der  nationalen  Geschichte  werden 
dann  Bedrückte  und  Bedrücker  im  läuternden  Vergessen  gemein- 
sam brüderlich  gefeiert. 

Luigi  Luzza  tti. 


Luzzatti  hat  die  rumänische  Judenpolitik  in  ihrer  ganzen  Trag- 
weite angegriffen.  Er  wies  auf  die  dieser  Frage  innewohnende  inter- 
nationale staatsrechtliche  Bedeutung  hin  und  stellte  das  Problem 
wieder    zur    Diskussion    der    Weltpolitik.    Da   die    gewissenhafte 
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Durchführung  des  Artikels  44  des  Berliner  Vertrages  zu  den  grund- 
legenden Voraussetzungen  gehört,  auf  Grund  welcher  die  Gross- 
mächte die  Unabhängigkeit  Rumäniens  anerkannt  hatten,  so  hat 
die  rumänische  Judenpolitik  die  internationale  Grundlage  zu  dieser 
Unabhängigkeit  in  Frage  gestellt.  Der  Appell  Luzzattis  erregt  auch 
in  Rumänien  peinliches  Aufsehen.  Die  Clique  der  Gewalthaber 
wird  unruhig.  Ein  geringer  Teil  der  Presse,  vereinzelte  wirklich 
liberale  Pressorgane,  erkennen  den  vollen  Ernst  der  Situation  und 
stellen  sich  rückhaltlos  auf  den  Standpunkt  der  staatlichen  Klug- 
heit und  Gerechtigkeit.  So  schreibt  der  angesehene  „Adeverul" 
vom  28.  März  1913: 

„Der  Brief  des  Herrn  Luzzatti  bespricht  in  seiner  traurigen 
Wahrheit  einen  Zustand,  der  trotz  aller  Versuche,  ihn  geheim  zu 
halten,  doch  besteht  und  den  wir  durch  leere  Phrasen  nicht 
maskieren  werden.  Es  gibt  eine  Judenfrage  in  Rumänien,  aber  wir 
haben  nichts  für  ihre  Lösung  getan.  Das  ist  eine  Wahrheit,  die 
nicht  bestritten  werden  kann;  wir  haben  im  Lande  250,000 
Menschen,  die,  so  merkwürdig  es  klingen  mag,  weder  fremde 
Untertanen  noch  rumänische  Bürger  sind.  Menschen,  die  in  Ru- 
mänien als  Fremde,  im  Auslande  als  rumänische  Bürger  behandelt 
werden,  weil  wir  ihnen  für  das  Ausland  zum  Schein  entsprechende 
Pässe  ausstellen  müssen,  um  uns  die  Protektion  der  anderen 
Staaten  nicht  zu  verscherzen. 

Das  ist  ein  anormaler  Zustand,  eine  Situation,  die  immer 
schwer  für  uns  sein  wird  und  uns  dem  Ausland  gegenüber  als 
ein  Land  biosstellt,  in  dem  Ungerechtigkeit  und  Intoleranz  herrscht. 
Dieser  Zustand  wird  auch  auf  die  inneren  Verhältnisse  im  Lande 
Einfluss  haben,  da  man  bei  jedem  Schritt  und  Tritt  auf  diese  250,000 
Einwohner  stösst,  die  unter  so  besonders  unglücklichen  Umständen 
leben.  Die  Wahrheit  wird  schliesslich  doch  entdeckt 
werden,  was  man  auch  immer  dagegen  tun  möge, 
und  sie  wird  ein  Hindernis  für  die  Entwicklung 
des  Landes  bilden. 

Diese  Wahrheit  ist  umso  trauriger,  als  von  unseren  Lands- 
leuten und  politischen  Parteien  einige  ganz  offen  sich  als  Antise- 
miten bekennen  —  die  Liberalen  z.  B.  —  andere  nicht  den 
Mut  besitzen,  sich  mit  der  Judenfrage  zu  beschäftigen,  um  ihr  eine 
gerechte  und  definitive  Lösung  zu  geben.  Daher  die  Sorge  bei 
den  einen  und  den  anderen :  die  Wahrheit  zurückzuhalten,  zu  ver- 
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hüten,  dass  sie  sich  einen  Weg  bahnt ;  daher  diese  Hypokrisie,  diese 
unschönen  und  ungerechten  Campagnen,  ungerechten  Akte,  diese 
ganze  Reihe  von  Aktionen  und  Parodien  in  Bezug  auf  die  jüdischen 
Fragen,  deren  Existenz  einige  leugnen,  die  abzuschaffen  die  an- 
deren aber  nichts  unternehmen.  Nur  die  Lösung  dieses  Problems 
kann  uns  die  Achtung  der  civilisierten  Welt  bringen  und  uns  von 
einer  Wunde  heilen,  die  uns  ewiges  Leiden  bereitet." 

„Parerile  unui  Spectator"  vom  3.  März  1913  schreibt  über 
diese  Angelegenheit : 

Die  Juden  in  Bulgarien  sind  feurige  Patrioten.  Sie  prote- 
stieren energisch  gegen  eine  eventuelle  Annexion  der  Gebiete, 
in  denen  sie  ansässig  sind,  da  sie  fürchten,  das  Schicksal  ihrer 
Glaubensgenossen  in  Rumänien  teilen  zu  müssen.  Man  hat  ihnen 
geantwortet,  dass  sie,  ebenso  wie  die  Juden  der  Dobrudja  im 
Augenblick  der  Annexion  rumänische  Bürger  geworden  seien,  eben- 
falls als  rumänische  Bürger  erklärt  und  nicht  als  Fremde  betrachtet 
werden  würden. 

Wir  glauben,  dass  es  so  sein  wird.  Aber  um  wieviel  grösser 
ist  dann  die  Ungerechtigkeit,  unter  der  der  rumänische  Jude  zu 
leiden  hat?  Er  wird  fragen,  warum  er,  der  in  Rumänien  geboren 
ist,  dessen  Eltern  in  Rumänien  geboren  sind,  der  seine  Militär- 
pflicht erfüllt  hat  und  bereit  ist,  sein  Leben  für  Rumänien  zu  opfern, 
wenn  man  ihn  als  Reservist  rufen  wird,  als  Fremder  betrachtet 
wird,  nur  weil  er  Jude  ist.  Und  warum  wird  sein  bulgarischer 
Glaubensgenosse  infolge  der  Annexion  Rumäne,  Bürger  in  Ru- 
mänien mit  allen  Bürgerrechten,  während  er  immer  als  Fremder  be- 
handelt und  den  Aus  Weisungsgesetzen  ausgeliefert  sein  wird. 

Die  ungerechten  Grenzen,  die  wir  den  Juden  setzen,  können 
ungeheure  Konsequenzen  tragen.  Die  Ungerechtigkeiten,  von 
denen  einige  behaupten,  dass  sie  gegen  den  Inhalt  unserer  Legisla- 
tur sind  und  im  Gegensatz  zu  der  Rechtsauffassung  des  Kassa- 
tionshofs stehen,  finden  nirgends  ihresgleichen  und  sind  gegen  die 
wahren  Interessen  des  Landes." 

Die  rumänischen  Machthaber  und  ihre  Helfershelfer  beginnen 
eine  Pressekampagne  gegen  die  fremde  „Einmischung"  in  inner- 
rumänische Verhältnisse.  Das  Gewissen  dieser  reaktionären  Un- 
terdrücker hat  nichts  dagegen  einzuwenden,  wenn  die  fremde 
europäische  Einmischung  ihnen  Rechte  gewährt  und  diese  garan- 
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tiert.  Sie  sind  aber  entrüstet,  wenn  man  sie  an  die  mit  diesen 
Rechten  verknüpften  feierlichen  Verpflichtungen  erinnert.  Der 
Führer  der  liberalen  Partei,  Herr  Stere,  erklärte:  „Die  jüdische 
Frage  ist  eine  innere  Angelegenheit  Rumäniens,  und  keine  von 
aussenher  kommende  Macht  wird  die  liberale  Regierung  zur 
Lösung  dieser  Angelegenheit  beeinflussen  können.  Die  Liberalen 
werden  sich  zu  einem  geeigneten  Zeitpunkt  mit  dem  jüdischen 
Problem  befassen,  wie  sie  sich  auch  mit  den  inneren  Reformen 
des  Landes  beschäftigen  werden.  Sie  werden  das  jüdische  Problem 
ohne  irgendwelche  äusseren  Interventionen  und  nur  im  Interesse 
des  Landes  lösen."  In  der  Tatsache,  dass  man  seit  mehr  als  40 
Jahren  vergebens  auf  diesen  „geeigneten  Zeitpunkt"  wartet,  findet 
der  Führer  der  Liberalen  nichts  Anstössiges.  Auch  Herrn  Tace 
Jonescu  hat  der  Artikel  Luzzattis  in  Unruhe  versetzt.  Herr  Jonescu 
hat  es  nicht  für  nötig  befunden,  die  furchtbaren  Anklagen  Luzattis 
zu  entkräften.  Er  stellt  sich  vielmehr  auf  den  „juridischen"  Stand- 
punkt und  vertritt  ebenfalls  den  nicht  gerade  neuen  Gedanken, 
die  Judenfrage  sei  eine  innere  Angelegenheit  Rumäniens,  und  der 
Artikel  44  des  Berliner  Vertrages  stelle  nicht  mehr  eine  inter- 
nationale Angelegenheit  dar.  Luzzatti  blieb  die  Antwort  nicht 
schuldig  und  sah  sich  genötigt,  die  staatsrechtliche  Grundlage  seines 
Standpunktes  zu  begründen.  Im  „Corriera  della  Sera"  vom  12. 
August  1913  erklärte  er: 

„Die  Unabhängigkeit  Rumäniens  ist  von  den  Mächten,  die 
den  Berliner  Vertrag  unterzeichnet  haben,  unter  dem  ausdrück- 
lichen Vorbehalt  anerkannt  worden,  dass  der  Artikel  44,  der  von 
der  rumänischen  Regierung  anerkannt  und  übernommen  wurde, 
durchgeführt  wird.  Die  Garantiemächte  haben  auch  die  feier- 
liche Erklärung  der  rumänischen  Regierung,  sie  werde  die  ihr 
auferlegten  Verpflichtungen  innehalten,  zur  Kenntnis  genommen. 
Die  Emanzipation  der  rumänischen  Juden  wird  daher  eine  ständige 
Bedingung  zur  Anerkennung  der  Unabhängigkeit  Rumäniens 
bleiben." 

Das  Organ  des  Herrn  Bratianu  hat  zum  Appel  Luzattis  die 
in  solchen  Fällen  bewährte  Haltung  des  russischen  Zarismus 
eingenommen.  Es  begann  an  die  Adresse  der  rumänischen  Juden 
Drohungen  zu  richten.  Am  6.  März  1913  schreibt  das  Bratianu- 
Organ  „Viitorul" : 

„Gelegentlich  des  bulgarisch-rumänischen  Konflikts  hat  man 


—  105  — 

eine  alte  Geschichte,  die  gegen  rumänische  Interessen  ist,  auf- 
getischt und  die  man  als  Hauptgrund  für  die  ungünstige  Haltung 
gewisser  Mächte  Rumänien  gegenüber  angibt. 

Es  handelt  sich  um  die  Judenfrage,  die  jetzt  von  Herrn  Luzzatti, 
dessen  jüdische  Abstammung  bekannt  ist,  auch  von  englischen 
Juden,  die  Rumänien  gegenüber  von  feindlichen  Instinkten  be- 
herrscht sind,  aufgenommen  wird,  und  die  die  Konsequenzen  sehr 
schlecht  überblicken. 

Obwohl  wir  nicht  geneigt  sind,  die  rumänischen  Juden  für 
diese  von  fremden  Juden  nicht  opportun  eingeleitete  Bewegung 
verantwortlich  zu  machen,  und  so  wenig  rachsüchtig  wir  auch  sind, 
so  werden  sich  doch  nur  wenige  von  uns  so  weit  beherrschen 
können,  sich  in  einem  für  unser  Land  kritischen  Moment  nicht 
daran  zu  erinnern  —  wenn  die  jüdische  Frage  bei  uns  in  anderer 
Form  gestellt  werden  sollte  —  dass  diese  Angelegenheit  in  einem 
kritischen  Augenblick  gegen  die  Interessen  unseres  Landes  an- 
geschnitten wurde." 


VIII. 

Der  günstige  „Umschwung"  in  der  Haltung  der  Regierung  gegenüber  den 
Juden.  —  Die  Reden  Lahovarys  und  Marghilomans  im  Senat.  —  Die  Enquete 
der  Union  der  eingeborenen  Juden.  —  Die  Konferenz  der  rumänischen  Juden. 
—  Die  Zusage  der  Regierung  betreffend  die  Naturalisierung  der  20,000  jüdischen 
Kriegsteilnehmer.  — i  Die  Organisierung  von  antisemitischen  Massenversamm- 
lungen im  Lande  gegen  die  Naturalisierung  der  jüdischen  Soldaten.  —  Der 
Wortbruch  der  Regierung.  —  Das  Spionagegesetz  von  1913  als  Verdächtigung» 
mittel  gegen  die  jüdischen  Bevölkerung. 


Die  Rechtlosigkeit  der  Juden  in  Rumänien  hat  während  des  Jahres 
1913  das  gesamte  politische  Leben  dieses  Landes  wie  noch 
nie  zuvor  beschäftigt.  Presse  und  Parlament,  gesetzgeberische 
Anstalten  und  öffentliche  Meinung  wurden  von  der  Judenfrage 
stark  in  Anspruch  genommen.  Schien  es  doch  allen  klar  geworden 
zu  sein,  dass  die  Rechdosigkeit  der  Juden  ein  Uebel  für  das  Land 
ist,  und  dass  die  Lösung  des  Problems  eine  gebieterische  Notwen- 
digkeit bildet. 

Am  Regierungsruder  sass  zu  jener  Zeit  die  konservativ-demo- 
kratische Partei.  Die  Regierung  hat  bei  zahlreichen  Anlässen  im 
Parlament  und  in  der  Presse  deutlich  zu  verstehen  gegeben,  dass 
man  in  höheren  Sphären  geneigt  sei,  einen  etwas  günstigeren  Ju- 
denkurs einzuschlagen.  Von  einer  Gleichberechtigung  in  des  Wor- 
tes weiter  Bedeutung  war  zwar  nicht  die  Rede,  aber  es  wurde 
deutlich  genug  erklärt,  dass  Massennaturalisationen  von  ganzen 
Kategorien  von  Juden  vorgenommen  werden  sollten.  Die  Hoff- 
nung der  Juden  wurde  von  neuem  belebt.  Die  Andeutungen  der 
Regierung  haben  allerdings  bei  den  jüdischen  Massen  kein  allzu 
grosses  Vertrauen  erweckt.  Konnte  man  sich  doch  nicht  verheim- 
lichen, dass  gerade  unter  der  Regierung  der  konservativ-demo- 
kratischen Partei  eine  ganze  Anzahl  drakonischer  Massnahmen 
gegen  die  Fremden,  d.  h.  gegen  die  Juden,  getroffen  worden 
waren,  um  grossen  jüdischen  Kreisen  in  ihrem  Kampf  für  ihren 
Erwerb  den  Todesstoss  zu  vertsetzen.  Nur  einige  dieser  charak- 
teristischen Gesetze  sollen  hier  vorgeführt  werden,  die  ein  grelles 
Licht  auf  das  System  werfen,  welches  die  rumänische  Regierung 
gegen  die  Juden  noch  bis  in  die  letzten  Jahre  hinein  ange- 
gewendet hat: 
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Handel  s-G  esetzgebung:  Das  Gesetz  betreffend  den 
Engros-  und  Halbengros-Handel  auf  dem  Hauptmarkt  in  Bukarest 
(publiziert  am  5.  Juni  1913)  lässt  zur  Betätigung  mit  diesem  Han- 
del (Artikel  1)  nur  solche  Personen  zu,  die  rumänische  Bür- 
ger sind. 

Bedenkt  man,  welchen  ansehnlichen  Anteil  der  mittlere  jüdi- 
sche Kaufmannsstand  in  Rumänien  gerade  in  Engros-  oder  Halb- 
engros-Handel nimmt,  so  wird  es  klar,  dass  das  Gesetz  einen  ma- 
teriellen Ruin  für  diesen  Stand  bedeutet. 

Börsengesetz  (Offizielles  Blatt  vom  14.  Juni  1913): 

Artikel  26.  Um  als  offizieller  Makler  zugelassen  zu  werden, 
muss  der  Kandidat  folgende  Bedingungen  erfüllen: 

a)  er  muss  25  Jahre  alt  und  im  Besitz  der  zivilen  und 
politischen  Rechte  sein ; 

Artikel  27.  Der  Börsensyndikus  wird  durch  königliches  De- 
kret ernannt  und  wird  zu  den  offiziellen  Maklern  gezählt. 

Artikel  31.  Die  Stellvertreter  werden  durch  die  Makler  vor- 
geschlagen und  müssen  durch  das  Börsenkomite  bestätigt  werden. 
Sie  müssen  folgende  Bedingungen  erfüllen: 

a)  mündig  sein  und  ihrer  militärischen  Pflicht  genügt  haben ; 

b)  im  Besitz  der  zivilen  und  politischen  Rechte 
sein. 

Artikel  49.  Die  Zusammensetzung  der  Arbeiterkammer  be- 
stimmt die  Generalversammlung  der  Börsenkorporation,  die  alle 
drei  Jahre  zusammentritt  und  aus  12 — 20  Mitgliederen  besteht, 
die  im  Besitz  der  zivilen  und  politischen  Rechte 
sein  müssen; 

Artikel  50.  Zwecks  Expertisen  steht  den  Arbeitern  das  Recht 
zu,  ein  oder  zwei  Personen  der  Korporation  heranzuziehen.  Diese 
Experten  müssen  im  Besitz  der  zivilen  und  politi- 
schen Rechte  sein. 

Gesetz  betreffend  Destillations-,  Parfum- 
und  Farbenfabriken  (Offizielles  Blatt  3.  August  1913): 

Artikel  81.  Jeder  Besitzer  oder  technischer  Direktor  einer 
Destillerie  muss  Rumäne  sein. 

Personen,  die  diese  Bedingungen  nicht  erfüllen,  dürfen  Par- 
füm- und  Farbenfabriken  weder  eröffnen  noch  leiten. 

Artikel  82.  Das  Meisterzeugnis  im  Oel-,  Aroma-  und  Farben- 
fach wird  von  der  Direktion  des  Sanitären  Dienstes  ausgestellt. 


—  108  — 

Die  Kandidaten  müssen  rumänische  Bürger  sein  und  ihren 
militärischen  Dienst  erfüllt  haben. 

Was  die  Schulgesetze  anlangt,  so  haben  sie  1913  hin- 
sichtlich der  Juden  noch  weitere  Verschärfungen  und  Beschränk- 
ungen erfahren. 

Im  Anfang  des  Jahres  1913  hat  zwar  der  Deputierte  Radu- 
lescu-Motru  der  Kammer  ein  Schulgesetz  vorgelegt,  das  für  die 
jüdischen  Kinder  bedeutende  Erleichterungen  vorsieht.  Es  braucht 
aber  wohl  nicht  hervorgehoben  zu  werden,  dass  dieses  Project 
ohne  besondere  Mühe  von  der  Regierung  irgendwohin  vergraben 
wurde.  Ein  anderer  Abgeordneter,  früherer  Schuldirektor  Dr. 
Istrati,  ein  Gegner  der  rumänischen  Schulgesetze,  gab  dem  Vor- 
stand der  Union  der  eingeborenen  Juden  folgende  Erklärung  ab: 

„....•  Unsere  Juden  werden  zu  vollen  Menschen,  sobald  sie 
zur  europäischen  Kultur  zugelassen  werden.  Das  ist  der  Grund, 
warum  ich  die  Ausschliessung  der  Juden  aus  unseren  öffentlichen 
Schulen  als  eine  Schandtat,  ja  Schandtat,  bezeichnet  habe. 
Nächsten  Herbst  werde  ich  eine  wirklich  patriotische  Pflicht 
erfüllen  und  werde  dem  Senat  vorschlagen,  den  jüdischen  Kindern 
nicht  nur  den  Zutritt  zu  unseren  Schulen  freizustellen,  sondern 
auch  die  Kinder  zum  Besuch  der  rumänischen  Schulen  zu  ver- 
anlassen." 

Die  Absichten  des  Herrn  Istrati  sind  natürlich  fromme  Wün- 
sche geblieben.  Die  Regierung  setzte  ihre  Schulpolitik  fort  und 
bald  darauf  wurden  weitere  Einschränkungen  für  die  Juden  auf 
dem  Gebiet  der  Schulgesetze  erlassen. 

Es  wurde  das  Reglement,  betreffend  die  Annahme  von  Schü- 
lern in  die  technische  Schule  des  Militär-Arsenals  erlassen,  mit  der 
Forderung,  dass  der  Vater  des  Schülers  Rumäne  oder  ein 
naturalisierter  Rumäne  sein  müsse. 

Die  Verwaltung  des  Waisenhauses  Prinz  Carol  hat  40  Sti- 
pendien zur  Ausbildung  von  Kindern,  deren  Väter  im  Feldzug 
gegen  Bulgarien  1913  gefallen  sind,  gewährt.  Die  erste  Bedingung 
für  die  Nachsuchenden  ist:  Rumäne  sein! 

Die  Universitätsstiftung  Carol  I.  setzt  4  Stipendien  für  Stu- 
denten der  wissenschaftlichen  Fakultät  fest.  Die  Stipendien  dürfen 
nur  an  Rumänen  erteilt  werden. 

Die  Kriegserklärung  an  Bulgarien  (1913)  versetzt  das  ganze 
Land  in  einen  Zustand  der  Begeisterung.  Man  steht  vor  grossen 
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Ereignissen,  und  ein  neuer  Geist  geht  durch  das  Land.  Die 
Haltung  der  Fremden,  d.  h.  der  eingeborenen  rumänischen  Ju- 
den, macht  auf  alle  Kreise  des  Volkes  den  tiefsten  Eindruck. 
Die  Juden  eilen  zu  den  Fahnen  und  auffallend  gross  ist  die  Zahl 
der  sich  freiwillig  meldenden  jüdischen  Soldaten.  Die  Zahl  der 
jüdischen  Freiwilligen  wird  auf  20 — 25,000  geschätzt.  Zahlreiche 
Freiwillige,  die  für  den  Militärdienst  untauglich  befunden  wur- 
den, treten  in  den  Dienst  des  Roten  Kreuzes  und  anderer  vater- 
ländischer Institutionen.  Sämtliche  jüdischen  Hospitäler,  Schulen, 
ja  sogar  Synagogen,  werden  bereitswilligst  in  den  Dienst  der  Be- 
hörden gestellt.  Die  finanzielle  und  moralische  Hilfe,  die  die  ru- 
mänischen Juden  aller  Städte  und  Gemeinden  dem  Vaterlande 
erweisen,  erreicht  ein  hohes  Mass.  Den  Eindruck,  den  die  pa- 
triotische Pflichterfüllung  der  verfolgten  und  rechtlosen,  ihrem 
Lande  aber  treu  ergebenen  Juden  gemacht  hat,  war  ein  überwäl- 
tigender. Ein  grosser  Moment  im  Leben  der  rumänischen  Juden 
schien  gekommen  zu  sein.  Aus  allen  Kreisen  und  Ständen  des 
Volkes,  ja  selbst  der  Regierung,  wurden  Stimmen  laut,  die  frei 
erklärten,  die  bisherige  Behandlung  der  Juden  bilde  einen  Schand- 
fleck für  das  rumänische  Volk.  Aus  allen  Kreisen  ertönte  der  Ruf  : 
Die  Regierung  müsse  an  die  Juden  den  Drank  durch  ihre  Naturali- 
sierung beweisen. 

Am  .4.  Juni  hielt  der  Senator  Emil  Lahovary  in  der  Sitzung 
des  Senats  folgende  Rede : 

„Das  ganze  Land  folgt  mit  tiefer  Bewegung  dem  Marsch 
unseres  nationalen  Heeres  auf  fremden  Boden  zur  Verteidigung 
des  Rechtes  und  der  Zukunft  Rumäniens.  Nichtsdestoweniger  befin- 
den sich  in  den  Reihen  unserer  Armee  nicht  nur  unsere  Söhne, 
rumänische  Bürger,  sondern  auch  „Fremde",  die  in  unserem 
Lande  geboren  und  erzogen  sind.  Wir  haben  die  Pflicht,  festzu- 
stellen, dass  diese  Fremden  dem  Rufe  unseres  Landes  mit  der 
gleichen  Begeisterung  wie  die  rumänischen  Bürger  gefolgt  sind. 

Es  darf  kein  Schatten  bleiben  für  diejenigen,  die  vielleicht 
morgen  sterben  werden.  Sie  sollen  wissen,  dass  sie  für  ihr  Vater- 
land sterben.  Glauben  sie  nicht,  dass  wir  ihnen,  derten  Lage 
so  ungeklärt  ist,  Versicherungen  geben  müssen,  um  ihnen  Mut 
einzuflössen?  Wir  müssen  ihnen  sagen,  dass  all  diejenigen,  die 
unter  den  Fahnen  stehen,  keine  Zweifel  wegen  ihrer  Lage  haben 
dürfen.  Wir  können  den  Präzedenzfall  von  1878,  als  wir  nach  dem 
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Unabhängigkeitskrieg  800  fremde  Kriegsteilnehmer  en  bloc  na- 
turalisierten, wiederholen;  ohne  unsere  Verfassung  anzutasten, 
werden  wir  gewiss  einen  Weg  finden,  um  die  Naturalisation  der 
mobilisierten  Juden  schleunigst  durchzuführen.  Diese  Garantie  müs- 
sen wir  ihnen  allen  geben.  Im  Vertrauen  auf  die  Worte  der  Nation 
werden  sie  der  Stunde  der  Gefahr  mit  doppeltem  Mut  entgegen- 
gehen. Ein  jeder  soll  wissen,  dass  unter  den  Falten  unserer  Fahne 
keine  Ungerechtigkeit  zugelassen  wird." 

Die  Erklärungen  Lahovarys  wurden  fast  vom  ganzen  Senat 
mit  grossem  Beifall  aufgenommen.  Der  Finanzminister  Marghilo- 
man  gab  hierauf  folgende  Erklärung  ab: 

„Meine  Herren  Senatoren!  Sie,  welche  arbeiten  und  stim- 
men, Sie  wissen  mehr  als  jeder  andere,  dass  in  den  letzten  drei 
Jahren  das  rumänische  Parlament  in  der  Gewährung  der  Naturali- 
sation an  solche  Personen,  die  im  Lande  geboren  und  erzogen 
sind,  aber  die  politischen  Rechte  nicht  besitzen,  grossmütig  vorge- 
gangen ist.  Ich  glaube,  dass  in  Zukunft  die  beste  Begründung  für 
die  Berechtigung  zur  Naturalisierung  die  Erfüllung  der  Militär- 
pflicht sein  wird.  Ohne  eine  Verpflichtung  der  Regierung  in  dieser 
Frage  zu  übernehmen,  glaube  ich,  dass  ich  im  Sinne  aller  spreche, 
wenn  ich  sage,  dass  die  Naturalisierung  den  Juden  erteilt  werden 
wird,  ebenso  den  Fremden,  die  im  Lande  geboren  und  erzogen 
sind  und  die  jetzt  die  Tendenz  bekundet  haben,  ihr  Blut  für  das 
Vaterland  zu  vergi essen." 

Die  Erklärung  Marghilomans,  so  vorsichtig  sie  auch  gehalten 
war,  wurde  von  der  jüdischen  Bevölkerung,  wie  auch  von  der 
gesamten  öffentlichen  Meinung  als  ein  absolutes  Verspre- 
chen aufgefasst.  Wir  werden  bald  sehen,  wie  das  Versprechen 
gehalten  wurde,  wie  schmählich  dieses  Versprechen  geleugnet  und 
später  in  das  Gegenteil  verwandelt  worden  ist.  Schon  der  Hin- 
weis, auf  „die  grossmütige  Gewährung  der  Naturalisation"  be- 
deutete eine  unglaubliche  Entstellung  der  nackten  Tatsachen.  Im 
Laufe  des  Jahres  1912  wurden  im  ganzen  158  Juden  naturalisiert. 
Im  Jahre  1911  6  und  während  des  Jahres  1910  20  Juden. 
Dabei  handelte  es  sich  um  Gesuche,  die  seit  Jahren  in  den  Ar- 
chiven des  Senats  lagerten.  Selbst  das  dem  Herrn  Tace  Jonescu 
nahestehende  Organ  „Dimineatzä"  vom  11.  November  1911  gibt 
über  die  unwürdigen  Zustände  auf  dem  Gebiete  des  Naturalisa- 
tionswesens folgende  Schilderung: 
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„Während  des  Jahres  1911  hat  das  Parlament  an  6  Juden 
die  Eigenschaft  eines  rumänischen  Bürgers  verliehen.  Jedes  Jahr 
bei  Eröffnung  der  Parlamentssitzung  erhob  sich  eine  Fülle  von 
Klagen  gegen  das  unglückliche  System,  das  von  den  Kammern 
bezüglich  der  Naturalisierungen  geübt  wurde.  In  jedem  Jahr  be- 
wiesen auch  diese  Klagen,  dass  die  Gesuche  der  Naturalisations- 
kandidaten im  Staube  der  Archive  seit  20  und  30  Jahren  schliefen 
und  warten,  bis  die  Reihe  an  sie  kommt.  Zu  Beginn  jeder  Sitzung 
verspricht  man  den  geduldig  Wartenden,  dass  ihnen  Gerechtig- 
keit zuteil  werden  werde,  und  diese  Lüge  wiederholt  sich  perio- 
disch. Es  wurde  allmählich  für  unser  Parlament  zur  Regel,  in 
der  Frage  der  Naturalisation  eine  skandalöse  Haltung  einzu- 
nehmen. Die  parlamentarische  Parodie  hat  in  unserem  Lande  ihren 
grössten  Rekord  erreicht." 

DIE  ENQUETE  DER  UNION  DER  EINGEBORENEN  JUDEN. 

Der  Umschwung  in  der  öffentlichen  Meinung  in  Rumänien 
zugunsten  der  Reformen  der  jüdischen  Gesetzgebung  war  (1913) 
ein  bemerkenswerter.  Eine  von  der  Union  der  eingeborenen  Juden 
veranstaltete  Enquete  brachte  die  Ansichten  zahlreicher  rumäni- 
scher Politiker  zur  öffentlichen  Kenntnis.  Einige  dieser  Erklä- 
rungen verdienen  besonders  angeführt  zu  werden. 

Der  Führer  der  konservativ-demokratischen  Partei,  Herr  Tace 
Jonescu  sagt: 

„Die  Juden  haben  sich  sehr  gut  benommen.  Die  Folge  davon 
ist,  dass  man  allgemein  —  ohne  irgendwelche  vorangegangene 
Verständigung  —  wünscht,  die  mobilisierten  Juden  zu  naturali- 
sieren. Es  ist  sicher,  dass  dies  geschehen  wird.  Wenn  man 
in  dieser  Angelegenheit  nach  dem  gerechten  Prinzip,  dass  die  Na- 
turalisierung einer  Person  auch  die  Naturalisierung  seiner  gesam- 
ten Familie  einschliesst,  entscheidet,  so  muss  man  gleichzeitig  an- 
nehmen, dass  diese  Massnahme  wichtigere  Folgen  haben  kann, 
als  man  glaubt." 

Herr  Emil  Costinescu,  gewesener  Finanzminister,  sagt: 

„Es  ist  nicht  annehmbar,  dass  alle  Juden,  die  im  Heer  dienen 
oder  gedient  haben,  nicht  naturalisiert  werden  sollen.  Sie  haben 
dem  Vaterlande  den  wichtigsten  Tribut,  den  ein  Land  von  seinen 
Kindern  verlangen  kann,  gezollt,  es  müssen  ihnen  daher  auch  alle 
Rechte  gegeben  werden.  Ich  glaube,  dass  man  bei  der  Verfassungs- 
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revision  einen  Artikel  annehmen  könnte,  der  sich  mit  den  Juden, 
die  ihrer  Militärpflicht  genügt  haben,  beschäftigen  soll.  Auf  diese 
Weise  werden  wir  alle  jungen  Juden  naturalisieren.  Die  anderen 
Naturalisationsgesuche  werden  später  und  graduell  bewilligt 
werden." 

Herr  V.  C.  Arion,  Domäneminister: 

„Ich  wünsche,  dass  die  Naturalisierung  der  Juden  durch  das 
grosse  Tor  der  Offenheit  und  Aufrichtigkeit  geschieht.  Die  indivi- 
duelle Votierung,  auch  die  Listen- Votierung  dauert  zu  lange,  was 
auch  mit  unserer  parlamentarischen  Technik  nicht  übereinstimmt. 
Die  Anzahl  der  Mobilisierten  beträgt  ungefähr  20000;  wenn  man 
die  Gesamtsumme  der  Familien  durchschnittlich  zu  5  Köpfen 
rechnet,  so  ergibt  dies  ungefähr  100,000  Juden,  d.  h.  dass  der 
gesunde  und  assimilierte  Teil  der  jüdischen  Bevölkerung  als 
Bürger  erklärt  wird.  Das  Problem  der  Judenfrage  wird  auf 
diese  Weise  seine  Spitze  verloren  haben  und  nur  Gutes  für  das 
Land  bringen." 

Herr  C.  Istrati,  gewesener  Schuldirektor  und  Professor  an 
der  Bukarester  Universität: 

„Die  mobilisierten  und  freiwillig  zum  Militär  gegangenen 
Juden  müssen  en  bloc  naturalisiert  werden :  es  bedeutet  dies  einen 
Humanitäts-  und  Gerechtigkeitsakt,  dem  sich  eine  Nation,  die 
eine  grosse  Zukunft  vor  sich  hat,  nicht  entziehen  darf." 

Herr  Nenitzescu,  gewesener  Handelsminister: 

„Ich  bin  der  Meinung,  dass  die  Bürgerrechte  allen  Juden 
gewährt  werden  sollen,  aber  augenblicklich  sollte  man  sich  damit 
begnügen,  nur  die  mobilisierten  Juden  und  ihre  Kinder  zu  naturali- 
sieren." 

Herr  Saulescu,  Vizepräsident  der  Deputiertenkammer: 

„Wir  sind  den  mobilisierten  Juden  Gerechtigkeit  schuldig. 
Ich  werde  selbst  für  die  Naturalisation  stimmen,  und  die  Kammer, 
die  den  Patriotismus  der  Juden  schätzen  wird,  wird  m  e  i  n  em 
Vorschlag  gewiss  gern  folgen.  Was  die  anderen 
eingeborenen  Juden  betrifft,  so  müsste  man  auch  sie  gelegentlich 
der  nächsten  Verfassungsrevision  naturalisieren." 

Herr  AI.  Ciurcu,  Präsident  der  Generalunion  der  rumänischen 
Presse : 

„Diese  Fremden  möchten  rumänische  Bürger  werden  und  kein 
anderes  Land  als  unser  Vaterland  kennen  und  ihm  ihre  ganze 
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Zuneigung  widmen.  Was  antworten  wir  ihnen?  „Geht  eures 
Weges,  wir  brauchen  euch  nicht!"  Ist  eine  solche  Politik  klug? 
Dient  sie  den  Interessen  des  Vaterlandes?  Ich  habe  im  allgemeinen 
von  Fremden  gesprochen.  Wenn  es  sich  um  eingeborene  Juden 
handelt,  wird  die  Sache  schlimmer,  weil  wir  diese,  die  in  Wirk- 
lichkeit Rumänen  sind,  —  viel  mehr  Rumänen  als  gewisse  Depu- 
tierte und  Senatoren,  die  unsere  Gesetze  machen  —  mit  dem  einen 
Unterschied,  dass  ihre  Religion  anders  als  die  der  Rumänen  ist, 
als  Fremde  betrachten.  Das  Problem  der  Gewährung  der 
Bürgerrechte  an  die  eingeborenen  Juden  ist  nicht  nur  eine  poli- 
tische Klugheit,  sondern  auch  besonders  eine  Humanitäts-  und 
Gerechtigkeitssache.  So  eine  grosse  Anzahl  Kinder  des  Landes 
als  res  nullius  zu  behandeln,  ihnen  ein  Vaterland  zu  versagen,  das 
heisst,  sich  in  Widerspruch  mit  den  modernen  Sitten  und  der  Güte 
vom  Rumänien  zu  setzen." 

Herr  Lascar  Antoniu,  Senator: 

„Man  würde  es  nicht  begreifen,  dass  ein  civilisierter  Staat, 
der  von  den  Eingeborenen  ihr  Blut  als  Tribut  verlangt,  dieses 
Opfer  annimmt,  ohne  ihnen  dafür  die  Belohnung,  die  die  Er- 
füllung der  ersten  bürgerlichen  Pflicht  mit  sich  bringen  müsste, 
zu  gewähren." 

Prinz  Leon  Ghica  Dumbraveni,  Deputierter: 

„Ich  bin  ein  entschlossener  Anhänger  der  globalen  Naturali- 
sierung der  jüdischen  mobilisierten  und  freiwilligen  Soldaten.  Ihr 
Mut  hat  mich  umsomehr  betroffen,  als  ich  weiss,  dass  die  Juden, 
wie  alle  alten  intellektuellen  und  kaufmännischen  Nationen,  kein 
kriegerisches  Temperament  haben.  Der  gewollte  Mut  ist  viel- 
leicht höher  als  der  instinktive  und  atavistische  Mut  einzuschätzen, 
dessen  Manifestationen  einen  quasi  automatischen  Charakter  haben. 
Der  gewollte  Mut  beweist  den  Idealismus  und  zeigt  einen  ent- 
schlossenen Geist,  der  umso  edler  ist,  als  er  das  Opfer  des  Indi- 
viduums für  die  Verteidigung  einer  heiligen  Sache  darstellt." 

Herr  Ovid  Densuseanu,  Universitätsprofessor,  Bukarest: 

„Keiner,  der  dem  Lande  seine  Dienste  und  Arbeit  leistet,  darf 
ignoriert  oder  verfolgt  werden.  Wenn  man  den  Individuen 
Pflichten  auferlegt,  muss  man  ihnen  auch  Rechte  gewähren. 
Unsere  Politik,  die  dieses  Prinzip  bisher  unbeachtet  gelassen  hat, 
müsste  sich  künftig  in  dieser  Richtung  beeinflussen  lassen  und  der 
Sache  ins  Auge  sehen.  Die  Politik,  die  vor  der  Lösung  schwerer 
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Probleme  zurückschreckt,  ist  keine  Politik.  Den  Juden,  die  mobili- 
siert worden  sind,  Rechte  zu  geben,  wäre  nicht  nur  eine  gute 
Tat,  sondern  eine  Pflicht." 

Der  Professor  an  der  Bukarester  Universität,  der  Deputierte 
C .  Radulescu-Motru  sagt : 

„Keiner  unserer  politischen  Führer,  noch  unsere  militärischen 
Autoritäten  haben  den  Patriotismus  der  Juden  bezweifelt.  Die  Hal- 
tung der  Juden  spricht  für  sich  selbst.  Die  Lösung  der  Judenfrage 
muss  unbedingt  nach  Regelung  der  letzten  Ereignisse  erfolgen. 
Was  die  Enquete  über  die  Judenfrage  anlangt,  so  erfolgte  sie 
gegen  den  Willen  unserer  Politiker.  Die  Enquete  hat  das  Ergebnis 
gebracht,  dass  in  allen  Klassen  unserer  Gesellschaft  die  Juden 
als  gute  Patrioten  betrachtet  werden.  Ist  aber  so  die  allgemeine 
Auffassung,  so  wäre  es  unwürdig,  —  um  nicht  zu  sagen  juridisch 
unzulässig  —  dass  Vertreter  der  Nation  die  Naturalisierung  der 
Juden  auch  künftig  in  so  kleinem  Masstabe  vornehmen  wollen." 

Zum  ersten  Mal  erlebten  die  rumänischen  Juden  eine  Zeit,  in 
der  sie  die  Erfülung  eines  grossen  Teiles  ihrer  Hoffnungen  mit  Händen 
greifen  zu  können  glaubten.  Ein  grosser  Umschwung  in  der  öffent» 
liehen  Meinung  Rumäniens  schien  tatsächlich  vorgegangen  zu  sein. 
Das  nationale  Gewissen  Rumäniens  schien  zu  erwachen.  Gewiss 
wussten  die  Juden,  dass  von  einer  völligen  Gleichberechtigung, 
d.  h.  der  Erklärung  sämtlicher  rumänischer  Juden  als  Staatsbürger 
vorläufig  nicht  die  Rede  sein  könne.  Eines  schien  ihnen  aber 
sicher  zu  sein:  die  mobilisierten,  einberufenen  und  freiwilligen 
jüdischen  Soldaten  werden  das  Bürgerrecht  erhalten.  Werden  die 
20000  Juden  nebst  Frauen  und  Kindern  naturalisiert,  so  bedeutet 
dies  immerhin  einen  verheissungsvollen  Anfang,  der  zum  weiteren 
Kampf  für  die  vollständige  Gleichberechtigung  anspornt.  Der 
Verband  der  rumänischen  Juden  setzt  indessen  seinen  Kampf  um 
die  Vollberechtigung  fort.  Laut  Beschluss  der  Konferenz  von  No- 
vember versendet  er  an  König,  Regierung  und  Parlament  ein 
weiteres  Memorandum,  in  dem  er  energisch  Recht  und  Gerech- 
tigkeit fordert.  Die  teilweise  Naturaliserung,  die  sich  nur  auf  die 
mobilisierten  Juden  erstrecken  soll,  lehnt  der  Verband  ab  und  be- 
harrt auf  der  Forderung  der  Naturalisierung  aller  eingeborenen 
rumänischen  Juden.  Das  inhaltsreiche  Memorandum  gibt  uns  ein 
anschauliches  Bild  von  der  rumänischen  Unterdrückungspolitik, 
selbst  in  den  Tagen  des  grossen  national-politischen  Aufschwunges. 
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Die  Naturalisierung  nur  der  jüdischen  Kriegsteilnehmer,  er- 
klärten die  Vertreter  der  Juden,  würde  weitere  unerwünschte  und 
anormale  Zustände  schaffen.  In  der  jüdischen  Familie  würde 
es  rumänische  und  fremde  Mitglieder  geben.  Die  Juden,  die  auf 
gesetzlichem  Wege  vom  Militärdienst  befreit  wurden,  kämen  dadurch 
in  einen  Ausnahmezustand,  der  für  sie  herabsetzend  und  umso 
ungerechter  wäre,  als  der  grösste  Teil  der  rumänischen  nicht  ein- 
berufenen Juden  auf  allerlei  Gebieten  dem  Vaterlande  in  der  Stunde 
der  Gefahr  grosse  Dienste  und  Opfer  gebracht  habe.  Die  Juden 
verlangen  keinen  Lohn  für  ihren  Patriotismus,  aber  sie  protestieren 
mit  aller  Kraft  gegen  das  System,  das  sie  in  ihrer  jüdischen  und 
menschlichen  Würde  zu  ihrem  und  Rumäniens  Unglück  degradiert. 

„Die  gegen  uns  verfolgte  Politik  hat  zu  lange  gedauert.  Die 
Folgen  waren  traurige,  sowohl  für  uns,  als  auch  für  das  Land.  Wir 
hoffen  aus  tiefster  Ueberzeugung,  dass  es  in  kurzer  Zeit  jedem 
Einsichtigen  klar  werden  wird,  dass  die  Vertreibung  Tausender 
von  Juden  aus  den  Dörfern  in  einen  kleinen  Teil  der  nörd- 
lichen Städte  Rumäniens,  wo  sie  in  bestimmten  Quartieren  in  Elend 
und  Armut  zusammengepfercht  leben  müssen  —  dem  Lande  un- 
berechenbaren Schaden  gebracht  hat.  Diese  Vertreibung  von  ru- 
mänischen Untertanen  hat  das  Land  eines  grossen  Reichtums  an 
Arbeit  und  Energie  beraubt.  Jetzt  schon  ist  man  in  weiten  Kreisen 
davon  überzeugt,  dass  die  Bezeichnung  von  Hunderttausenden 
von  Menschen,  denen  man  kein  anderes  Verbrechen  als  ihr  Juden- 
tum vorwerfen  kann,  Menschen,  die  im  Lande  geboren  und  er- 
zogen sind,  als  Fremde,  für  das  Land  von  unabsehbarem  Un- 
heil war. 

Diese  Politik  zeichnet  sich  durch  ihre  Rücksichtslosigkeit  aus. 
Seit  50  Jahren  wird  sie  gegen  uns  ohne  Barmherzigkeit  und  Unter- 
brechung angewendet.  Eine  dauernde,  systematische  Verfolgung, 
kaltblütig  und  zwecklos  entspricht  nicht  dem  Charakter  des  ru- 
mänischen Volkes,  und  trotzdem  wurde  sie  unter  der  Maske  von 
Gesetzen  und  Massnahmen  in  Form  von  Massenvertreibungen 
angewandt  ..." 

„Die  Verfolgungen  nehmen  allerlei  Formen  an.  In  den  Dör- 
fern, in  den  kleinen  Städten  erfolgen  unaufhörliche  Vertreibungen 
von  Fremden  —  und  nur  von  Fremden  —  die  sich  mit  dem  Handel 
beschäftigen.  In  den  Städten  unendliche  Unterdrückungsverord- 
nungen wiederum  gegen  die  Fremden,  wobei  die  ersten  Opfer  die 
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eingeborenen  Juden  sind.  Haben  doch  die  wirklichen  Fremden 
in  ihrer  Heimat  einen  Zufluchtsort,  während  wir  kein  anderes  Va- 
terland als  Rumänien  haben.  .  .  ." 

„Trotz  aller  Hindernisse,  aller  Erschwerungen  auf  dem  Wege 
ihrer  freien  Entwicklung  haben  die  rumänischen  Juden  in  hohem 
Masse  zum  ökonomischen  und  geistigen  Progress  des  Landes  bei- 
getragen. Sie  hätten  dem  Lande  viel  grössere  Dienste  leisten  kön 
nen,  wären  sie  nicht  einer  Behandlung  unterworfen,  durch  welche 
viele  von  ihnen  zu  Grunde  gerichtet  und  zur  Auswanderung  ge- 
zwungen wurden." 

Besonders  schmerzlich  und  ungerecht  ist  die  Lage  der  jüdi- 
schen Soldaten.  Die  in  der  rumänischen  Armee  dienenden  Juden 
werden  als  ein  verdächtiges  Element  beobachtet  und  demgemäss 
behandelt.  Ohne  jede  gesetzliche  Grundlage  sind  für  sie  die  klein- 
sten Chargen  gesperrt.  Trotz  aller  Interventionen  der  Union,  sind 
diese  Ungesetzlichkeiten  nicht  beseitigt  worden. 

„Dass  die  systematischen  Erniedrung  und  Verdächtigung 
der  jüdischen  Soldaten  eine  planmässige,  auf  höhere  Verordnung 
zurückzuführende  Verhetzungspolitik  darstellt,  geht  aus  einer  ge- 
heimen Order,  die  in  der  Zeitung  „Seara"  vom  8.  November  1913 
veröffentlicht  wurde,  hervor: 

. ...  „Es  ist  daher  Eure  Pflicht,  dieser  Angelegenheit  Eure  be- 
sondere Aufmerksamkeit  zu  schenken.  Die  Kompagniechefs  haben 
die  Pflicht,  über  die  Gefühle  und  Denkweise  aller  Mannschaften, 
die  nicht  rumänischer  Abstammung  sind,  namentlich  aber  der  Juden, 
sich  zu  erkundigen.  Gemäss  einer  früheren  Verordnung  die  wir 
erhalten  haben,  ist  es  ratsam,  denselben  keine  Chargen  zu  geben. 
Andererseits  aber  müssen  die  Meinungen,  die  wir  über  diese  Leute 
haben,  vor  denselben  geheim  gehalten  werden,  um  sie  nicht  in 
Unzufriedenheit  zu  versetzen.  Wir  müssen  alles  geheim  halten, 
damit  diese  nicht  erkennen,  dass  wir  ihren  guten  Glauben  ver- 
dächtigen. 

Jeder  Offizier  muss  daher  diese  Order  geheim  halten  und 
niemanden  darüber  informieren.  Sie  werden  dem  Hauptmann 
mündliche  Berichte  erstatten,  die  der  letztere  geheimhalten  wird. 
Sollten  Sie  aber  der  Ansicht  sein,  dass  ein  Soldat,  der  nicht  ru- 
mänischer Abstammung  ist  (niemals  aber  ein  Jude)  eine  gewisses 
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Avancement  verdient,  so  werden  Sie  hierüber  einen  speziell  be- 
gründeten Bericht  zu  machen  haben." 

„Die  wahren  Interessen  des  Landes  verlangen  die  sofortige 
Lösung  der  Judenfrage.  Hier  sind  die  Interessen  im  Einklang  mit 
dem  Recht.  Seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren  hat  man  uns  die 
Ungerechtigkeit  angetan,  uns  als  Fremde  zu  betrachten.  Die  poli- 
tische Emanzipation  der  Juden  wird  bedeuten,  die  Vergangenheit 
zu  vergessen,  und  sie  wird  die  jüdische  Bevölkerung  darin  be- 
stärken, gemeinsam  mit  allen  Rumänen  an  der  Zukunft  des  Landes 
zu  arbeiten " 

In  einem  im  August  1913  an  den  Ministerpräsidenten  Bra- 
tianu  gerichteten,  im  Bulletin  der  A.  I.  U.  in  Paris  veröffentlichten 
Schriftstück,  legen  sie  gegen  die  Zurücksetzungen  auf  dem  Gebiete 
des  Heeresdienstes  die  schärfste  Verwahrung  ein  und  brandmar- 
ken mit  einem  würdigen  Protest  die  Manipulationen  der  Regie- 
rung gegenüber  den  mobilisierten  Juden. 

„Wir  gestatten  uns,  einige  Fälle  zu  Ihrer  Kenntnis  zu  bringen, 
die  ein  Beweis  für  die  unglückliche  Stellung  sind,  die  die  ein- 
geborenen Juden  in  moralischer,  wie  in  materieller  Richtung  in 
der  Armee  einnehmen. 

Schon  vor  der  Mobilisierung  haben  wir  uns  wiederholt  an 
das  Kriegsministerium  wenden  müssen,  um  dort  auf  die  Lage  der 
eingeborenen  Juden  hinzuweisen  und  die  erforderlichen  Mass- 
regeln nachzusuchen. 

Nachdem  die  Verordnung  der  allgemeinen  Demobilisierung 
veröffentlicht  worden  war,  glaubten  wir,  dass  man  nach  dem  von 
der  ganzen  jüdischen  Bevölkerung  bewiesenen  glühenden  und 
aufrichtigen  Patriotismus,  nach  der  Begeisterung,  mit  der  Zehn- 
tausende von  jüdischen  Reservisten  dem  Ruf  des  Vaterlandes 
gefolgt  waren,  genügende  Rücksicht  auf  die  Männer  nehmen 
würde,  die  für  das  Vaterland  dem  Tode  entgegengingen,  genügende 
Achtung  vor  ihrer  Menschenwürde  und  ihren  rumänischen  Ge- 
fühlen haben  würde,  um  sie  nicht  auch  jetzt  noch  als  Fremde  zu 
behandeln  und  bei  jeder  Gelegenheit  zu  demütigen. 

Aber  schon  von  Anfang  an  wurden  uns  Vorkommnisse  ge- 
meldet, die  beweisen,  dass  nach  wie  vor  im  alten  Sinne  verfahren 
wurde.  Wir  haben  nicht  eingreifen  wollen,  weil  wir  es  für  unsere 
Pflicht  hielten,  in  jenen  kritischen  Tagen  die  Interessen  des  Vater- 
landes als  die  obersten  zu  betrachten.   Heute  aber,  wo  wir  be- 
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merken,  dass  nach  dem  Friedensschluss  das  von  uns  gerügte  Sy- 
stem nicht  nur  aufrecht  erhalten,  sondern  noch  verschärft  wird^ 
heute  nehmen  wir  uns  die  Freiheit,  um  Ihre  Vermittelung  zu 
bitten,  damit  Gerechtigkeit  geübt  werde. 

Von  verschiedenen  Seiten  war  uns  gemeldet  worden,  dass 
eingeborene  israelitische  Freiwillige,  die  in  das  Heer  eingestellt 
wurden  und  während  der  ganzen  Dauer  der  Mobilisierung  Dienst 
getan  hatten,  unmittelbar  vor  dem  Friedensschluss  aus  den  Kon- 
trollisten gestrichen  wurden,  mit  der  Begründung,  dass  ihr  Ver- 
langen, als  Freiwillige  zu  dienen,  abgelehnt  worden  wäre.  Andere 
mobilisierte  Soldaten  sind  nach  einmonatlicher  Dienstleistung  ent- 
lassen worden,  „weil  sie  fremder  Nationalität  sind". 

Wir  führen  folgende  Beweise  an: 

77.  Regiment,  3.  Reservebataillon. 

Entlassungsschein. 
Der  junge  Goldenberg  Aizie,  der  sich  als  Freiwilliger  gemeldet 
hatte  und  dessen  Meldung  nicht  berücksichtigt  werden  kann,  wird 
unter  dem  27.  Juli  1913  aus  den  Listen  gestrichen  und  in  seine 
Heimatsstadt  Jassy  zurückgeschickt.  Er  hat  das  Anrecht  auf  freie 
Eisenbahnbeförderung. 
Chiajua,  im  Juli  1913. 

Der  Kommandeur  des  3.  Bataillons 
Hauptmann  A.  Banciulescu. 


Der  junge  Goldenberg  Aizie  war  aber  am  27.  Juni  eingestellt 
worden  und  hatte  bis  zum  20.  Juli  d.  J.  Dienst  getan. 

Ein  anderer  Fall.  Im  2.  Bataillon  des  1.  Regiments  im  Galatz 
haben  die  jüdischen  Soldaten,  die  vom  2.  Juni  bis  zum  21.  Juli 
gedient  hatten,  folgende  Benachrichtigung  erhalten: 

Der  Soldat  ....  Matrikelnummer  ....  vom  Kontingent 
1906  hat  sich  bei  der  Mobilisierung  gestellt.  Da  er  fremder  Natio- 
nalität ist,  wird  er  am  13.  Juli  wieder  in  seine  Heimat  zurück- 
geschickt. 

Unterleutnant:  Vasilescu. 
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Fälle  dieser  Art  sind  vielfach  vorgekommen.  Allen  heim- 
geschickten Soldaten  war  ohne  Umschweife  gesagt  worden,  dass 
diese  Massregel  nur  deshalb  gegen  sie  erlassen  war,  weil  sie  Juden 
sind.  Man  beschimpfte  die  jüdischen  Soldaten,  indem  man  sie  mit 
der  Begründung  von  den  Festungen  fernhielt,  dass  sie  Fremde 
wären  und  „die  Forts  an  den  Feind  verkaufen"  könnten.  Dieser 
Schimpf  wurde  Soldaten  angetan,  den  Männern,  die  freiwillig  her- 
beigeeilt waren,  um  ihr  Leben  für  das  Vaterland  zu  opfern;  man 
hat  sie  der  schlimmsten  Schmach,  des  Verrats  und  der  Spionage, 
fähig  gehalten. 

Noch  ein  anderer  Fall.  Im  78.  Infanterie-Regiment,  das  in 
Dobroesti  bei  Bukarest  steht,  sind  jüdische  Soldaten  aus  der  Zulas- 
sungsliste zur  Korporal-Prüfung  gestrichen  worden.  Man  befolgt 
also  auch  in  Kriegszeiten  das  alte  System,  dass  eingeborene 
Israeliten  nicht  einmal  zu  den  unteren  Graden  befördert  werden. 
Seit  zwei  Jahren  haben  wir  wiederholt  bei  den  zuständigen  Be- 
hörden gegen  diese  Ausnahmeverordnungen  protestiert,  ohne  eine 
Aenderung  dieser  Ungerechtigkeit  zu  erlangen. 

Wir  hatten  gehofft,  dass  der  Krieg  diesen  Zuständen  ein  Ende 
machen  würde ;  dass  die  Begeisterung,  mit  der  die  eingeboren  israe- 
litischen Soldaten  dem  Ruf  des  Vaterlandes  gefolgt  sind,  alle 
Vorurteile  und  alle  Gegnerschaft  entwaffnen  würde.  Die  oben  an- 
geführten Fälle,  die  wir  vorher  für  unmöglich  gehalten  hätten, 
beweisen  den  wahren  Stand  der  Angelegenheit.  Diese  Vorgänge 
haben  die  eingeborene  jüdische  Bevölkerung  aufs  tiefste  verletzt. 
In  ihrem  Namen  protestieren  wir  energisch  gegen  die  Abweisung 
der  jüdischen  Freiwilligen,  gegen  die  Beschimpfungen,  denen  die 
jüdischen  Soldaten  vor  den  Festungen  ausgesetzt  waren  und  gegen 
den  fortgesetzten  Ausschluss  der  Juden  von  jedem  Avancement. 

Wir  bitten  Sie,  gegen  diesen  unerträglichen  Zustand  ein- 
schreiten zu  wollen.  Wir  verlangen  es  als  Rumänen  für  rumänische 
Soldaten,  für  Männer,  die  freudig  in  den  Krieg  gezogen  sind  und 
die  nun  die  Beschimpfung  erleben  müssen,  als  Fremde  angesehen 
und  behandelt  zu  werden.  Wir  überreichen  Ihnen  unsere  Bitte 
in  vollem  Vertrauen  und  in  der  Ueberzeugung,  dass  die  alten  Fehler 
und  die  Fortsetzung  der  alten  Ausnahmepolitik  in  der  neuen  Aera 
unseres  Landes  keinen  Platz  mehr  finden  werden." 
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Das  waren  die  Hoffnungen  der  Juden  in  jenen  bewegten  Tagen. 
Die  Hoffnungen  gingen  gewiss  nicht  zu  weit.  Man  war  aber  allge- 
mein davon  überzeugt,  dass  man  vor  einem  grossen,  bedeutungs- 
vollen Anfang  stehe. 

Was  geschah  aber  in  Wirklichheit? 

Etwas  Unglaubliches.  Es  kam  etwas  weit  Schlimmeres, 
als  es  der  Vertragsbruch  des  Berliner  Vertrages  war.  So- 
lange man  auf  die  öffentliche  Meinung  in  Europa  Rücksicht 
nehmen  musste,  so  lange  man  noch  auch  die  Gunst  der  Gross- 
mächte spekulierte,  um  politische  Machtgelüste  zu  verwirklichen, 
machte  man  schöne  Worte  und  Gesten  und  heilige  Versprechungen. 
Als  aber  die  diplomatischen  Erfolge  bereits  eingeheimst  waren,  als 
bereits  die  Dobrudja  annektiert  und  der  Bukarester  Friede 
unterzeichnet  war,  waren  die  Machthaber  und  die  politischen 
Führer  nicht  mehr  wiederzuerkennen.  Unter  dem  Schein  der  Auf- 
richtigkeit, der  Erkenntnis  von  Recht  und  Gerechtigkeit  verbarg 
sich  eine  Treulosigkeit,  wie  sie  sich  die  schlimmsten  Schergen  des 
russischen  Zarismus  nicht  geleistet  haben.  Es  stellte  sich  plötzlich 
heraus,  dass  unter  der  Bezeichnung  „Mobilisierte"  verschiedene 
„Kategorien"  zu  verstehen  seien.  Mobilisierte,  die  sich  „tatsäch- 
lich geschlagen"  haben  und  solche,  die  nur  in  die  „Reservetruppen" 
aufgenommen  worden  waren;  Mobilisierte,  die  am  „Marschcorps" 
teilnahmen  und  solche,  die  an  anderen  militärischen  „Operationen" 
beteiligt  gewesen  sind.  Es  begann  eine  „Zergliederung"  und  „Klassi- 
fizierung" der  Einberufenen,  die  zu  völlig  aus  der  Luft  gegriffenen 
„Einteilungen"  führte.  Eine  Klassifizierung,  die  die  Zahl  der  eigent- 
lich Mobilisierten  fast  auf  Null  brachte.  Die  rumänischen 
Machthaber  wagten  sogar  das  Schlimmste:  selbst  an  die  Freiwil- 
ligen legten  sie  ihre  Hand.  Durch  allerlei  Erklärungen  und  Ver- 
ordnungen konnten  die  Militärbehörden  mit  einem  Mal  bekannt- 
machen, dass  die  Annahme  der  jüdischen  Freiwilligen  nur  aus 
einem  „Missverständnis"  erfolgt  sei,  da  sie  nach  gewissen  Para- 
graphen als  „Fremde"  das  Recht,  sich  freiwillig  in  die  Armee  zu 
melden,  überhaupt  nicht  besässen.  Auf  diese  Weise  wurden  kurz 
vor  Friedensschluss  Tausende  von  jüdischen  Freiwilligen 
aus    den  Listen  glatt  gestrichen. 

Nach  altem  Muster  leitete  die  Regierung  eine  grosse  antisemitische 
Propaganda  ein,  die  sich  gegen  die  Naturalisation  der  Juden  richtete, 
um  so  unter  dem  „Druck  der  Volksstimmung"   die  Juden  auch 


—  121  — 

diesmal  zu  verraten.  Das  führende  Organ  dieser  Agitation  bildete 
die  Liga  Culturala,  welche  programmässig  die  kulturelle  und  intel- 
lectuelle  Vereinigung  Rumäniens  mit  Transsilvanien  erstrebt,  in 
Wirklichkeit  aber  ausschliesslich  den  Kampf  gegen  die  Gleich- 
berechtigung der  Juden  führt.  Die  Regierung  erkannte  sofort,  dass 
die  Liga  für  sie  in  diesem  Moment  ein  wertvolles  Instrument  dar- 
stelle, und  stellte  sich  ganz  auf  die  Seite  der  Liga.  In  vielen 
Städten  wurden  Massenversammlungen  abgehalten,  die  giftige, 
die  jüdische  Bevölkerung  beleidigende  Resolutionen  annahmen. 
An  die  Spitze  dieser  Bewegung  stellten  sich  Professor  Cuza,  Jorga 
und  V.  Arion.  Die  jüdische  Bevölkerung  wurde  als  eine  inferiore, 
gefährliche,  für  das  Land  verderbliche  Rasse  bezeichnet.  Als  die 
Juden  den  Verteidigungskampf  begannen  und  der  Verband  der 
einheimischen  Juden  im  November  1913  zu  einem  Kongress  ein- 
berief, welcher  die  Forderung  aufstellte,  dass  die  rumänische  Re- 
gierung gemäss  dem  Berliner  Vertrag  die  Gleichberechtigung  der  Ju- 
den durchführe,  nahm  die  von  oben  inszenierte  antisemitische  Bewe- 
gung einen  drohenden  Charakter  an.  Die  Hetzer  erinnerten  daran, 
dass  das  rumänische  Volk  „ungeachtet  seiner  hohen  Bildung  und 
Intelligenz  gelegentlich  auch  grausam  sein  könne  wie  sein  slavischer 
Nachbar".  Man  drohte  den  Juden  damit,  dass  „sich  die  Gal atzer 
Ertränkungen  und  die  Zertrümmerung  der  Synagoge  von 
1866  wiederholen  könnten".  Diese  Propaganda  erreichte  in  der 
Konferenz  der  Liga,  die  eine  Reihe  von  Resolutionen  an- 
nahm, die  für  die  Juden  in  Rumänien  viel  Unheil  und  Elend 
gebracht  haben,  ihren  Höhepunkt.  Diese  unmenschlichen  Resolu- 
tionen, welche  die  factischen  Grundsätze  der  rumänischen  Juden- 
politik wiedergeben,  verdienen  für  alle  Zeiten  gebrandmarkt  zu 
werden.  Sie  haben  folgenden  Wortlaut: 

„Die  auf  den  Aufruf  des  Comites  der  Liga  für  die  kulturelle 
Vereinigung  der  Rumänen  versammelten  Bürger  von  Jassy  haben 
am  8.  November  1913  folgende  Resolution  angenommen: 

In  Anbetracht  dessen,  dass 

a)  die  eingeborenen  Juden  eine  Agitation  entfalten,  die  die 
Naturalisierung  der  Juden  zum  Ziele  hat, 

b)  dass  die  von  einigen  Politikern  geführten  Parteien  Er- 
klärungen abgegeben  haben,  die  hinsichtlich  der  Lösung  der  Juden- 
frage die  jüdischen  Wünsche  berücksichtigen, 

c)  dass  die  of Meiosen  Regierungsblätter  Mitteilungen  brachten, 
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welche  besagen,  dass  der  Ministerrat  den  Beschluss  gefasst  hätte, 
durch  ein  Gesetzprojekt  alle  Juden,  die  anlässlich  der  letzten 
Ereignisse  mobilisiert  wurden,  en  bloc  zu  naturalisieren, 

d)  dass  die  Juden  nicht  von  Herzen  Freunde  des  rumänischen 
Volkes  sind  und  in  ökonomischer  Hinsicht  sich  ihm  gegenüber 
sogar  feindselig  benehmen,  indem  sie  in  ihre  Geschäfte  und  Werk- 
stätten keine  Rumänen  aufnehmen, 

e)  dass  die  Juden  einer  fremden  Kultur  angehören,  die  mit 
der  lateinischen  Kultur  nichts  Gemeinsames  hat, 

stellen  die  versammelten  Bürger  von  Jassy 
fest,  dass  die  Tatsache  der  Erfüllung  der  Militärpflicht  und 
der  Beteiligung  an  einem  Feldzug,  der  einige  Wochen  gedauert 
hat  und  keine  Gefahren  des  wirklichen  Krieges  in  sich  trug,  kein 
ausreichender  Grund  ist,  die  Gesetze  des  Landes  mit  Füssen  zu 
treten, 

dass  die  collektive  Naturalisierung  eine  Vergewaltigung  des 
Gesetzes  darstellt,  welches  weder  dem  Geiste,  noch  dem  Wort- 
laute nach  missachtet  werden  darf, 

dass  die  Naturalisierung  von  20,000  jüdischen  Kriegsteil- 
nehmern im  jetzigen  Zustand  unseres  Wahlsystems  die  Vorherr- 
schaft des  fremden  Elements  in  den  Kollegien,  die  heute  die  Politik 
des  Landes  leiten,  sichern  würde, 

dass  vom  ökonomischen  Standpunkte  aus  die  Naturalisierung 
dieser  Juden  die  Entfremdung  des  Ruralbesitzes  nach  sich  ziehen 
würde,  und  zwar  dessen  Uebergang  in  die  Hände  der  Juden, 
welche  Industrie,  Handel  und  Gewerbe  bereits  erobert  haben ; 

dass  der  aggressive  Ton  der  jüdischen  Forderungen,  begleitet 
von  der  durch  sie  geführten  und  schwer  beleidigenden  Agitation 
im  Ausland  unserem  guten  Ruf  schadet, 

dass  für  den  Fall,  dass  man  den  Juden  die  Rechte  gewährt, 
die  Moldau  für  Rumänien  verloren  ginge. 

dass  der  Artikel  7  ausreichende  Gewähr  für  die  wirklich  assi- 
milierten Fremden,  die  unsere  legitimen  Interessen  verteidigen, 
leistet, 

dass  dieser  Artikel  das  Resultat  der  Vereinbarung  zwischen 
Rumänien  und  den  Grossmächten,  die  den  Berliner  Vertrag  unter- 
zeichnet haben,  ist. 

Die  Jassyer  Bürger  halten  es  daher  für  ihre  Pflicht,  und  für 
ihr  Recht,  zu  fordern,  dass : 
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1)  der  Artikel  7  unserer  Verfassung  unangetastet  bleibt,  dass 
nicht  die  geringste  Vergewaltigung  weder  dem  Geiste,  noch  dem 
Texte  nach  gegen  ihn  vorgenommen  werden  soll, 

2)  dass  Massnahmen  getroffen  werden  sollen,  um  das  ru- 
mänische Element  in  seiner  ökonomischen  Existenz  zu  schützen, 

3  dass  eine  effektive  Beobachtung  gegen  die  Fremden  aus- 
geübt werden  soll,  die  sich  in  das  Land  einschleichen  und  sich 
sofort  Eingeborene  nennen,  um  gleiche  Rechte  zu  verlangen, 

4)  dass  Massnahmen  gegen  die  jüdischen  Agitatoren,  die  das 
Versammlungsrecht  unserer  Verfassung  missbrauchen,  getroffen 
werden  sollen,  da  dieses  Recht  nur  den  Rumänen  gegeben  ist, 
während  die  Fremden  Rumänien  bedrohen  und  die  Ordnung 
stören, 

5)  dass  die  Juden  vom  Militärdienst  befreit  werden  sollen, 
da  sie  bewiesen  haben,  dass  sie  keine  militärischen  Eigenschaften 
besitzen." 

Das  konservativ-demokratische  Ministerium  machte  ernste 
Miene  zum  grausamen  Spiel  der  Hetzer  und  erklärte  unschuldig, 
es  sei  nicht  in  der  Lage,  der  drohenden  „Volksstimme"  zu  trotzen. 
Man  vergass  die  heiligsten  Versprechungen  von  gestern,  und  das 
Unglaubliche  trat  ein:  die  mobilisierten  jüdischen  Soldaten,  alle 
jüdischen  Kriegsteilnehmer,  auch  die  Freiwilligen,  blieben 
nach  wie  vor  Fremde.  Und  als  kurz  darauf  das  Ministe- 
rium abging,  um  die  Regierungszügel  dem  liberalen  Ministerium 
abzugeben,  erklärte  die  neue  Regierung  ganz  offen,  dass  die  An- 
gelegenheit der  20,000  jüdischen  Kriegsteilmehrer  für  sie  kein 
Interesse  habe. 

Der  unerhörte  Wortbruch  der  Regierung  und  der  Parteien 
in  Bezug  auf  die  jüdischen  einberufenen  und  freiwilligen  Kriegs- 
teilnehmer hat  unter  der  jüdischen  Bevölkerung  grosse  Erbitterung 
hervorgerufen.  Die  Führer  der  Juden  erkannten,  dass  ihr  Kampf 
auch  diesmal  verloren  war,  aber  mit  bewundernswerter  Geduld 
setzten  sie  ihn  fort,  im  Glauben  an  ihre  gerechte  Sache.  Die  rumä- 
nische Regierung  hat  ihre  jüdischen  Soldaten,  die  einberufenen  wie 
die  freiwilligen  schnöde  verraten.  Sie  hat  auch  diesmal  ihr  Wort 
gebrochen. 

Haben  in  den  folgenden  Jahren  die  Interventionen  der  euro- 
päischen Staatsmänner,  der  gesamten  gesitteten  Welt  das  Ge- 
wissen der  rumänischen  Regierung  geweckt?  Ist  wenigstens  der 
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Versuch  gemacht  worden,  die  mittelalterliche  Judenpolitik  ernstlich 
zu  revidieren?  Folgendes  Dokument  ,das  aus  der  Feder  des  Füh- 
rers der  rumänischen  Juden  in  Amerika,  Leo  Wolfsohn,  eines 
vertriebenen  rumänischen  Juden,  im  September  1916  in  der  ge- 
samten amerikanischen  Presse  veröffentlicht  wurde,  gibt  uns  die 
Antwort : 

PROTEST  DES  VERTRETERS  DER  RUMÄNISCHEN  JUDEN 

IN  AMERIKA. 
„Ich  klage  Rumänien  vor  der  zivilisierten  Welt  an,  weil  es 
mehr  als  eine  Viertel  Million  Juden,  die  das  Unglück  haben,  in 
diesem  Lande  zu  leben,  unterdrückt,  verfolgt  und  martert.  Ich  be- 
schuldige die  rumänische  Regierung,  dass  sie  grausame  und  un- 
menschliche Gesetze  gegen  die  Juden  gemacht  hat,  weil  sie  von 
bösen  Absichten  und  von  schändlichen  Plänen  geleitet  wird,  die 
jüdische  Bevölkerung  zu  schädigen.  Ich  beschuldige  Rumänien, 
dass  es  jedes  Gesetz  zuungunsten  der  Juden  kommentiert.  Die 
Juden  können  daher  von  der  rumänischen  Regierung  keine  Ge- 
rechtigkeit erwarten.  Ich  behaupte,  dass  Rumänien  das  Verspre- 
chen gebrochen  hat,  das  es  durch  den  Berliner  Vertrag  abgegeben 
hat,  den  Artikel  44  durchzuführen,  und  dass  es  durch  allerlei  Mittel 
und  Fälschungen  diese  den  Juden  garantierten  Rechte  wertlos  und 
illusorisch  gemacht  hat.  Um  die  Wahrheit  meiner  Beschuldigun- 
gen zu  beweisen,  will  ich  hier  die  Beschränkungen  anführen,  denen 
die  rumänischen  Juden  durch  die  Gesetzgebung  unterworfen  sind : 
Die  Juden  werden  nicht  als  rumänische  Bürger  betrachtet,  ja  nicht 
einmal  als  rumänische  Untertanen.  Sie  befinden  sich  in  der  Lage 
von  Ausländern,  ohne  aber  irgendwelchen  ausländischen  Schutz  zu 
gemessen.  Sie  können  das  Bürgerrecht  erwerben  nur  durch  be- 
sondere Zustimmung  des  Parlaments,  welcher  Weg  durch  seine 
Langwierigkeit  und  Kostspieligkeit  fast  unmöglich  ist.  Sie  dürfen 
keine  öffentlichen  Aemter  bekleiden,  sind  ausgeschlossen  vom 
Staatsdienst  in  Stadt  und  Land,  sind  jedes  Wahlrechtes  beraubt. 
Sie  haben  die  Pflicht,  beim  Militär  drei  Jahre  als  Soldaten  zu 
dienen,  sind  aber  von  jedem  militärischen  Avancement  ausgeschlos- 
sen. In  den  Dörfern  haben  die  Juden  kein  Wohnrecht.  Sie  dürfen 
sich  mit  Feld-  und  Landarbeit  nicht  beschäftigen,  sind  überhaupt 
von  jeder  Agrikultur  ausgeschlossen.  Juden  dürfen  keine  Rechts- 
anwälte sein,  rumänischen  Rechtanwälten  ist  es  verboten,  jüdische 
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Assistenten  zu  halten.  Ein  Jude  darf  nicht  den  Beruf  eines  Pharma- 
zeuten ausüben.  Nur  in  ganz  geringem  Prozentsatz  sind  Juden  als 
Apothekergehilfen  zugelassen.  In  keinem  Direktorium  einer  Aktien- 
gesellschaft dürfen  Juden  die  Mehrheit  bilden.  Rumänische  Schiffe, 
die  unter  rumänischer  Flagge  fahren,  dürfen  keine  jüdischen  Offi- 
ziere haben.  Unter  der  Mannschaft  darf  sich  nicht  mehr  als  ein 
Drittel  Juden  befinden.  Juden  dürfen  sich  nicht  als  Importagenten 
betätigen.  Handelsgilden-  und  Vereinigungen  dürfen  Juden  nicht 
als  Mitglieder  aufnehmen.  Fabriken  jüdischer  Eigentümer  oder 
solche  Fabriken,  die  von  Juden  verwaltet  werden,  müssen  minde- 
stens den  dritten  Teil  ihrer  Arbeit  an  Rumänen  abgeben.  Juden 
ist  es  verboten,  sich  mit  dem  Handel  oder  der  Produktion  von 
geistigen  Getränken  zu  beschäftigen.  Oeffentliche  Arbeiten  müssen 
an  Rumänen  abgegeben  werden,  selbst  wenn  sie  5  Procent  mehr 
als  der  jüdische  Konkurrent  verlangen.  Um  Schulbildung  zu  be- 
kommen, müssen  die  Juden  für  jedes  Kind  eine  besondere  Bildungs- 
steuer zahlen.  Juden,  die  bei  der  Regierung  unbeliebt  sind,  können 
über  Nacht  ausgewiesen  werden.  Kranke  Juden  dürfen  in  ein 
Staats-Hospital,  falls  man  den  Platz  für  einen  Rumänen  braucht, 
nicht  aufgenommen  werden.  Ein  Jude  darf  nicht  verantwort- 
licher Redakteur  einer  Zeitung  sein.  Schulen,  die  von  Juden  ge- 
gründet und  erhalten  werden,  müssen  eine  bestimmte  Zahl  rumä- 
nischer Lehrer  anstellen,  die  von  speziellen  Summen,  die  bei  den 
Juden  gebammelt  werden,  bezahlt  werden. 

Das  alles  sind  nur  einzelne  Citate  von  grausamen  und  herz- 
losen Gesetzen,  die  in  den  letzten  40  Jahren  speciell  dazu  geschaffen 
wurden,  um  das  jüdische  Leben  in  Rumänien  zu  verkrüppeln  und 
zu  schädigen.  Diese  Gesetze  werden  manchmal  etwas  strenger, 
manchmal  etwas  milder  angewendet.  Sie  machen  aber  das  Leben 
der  Juden  in  Rumänien  unmöglich. 

Im  Jahre  1878  (Berliner  Kongress)  wussten  die  europäischen 
Mächte  wohl,  unter  welchen  Verhältnissen  die  Juden  in  Rumänien 
leben  müssen.  Die  Mächte  verlangten  daher  von  Rumänien  die 
Garantie,  dass  die  Emancipation  der  Juden  gewissenhaft  und  ehrlich 
durchgeführt  wird.  Nur  unter  der  Bedingung  der  gewissenhaften 
Durchführung  dieses  Punktes  ist  die  rumänische  Unabhängigkeit 
anerkannt  worden.  Rumänien  hat  damals  die  Gleichberechtigung 
der  Juden  anerkannt  und  dies  durch  ihre  Repräsentanten  Bra- 
t  i  a  n  u  und  Cogolnitsianu  unterzeichnen  lassen. 
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Der  Artikel  44  besagt  in  kurzen  Worten,  dass  die  Zugehörig- 
keit zu  irgendeiner  Religion  kein  Grund  sein  darf,  um  einem 
Einwohner  Rumäniens  die  volle  bürgerliche  Gleichberechtigung 
zu  verweigern.  Um  diesen  Punkt  durchzuführen,  war  es  notwen- 
dig, eine  Verfassungsänderung  vorzunehmen.  Bei  dieser  Aende- 
rung  hat  aber  die  rumänische  Regierung  einen  Punkt  hineinge- 
stellt, der  ein  Schandfleck  für  Rumänien  bleiben  wird,  weil  es 
einen  Trick  darstellt,  um  ein  vor  der  ganzen  Welt  gegebenes  Ver- 
sprechen einer  Nation  gewissenlos  zu  brechen.  Die  rumänische 
Regierung  hat  nämlich  folgendes  Amendement  hinzugefügt:  „In 
Rumänien  lebende  Ausländer,  die  sich  unter  keinem  ausländi*- 
schen  Schütz  befinden  (damit  sind  die  Juden  gemeint)  können 
durch  ein  Gesuch  an  das  Parlament  ihre  Naturalisation  erlangen. 
Das  Parlament  wird  das  Recht  haben,  die  Naturalisation  in  sol- 
chen Fällen  zu  gewähren,  in  denen  es  das  für  richtig  anerkennt." 
Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  die  Naturalisierten  alle  Bürger- 
rechte bekommen.  Aber  anstatt  die  Judenmasse  als  naturalisiert 
zu  erklären,  wie  es  der  Berliner  Kongress  verlangt  hat,  hat  die 
rumänische  Regierung  beschlossen,  ihre  Juden  einzeln  zu  na- 
turalisieren. Die  Folge  dieser  ehrlosen  Politik  war,  dass  im  Laufe 
der  letzten  35  Jahre  nur  einige  hundert  Juden  emanzipiert  wurden, 
während  mehr  als  eine  Viertel  Million  Juden  heute  noch  als  Fremde 
im  Lande  betrachtet  werden. 

Das  Schlimmste  an  diesem  Akt  war,  dass,  während  die  Juden 
vor  dem  Berliner  Kongress  als  rumänische  Untertanen  angese- 
hen wurden  und  sich  unter  dem  Schutz  der  rumänischen  Re- 
gierung befanden,  sie  durch  dieses  Amendement  plötzlich  als  in 
Rumänien  lebende  Ausländer  ohne  ausländischen  Schutz  erklärt 
wurden.  Grosse  Massen  von  Juden,  die  seit  Generationen  in 
Rumänien  leben,  ihre  Militär-  und  alle  anderen  staatlichen 
Pflichten  erfüllen,  sind  eines  schönen  Tages  schutzlose  Ausländer 
geworden. 

Diese  Tatsache  wird  eine  der  Schandtaten  bleiben,  die  jeder 
Gerechtigkeit  und  jeder  Gesetzlichkeit  Hohn  spricht.  Sie  wird 
ein  Schandfleck  bleiben,  bis  Europa  ihn  schliesslich  erkennen  und 
diesem  Zustande  ein  Ende  machen  wird. 

Ich  apelliere  an  die  ganze  civilizierte  Menschheit,  ich  prote- 
stiere gegen  Rumänien!" 


IX. 

DIE  LAGE  DER  JUDEN  IN  RUMÄNIEN  SEIT 
DEM  AUSBRUCH  DES  WELTKRIEGES  (1914). 

Judenvertreibungen  während  der  Mobilisationszeit  1915  unter  Anwendung 
des  Spionagegesetzes.  —  Der  Eintritt  Rumäniens  in  den  Weltkrieg  August  1916 
und  die  patriotische  Haltung  der  Juden.  —  Unerbittliche  Fortsetzung  der  „Ab- 
lenkungspolitik" .  —  Grausame  Verfolgungen  der  Juden  in  der  Moldau  durch 
Militär-  und  Civilbehörden.  —  Die  Befehle  dies  Generalstabschefs  General 
Presan.  — 


Noch  bevor  Rumänien  in  den  Weltkrieg  eintrat,  haben  sich 
Anzeichen  geltend  gemacht,  dass  die  rumänischen  Be- 
hörden im  Zusammenhang  mit  der  bereits  erfolgten  Mobilisation 
ungünstige  Massnahmen  gegen  die  Juden  planen.  Rumänien  befand 
sich  im  Stadium  der  kriegerischen  Vorbereitungen,  und  die  Be- 
völkerung lebte  in  Spannung  und  Vorahnung  grosser  Ereignisse. 
Die  Juden  glaubten,  in  der  grossen  Zeit  ihre  „Ruhe"  gefunden  zu 
haben.  Man  wollte  und  konnte  den  Gedanken  nicht  aufkommen 
lassen,  dass  gerade  in  der  grossen,  für  Rumänien  so  wichtigen  Ent- 
scheidungsstunde man  nichts  Besseres  zu  tun  haben  würde,  als 
neue  antisemitische  Verfolgungen  vorzunehmen.  Aber  schon  im 
Mai  1915  erlebten  die  rumänischen  Juden  eine  traurige  Ueber- 
raschung.  In  die  Oeffentlichkeit  drangen  vereinzelte  Nachrichten 
darüber,  dass  die  rumänische  Regierung  die  in  den  an  Oesterreich- 
Ungarn  grenzenden  Städten  lebenden  Juden  ausweisen  Hess. 
Ohne  jeden  Grund  wurden  hunderte  von  Familien  von  Haus 
und  Hof  getrieben  und  in  furchtbares  Elend  gestürzt.  Dies  ge- 
schah auf  Grund  der  Spionage- und  Fremdenkon trollgesetze.  Die  ru- 
mänischen Juden  beschwerten  sich  bei  den  höheren  Instanzen  über 
das  Unrecht,  dass  man  Juden,  die  Order  erhalten  hatten,  ihrer 
Militärpflicht  zu  genügen,  gleichzeitig  unter  der  schmachvollen 
Anwendung  dieser  Gesetze  mit  Weib  und  Kind  aus  ihrer  Heimat 
vertrieb.  Die  Klagen  blieben  ohne  jeden  Erfolg.  Durch  eine 
äusserst  strenge  Zensur  machte  es  die  rumänische  Regierung  un- 
möglich, dass  der  breiten  Oeffentlichkeit  diese  Vorgängen  bekannt 
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wurden.  Alle  Versuche,  nähere  Angaben  über  die  gegen  die  Juden 
unternommenen  Schritte  zu  erhalten,  stiessen  auf  grosse  Schwierig- 
keiten. Vereinzelte  Nachrichten  drangen  jedoch  durch.  Schon  in 
der  vom  Jüdisch-Socialistischen  Arbeiterverband  „Poale-Zion"  an 
das  Internationale  Socialistische  Bureau  eingereichten  Denkschrift, 
Den  Haag,  1915  (p.  17)  wird  berichtet:  „Aber  bevor  Rumänien 
auch  nur  beschlossen  hat,  sich  am  Kriege  zu  beteiligen,  wurden 
die*  Juden  aus  allen  Ortschaften  an  der  ungarischen  Grenze,  die 
man  offenbar  als  mögliche  Front  betrachtet,  nach  russischem  Muster 
ausgewiesen  und  nach  dem  Landesinnern  abgeschoben."  Ueber 
diese  Vorgänge  berichtet  näheres  der  Bukarester  Gewährsmann  des 
„American  Hebrew"  vom  6.  August  1915,  der  die  aus  diesem  Anlass 
entstandene  Polemik  zwischen  dem  rumänischen  Regierungsorgan 
mit  der  unabhängigen  Presse  wiedergibt.  Das  Regierungsblatt 
schreibt : 

„Einige  Zeitungen  behaupten,  dass  der  Minister  des  Innern 
Befehl  gegeben  hat,  dass  die  eingeborenen  Juden,  welche  in  den, 
der  nördlichen  Grenze  der  Moldau  benachbarten  Städten  wohnen, 
ins  Innere  des  Landes  verschickt  werden  sollen.  Diese  Nachrichten 
sind  ungenau.  Der  Minister  des  Innern  beabsichtigte  nicht,  als 
er  den  Ausweisungsbefehl  erliess,  die  Juden  auszuweisen,  die  in  den 
Städten  nahe  der  Grenze  oder  irgendwo  anders  wohnen.  Dieser 
Befehl  des  Ministers  des  Innern  betrifft  nur  die  feindlichen  Aus- 
länder, welche  Untertanen  fremder  Länder  sind  und  die  eingebo- 
renen Juden,  die,  obwohl  sie  nicht  in  den  Grenzstädten  leben, 
dorthin  als  Getreidemakler  reisen.  Der  Zweck  des  Befehls  ist, 
solche  Leute  zu  verhindern,  Dinge  zu  tun,  die  den  Interessen  der 
Bevölkerung  oder  des  Staates  gefährlich  werden  könnten.  Die 
friedliche  jüdische  Bevölkerung,  welche  nahe  der  Grenze  lebt, 
ist  keineswegs  solchen  Hetzereien  ausgesetzt,  wie  die  unverant- 
wortlichen Zeitungen  dies  haben  möchten." 

Hierauf  erwidert  der  „Adeverul",  ein  unabhängiges  Organ 
und  eines  der  beiden  Blätter,  die  mit  den  Juden  sympathisieren, 
wie  folgt: 

„In  Beantwortung  der  Angriffe  des  Regierungsorgans  auf  die 
„unverantwortlichen"  Zeitungen  sind  wir  in  der  Lage,  eine  Liste 
der  „friedlichen  jüdischen  Bevölkerung"  zu  veröffentlichen,  welche 
Gegenstand  der  schrecklichen  Verfolgungen  seitens  der  Behörden 
gewesen  sind.  Wir  können  die  Namen  der  Reservisten  nennen, 
welche  im  gleichen  Moment  mobilisiert  wurden,   als  man  ihre 
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Kinder  aus  der  Heimat  vertrieb.  Es  ist  möglich,  dass  der  Minister 
des  Innern,  wie  das  offizielle  Organ  meint,  nicht  auf  die  Juden 
„abzielte".  Wenn  der  Minister  daran  unschuldig  ist,  so  möchten 
wir  wissen,  welche  Bestrafung  er  den  Beamten  auferlegte,  die 
absichtlich  seine  Befehle  miss verstanden. 

Aber  wir  sind  verantwortlich.  Es  ist  die  Regierung,  welche 
versucht,  in  ihren  Angaben  zweideutig  zu  sein.  Sie  sagt,  dass  der 
Befehl  nur  die  Makler  betrifft,  welche  gefährliche  Handlungen 
begehen  könnten.  Wir  wissen,  dass  das  Gesetz  Verbrechen  und 
Vergehen  bestraft,  welche  begangen  worden  sind,  aber  nicht  solchen 
Verbrechen  vorbeugt,  welche  begangen  werden  könnten.  Dann 
wieder  sieht  das  Gesetz  gewisse  Bestrafungen  für  jedes  Vergehen 
vor,  und  nicht  eine  allgemeine  und  vorbeugende  Strafe  wie  die 
Ausweisung.  Warum  werden  nicht  diejenigen  bestraft,  die  den 
Treubruch  begangen  haben,  anstatt  dass  das  „friedliche"  Volk  be- 
straft wird? 

Selbst  die  Regierung  erkennt  an,  dass  diese  vorbeugende 
Strafe  sich  auf  die  Ausländer  und  solche  Juden  bezieht,  welche 
dort  Geschäfte  treiben,  trotzdem  sie  nicht  dort  wohnen.  Sie  meint, 
dass  das  Misstrauen  gleichmässig  auf  den  Ausländer  und  den  ru- 
mänischen Juden  fällt,  und  der  rumänische  Jude,  obgleich  er  kein^ 
Ausländer  ist,  ist  anderen  Glaubens.  Daher  fällt  der  Argwohn  auf 
alle  eingeborenen  Juden.  So  sehen  wir,  dass,  selbst  wenn  die 
öffentliche  Auslegung  des  Gesetzes  seitens  des  offiziellen  Organs 
korrekt  ist,  so  sind  es  doch  die  Juden,  welche  leiden  werden.  Aber 
wir  können  die  Maklergeschichte  nicht  akzeptieren,  sie  ist  falsch. 
Es  ist  eine  feststehende  Tatsache,  dass  Leute,  welche  unschuldig 
und  welche  keine  Makler  sind,  ausgewiesen  wurden. 

Und  so  füllen  noch  die  wandernden  Züge  der  Vertriebenen  die 
Landstrassen.  In  Bukarest  streiten  sich  die  offizielle  und  die  unab- 
hängige Presse  herum,  während  hunderte  von  jüdischen  Familien 
Hungers  sterben  und  auf  die  Gnade  der  Gendarmen  angewiesen 
sind." 

Einen  weiteren  Vorläufer  der  kommenden  traurigen  Dinge  er- 
blickten die  rumänischen  Juden  in  den  Grausamkeiten,  die  die 
rumänischen  Behörden  gegen  die  russisch-jüdischen  Flücht- 
linge aus  den  bessarabischen  Grenzorten  am  Anfang  des  Jahres 
1915   begangen   haben.    Nach   der   Mobilisierung   der   russischen 
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Armee  entstand  nämlich  in  Bessarabien  eine  drohende  Po- 
gromstimmung, die  zahlreiche  jüdische  Familien  veranlasste,  über 
die  rumänische  Grenze  zu  gehen.  Unter  dem  Vorwand  der  Ver- 
treibung ausländischer  Deserteure  haben  die  rumänischen  Behör- 
den zahlreiche  Frauen  und  Kinder  verhaftet  und  grausam  miss- 
handelt. Das  jüdische  sozialistische  Organ  in  Jassy  „Der  Wecker" 
hat  die  zahlreichen  Fälle  der  Verfolgungen  von  Flüchtlingen  aus- 
führlich behandelt  und  gegen  die  sodomitischen  Behörden  schwere 
Anklagen  erhoben.  Die  rumänischen  Juden  standen  machtlos 
gegenüber  der  Peinigung  ihrer  Volksgenossen  und  sahen  mit  ban- 
ger Sorge  ihrem  eigenen  unsicheren  Schicksal  entgegen. 

Im  August  1916  trat  Rumänien  in  den  Weltkrieg  ein.  Für  die 
Juden  in  Rumänien  beginnt  mit  diesem  Tage  ein  neues,  blutiges 
Kapitel. 

Die  Anwendung  der  Spionagegesetze  gegen  unschuldige  jü- 
dische Einwohner  war  nur  der  Anfang  für  eine  systematische  Ver- 
leumdungscampagne  gegen  die  jüdischen  Soldaten,  wie  gegen  die 
gesamte  jüdische  Bevölkerung.  Mit  allen  Mitteln  sollte  die  öffent- 
liche Meinung  vorbereitet  werden  für  jedes  Unheil,  das  der  Krieg 
etwa  mit  sich  bringen  würde.  Das  Sühneopfer  sollte  recht- 
zeitig herbeigeschafft  werden.  Zehntausende  von  jüdischen  Sol- 
daten standen  damals  unter  den  Fahnen  der  rumänischen 
Armee.  Trotz  schärfster  Zensur  beginnen  Berichte  über  die  un- 
menschliche Behandlung  der  Juden,  über  unerhörte  Grausam- 
keiten im  Umlauf  zu  kommen,  vornehmlich  in  dem  Rumänien 
naheliegenden  Odessa.  Die  Hiobsposten  klangen  so  grausam,  dass 
die  selbst  unter  dem  blutigen  Regime  des  russischen  Zarismus  wenig 
glaubhaft  schienen.  Die  strenge  russische  Zarenzensur  ging  mit  der 
rumänischen  Hand  in  Hand.  Jede  jüdische  Nachricht  wurde  unter- 
drückt. Aber  die  Machthaber  konnten  es  doch  nicht  verhindern, 
dass  die  Vorgänge  in  Europa  bekannt  wurden.  Die  rumänische 
Regierung  sieht  sich  veranlasst,  zu  ihrem  alten,  allerdings  ver- 
brauchten Mittel  zu  greifen:  sie  verbreitet  offizielle  Dementis.  Aber 
die  .Nachtrichten  über  Massenvertreibungen,  über  die  von  den  Be- 
hörden wohl  organisierten  Pogrome  kleineren  und  grösseren  Stils, 
über  Massenverhaftungen  und  Executionen  von  Juden  wollten  nicht 
aufhören.  So  sehen  wir,  dass  die  „Neue  Züricher  Zeitung"  bereits 
am  27.  November  1916  die  Nachricht  bringt,   „dass  sich  in  'Ru- 
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mänien  eine  wachsende  Gereiztheit,  namentlich  in  kleineren  Orten, 
bei  den  Behörden  bemerkbar  macht".  Im  Anschluss  daran  heisst  es: 

„Auch  der  Antisemitismus  scheint  nicht  mit  der  Tatsache 
rechnen  zu  wollen,  dass  eine  grössere  Anzahl  jüdischer  Soldaten 
bereits  auf  den  verschiedenen  Fronten  gefallen  ist.  Die  Behand- 
lung der  Juden  im  Heere  sieht  mancherorts  einer  Ueberwachung 
von  gefährlichen  Individuen  sehr  ähnlich. 

Im  übrigen  ist  die  Ueberwachung  Rumäniens  so  streng,  dass 
ausführlichere  Nachrichten  über  die  Vorgänge  bisher  auch  auf 
dem  Wege  über  Russland  nicht  zur  Kenntnis  der  europäischen 
Oeffentlichkeit  gelangt  sind.  Man  hat  also  keinerlei  Anhaltspunkte 
dafür,  welche  Vorgänge  sich  jetzt  auf  dem  Gebiet  der  Behandlung 
der  Juden  in  Rumänien  abspielen." 

Das  führende  Organ  der  schweizerischen  Sozialdemokraten 
„Berner  Tagwacht"  berichtet  am  4.  Dezember  1916: 

„Die  Lage  der  Juden  in  Rumänien  ist  seit  Eintritt  dieses 
Staates  in  den  Krieg  noch  bedeutend  verschlimmert  worden. 
Wir  erfahren  aus  der  liberal  gesinnten  rumänischen  Presse, 
dass  den  Juden  namentlich  im  Heere  eine  Behandlung 
zuteil  wird,  die  kaum  ihresgleichen  hat.  Die  jüdischen  Soldaten 
dürfen  in  manchen  Garnisonen  die  Kaserne  nie  verlassen, 
auch  auf  ihren  Spaziergängen  in  den  Kasernenhöfen  werden  sie 
von  misstrauischen  Blicken  verfolgt  und  bewacht.  Auch  Fälle  von 
administrativen  Missbräuchen  häufen  sich  gegen  die  Juden  in 
letzter  Zeit,  obwohl  in  dem  schrecklichen  Verbluten  der  rumä- 
nischen Armee  auch  die  jüdischen  Opfer  sehr  zahlreich  sind." 

Das  Central-Organ  der  Amerikanischen  Zionistischen  Orga- 
nisation „Das  jüdische  Volk"  vom  4.  Mai  1917  veröffentlicht  fol- 
genden, im  Bukarester  „Adeverul"  bald  nach  Eintritt  Rumäniens  in 
den  Krieg  erschienenen  Brief,  der  ein  grelles  Licht  auf  das  Vor- 
gehen der  rumänischen  Militärbehörden  wirft : 

„Offener  Brief  von  jüdischen  Bürgern  der  Stadt  Zindareni 
an  den  Redacteur  des  „Adeverul"  in  Bukarest: 
Geehrter  Redacteur  Herr  Ciurcu! 

Wir  kennen  Sie  als  einen  Menschen  mit  Gefühlen  des  Edel- 
mutes und  der  Gerechtigkeit  und  wir  wenden  uns  an  Sie,  als  den 
Präsidenten  des  Pressevereins  mit  der  Bitte,  sich  unserer  Lage 
anzunehmen.  Wir  unterzeichneten  Juden  und  rumänische  Bürger, 
Einwohner  der  Stadt  Zindareni,  wurden  verhaftet  und  zusammen 
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mit  Bürgern  der  feindlichen  Länder  eingesperrt.  Die  Militärbehör- 
den begnügten  sich  nicht  damit.  Sie  haben  uns  einem  Regime  unter- 
worfen, das  strenger  ist,  als  die  Behandlung  der  feindlichen  Bür- 
ger. Nicht  nur  uns  selbst,  sondern  auch  unsere  Frauen  und  unsere 
kleinen  Kinder  hat  man  in  Gefängnisse  gesteckt.  All  unsere  Habe 
und  unser  Vermögen  ist  dem  Schicksal  überlassen  worden.  Alles, 
was  wir  besassen,  ist  vollkommen  ausgeraubt,  geplündert  und 
vernichtet  worden.  Beim  Verlassen  unserer  Wohnungen  hat  man 
uns  verboten  Bettzeug  mitzunehmen,  nicht  einmal  für  die  Kinder, 
unter  denen  sich  einige  im  Säuglingsalter  befanden.  Als  einer  von 
uns  den  Versuch  machte,  für  seine  kranke  Frau  eine  Matratze  mit- 
zunehmen, wurde  er  vom  Sous-Leutnant  Panitescu  blutig  ge- 
schlagen. Die  Tatsachen  sind  so  schauerlich,  dass  wir  nicht  in 
der  Lage  sind,  die  Einzelheiten  wiederzugeben. 

(unterschrieben) 

A.  Silbermann  (dessen  Bruder  auf  dem  Schlachtfelde  ist). 

J.  Chajimowici  (zwei  Söhne  im  Kriege). 

R.  David  (drei  Söhne  im  Kriege). 

Frau  Kahan  (Mann  und  drei  Söhne  im  Kriege). 

und  noch  viele  Unterschriften." 

So  steht  vor  unseren  Augen  die  Tragödie  der  rumänischen 
Juden.  Opferfreudig  folgten  sie  dem  Rufe  ihres  Vaterlandes,  und 
schon  die  ersten  Wochen  nach  Kriegsbeginn  stehen  mehr  als 
30,000  Juden  unter  den  rumänischen  Waffen.  Noch  war  die  Wunde 
von  1913  bei  allen  in  frischer  Erinnerung.  Und  dennoch  hoffte 
der  schwer  geprüfte  rumänische  Jude  auch  diesmal  auf  den  Erfolg 
seiner  gerechten  Sache.  In  zahlreichen  Aufrufen  und  Kundgebungen 
riefen  die  kleinen  und  grösseren  jüdischen  Gemeinden  ihre  Stam- 
mesgenossen zum  Kampf  für  das  Vaterland.  Die  rumänische  Ju- 
denheit  vergass  alle  ihr  zugefügten  Leiden.  In  allen  jüdischen 
Gemeinden  in  Stadt  und  Land  loderte  wahre  Vaterlandsliebe  auf. 
Dass  ihnen  die  Stunde  der  Befreiung  geschlagen  habe,  war 
ihnen  völlig  sicher.  Jüdische  Mädchen  und  Frauen  verliessen 
zahlreich  Heim  und  Haus  und  opferten  sich  für  die  Kranken  und 
Verwundeten.  Die  ärmsten  jüdischen  Gemeinden  brachten  ansehn- 
liche Summen  zu  Gunsten  des  Roten  Kreuzes,  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Gefallenen  und  Angehörigen  der  Einberufenen  auf. 
Sämtliche  jüdischen  Institutionen  stellten  ihre  Räumlichkeiten  und 
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Barbestände  in  den  Dienst  des  Staatswohles.  Diese  Stimmung 
der  Hoffnung  und  Verzeihung  übertrug  sich  von  den  rumä- 
nischen Juden  auf  ihre  russischen  Stammesgenossen.  Auch  die 
russischen  Juden,  die  so  oft  vom  Zarismus  schwer  enttäuscht  und 
verraten  worden  sind,  glaubten  an  den  ehrlichen  Willen  der  ru- 
mänischen Regierung,  glaubten  an  die  herannahende  Befreiung 
der  rumänischen  Juden.  Das  führende  Organ  der  russischen  Juden- 
heit  „Ewreiskaja  Nedelja"  (vom  28.  August  1916)  begrüsst 
den  Eintritt  Rumäniens  in  den  Weltkrieg  und  knüpft  daran  die 
sichere  Hoffnung,  dass  es  künftig  in  Rumänien  keine  unterdrückten 
Juden  mehr  geben  werde. 

■  In  Wirklichkeit  geschah  etwas  ganz,  ganz  anderes.  Die  Stunde 
der  Befreiung  hatte  für  die  Juden  nicht  geschlagen.  Von  nun 
ab  wurde  vielmehr  ihr  Leben  in  eine  Hölle  ver- 
wandelt. Die  rumänische  Regierung  blieb  sich  treu.  Gerade 
während  der  ersten  Monate  des  blutigen  Krieges  erblickte  sie  in 
dem  System  ihrer  Judenpolitik  das  einzige  Mittel  ihrer  Rettung  vor 
dem  Volkszorn.  Der  Jude  sollte  wieder  als. der  Schuldige  allen 
Unheils  vor  dem  rumänischen  Volke  und  vor  der  Aussenwelt  hin- 
gestellt werden,  und  die  rumänische  Regierung  hielt  fest  an  ihrem 
Opfer. 

Die  blutigsten  Judenhetzer  unter  dem  zarischen  Regime  fanden 
im  benachbarten  Rumänien  die  fleissigsten  Jünger.  Aber  das  System 
der  Ablenkungs-  und  Verhetzungspolitik,  die  die  rumänischen  Ge- 
walthaber gegen  ihre  jüdischen  Landsleute  angewandt  hatten,  über- 
stieg selbst  die  vandalistischsten  Verfolgungsmassnahmen  der  zari- 
schen Unterdrücker.  Es  erweckte  den  Anschein,  als  werde  der  gesamte 
Apparat  der  rumänischen  Militärbehörden  weniger  gegen  die  an- 
stürmenden äusseren  Feinde,  als  gegen  die  eigene  jüdische  Be- 
völkerung gerichtet.  Mit  einem  beispiellosen  Cynismus  ist  der 
Generalstabschef  General  Pres  an  bemüht  durch  unaufhörliche 
Tagesbefehle,  die  rumänischen  Soldaten  gegen  ihre  jüdischen  Ka- 
meraden aufzuhetzen.  Zehntausende  von  jüdischen  Kriegern  werden 
öffentlich  als  Spione  und  Landesverräter  bezeichnet .  Die  jüdischen 
Soldaten,  diese  „Fremde"  wären  es,  die  alle  Niederlagen  der  rumä- 
nischen Armee  verschuldet  hätten.  Unzählige  jüdische  Soldaten  wer- 
den beleidigt,  gemartet,  degradiert  und  misshandelt.  Unschuldige 
jüdische  Soldaten  werden  ohne  jede  gerichtliche  Untersuchung  ver- 
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haftet  und  erschossen  und  man  verkündet  ihre  Hinrichtung  durch 
besondere  Plakate  im  ganzen  Lande.  Um  die  gesamte  jüdische  Be- 
völkerung beim  rumänischen  Volke  von  vornherein  zu  verdäch- 
tigen wird  ein 'unerhörter  Gewaltakt  unternommen.  Der  jüdischen 
Bevölkerung  wird  der  Gebrauch  ihrer  Muttersprache,  des  Jüdi- 
schen, verboten.  Durch  Vermittelung  ihrer  Sprache  würden  sich 
die  Juden  mit  dem  Feinde  verständigen.  Wegen  Gebrauchs  der 
jüdischen  Sprache  füllen  Hunderte  und  Tausende  von  Juden  die 
Gefängnisse,  sie  werden  schwer  misshandelt,  als  „Spione  und 
Verräter"  getrieben,  in  Schande  und  Tod  gehetzt.  Die  grausamsten 
Willkürakte  feiern  ihre  Orgien.  Militär-  und  Civilbehörden  gehen 
Hand  in  Hand  um  die  schwersten  Verbrechen  gegen  Leben,  Ehre 
und  Sicherheit  der  jüdischen  Bevölkerung  straflos  zu  verüben. 
Keine  Rücksicht  auf  die  eigenen  schwergeprüften  Untertanen, 
keine  Furcht  vor  Europa,  nicht  die  geringste  Rücksicht  auf  die 
öffentliche  Meinung  der  gesamten  Kulturwelt  —  rücksichtslos  und 
unerbittlich  wütete  das  Verhetzungssystem  der  rumänischen  Re- 
gierung und  gestaltete  sich  zu  einem  der  grössten  Verbre- 
chen des  Jahrhunderts. 

Es  ist  am  Eingang  dieses  Kapitels  bereits  bemerkt  worden, 
dass  die  strenge  rumänische  Censur  Hand  in  Hand  mit  der  zari- 
schen Censur  in  Russland  jede,  auch  nur  leiseste  Nachricht  über 
die  Gewalttätigkeiten  gegen  die  Juden  in  Rumänien  schonungslos 
unterdrückt  hat.  Es  gingen  Gerüchte  um  über  traurige  Scenen  von 
zahlreichen  Judenmisshandlungen,  die  sich  namentlich  während  des 
Rückzuges  der  rumänischen  Armee  aus  der  Walachei  nach  der 
Moldau  abgespielt  haben  sollen.  Ausführliche  Berichte  über  diese 
Vorgänge  hat  man  erst  kurz  nach  Ausbruch  der  russischen  Revo- 
lution, Ende  April  1917,  erhalten.  Indes  ist  es  verschiedenen 
jüdischen  Organisationen  in  Odessa,  Kiew  und  Petrograd  gelungen, 
schon  vorher,  noch  unter  dem  zaristischen  Regime,  in  den  Besitz 
vereinzelter,  authentischer  Berichte  zu  gelangen.  Ein  Teil 
dieses  bisher  noch  unbekannten  und  unveröffentlichten  Materials, 
das  jene  traurigen  Tage  beleuchtet,  soll  hier  der  Oeffentlichkeit 
bekannt  gemacht  werden: 

....  Es  geht  hier  (in  Rumänien)  ein  förmlicher  Krieg  gegen 
die  Juden  vor.  Die  Militär-  und  Civilbehörden  bekunden  diese  Ten- 
denz mit  einer  unglaublichen  Offenherzigkeit.     Die  Aufhetzung, 
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die  die  Behörden  gegen  die  Juden  hier  treiben,  erscheint  unglaub- 
lich. Auf  offener  Strasse  agitieren  dunkle  Personen,  ebenso  unifor- 
mierte höhere  Militärs  gegen  die  Juden,  die  als  Spione  und  Ver- 
räter und  als  die  einzig  Schuldigen  an  allen  Misserfolgen  hinge- 
stellt werden.  Diese  Methode  wird  auf  allen  Gebieten  angewandt. 
Die  Verordnung  betreffs  der  Maximalpreise  ist  erst  im  Februar 
1917  erfolgt.  Aber  noch  während  des  Jahres  1916,  sofort  nach 
Kriegsausbruch,  begannen  eine  Reihe  von  Massenverhaftungen  und 
Gewalttätigkeiten  gegen  die  jüdischen  Kaufleute  und  Händler  wegen 
Uebertretung  der  Höchstpreise,  die  damals  noch  gar  nicht  existiert 
hatten.  Es  war  ein  förmlicher  Raubzug  gegen  die  jüdischen  Laden- 
besitzer. Massenhaft  wurden  Waren  „konfisziert",  die  nur  nach 
grossen  Erpressungen  zurückgegeben  wurden.  Erst  die  Verhaftung 
des  Geschäftsführers  der  Frau  B  r  a  u  n  s  t  e  i  n,  der  Besitzerin  des  gros- 
sen Kaufhauses  „Zum  Goldenen  Hahn"  in  Jassy,  der  später  als 
völlig  schuldlos  befreit  wurde,  ergab,  dass  die  jüdische  Kaufmann- 
schaft erpresserischen  Beamten  als  Opfer  in  die  Hände  gefallen 
war,  die  aus  eigener  Initiative,  ohne  jede  Verordnung  und  ohne 
jedes  Gesetz,  für  die  jüdischen  Läden  Maximalpreise  einführten.  Da- 
bei dehnten  die  civilen  und  militärischen  Erpresser  die  Festsetzung 
von  Maximalpreisen,  die  nur  für  die  Gegenstände  des  täglichen 
Bedarfs  bestimmt  waren,  auch  auf  alle  beliebigen  Waren,  die  mit 
Nahrungsmitteln  nichts  zu  tun  hatten,  aus.  In  der  Folgezeit  sind 
fast  alle  handeltreibenden  Juden  und  Jüdinnen,  zum  grössten  Teile 
•ganz  armselige  Händler  und  Krämer  in  Untersuchungen  ver- 
wickelt worden,  aus  denen  man  sich  nur  durch  Bestechungen  be- 
freien konnte. 

Man  mächt  den  rumänischen  Juden  mitunter  den  Vor- 
wurf, dass  sie  durch  allzu  leichtes  Hergeben  von  Bestechungs- 
geldern das  Erpressertum  unter  den  Beamten  fördern.  Dieser 
Vorwurf  ist  aber  ganz  unberechtigt.  Was  sollte  der  unglückliche 
Jude  tun,  der  vor  die  Alternative  gestellt  wird,  sich  selbst,  oder  seine 
Frau  oder  seine  Tochter  entweder  loszukaufen  oder  ins  Gefängnis 
setzen  zu  lassen .  Mit  Schrecken  denken  die  Juden  an  die  rumänischen 
Gefängnisse  in  dieser  Zeit.  Werden  sie  doch  selbst  von  den  offizi- 
ellen Stellen  als  Höhlen  von  Flecktyphus  und  anderen  Epidemien 
bezeichnet,  die  täglich  Opfer  in  erschreckenden  Zahlen  fordern. 
Es  handelt  sich  für  die  Juden  nicht  darum,  eine  kurze  oder  längere 
Zeit  im   Gefängnis  zuzubringen,   um  dann  einmal   entlassen  zu 
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werden.  Es  ist  für  sie  eine  Frage  von  Leben  oder  Tod.  Die  Be- 
rührung mit  dem  Gefängnis  bedeutet  fast  den  sicheren  Tod. 

Erschreckende,  provokatorische  Scenen  spielten  sich  ab  an- 
lässlich der  Verordnung  der  Ablieferung  von  Silber-  und  Metall- 
münzen an  die  Behörden.  Nachdem  bereits  grosse  Mengen  abge- 
liefert waren,  entstand  eine  ernste  Krise  wegen  Mangels  an 
kleinen  Silbermünzen.  Die  Ladenbesitzer  wurden  von  den  Be- 
hörden dahin  informiert,  dass  sie  ihr  Papiergeld  für  den  Tages- 
bedarf gegen  Silbergeld  umtauschen  können.  Die  jüdischen  Krämer 
benutzten  dankbar  dieses  Anerbieten,  das  ihnen  zur  Falle  wurde. 
Tags  darauf  überschwemmten  Civil-  und  Militärbeamte  das  jüdi- 
sche Quartier,  um  die  Wohnungen  und  Geschäfte  der  „Fremden" 
nach  Silber  abzusuchen.  Vergebens  erklärten  die  „Ertappten", 
es  seien  die  eben  ausgetauschten  Silbermünzen,  die  die  Behörden 
ihnen  gaben,  um  die  kleinen  Verbraucher  zu  befriedigen.  Dabei 
handelte  es  sich  stets  um  ganz  geringfügige  Summen,  die  gefunden 
wurden.  Demonstrativ  wurden  die  „Münzenhamsterer"  massen- 
weise verhaftet  und  kolonnenweise  durch  die  Strassen  geführt. 
Die  Folgen  davon  waren  Massenbestechungen  und  zahlreiche  Pro- 
zesse, die  zu  schweren  Gefängnisstrafen  führten. 


Das  Erpressertum  hat  solche  erschreckende  Formen  an- 
genommen, dass  selbst  rumänische  Kinder  sich  organisiert' 
haben,  um  von  Juden  Bestechungen  zu  erpressen.  Die  Polizei- 
und  Militärbehörden  verfügen  nämlich  seit  Kriegsausbruch  über 
freiwillige  jugendliche  Hilfskräfte.  Es  sind  dies  sogenannte  Pfad- 
finder (cercetasi),  die  zu  vaterländischen  Zwecken  von  patriotisch 
gesinnten  Eltern  den  Behörden  als  Laufburschen  zur  Verfügung 
gestellt  werden.  Die  Kleinen  erkannten  bald  das  Handwerk  ihrer 
Meister.  Sie  begannen  „Haussuchungen"  bei  Juden  sogar  in  später 
Nachtstunde  vorzunehmen  und  drohten  mit  Anzeigen  wegen  Ge- 
brauchs der  „deutschen"  Sprache.  Selbst  vor  diesen  Kindern  er- 
schraken die  Juden  und  Hessen  sich  von  den  kleinen  Burschen 
kleinere  Beträge  abpressen,  nachdem  zahlreiche  Juden  auf  Grund 
der  Anzeigen  der  Pfadfinder  vor  ein  Gericht  gestellt  worden  waren. 

In  Jassy  marschierte  der  Polizeipräf  ekt  Corbescuin  Begleitung 
des  Inspektors  Olrasi  durch  die  jüdischen  Geschäftsstrassen  und 
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„konfiszierte"  Waren  für  grosse  Summen.  Einer  jüdischen  Depu- 
tation, die  wegen  der  Ungerechtigkeit  und  Gesetzlosigkeit  dieser 
Massnahme  vorstellig  wurde,  erklärte  der  Polizeipräf  ekt :  „Ihr  seid 
alle  Vaterlandsfeinde  und  Verräter.  Solange  man  nicht  wenigstens 
einige  von  Euch  niederknallt,  bessern  sich  die  Juden  doch  nicht." 
Nach  grossen  Bemühungen  und  Gelderpressungen  ist  der  grösste 
Teil  der  Waren  an  die  Besitzer  zurückgelangt. 

Als  ein  aussergewöhnlicher  Erpresser  betätigte  sich  der  Kom- 
mandant von  Jassy,  der  General  Her  esc  u,  der  täglich  die  jüdi- 
schen Geschäfte  „absuchte",  die  Waren  konfiszierte,  zum  grössten 
Teil  raubte  und  zum  Teil  nach  Erpressungen  zurückgab.  Bei  seinen 
Spaziergängen  begleitete  ihn  sein  jugendlicher  Sohn,  der  zuerst  die 
Firmenschilder  danach  prüfte,  ob  die  Besitzer  Juden  seien. 

Der  Polizeikommissar  Alexandrescu  in  Jassy  veranstaltete 
seine  speziellen  Raubzüge  gewöhnlich  in  später  Nachtstunde.  Er 
holte  die  Juden  aus  den  Betten,  Hess  sie  zur  Polizeistation  schlep- 
pen, und  entliess  sie  nach  erfolgter  Gelderpressung.  Die  Juden, 
die  gegen  das  Bubenstück  protestierten,  und  kein  Loskaufgeld  ent- 
richten wollten,  v/urden  geprügelt  und  misshandelt.  An  diesen  Miss- 
handlungen hat  sich  in  besonders  grausamer  Weise  der  Polizei- 
inspektor der  Jassyer  Poliz  dpräfectur  Botez  beteiligt.  Ebenso 
grausam  misshandelte  die  Juden  der  zweite  Polizeünspektor  Fran- 
guleo. 


Kurz  nach  Ausbruch  des  Krieges  ist  ein  gewisser  Major  Cujba, 
der  als  antisemitischer  Hetzer  schon  vor  dem  Kriege  bekannt  war, 
zum  Bahnhofskommandanten  in  Pascani  ernannt  worden.  Sofort 
nach  seinem  Eintreffen  hat  er  die  jüdische  Bevölkerung  unter  eine 
besondere  Gesetzgebung  und  unter  besondere  Aufsicht  gestellt. 

Zunächst  richtete  er  sich  ein  „eigenes"  Gefängnis  ein.  Einige 
Waggons  in  der  Nähe  des  Bahnhofs  wurden  speziell  als  Gefängnis 
für  die  Juden  eingerichtet.  Jeder  Jude,  der  an  diesem  Bahnhof 
ankam  oder  abreiste,  wurde  einem  Verhör  unterzogen.  Jeden  Juden 
erklärte  er  für  einen  verdächrgen  Passagier,  von  dem  man  fest- 
stellen müsse,  für  welche  Zwecke  er  reise.  Selten  erklärte  .er  die 
Aussagen  eines  Juden  für  ausreichend.  Die  Waggons  waren  stets 
mit  verhafteten  Passagieren  gefüllt,  und  wurden  nur  dann  geleert, 
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wenn  jeder  Verhaftete  diesem   Erpresser  einige  hundert   Francs 
„zugunsten  des  Roten  Kreuzes"   (ohne  Bescheinigung)  auszahlte. 

Als  die  Verhaftungen  dem  Major  nichts  mehr  eintrugen,  dehnte 
er  seine  Tätigkeit  auf  weitere  Gebiete  aus:  er  erklärte  sämtliche 
Juden,  die  vom  Militärdienst  befreit  worden  waren,  als  zu  einer 
nochmaligen  Untersuchung  verpflichtet.  Einige  Betroffene,  die  da- 
gegen unter  Hinweis  darauf  protestierten,  dass  diese  Verordnung 
eine  ungesetzliche  sei  und  mit  Beschwerden  beim  Kriegsministe- 
rium drohten,  wurden  ins  „Gefängnis"  gesteckt  und  schwer  miss- 
handelt. Ein  Holzhändler,  Salomon  F.,  der  erst  vor  kurzem  als 
dienstuntauglich  erklärt  wurde,  ist,  weil  er  es  abgelehnt  hat,  dem 
Major  eine  Holzladung  ohne  Quittung  abzuliefern,  „eingezogen" 
und  nach  Falticeni  als  „Soldat"  abtransportiert  worden.  Auf  diese 
Weise  hat  er  von  fast  sämtlichen  jüdischen  männlichen  Ein 
wohnern,  die  im  Besitze  von  Bargeld  waren,  fast  ihr  ganzes  Ver- 
mögen erpresst. 

Hierauf  schritt  der  Kommandant  zu  einer  weiteren  Ausdehnung 
seiner  Tätigkeit :  zur  Heranziehung  zu  Zwangsarbeiten.  Ungeachtet 
des  ausdrücklichen  Befehls  des  Kriegsministeriums,  Kaufleute  und 
Handwerker  von  der  Zwangsarbeitspflicht  zu  befreien,  kommen- 
tierte der  Major :  diese  Befreiung  beziehe  sich  nicht  auf  die  „Frem- 
den" d.  h.  Juden.  So  Hess  er  die  Rabbiner  der  Stadt,  eine  Anzahl 
angesehener,  reicher  jüdischer  Greise,  sowie  fast  sämtliche  jüdischen 
Ladenbesitzer  verhaften  und  zu  den  Grabenarbeiten  treiben.  Die 
Juden  wussten,  um  was  es  sich  handelt  und  befreiten  sich  durch 
Loskauf  summen.  Unter  den  Verhafteten  befanden  sich  auch  einige 
verwundete  jüdische  Soldaten,  die  sich  an  der  Loskaufsumme  eben- 
falls beteiligen  mussten.  Einige  ältere  Juden  und  einige  jüdische 
Soldaten,  die  Beschwerde  dagegen  einreichten,  wurden  ins  Ge- 
fängnis gesteckt,  wo  sie  einige  Monate  verblieben. 

Am  jüdischen  Neujahrstage  wollte  der  Richter  der  Stadt  Ein- 
käufe machen.  Der  Ladenbesitzer,  ein  religiöser  Jude,  lehnte  es  ab, 
am  Neujahrstage  Handel  zu  treiben.  Der  Richter  beschwerte  sich 
beim  Kommandanten,  und  dieser  befahl,  sämtliche  jüdischen  Läden 
bis  auf  weiteres  zur  Strafe  zu  schliessen.  Nur  durch  eine  weitere, 
grössere  Loskaufsumme  konnte  die  Aufhebung  dieses  Befehls  er- 
wirkt werden.  Mehrere  Ladeninhaber  mussten  sich  verpflichten, 
dem  Major  monatlich  je  500  Francs  zu  zahlen.  .  .  . 
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.  . .  Die  schweren  Epidemien  werden  infolge  der  systematischen 
Verweigerung  von  Lebensmitteln  an  die  Juden  zu  einer  Kata- 
strophe für  die  jüdische  Bevölkerung  in  der  Moldau.  Die  Bürger- 
meister erhielten  den  Befehl,  dafür  zu  sorgen,  dass  der  Verkauf 
von  Lebensmitteln  zuerst  an  die  Rumänen  erfolgt  und  erst  nach- 
her an  die  Fremden.  Der  Grund  für  diese  unmenschlichen  Mass- 
regeln liegt  hier  weniger  in  der  Feindseligkeit  der  Regierung  gegen 
die  Juden,  als  in  ihrer  Angst  vor  der  ohnehin  unruhigen  und  gegen 
die  Regierung  aufgeregten  Bevölkerung.  Es  herrscht  nämlich  in 
der  Bevölkerung  eine  grosse  Erbitterung  gegen  die  Regierung, 
deren  Korrumption,  Nachlässigkeit  und  völliges  Versagen  sich 
gerade  auf  dem  Gebiete  der  Lebensmittelversorgung  herausgestellt 
haben.  Als  Begründung  für  diese  Massregeln  geben  die  Behör- 
den, sowie  die  Pressorgane  an,  dass  die  Juden  die  Lebensmittel 
„nicht  für  ihren  Gebrauch,  sondern  zum  Handel  und  zur  Preis- 
treiberei aufkaufen."  Ganze  jüdische  Gemeinden  blieben  buchstäb- 
lich ohne  Nahrungsmittel  und  konnten  sich  Esswaren  von  den 
rumänischen  Händlern  nur  zu  vier-  und  fünffachen  Preisen  verschaf- 
fen. In  Jassy  verweigerten  mehrere  rumänische  Ladenbesitzer,  dem 
Aushungerungsbefehl  gegen  die  Juden  nachzukommen.  Hierauf 
Hess  der  Polizeipräf  ekt  Corbescu  bei  allen  Verkaufsstellen 
öffentliche  und  geheime  Polizisten  postieren,  die  jeden  sich  in  die 
Reihe  stellenden  jüdischen  Käufer  vertrieben.  Zahlreich  sind  die 
Fälle,  wo  jüdische  Frauen  und  Kinder  von  den  Polizisten  blutig 
misshandelt  wurden.  Ueber  die  Ausführung  dieser  Verordnung 
führte  der  Polizeipräf  ekt  selbst  die  Kontrolle.  Einen  angesehenen 
Juden,  namens  Cohnfeld,  den  die  Polizisten  nicht  so  schnell 
herauszuschleppen  wagten,  ergriff  der  Polizeipräfekt  Corbescu 
selbst,  versetzte  ihm  einen  Faustschlag  auf  die  Brust  und  stiess 
ihn  aus  der  Reihe. 


.  . .  Die  Zahl  der  Juden,  die  der  Flecktyphusepidemie  zum  Opfer 
fallen,  ist  erschreckend.  Die  typhuskranken  Soldaten,  deren  Zahl 
eine  ungeheure  ist,  werden  bei  den  jüdischen  Einwohnern  einquar- 
tiert. Die  Militär-  und  Zivilbehörden  begehen  hierbei  die  schwer- 
sten Verbrechen  gegen  die  jüdische  Bevölkerung.  In  mehreren 
Orten  erboten  sich  die  Juden,  für  die  kranken  Soldaten  spezielle 
Baracken  auf  ihre  Kosten  zu  bauen,  um  der  Ansteckungsgefahr  zu 
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entgehen.  Die  Behörden  erblickten  hierin  einen  „Ungehorsam" 
gegen  das  Militär  und  drohten  den  Juden  mit  Verhaftung  und 
Kriegsgericht.  Aber  es  geschieht  noch  etwas  Schlimmeres.  Ver- 
zweifelte Eltern  suchen  ihre  Kinder  aus  den  Wohnungen,  in  denen 
typhuskranke  Soldaten  einquartiert  werden,  zu  entfernen.  Hierin 
erblicken"  die  Behörden  eine  absichtliche  „Verbreitung  der  Epidemie" 
und  zwingen  die  Eltern  mit  ihren  Kindern  und  sämtlichen  Haus- 
genossen in  den  Wohnungen  zu  verbleiben.  Ein  Versuch,  aus  dem 
Ort  zu  fliehen,  ist  mit  Lebensgefahr  verbunden,  denn  den  Juden 
ist  die  Entfernung  aus  ihrem  ständigen  Wohnort  ohne  militärische 
Genehmigung  verboten.  Bei  der  jüdischen  Bevölkerung  herrscht 
die  Ueberzeugung,  dass  die  rumänische  Regierung  bedacht  die 
Vernichtung  der  Juden  erstrebt  und  sich  der  Verbreitung  der  Ty- 
phusepidemie mit  Absicht  in  dem  Ausrottungskampf  bedient.  .  .  . 
....  Die  Einquartierungen  von  Soldaten  und  Offizieren 
in  die  jüdischen  Wohnungen  in  der  Moldau  haben  sich  für  die 
jüdische  Bevölkerung  zu  einer  wahren  Geissei  gestaltet.  Offiziere, 
die  bei  Juden  einquartiert  werden,  erhalten  keine  „Burschen"  mit  der 
Begründung,  „die  Juden  haben  die  Offiziere  zu  bedienen".  Der 
Missbrauch,  der  damit  getrieben  wird,  nimmt  unglaubliche  For- 
men an.  Meistenteils  sind  es  bessere  jüdische  Wohnungen,  die  von 
den  Offizieren  mit  Beschlag  belegt  werden.  In  Botosani,  Dorohoi 
und  Bacau  haben  die  Offiziere  die  jüdischen  Hausherren,  ihre 
Frauen  und  Kinder  buchstäblich  zu  ihren  Hausknechten  gemacht. 
Viele  fromme  Juden,  die  es  ablehnen,  am  Sabbath  für  die  Offiziere 
gewisse  Arbeiten  zu  tun,  werden  schwer  misshandelt.  In  Botosani 
zwang  ein  Major,  im  Zivilleben  Universitätsprofessor  in  Bukarest, 
ein  altes,  achtbares  jüdisches  Ehepaar,  ihm  täglich  die  Füsse  zu 
waschen.  Der  Kommandor  Peritianescu  in  Jassy  zwang  mo- 
natelang den  bekannten  Kaufmann,  Herman  Moschkowitz,  ihm 
und  seinen  Kameraden  jede  Nacht  Weingelage  zu  bereiten,  wobei 
Moschkowitz  selbst  die  Kosten  tragen  und  seine  Angehörigen  als 
Diener  zur  Verfügung  stellen  musste.  Auf  die  Proteste  des  Mosch- 
kowitz hin  erklärte  der  Major,  er  werde  ihn  sofort  als  Spion  ver- 
haften lassen.  Ebenso  erging  es  dem  Kaufmann  Geltzer  in  Jassy, 
der  mehrere  Offiziere  monatelang  beherbergen,  beköstigen  und  per- 
sönlich bedienen  musste.  Gelzter  musste  auch  die  Lebensmittel- 
karten seiner  Familie  den  Offizieren  abgeben.  Ein  Versuch,  Be- 
zahlung zu  bekommen,  wurde  damit  erwidert,  er  solle  doch  froh 
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sein,  den  Schutz  der  Offiziere  zu  gemessen,  da  er  sonst  wegen 
Spionageverdacht  sofort  ins  Gefängnis  kommen  würde.  Eine  Frau 
Rosen  in  Botosani,  deren  Mann  vor  kurzem  im  Kriege  gefallen  ist, 
musste  sogar  ihre  aus  vier  Zimmern  bestehende  Wohnung  räumen, 
da  diese  von  einem  Offizier  „requiriert"  wurde.  Nach  mehreren 
Wochen  verliess  der  Offizier  die  Stadt,  wobei  er  die  Wohnungs- 
einrichtung bis  auf  den  letzten  Gegenstand  weggeschleppt  hat. 

Da  die  meisten  wohlhabenden  jüdischen  Einwohner  zur  Aus- 
haltung ihrer  Einquartierungen  grosse  Ausgaben  haben,  sind  sie 
sehr  oft  ausser  Stande,  der  notleidenden  jüdischen  Bevölkerung 
pekuniäre  Hilfe  zu  erweisen,  was  4en  Hunger  und  das  Elend  der 
armen  jüdischen  Massen  vermehrt.  Unzählige  Juden  müssen  mit 
ihren  Familien  in  Kellern  und  lichtlosen  Räumen  leben,  weil  ihre 
Wohnungen  „einquartiert"  sind  und  die  Militärs  die  Juden  aus  ihren 
Wohnungen  vertreiben*.  Alle  Versuche,  gegen  diese  Willkürakte 
Abhilfe  zu  schaffen,  sind  ohne  Erfolg  geblieben.  Der  Jude  ist  in 
Rumänien  völlig  schutzlos  und  steht  ausserhalb  jedes  Gesetzes. 

Das  System,  Juden  und  jüdische  Soldaten  als  Spione  zu  ver- 
dächtigen, ist  nicht  erst  während  des  Krieges  eingeführt  worden. 

Noch  vor  dem  Kriege,  während  der  Mobilisierungen,  ist  diese 
Verhetzungspolitik  unaufhörlich  getrieben  worden.  Der  Chef  der 
Aviatik-Schule,  Major  V  a  1  e  a  n  u  in  Bukarest,  hat  30  jüdische  Schüler 
entfernt  mit  einem  offiziellen  Rapport  an  die  höhere  Behörde, 
er  könne  unmöglich  Personen  in  der  Schule  behalten,  die  er  für 
Verräter  halte  und  von  denen  er  überzeugt  sei,  dass  sie  als  Juden 
unmöglich  für  das  rumänische  Flugwesen  Interesse  haben  können, 
was  ihn  zu  der  Annahme  führe,  dass  sie  lediglich  zu  Spionage- 
zwecken sich  in  die  Schule  haben  aufnehmen  lassen. 

Bald  galt  es  für  jeden  höheren  Militär  als  Pflicht,  die  Armee 
vor  den  „jüdischen  Spionen"  zu  schützen.  Am  schlimmsten  trieb  es 
der  Chef  des  Schweren  Artillerie-Regiments  in  Vaslui,  der  Kapitän 
Dragali  na,  der  Sohn  des  in  der  Schlacht  beiTargu-Jiu  gefallenen 
Helden.  Durch  einen  Tagesbefehl  hat  er  die  jüdischen  Soldaten 
unter  besondere  Beobachtung  gestellt.  Er  war  ein  furchtbarer 
Peiniger  der  Juden.  Er  zwang  jüdische  Soldaten  ununterbrochen 
drei  Tage  lang  auf  der  Wache  zu  stehen.  Die  meisten  hielten  es  nicht 
aus  und  mussten,  nachdem  sie  50  Peitschenhiebe  bekommen  hatten 
nach  dem  Hospital  gebracht  werden.  Eines  dieser  Opfer,  Luca 
Horowitz,  brach  zusammen  und  starb  Tags  darauf  im  städtischen 
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Hospital  in  den  Armen  seiner  Mutter  mit  den  Worten:  „Kapitän 
Dragalina  hat  mich  getötet". 

Der  Leutnant  Tarnowsky  (Sohn  äes  Obersten  Tarnowsky) 
vom  7.  Kavallerieregiment  in  Jassy  hat  für  die  jüdischen  Soldaten, 
ausser  den  regelmässigen  Übungen,  besondere,  stundenlange 
Übungen  ausgedacht,  die  die  unglücklichen  Soldaten  bis  zur  voll- 
kommenen Erschöpfung  brachten.  Täglich  verkündete  er  den  Befehl 
der  speziellen  Übungen  für  die  Juden'  vo  1  neuem  vor  dem  ganzen 
Regiment  „als  Strafe  für  die  jüdischen  Spione".  Später  desertierte 
derselbe  Tarnowsky  und  ist  aus  Bessaraöien  nach  Rumänien  als 
Deserteur  gebracht  v/orden. 

Nach  der  Niederlage  in  der  Walachei  und  dem  Verlust  von 
Bukarest  wurden  die  Ingenieure  aus  den  sich  zurückziehenden 
Truppenteilen  herausgesucht  und  nach  dem  Inneren  des  Landes, 
nach  der  Moldau  kommandiert,  mit  der  Aufgabe,  die  verlaufenen, 
leerstehenden  Eisenbahnwagen  abzusuchen  und  sie  der  Central- 
stelle  zuzuführen.  Unter  diesen  Ingenieuren  befanden  sich  viele  Ju- 
den. Aber  fast  alle  Bahnhofskommandanten  wiesen  die  jüdischen  In- 
genieure zurück  mit  der  Begründung,  „Spione  werden  zu  den  Bahn- 
höfen nicht  zugelassen".  Der  Ingeneur  Zuckermann,  der  sich 
auf  schriftliche  Order  des  Kriegsministeriums  berief  und  gegen  die 
Zurückweisung  protestierte,  wurde  in  Hankonaki  als  „Spion"  ver- 
haftet. Zu  seinem  Glück  wurde  er  von  einem  russischen,  vorbei- 
ziehenden Militärtrupp  zur  Auslieferung  an  den  Regimentsstab,  der 
in  Bolgrad  in  Bessarabien  seinen  Sitz  hatte  mitgeschleppt,  wo  er 
nach  achttägiger  Haft  auf  Veranlassung  der  russischen  Militär- 
behörde befreit  wurde 

Eine  der  herzlosesten  und  provocierendsten  Massnahmen  gegen 
die  Juden  war  das  Verbot  des  Gebrauchs  der  jüdischen  Sprache. 

An  sich  wurde  nicht  die  jüdische,  sondern  die  deutsche 
Sprache  verboten.  Aber  die  Militär-  und  Polizeibehörden,  ange- 
fangen vom  Minister  bis  zum  Unteroffizier  und  Landgendarmen 
erklärten  die  jüdische  Sprache  als  „deutsch".  Um  die  Tragweite 
dieses  Gewalttaktes  zu  verstehen,  muss  man  wissen,  dass  die  ganze 
jüdische  Bevölkerung  in  der  Moldau,  mehr  als  175,000  Menschen, 
jüdisch  als  ihre  Muttersprache  gebraucht.  Bald  ist  die  Anzeige 
wegen  Gebrauchs  der  jüdischen  Sprache  das  beliebteste  Mittel 
aller  Denunzianten  und   Erpresser  geworden.      Es  kam  zu  tra- 


—  143  — 

gischen  Scenen.  Unzählige  Eltern,  die  nur  jüdisch  können,  spra- 
chen kein  Wort  mit  ihren  Kindern,  aus  Angst,  von  den  rumäni- 
schen Nachbarn  belauscht  zu  werden.  Die  Fenster  jüdischer 
Wohnungen  wurden  nie  geöffnet,  damit  die  Vorübergehenden  ein 
gesprochenes  jüdisches  Wort  nicht  hörten.  Es  kam  so  weit,  dass 
mehrere  Juden  verhaftet  wurden,  weil  sie  angeblich  in  der  Syna- 
goge „deutsch"  gebetet  haben.  Dem  Jassyer  Rabbiner  ist  es  ge- 
lungen, diese  Juden  zu  befreien,  nachdem  er  den  Beweis  geliefert 
hat,  dass  die  Juden  in  der  Synagoge  nicht  deutsch  sondern  hebrä- 
isch gebetet  haben. 

Die  Verfolgungen  wegen  Gebrauchs  der  jüdischen  Sprache 
begannen  Mitte  September  1916.  Täglich  wurden  zahlreiche  Ju- 
den, Frauen,  selbst  Kinder,  in  die  Polizeistationen  gebracht.  An 
jedem  Nachmittag  konnte  man  in  Jassy  sehen,  wie  diese  „Spione" 
kolonnenweise  nach  den  Gefängnissen  geführt  wurden.  Im  Monat 
Januar  1917  ist  die  Zahl  der  verhafteten  Juden  in  der  Moldau, 
hauptsächlich  im  Distrikt  Jassy,  Botosani,  ebenso  in  Dorohoi, 
Bacau  und  Falticeni  9000  gewesen.  Im  ganzen  wird  die  Ge- 
samtzahl der  verhafteten  Juden  in  der  Moldau  auf  11 — 12,000 
geschätzt. 

Das  Verbot  des  Gebrauches  der  jüdischen  Sprache  hatte  zum 
einzigen  Zweck,  die  Juden,  die  grösstenteils  jüdisch  als  ihre  Mut- 
tersprache gebrauchen,  von  vornherein  bei  der  übrigen  Bevölkerung 
zu  verdächtigen.  Verhaftungen  wegen  Gebrauchs  der  jüdischen 
Sprache  wurden  in  der  Moldau  täglich  vorgenommen.  In  Sulitza  in 
der  Nähe  von  Botosani  ereignete  sich  folgendes.  Ein  Polizist  kam 
im  December  1916  in  das  Haus  des  Rabbiners  R.Moschele  wegen 
irgend  einer  Erkundigung.  Als  die  kleine  Tochter  des  Rabbiners, 
die  beim  Schreiben  eines  Briefes  in  jüdischer  Sprache  sass,  den 
Polizisten  bemerkte,  versteckte  sie  in  ihrem  Schreck  den  Brief 
unter  die  Tischdecke.  Kurz  darauf  erschien  der  Polizist,  der  Ver- 
dacht geschöpft  hatte,  in  Begleitung  einer  grossen  Militär-Eskorte. 
Das  Haus  wurde  umzingelt,  der  alte  Rabbi  mit  seiner  Frau  und 
sechs  Kindern  wurden  gefesselt  und  nach  Jassy  transportiert .  Alle  Be- 
mühungen der  Juden,  den  Rabbiner  wenigstens  über  den  heran- 
nahenden Sabbath  im  Gefängnis  zu  lassen,  um  dem  Geistlichen  die 
Entweihung  des  Sabbaths  durch  die  Fahrt  zu  ersparen,  waren  ver- 
gebens. Nach  wochenianger  Haft  ist  die  ganze  Familie  ohne 
jede  Anklage  entlassen  worden.  Aber  durch  das  ganze  Land  wurde 
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die  Nachricht  von  dem  spionierenden  Rabbi  verbreitet  und  eine 
Zeitlang  wagte  keine  Zeitung  diese  Lüge  zu  dementieren 

An  die  Tragödie  von  Falticeni  denken  die  Juden  mit  tiefem 
Schmerz.  Einige  Tage  nach  der  rumänischen  Kriegserklärung  an 
Oesterreich  haben  die  Russen  in  der  Gegend  von  Dornawatra  einige 
österreichische  Postsäcke  abgefangen.  In  den  Säcken  wurden  viele, 
aus  Rumänien  nach  Oesterreich  adressierte  Briefe  gefunden,  die 
den  rumänischen  Behörden  zugestellt  wurden.  Als  man  fest- 
stellte, dass  eine  Reihe  von  Briefen  in  jüdischer  Sprache  geschrie- 
ben waren,  wurde  der  Befehl  erteilt,  sämtliche  Absender  wegen 
Spionage  zu  verhaften.  115  jüdische  Bürger  von  Falticeni 
sind  hierauf  in  Haft  genommen  worden.  Alle  Nachweise,  dass 
es  sich  um  gewöhnliche  Geschäfts-  und  Privatbriefe  handelt,  die 
geschrieben  waren,  als  zwischen  Rumänien  und  Oesterreich  noch 
kein  Kriegszustand  herrschte,  halfen  nichts.  Sechs  Monate 
lang  blieben  die  jüdischen  Einwohner  im  Kerker  und  wurden 
elend  und  gebrochen  aus  dem  Gefängnis  entlassen.  Einer  der 
Verhafteten,  der  Bankier  Pineles,  einer  der  angesehensten  Vor- 
steher der  jüdischen  Gemeinde,  beging  im  Gefängnis  nach  Mit- 
teilung der  Behörden  Selbstmord. 

Bei  der  Entlassung  aus  dem  Gefängnis  mussten  die  Juden 
schriftlich  bestätigen,  dass  sie  keine  Klagen  wegen  ihrer  Verhaf- 
tung einreichen  werden.  Einer  der  Verhafteten,  ein  wohlhabender 
Kaufmann,  Danko  Schnurre r,  kam  auf  die  unglückliche  Idee, 
als  Jude  in  Rumänien  seine  Menschenwürde  zu  verteidigen.  Er  wollte 
nur  unterzeichnen  mit  dem  Vorbehalt,  dass  er  eine  weitere  Unter- 
suchung über  den  Grund  seiner  Verhaftung  verlangen  werde.  Die 
Militärbehörden  bestraften  ihn  mit  weiterem  Verbleiben  im  Ge- 
fängnis. Auch  nachher  wurde  er  einigemal  befragt,  ob  er  bereit  sei, 
bedingungslos  zu  unterschreiben,  um  entlassen  zu  werden.  Der 
Unglückliche  beharrte  auf  seinem  Recht.  Nach  etwa  6  Wochen 
„starb"  er  im  Gefängnis,  angeblich  am  Flecktyphus.  Die  Behörden 
ordneten  seine  sofortige  Beerdigung  an,  und  so  wird  der  Vor- 
fall wohl  unaufgeklärt  bleiben. 

.  .  .  Das  System,  Juden  als  Spione  zu  verdächtigen,  kennt  keine 
Grenzen.  Ein  alter  Jude,  der  langjährige  Holzwächter  auf  dem 
Gute  der  Hofdame  M  a  w  r  o  d  i  e  in  der  Nähe  von  Jassy,  wurde  im 
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Februar  1917  vor  ein  Kriegsgericht  gestellt  „wegen  Lieferung  von 
Holz  an  das  Ausland".  Der  Sachverhalt  war  der,  dass  ein  vor- 
beiziehender russischer  Militärtrupp  das  Holz  riquiriert  und  dem 
alten  Wächter  darüber  einen  Schein  ausgestellt  hatte.  Die  Ein- 
wände des  Verteidigers,  dass  das  Ausland  ja  der  Bundesgenosse 
Russland  sei,  und  dass  von  „Lieferung"  keine  Rede  sein  könne, 
da  der  alte  Jude  dem  bewaffneten  Militärtrupp  unmöglich  hätte 
Widerstand  leisten  können,  wie  zahlreiche  Fälle  bei  rumänischen 
Wächtern  bewiesen  hatten,  waren  vergebens.  Der  Jude  wurde 
wegen  des  Verbrechens  zu  drei  Monaten  schweren  Militärkerkers 
verurteilt.  Die  Gutsherrin  verwandte  sich  für  ihren  Wächter  bei 
Hofe,  aber  ohne  Erfolg.  Bei  Hofe  soll  man  ihr  erklärt  haben,  „dass 
nach  Mitteilungen  der  Sigurantza  alle  Juden  Spione  seien." 

Das  Schlimmste  für  die  Juden  war,  dass  die  Verhafteten  sehr 
selten  vor  ein  regelrechtes  Gericht  gestellt  wurden.  Es  wird  auch 
gar  keine  Untersuchung  geführt,  weil  nicht  die  geringsten  An- 
haltspunkte für  eine  Untersuchung  vorhanden  sind.  Sie  schmachten 
einfach  monatelang  in  den  Kerkern.  Nur  nach  grossen  Unkosten 
und  Bemühungen  gelingt  es  einem  verhafteten  Juden,  an  ein  Gericht 
überwiesen  zu  werden.  Das  Gericht  bedeutet  schliesslich  doch  die 
einzige  Hoffnung,  die  Schuldlosigkeit  zu  erweisen.  So  erging  es 
dem  angesehensten  und  bedeutendsten  Buch-  und  Antiquarienhänd- 
ler  Scharaga  in  Jassy.  Der  Polizeiprarekt  von  Jassy  kaufte  bei 
Scharaga  Ende  Dezember  1916  einen  Abreisskalender  für  das 
Jahr  1917.  Der  Käufer  bemerkte,  dass  auf  dem  Abreissblatt  ein 
Österreich-ungarisches  Reichswappen  gedruckt  ist.  Er  Hess  den 
Besitzer  der  grossen  Firma,  ein  bekannter  Philantrop  und  Kultur- 
träger, sofort  wegen  Spionage  verhaften.  Der  alte  Mann  sass  6 
Monate  lang  im  Gefängnis.  Durch  seine  hohen  Beziehungen  gelang 
es  ihm,  vor  ein  Gericht  zu  kommen.  Das  Gericht  stellte  fest,  dass  die 
Kalender  noch  vor  der  Kriegserklärung  Rumäniens  an  Oesterreich 
an  Scharaga  geliefert  worden  waren,  und  dass  auch  in  sämtlichen  ru- 
mänischen Buchläden  diese  Kalender  ungestört  verkauft  werden,  weil 
andere  Kalender  überhaupt  nicht  zu  erlangen  gewesen  sind.  Er  wurde 
freigesprochen.  Aber  durch  die  monatlange  Haft  ist  der  alte  Mann  fast 
ganz  zu  Grunde  gegangen .  Das  gleiche  „Glück"  wurde  auch  einem  an- 
deren Juden  zu  teil,  dem  es  auch  mit  vieler  Mühe  gelungen  ist,  vor  ein 
Gericht  gestellt  zu  werden.  Zwei  Rumänen  kamen  vor  Gericht, 
weil  sie  angeblich  die  Brücke  zwischen  Galatz  und  Piatra  spren- 

10 
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gen  wollten.  Der  Prokuror  Rang,  ein  bekannter  Judenfresser,  hatte 
starke  Neigung,  irgend  einen  Juden  den  beiden  Rumänen  anzu- 
schliessen.  Er  liess  einen  ganz  unschuldigen  Juden  verhaften,  dem 
er  die  Beteiligung  am  Verbrechen  nachweisen  wollte.  Der  Jude 
wurde  aber  freigesprochen. 

Schrecklich  und  nach  Aufklärung  schreiend  ist  die  Hinricht- 
ung des  jüdischen  Unteroffiziers  Segalescu,  Sohn  achtbarer 
Eltern  in  Bukarest  im  Januar  1917.  Er  stand  bei  seinem  Regi- 
ment in  Berlad,  wo  er,  da  er  Student  an  der  Pariser  Universität 
war,  das  Avancement  zum  Offiziersstellvertreter  erwartete.  An- 
fang Januar  1917  erhielt  er  einen  dreitägigen  Urlaub  für  den  Be- 
such von  Jassy  und  bestieg  ein  Zug-Abteil.  Er  trug  bei  dieser 
Gelegenheit  einen  Offiziersmantel.  Im  Waggon  hörte  er,  wie  sich 
einige  Offiziere  französisch  unterhielten.  Der  Unteroffizier  gesellte 
sich  zu  ihnen  und  begann  über  Pariser  Erlebnisse  zu  plaudern. 
In  der  Unterhaltung  erzählte  er,  dass  er,  der  Unteroffizier  sei,  sich 
einen  Offiziersmantel  angezogen  habe,  weil  der  seinige  zu  schäbig 
sei  und  man  unmöglich  mit  ihm  zu  Besuch  nach  Jassy  fahren 
könne.  Das  täten  übrigens  auch  alle  seine  Kameraden,  da  die  In- 
tendantur offenbar  alles  stehle  und  weder  den  Soldaten,  noch  den 
Unteroffizieren  anständige  Kleidung  gebe.  In  Jassy  angelangt, 
machten  die  Offiziere  den  Bahnhofskommandanten  auf  den  redse- 
ligen Unteroffizier  aufmerksam.  Als  sich  herausstellte,  dass  er 
Jude  sei,  wurde  er  verhaftet.  Es  gelang  ihm,  seine  Verwandten  in 
Jassy  von  seiner  Haft  zu  benachrichtigen.  Erst  am  nächsten  Morgen 
gelang  es  seinem  Bruder,  Eintritt  in  das  Militärgefängnis  zu  erhal- 
ten, wo  er  die  Nachricht  erhielt,  dass  sein  Bruder  in  der  Nacht 
erschossen  worden  sei.  Die  Familie  bemüht  sich  seit  Monaten  ver- 
gebens, eine  Untersuchung  dieses  Falles  zu  erzwingen,  um  den 
Justizmord  aufzudecken. 

....  Die  Tragödie  des  jüdischen  Soldaten  LeopoldGoldner 
in  Jassy  hat  unter  den  Juden  tiefe  Trauer  hervorgerufen .  Goldner,  der 
in  österreichische  Gefangenschaft  geriet,  gelang  es,  zu  fliehen  und 
zu  einem  rumänischen  Truppenlager  zu  kommen.  Der  diensttuende 
Offizier  erklärte,  dass  er  einen  Juden  unmöglich  „für  so  dumm  "halten 
könne,  freiwilig  aus  der  Gefangenschaft  zu  flüchten  und  schickte 
den  jüdischen  Soldaten  unter  Bewachung  an  den  Regimentsstab. 
Es  ist  bisher  nicht  gelungen,  festzustellen  ob  ein  schriftlicher  Rap- 
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port  des  Offiziers  oder  der  mündliche  Bericht  der  Bewachungs- 
mannschaft den  Regimentsstab  dahin  informierte,  dass  Goldner 
„im  Auftrage  des  Feindes"  die  rumänischen  Linien  aufsuchte.  Ohne 
jede  Untersuchung  ist  der  unglückliche  Soldat  bald  darauf  erschos- 
sen worden.  Das  Urteil  wurde  im  ganzen  Lande  durch  spezielle 
Plakate  bekannt  gemacht.  , 

. . .  Sofort  nach  Ausbruch  des  Krieges,  wurden  zahlreiche  jüdi- 
sche Direktoren  grosser  Handels-  und  Industriefirmen  verhaftet. 
Als  Grund  wurde  die  Tatsache  angegeben,  dass  diese  Firmen  mit 
Deutschland  (vor  dem  Kriegsausbruch)  in  geschäftlichen  Be- 
ziehungen standen  und  so  dem  Feinde  Dienste  erweisen  könnten. 
Unter  dieser  Grundangabe  sind  die  bedeutendsten  rumänischen  Fi- 
nanciers,  der  Direktor  der.  Steaua  Romano-Werke,  Kirschen, 
die  Direktoren  Atias,  Hornik  und  Ehrenstein,  von  der  rumänischen 
Kreditbank,  Marcus,  von  den  metallurgischen  Werkstätten 
verhaftet  worden  und  sind  bis  heute  noch  im  Gefäng- 
nis. Der  eingentliche  Zweck  dieser  Verhaftung  ist  der,  dass 
rumänische  Konkurrenten,  Personen  aus  den  Regierungs- 
kreisen, diese  jüdischen  Finanzmänner  beseitigen  wollen.  Durch 
diese  blosse  Verdächtigung  bekommt  nämlich  die  Regierung  die 
Möglichkeit,  die  Verhafteten  ihrer  Naturalisation  als  verlustig  zu 
erklären,  wodurch  sie  auch  das  Recht  verlieren,  die  grossen  Finanz- 
institute zu  verwalten. 

.  .  .  Alle  Bemühungen,  den  Tod  des  Bankiers  Rubinstein 
in  Galatz  aufzuklären,  sind  bis  jetzt  ohne  Erfolg  geblieben.  Die 
Gefängisverwaltung  beruft  sich  auf  das  offizielle  Protokoll,  in  dem 
sein  Tod  als  „Selbstmord"  bezeichnet  wird.  Rubinstein,  ein  etwa 
50  jähriger  Mann,  österreichischer  Staatsangehörigkeit,  gehörte  zu  den 
angesehensten  Bürgern  der  Stadt.  Er  war  als  Philantrop  bei  der 
ganzen  Bevölkerung  hoch  geschätzt.  Er  fühlte  sich  als  norwegi- 
scher Konsul  sicher.  October  1916  wurde  er  plötzlich  doch  inter- 
niert. Sein  Schwager  Bercowici,  ein  Sohn  des  bekannten  Bank- 
chefs, verwandte  sich  für  den  Verhafteten  bei  Bratianu,  der  mit 
Rubinstein  befreundet  war,  aber  der  Ministerpräsident  erklärte,  er 
könne  für  ihn  nichts  tun,  da  Rubinstein  „als  Oesterreicher  der 
Spionage  verdächtig  sei."  Die  Behörden  erklären,  Rubinstein  hätte 
aus  Protest  gegen  diese  Beleidigung  Selbstmord  begangen.  Aber 
hier  gehen  verschiedene  Gerüchte  um  über  diesen  aufregenden, 
unaufgeklärten  Tod.  .  .  . 

10* 
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. . .  Um  die  Juden  in  den  Augen  der  rumänischen  Bevölkerung 
zu  verdächtigen,  werden  die  unglaublichsten  Massnahmen  unternom- 
men :  Ganze  jüdische  Gemeinden  werden  als  Spione 
verhaftet.  Da  die  Gefängnisse  nur  selten  für  alle  Platz  haben, 
werden  sie  in  Ställen  und  Scheunen  eingesperrt,  in  schmutzigen  und 
lichtlosen  Räumen,  wodurch  Krankheiten  entstehen,  die  zu  zahlrei- 
chen Todesfällen  geführt  haben.  Auf  die  Proteste  der  jüdischen 
Gemeinde  in  Jassy  wurde  erklärt,  man  brauche  die  Juden  zu 
Zwangsarbeiten  und  man  müsse  sie  verhaften,  da  sie  sonst  ent- 
fliehen würden.  In  Harlau  sind  fast  alle  Juden,  auch  alte  Frauen 
und  Männer  nach  tagelanger  Haft  zu  solchen  Zwangsarbeiten  her- 
angezogen worden.  In  Wirklichkeit  Hess  man  die  Leute  zu  Ar- 
beiten selten  kommen,  man  trieb  sie  von  einer  Stadt  nach  der 
anderen,  wo  sie  tagelang  ohne  Nährung  unter  freiem  Himmel 
von  Soldaten  bewacht,  lagern  mussten.  Fast  niemand  von  ihnen 
ist  den  Misshandlungen  entgangen.  Einige  christliche  Rumänen, 
die  die  Soldaten  zur  Rede  stellten,  als  sie  zwei  alte  Juden  in  Harlau 
misshandelten,  wurden  verhaftet.  Aehnliche  Szenen  spielten  sich 
in  mehreren  Städten  in  der  Moldau  ab. 


Die  Behandlung,  die  die  Juden  in  der  Moldau  zu  ertragen 
hatten,  musste  bei  der  Bevölkerung  den  Gedanken  aufkommen 
lassen,  dass  die  Juden  vogelfrei  seien.  Unzählige  Denunziationen 
laufen  bei  den  Behörden  gegen  Juden  ein.  Hauptsächlich  werden 
sie  der  Spionage  beschuldigt.  Das  Fürchterliche  dabei  ist,  dass 
bloss  auf  eine  solche  Denunziation  hin  das  Opfer  zunächst  ohne 
Untersuchung  in  das  Gefängnis  gebracht  wird.  Um  den  Juden 
jeden  Schutz  zu  nehmen,  erklärten  die  Behörden,  jede  Intervention 
zu  Gunsten  eines  der  Spionage  verdächtigen  Fremden  werde  als 
eine  unpatriotische  Handlung  betrachtet  werden.  Die  unglücklichen 
Betroffenen  wenden  sich  um  Hilfe  an  die  hilflosen  Rabbiner  und 
Gemeindevorsteher,  die  ja  selbst  von  den  Militärbehörden  belei- 
digt und  misshandelt  werden.  Beim  Rabbiner  der  Stadt 

sind  allein  am  heutigen  Tage  eine  Reihe  solcher  Hilferufe  einge- 
laufen: im  Dorfe  Grimesti  hat  der  Dorflehrer,  der  zugleich 
Ladenbesitzer  ist,  seinen  jüdischen  Konkurrenten,  den  Ladenbe- 
besitzer  Moses  Schwarz  bei  der  Gendarmerie  in  Mihalene 
angezeigt.  Schwarz  und  seine  Frau  wurden  hierauf  als  Spione  ver- 
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haftet  aber  nach  einigen  Tagen  wieder  entlassen.  Der  Lehrer 
beschwerte  sich  hierauf  bei  der  Sigurantza  in  Botosani  gegen 
•die  nachlässige  und  „Spionageduldende"  Landgendarmerie.  Das 
Ehepaar  Schwarz  wurde  hierauf  nochmals  verhaftet,  gefesselt 
und  nach  einem  unbekannten  Ort  abtransportiert.  Ein  an- 
derer Jude  namens  Adler  in  Botosani  ist  verhaftet  worden, 
weil  sein  Geschäftskonkurrent  bei  der  Militärbehörde  angezeigt 
hatte,  Adler  trage  in  seinen  Taschen  stets  mehrere  gedruckte  Ver- 
zeichnisse der  Eisenbahnstationen.  Vergebens  wies  Adler  darauf 
hin,  dass  er  Angestellter  des  Senators  Ivanescu  sei,  der  grosse 
Speditionsgeschäfte  führe,  was  übrigens  den  Behörden  gut  be- 
kannt ist.  Seit  mehreren  Wochen  suchen  nun  die  Angehörigen  Ad- 
lers vergebens,  seinen  Verbleib  festzustellen.  .  .  . 

In  Tirgu-Frumosi,  Botosani  und  Harlau  wurden  alle  jüdi- 
schen Synagogen  und  Bethäuser  für  Lazarette  requiriert.  Keine 
einzige  Kirche  wurde  requiriert.  Als  einige  Juden  dem  Komman- 
danten von  Dorohoi  gegenüber,  der  ebenfalls  alle  jüdischen  Gottes- 
häuser requiriert  hatte,  bemerkten,  die  jüdische  Bevölkerung  wun- 
dere sich  darüber,  dass  die  grossn  Villen  und  Schlösser  der  Bojaren 
in  der  ganzen  Umgegend  völlig  unberührt  und  unbenutzt  stehen, 
wurden  sie  verhaftet  und  schwer  misshandelt 

Der  Chef  des  Generalstabes,  General  Pres  an,  gilt 

als  der  schlimmste  Feind  der  Juden.  Alle  paar  Tage  versendet  er 
Tagesbefehle,  in  denen  von  Juden  die  Rede  ist.  Im  Dezember 
1916  soll  er  einen  russischen  Oberst  aus  seinem  Stabe  entfernt 
haben,  weil  dieser  in  einer  Gesellschaft  erklärt  haben  soll,  es 
wäre  besser,  die  Soldaten  über  die  Deutschen,  und  Bulgaren,  als 
über  die  Juden  aufzuklären.  Anfang  Oktober  1916  erliess  er  einen 
Tagesbefehl,  der  in  allen  Regimentern  verlesen  wurde,  und  der 
unter  den  Juden  grossen  Schrecken  «hervorgerufen  hat.  In  diesem 
Tagesbefehl  stand  mit  grossen  Lettern:  „Wer  sind  die  Spione? 
Die  Juden,  die  Händler,  Frauen  und  Kinder!  (wörtlich:  Cine  sunt 
spioni?  Ewrei,  negustori,  ferne  si  copii  !)".*)  Dieser  Tagesbefehl 
wurde  auch  unter  der  Bevölkerung  verteilt.    In  Vaslui  druckte  ihn 


*)  Die  Bezeichnung  „Händler"  ist  in  Rumänien  ein  übliches  Schimpf- 
wort gegen  Juden.  Ebenso  ist  der  Hinweis  auf  die  Frauen  und  Kinder  gegen 
die  Juden  gerichtet.  Gemeint  sind  damit  die  jüdischen  Frauen  und  Kinder,  die 
gewöhnlich  an  den   Kasernen  den  Soldaten  verschiedene  Waren   feilboten. 
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die  Zeitung  „Penes  si  Curcanul"  als  Leitartikel  ab.  Der  Befehl 
musste  vor  den,  den  Jassyer  Bahnhof  bewachenden  Truppen  von 
einem  jüdischen  Feldwebel  verlesen  werden.  Nach  der  Verlesung 
waren  die  Soldaten  sehr  aufgeregt  und  als  der  Zug  ankam,  suchten 
die  Soldaten  den  Zug  nach  Juden  ab.  Unter  den  Passagieren  fan- 
den sie  einen  einzigen  Juden,  den  Kaufmann  S  c  h  o  r  aus  Craiova. 
Er  wurde  blutig  zugerichtet  und  musste  halbtot  nach  dem  städti- 
schen Hospital  gebracht  werden. 

Der  Kommandant  von  Dorohoi  erliess  seit  September  1916 
bis  Januar  1917  zahlreiche  Aufrufe  an  die  Bevölkerung,  in  denen 
vor  den  Juden  als  den  Spionen  und  Landesverrätern  gewarnt 
wurde.  Die  Mehrzahl  der  Einwohner  in  Dorohoi  besteht  aus  Ju- 
den und  so  zwang  er  die  Juden,  diese  Tagesbefehle  an  ihren  Fen- 
stern und  Geschäften  auszuhängen. 

Unter  einem  solchen  Schreckensregiment  seufzte  die  jüdische 
Bevölkerung  in  Rumänien  seit  dem  Eintritt  dieses  Landes  in  den 
Weltkrieg  —  zur  Zeit  als  das  benachbarte  russische  Reich  sich  noch 
unter  dem  Joche  des  Zarismus  befand.    » 


X. 

DIE  LAGE  DER  JUDEN  IN  RUMÄNIEN  SEIT 

DEM  AUSBRUCH  DES  WELTKRIEGES. 


Der  Ausbruch  der  russischen  Revolution  und  die  unaufhörlichen  Verbre- 
chen gegen  die  Juden  in  Rumänien.  —  Eingreifen  der  russischen  Regierung. 
—  Bericht  des  Kopenhagener  Bureau  der  Zionistischen  Organisation.  —  Be- 
richte der  Odessaer  Kommission.  —  Neue  blutige  Verbrechen  der  rumänischen 
Behörden.  —  Weitere  Berichte.  —  Bericht  des  Jüdischen  Pressbureau  in  Stock- 
holm und  das  Dementi  der  rumänischen  Regierung.  —  Öffentliche  Erklärung  von 
Dr.  Rakowski.  —  Irreführung  der  öffentlichen  Meinung  durch  die  rumänischen 
Diplomaten.  —  Die  kommende  Friedenskonferenz  als  die  einzige  Hoffnung  der  Juden. 


Ein  zweites,  gewaltiges  Ereignis  trat  ein.  An  der  Grenze  Rumä- 
niens ertönt  im  März  1917  der  Freiheitsruf  des  russischen  Vol- 
kes. Eine  welthistorische  Umwälzung  ist  in  Rumäniens  Nachbarreich 
vorgegangen.  Der  Zarismus  ist  gestürzt.  Beglückt  und  hoffnungs- 
voll atmen  auch  die  fast  erdrosselten  rumänischen  Juden  auf.  An- 
gesichts der  befreiten  russischen  Völker  würde  auch  Rumänien,  das 
letzte  Bollwerk  der  Reaktion  und  Judenverfolgungen,  nunmehr 
seinen  politischen  Kurs  ändern  müssen. 

Es  ist  unglaublich,  aber  die  rumänischen  Machthaber  blieben 
auch  dann  noch  wie  mit  Blindheit  geschlagen.  Selbst  angesichts 
der  russischen  Revolution,  die  an  ihre  Türe  pochte,  wollten  sie 
ihrem  Vernichtungskampf  gegen  die  rumänischen  Juden  keinen 
Einhalt  gebieten. 

Die  russische  Revolution  brachte  zunächst  neues  Unglück 
für  die  rumänische  Juden.  Wehe  dem  rumänischen  Juden,  der 
für  die  Befreiung  Russlands  ingendwelche  Sympathie  verriet. 
Alle  Polizei-  und  Militärgefängnisse  wurden  mit  solchen  „frem- 
den Revolutionären"  überfüllt.  Von  diesen  Gewalttätigkeiten  er- 
fahren wir  näheres  aus  einem  Memorandum  das  die  rumänisch-jüdi- 
schen Flüchtlinge  in  Odessa  der  Provisorischen  Russischen  Regie- 
rung unterbreitet  haben.  Rechtzeitig  sollte  jede  Freiheitsbestrebung 
unter  den  verfolgten  Juden  schonungslos  im  Keime  erstickt  werden. 
Und  die  Juden  bekamen  den  ganzen  Hass  der  bojarischen  Macht- 
haber gegen  die  russische  Revolution  in  seiner  abscheulichsten 
Brutalität  zu  spüren. 
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Eines  aber  brachte  die  russische  Freiheit  den  rumänischen 
Juden:  ihre  Leiden  wurden  der  gesamten  europäischen  Welt  ent- 
deckt. Die  rumänische  Regierung  war  nicht  mehr  imstande,  un- 
bemerkt ihre  Opfer  zu  misshandeln.  Die  rumänischen  Gewalttaten 
kamen  vor  das  Tribunal  des  Weltgerichts. 

Bereits  Anfang  Mai  1917  berichtet  das  Kopenhagener  Bu- 
reau der  Zionistischen  Organisation : 

„Die  russische  Presse  beschäftigt  sich  in  letzter  Zeit  sehr  viel 
mit  der  Lage  der  Juden  in  Rumänien.  Es  ist  bezeichnend,  dass 
in  der  gleichen  Zeit,  wo  für  das  russische  Judentum  die  Frei- 
heit kam,  im  benachbarten,  nicht  besetzten  Rumänien  der  wildeste 
Antisemitismus  wahre  Orgien  feiert.  Der  Deputiertenrat  der  Ar- 
beiter und  Soldaten  erhielt  von  der  rumänischen  Front  ausführ- 
liche Angaben  über  Misshandlungen  der  Juden  durch  rumänische 
Militär-  und  Zivilbehörden  und  über  die  Versuche  einiger  ru- 
mänischer, antisemitischer  Agitatoren,  zwischen  den  russischen 
Truppen  eine  Judenhetze  hervorzurufen.  Der  frühere  Minister  des 
Aeusseren,  Miljukow,  veranlasste  eine  telegrafische  Anfrage  an  den 
russischen  Gesandten  in  Jassy,  Poklewsky-Kosell  um  einen  au- 
thentischen Bericht  über  die  antisemitischen  Vorgänge  in  Rumä- 
nien zu  erhalten. 

Bald  darauf  traf  der  Bericht  des  genannten  Gesandten  ein,  in 
dem  ausgeführt  wird,  dass  gegen  die  rumänischen  Juden  von 
Seiten  verschiedener  Behörden  Gewalttaten  verübt  wurden, 
namentlich  in  der  Epoche  des  Rückzuges  der  rumänischen 
Armee.  Der  russische  Minister  des  Aeusseren,  Terestschenko, 
hat  im  Auftrage  der  Provisorischen  Regierung  sofort  die  rumä- 
nische Regierung  wieder  wissen  lassen,  dass  sie  es  nicht  dulden 
könne,  dass  im  bundesgenössischen  Rumänien  die  Juden  ausser- 
halb des  Gesetzes  gestellt  werden.  Die  russische  Regierung  be- 
dauere es,  dass  die  rumänische  Regierung  auf  das  Empfinden  der 
russischen  Demokratie  so  wenig  Rücksicht  nehme.  Zum  Schlüsse 
erklärte  die  russiche  Regierung,  dass  sie  gegen  den  Versuch  der 
Organisierung  einer  Judenhetze  unter  den  russischen  Truppen 
hart  an  der  russischen  Grenze  unter  allen  Umständen  auftreten 
werde. 

Das  Eingreifen  der  russischen  Regierung  scheint  auf  die  Re- 
gierung in  Jassy  Eindruck  gemacht  zu  haben.  Die  rumänische  Re- 
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gierung  erwiderte  mit  einer  Note,  in  der  eine  günstige  Lösung  der 
Judenfrage  in  naher  Zukunft  in  Aussicht  gestellt  wird.  Herr  Bra- 
tianu  eilte  sofort  nach  Petrograd,  um  die  Presse  zu  beruhigen. 
Ausserdem  entsandte  die  .rumänische  Regierung  einen  Emissär, 
einen  gewissen  Dr.  Lupu,  der  im  Arbeiter-  und  Soldatenrat  in  Pe- 
trograd einen  „beruhigenden"  Bericht  über  die  Lage  der  Juden  in 
Rumänien  erstattete  und  erklärte,  die  rumänische  Regierung  werde 
allen  Juden,  die  sich  an  dem  gegenwärtigen  Kriege  beteiligen,  die 
volle  Gleichberechtigung  erteilen.  Der  Vorsitzende  des  Arbeiter- 
rates, Tscheidse,  erklärte,  die  russische  Demokratie  habe  für 
solche  „bedingten  Privilegien"  kein  Verständnis  und  schlug 
eine  entsprechende  scharfe  Resolution  vor,  die  vom  Arbeiterrat 
angenommen  wurde.  Der  Emissär  erklärte  hierauf,  dass  schon 
beim  Beginn  der  nächsten  Parlaments- Verhandlungen  in  Jassy  die 
Judenfrage  zur  Verhandlung  kommen  würde." 


Den  freiheitlichen  Organisationen  und  Bevölkerungsteilen  von 
Odessa,  den  Nachbarn  Rumäniens  und  den  „Augenzeugen"  der  ru- 
mänischen Vorgänge  gebührt  das  Verdienst,  als  die  Ersten  im  Kampf 
für  die  Aufklärung  und  Verteidigung  aufgetreten  zu  sein.  Eine 
grosse  Bewegung,  die  in  Odessa  begann,  ging  durch  das  ganze  rus- 
sische Reich  und  drang  von  dort  nach  Europa  und  Amerika. 

Nach  einer  Meldung  vom  1./14.  August  1917  der  „Odes- 
skija  Nowosti"  fand  im  Städtischen  Park  in  Odessa  unter  dem  Vor- 
sitz des  bekannten  Dichters  und  Schriftstellers  Semion  Juschke- 
witsch  ein  Meeting  statt.  Das  Meeting  war  von  den  Sozialdemokra- 
ten in  Odessa  organisiert.  Mehrere  Redner  besprachen  die  Ver- 
folgungen der  rumänischen  Regierung  gegen  Juden  und  Sozial- 
demokraten. Zum  Schluss  veranstalteten  die  Massen  einen  Demon- 
strationszug unter  Musikbegleitung  durch  die  Stadt. 

„Am  10.  August  hat  im  Dramatischen  Theater  in  Odessa  ein 
Meeting  stattgefunden,  welches  der  Lage  der  Juden  in  Rumänien 
gewidmet  war.  Als  erster  Redner  trat  Rechtsanwalt  A.  S.  Pen 
auf,  welcher  das  Auditorium  mit  der  Geschichte  der  rumänischen 
Judenverfolgungen  bekannt  machte  und  einen  Bericht  über  die 
schwere  Lage  der  Juden  in  Rumänien  erstattete. 

Der  Oberbürgermeister  M.  W.  Braikewitsch  begrüsste  die 
Versammelten,  hielt  eine  Ansprache  und  sagte  folgendes :  „Wir 
Russen    haben    den    Schandfleck    der    jüdischen    Rechtlosigkeit 


I 
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von  uns  abgewaschen.  Wir  schliessen  uns  Ihrem  Protest  an 
und  fordern  von  der  Provisorischen  Regierung  ein  energisches  Auf- 
treten gegen  Rumänien."  Stadtrat  M.  M.  Ussischkin  er- 
klärte, dass  die  Gewalttätigkeiten,  die  gegenwärtig  gegen  die 
rumänischen  Juden  verübt  werden,  dem  Dreyfuss-  und  Beilis- 
Skandal  gleichgestellt  werden  dürfen ;  er  hofft,  dass  die  Demokratien 
aller  Länder  auf  dem  Friedenskongress  die  Vollberechtigung  der 
rumänischen  Juden  erzwingen  werden.  Das  Meeting  nahm  folgende 
Resolution  an:  1.  den  Vertretern  der  rumänischen  Judenheit  tiefes 
Mitgefühl  auszusprechen;  2.  sich  an  die  Provisorische  Regierung, 
wie  auch  an  die  leitenden  Körperschaften  der  russisch-revolu- 
tionären Demokratie  mit  der  Forderung  zu  wenden,  zu  Gunsten 
der  rumänischen  Juden  energisch  aufzutreten;  3.  sich  an  die  Re- 
gierungen der  verbündeten  Mächte  zu  wenden  mit  dem  Hinweis  auf 
die  absolute  Notwendigkeit,  der  rechtlosen  Lage  der  rumäni- 
schen Juden  ein  Ende  zu  machen.  Es  wurde  beschlossen,  Copien 
dieser  Resolution  an  folgende  Institutionen  zu  versenden :  an  die 
Bureaus  der  allweltlichen  Zionistischen  Organisation  in  Kopenhagen 
und  New- York,  dem  Holländisch-Skandinavischen  Comite  in  Stock- 
holm, der  Russischen  Provisorischen  Regierung  und  den  accredi- 
tierten  Vertretern  der  verbündeten  Mächte.  Ferner  soll  die  Reso- 
lution geschickt  werden  an  den  Arbeiter-  und  Soldatenrat,  an  den 
Bauernrat,  an  das  Zionisdsche.  Centralkomite  für  Russland,  an  den 
Rabbiner  der  Stadt  Jassy  und  an  die  Zionistische  Organisation  in 
Rumänien."  (Bericht  der  „Odesskija  Nowosti"  vom  12.  August 
1917). 

„Odessa,  schreibt  dasselbe  führende  Organ  am  15./28.  Oc- 
tober  1917  ist  in  letzter  Zeit  zu  einem  Centrum  für  alle  unmensch- 
lich behandelten  jüdischen  Flüchtlinge  aus  Rumänien  geworden. 
Hierher  strömen  alle  Massen,  alle  Proteste,  alle  Schreie  und 
Tränen,  von  denen  alle  Klagen  und  Dokumente  erfüllt  sind.  Die 
hier  früher  existierenden  Gemeindekommissionen  für  Hilfe- 
leistung an  die  rumänischen  Juden  mussten  sich  auf  philanthro- 
pische Tätigkeit  beschränken.  Indessen,  die  rumänischen  Schrecken 
erforderten  weniger  philantropische  Abhilfe,  als  ein  starkes  poli- 
tisches Eingreifen,  bestimmte  Schritte  und  Handlungen,  die  die 
rumänische  Regierung  zwingen  sollten,  wenigstens  äusserlich  das 
System  der  inquisitorischen  Folterungen,  wie  es  gegenüber  einigen 
Hunderttausenden  rumänischer  Juden  angewandt  wird,  aufzugeben, 
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deren  Verbrechen  darin  besteht,  dass  sie  das  Unglück  hatten,  auf 
rumänischem  Territorium  geboren  zu  werden. 

Unlängst  wurde  in  Odessa  eine  politische  Kommission  ge- 
bildet, bestehend  aus  folgenden  Persönlichkeiten:  Rechtsanwalt 
Schapiro,  Dr.  Berlin,  der  Präsident  des  Börsencomit6s  Gutnik, 
Dr.  Temkin  und  Redacteur  Hochberg.  Schon  diese  Kommission  hatte 
mit  vielen  Schwierigkeiten  und  Hindernissen  zu  kämpfen,  indessen 
gebührt  ihr  das  Verdienst,  eine  grosse  Sammlung  verschiedener 
Dokumente  erreicht  zu  haben,  die  das  unmenschliche  Vorgehen 
der  rumänischen  Behörden  gegenüber  den  Juden  festnageln  und 
die  den  Vorhang  der  Lüge  von  all  den  offiziellen  Erklärungen  und 
Versicherungen  seitens  der  rumänischen  Behörden  herunterreisen. 

Die  Kommission  bekundete  ein  lebhaftes  Interesse  in  Sachen 
der  300  militärpflichtigen  jüdischen  Flüchtlinge,  die  bereits  früher 
nach  Odessa  geflüchtet  sind  und  nun  ihrer  Militärpflicht  nicht  in 
Rumänien,  sondern  in  Russland  genügen  wollen.  Die  Flüchtlinge  er- 
klären, die  Leiden  und  Zurücksetzungen  der  jüdischen  Soldaten 
innerhalb  der  rumänischen  Armee  mache  es  ihnen  unmöglich,  nach 
ihrer  Heimat  zurückzukehren.  Sie  stellen  sich  freudig  in  den  Dienst 
der  russischen  Armee,  um  für  die  gemeinsame  Sache  zu  kämpfen. 
Der  Hauptkommandierende  des  Odessaer  Militärbezirks,  General 
N.  A.  Marks,  sowie  der  Kommissar  des  Militärbezirks  N.  I.  Charito 
haben  nach  Prüfung  der  Angelegenheit  ihre  Bereitwilligkeit  aus- 
gesprochen, für  die  berechtigten  Forderungen  der  Flüchtlinge  ein- 
zutreten. Auch  der  russische  Kommissar  an  der  rumänischen 
Front,  Diesengausen,  verhielt  sich  dieser  Sache  gegenüber  sehr 
wohlwollend. 

In  dem  Memorandum,  das  die  Flüchtlinge  dem  Ministerpräsi- 
denten und  Oberstkommandierenden  A.  F.  Kerenski  unter- 
breitet haben,  führen  sie  folgendes  aus. 

„Seit  vielen  Jahrhunderten  leben  wir  in  Rumänien.  Das  Land, 
in  dem  wir  unsere  Jugend  verbrachten,  in  dem  sich  die  Gräber 
unserer  Eltern  befinden,  ist  uns  stets  teuer  gewesen,  aber  man 
erlaubte  uns  nicht,  es  zu  lieben.  In  diesem  Lande,  das  uns  wie  den 
anderen  gehört,  werden  wir  Fremde  genannt  und  als  Fremde  be- 
trachtet. Alle  Gesetze  des  Landes  werden  stets  gegen  uns  gerichtet, 
alle  Beleidigungen  werden  gegen  uns  geschleudert.  Seit  Beginn 
dieses  Krieges,  namentlich  seit  der  Ruf  der  russischen  Revolution 
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hierherdrang,  hat  die  rumänische  Ungerechtigkeit  gegen  uns  ihr 
Höchstmass  erreicht.  Die  Gesetzlosigkeit  hat  sich  masslos  ge- 
steigert, und  die  Ignorierung  der  gesetzlichen  Rechte  kennt  keine 
Grenzen  mehr.  Wir  weisen  hier  auf  die  beiliegenden  Dokumente  des 
rumänischen  Generalstabs  hin,  die  bezwecken,  die  jüdischen  Be- 
wohnr  des  Landes,  sowie  die  jüdischen  Soldaten  in  Acht  und  Bann 
zu  tun.  Wenn  die  rumänische  Regierung  die  Juden  als  Spione  be- 
zeichnet, so  muss  gesagt  werden,  dass  bis  jetzt  noch  kein  einziger 
Jude  kriegsgerichtlich  als  Spion  abgeurteilt  wurde,  während  die  Li- 
sten der  verurteilten  Spione  die  Namen  des  General  Socec,  der 
Obersten  Jerseu,  Stourdza  und  Cranitseanu  enthalten.  Im  Namen 
der  ewigen  Gerechtigkeit  und  der  Menschenliebe  fordern  wir  eine 
Untersuchung  all  dieser  Tatsachen  und  bitten  um  die  Erfüllung  un- 
serer Bitte,  uns  die  Ehre  angedeihen  zu  lassen,  als  Freiwillige  in 
der  freien  russischen  Armee  unser  Blut  zu  vergiessen." 

Zur  Unterstützung  dieses  Gesuches  wird  nach  Petrograd  eine 
spezielle  Delegation  entsandt.  Die  Kommission  hat  die  Aufgabe, 
die  höheren  Instanzen  in  Petrograd  mit  den  inquisitorischen  Mass- 
nahmen, welche  die  rumänische  Regierung  den  Juden  gegenüber 
anwendet,  bekanntzumachen.  Die  Delegation  wird  auch  einen  Be- 
richt darüber  erstatten,  wie  durch  Massnahmen  der  Behörden  die 
jüdische  Bevölkerung  in  Rumänien  von  der  Lebensmittelversorgung 
ausgeschlossen  blieb ;  wie  Hunderte  von  jüdischen  Bürgern  in  Ge- 
fängnissen schmachten ;  wie  Fluchtversuche  und  andere  Verbrechen 
arrangiert  werden,  um  verhaftete  Juden  zu  erschiessen." 


APPELL  DES  MILITÄRARZTES  DR.  S.  TEMKIN. 

Am  3./26.  Oktober  1917  erscheint  in  den  Odesskija  No- 
wosti"  der  warme  Appell  des  an  der  rumänischen  Front  wirkenden 
russischen  Militärarztes  Dr.  S.  Temkin.  „Man  darf  nicht  schwei- 
gen", ruft  das  ergreifende  Schreiben,  das  berechtigtes  Aufsehen 
erregt  hat. 

„Es  gibt  Momente,  wo  das  Schweigen  nicht  nur  unzulässig, 
sondern  auch  verbrecherisch  ist.  Ein  solcher  Moment  ist  nun  im 
Leben  der  rechtlosen  und  geknechteten  Juden  Rumäniens  einge- 
treten, deren  Verfolgungen  ihren  Gipfel  erreicht  haben.  Die 
jetzigen  Verfolgungen  der  Juden,  mit  welchen  die  rumänischen  Be- 
hörden die  Koryphäen  der  Judenfresserei,  wie  Pobedonoszew  und 
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Plehve,  übertreffen,  haben  nun  seit  Beginn  des  Krieges  und 
ganz  besonders  seit  dem  Ausbruch  der  russischen  Revolu- 
tion ihren  Höhepunkt  erreicht.  Die  grenzenlose  Nichtachtung 
der  primitiven  Rechte  kennt  kein  Mass  mehr;  die  Juden  werden 
der  Spionage  und  des  Verrats  bezichtigt;  sie  werden  in 
Gefängnisse  geworfen,  weil  sie  auf  der  Strasse  und  in  ihren  Sy- 
nagogen (!)  das  Jüdische  gebrauchen:  massenweise  werden  die 
Juden  —  Kinder,  Männer  und  Frauen  —  ohne  Unterschied  des 
Alters,  halb  nackt,  halb  verhungert  aus  den  Städten  und  Dörfern 
getrieben,  wie  es  in  Tecuzio,  Iwesti  und  anderen  Orten  der  Fall 
war.  Und  dies  alles  ohne  jeden  Grund,  ausschliesslich  aus 
Böswilligkeit  und  Verfolgungssucht  der  Behörden.  Das  Wort  „Ver- 
räter" ist  mit  der  Bezeichnung  Jude  in  Rumänien  identisch  ge- 
worden. 

Die  Juden  in  Rumänien  sind  nicht  nur  ihrer  bürgerlichen 
Rechte  beraubt.  Sie  werden  als  Fremde  und  Ausländer  bezeichnet 
und  geniessen  keinen  Schutz  durch  Gesetz  oder  Behörden.  Ich 
bringe  hier  als  Beispiel  einen  wörtlichen  Befehl  an  die  Sanitäts- 
behörde Nr.  147/98: 

„Laut  Befehl  des  Generalquartiers  wird  befohlen,  aus  allen 
Hospitälern  sämtliche  Personen,  Männer  und  Frauen,  die  nicht 
zur  rumänischen  Nationalität  gehören,  zu  entfernen.  Der  Jude 
darf  nicht  in  den  Hospitälern  geduldet  werden.  In  Bezug  auf  die 
Juden  darf  kein  Gefühl  der  Humanität  oder  Sentimentalität  ge- 
duldet werden*).  Es  ist  festgestellt,  dass  diese  Personen  sich  unter 


*)  Es  ist  nicht  uninteressant  festzustellen,  das  dieses  unmenschliche  Do- 
kument an  einen  der  charakteristischsten  Paragraphen  der  rumänischen  Anti- 
semiten-Liga (Liga  Culturala)  erinnert.  Diese  im  November  1895  von  rumä- 
nischen Regierungsmännern  und  früheren  Ministern  (Istrati  I.  Gradisteanu  und 
N.  Filipescu)  gegründe  Antisemiten-Liga,  die  nach  dem  Muster  der  Freimaurer- 
Logen  organisiert  ist,  zählt  zu  ihren  Angehörigen  die  höchsten  und  niedrigsten 
Beamten  des  Landes,  Parlamentarier,  Polizeipräfecten,  Generäle,  Offiziere,  Se- 
natoren, Professoren,  Richter  und  Advokaten.  Ihr  umfangreiches,  von  der  Re- 
gierung genehmigtes  Programm  ist  fast  ausschliesslich  dem  Kampfe  gegen 
die  Juden  innerhalb  und  ausserhalb  Rumäniens  gewidmet.  Paragraph  E  des 
I.  Teils  dieser  Statuten  lautet: 

„Erhaltung  und  Entwicklung  des  religiösen  Gefühls,  Bekämpfung  des  cor- 
rumpierten  Einflusses  der  Juden  und  Krieg  gegen  die  Demoralisation,  welche 
die  irrige  Interpretation  der  humanitären  Principien 
verursachte"  .  Der  von  Dr.  S.  Temkin  angeführte  Befehl  verrät  eine  auffallende 
Ähnlichkeit  mit  der  Tendenz  dieses   Paragraphen. 
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der  Maske  der  Barmherzigkeit  und  menschenfreundlichen  Hilfelei- 
stung an  unsere  Kranken  und  Verwundeten  herangedrängt  und  sich 
dann  als  Spione  erwiesen  haben." 

Hier  noch  ein  Befehl  des  Generalquartiers  Nr.  4164  vom 
14.  August  1917,  der  seinem  Inhalt  nach  der  grausamste,  cynischste 
und  schamloseste  ist : 

„Bei  Beginn  der  Attacke  müssen  alle  Juden 
sofort    in    die    erste    Linie    geschickt    werden." 

Weiter  kann  man  nicht  gehen.  Die  Schamlosgkeit  dieses 
Befehls  bedarf  keines  Kommentars.  Mit  ruhigem  Gewissen  schicken 
die  rumänischen  Behörden  die  jüdschen  Soldaten  ins  Feuer,  ein- 
zig und  allein  in  der  Absicht,  sie  dem  Tode  zu  weihen.  Das  grosse, 
freie  Russland  kann  und  darf  nicht  ein  ruhiger  Zuschauer  bleiben 
gegenüber  grausamen,  ungesetzlichen,  mittelalterlichen  Gewalttätig- 
keiten, die  an  250,000  rumänischen  Juden  verübt  werden. 

„Der  Tod  ist  uns  nicht  schrecklich,  aber  in  Sklaverei  sterben 
können  und  wollen  wir  nicht!",  so  schreiben  die  unglücklichen 
jüdischen  Flüchtlinge  in  ihrem  Memorandum  an  die  russische  Re- 
gierung. 

„Das  Leben",  heisst  es  weiter  in  diesem  Memorandum,  „ist 
das  einzige,  was  uns  persönlich  gehört,  und  leichten  Herzens  sind 
wir  bereit,  es  für  die  russische  Revolution  zu  opfern,  in  dem  Be- 
wusstsein,  in  den  Reihen  der  russischen  Armee  zu  dienen.  Wir 
rumänischen  Juden  bezahlen  die  Freiheit,  die  das  russische  Volk 
erkämpft  hat,  mit  den  Tränen  unserer  Mütter,  unserer  Frauen  und 
Kinder,  mh  unserem  Blut  und  Leben.  Denn  der  Hass  der  rumä- 
nischen Reaktion  gegen  die  russische  Revolution  richtet  sich  in 
erster  Linie  gegen  uns  Schutzlose  und  Verfolgte,  die  aber  grenzen- 
los vertrauen  auf  die  Kraft  und  Macht  der  russischen  Revolution. 

Die  Leiden,  die  die  russische  Nation  vor  der  Revolution  zu 
ertragen  hatte,  jetzt  müssen  wir  sie  durchleben.  Wir  bitten,  wir 
fordern  Schutz  von  der  befreiten  russischen  Nation!" 
•  Diese  Bitten,  diese  Forderung  ist  mit  dem  Herzblut  der  rumä- 
nischen Judenheit  geschrieben.  Dieses  blutige  „Memento"  verlangt 
gebieterisch  von  der  gesamten  russischen  Demokratie,  dass  sie  ihre 
Stimme  zu  Gunsten  der  Unterdrückten  und  Verfolgten  erhebe. 
Weiter  zu  schweigen  ist  verbrecherisch,  und  keine  noch  so  schönen 
„Interviews  rumänischer  Premiers"  sind  imstande,  die  Wahrheit 
über  die  Lage  der  rumänischen  Juden  zu  unterdrücken.      Die 
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Wahrheit     ist     auf     dem     Marsche,     und     niemand 
wird    imstande    sein,    sie    aufzuhalten." 


BERICHT  DES  MILITÄRARZTES  DR.  J.  GRÜTZHÄNDLER. 

In  der  Odessaer  Zeitung  „Unser  Leben"  vom  28.  September 
1917  veröffentlichte  der  Militärarzt  Dr.  J.  Grützhändler  fol- 
genden offenen  Brief: 

„Zu  den  blutigen  und  schändlichen  Gewalttaten  der  rumäni- 
schen Regierung,  die  die  ganze  öffentliche  Meinung  letztens  so  auf- 
regen, hat  sich  vor  einigen  Tagen  ein  neuer  Tatbestand  gesellt, 
der  unbedingt  Aufklärung  verlangt:  Am  1.  August  trafen  drei 
jüdische  Kaufleute  aus  Odessa,  namens  Rosenmann,  Krassner 
und  Halperin  in  Jassy  ein.  Am  4.  August  wurden  sie  in  Begleitung 
des  jungen  Sohnes  des  Jassy  er  Warenmaklers  Davidsohn  gesehen 
und  sind  seit  jenem  Tage  verschwunden.  Die  Untersuchungen  er- 
gaben, dass  sie  am  selben  Tage  im  Gefängnis  des  rumänischen 
Generalstabes  gesehen  wurden.  Dort  sollen  sie  aber  nur  eine  kurze 
Weile  eingesperrt  gewesen  sein.  Seitdem  fehlt  jede  Spur  von  ihnen. 

Eine  schreckliche  Tatsache :  Am  hellen  Tage  verschwinden  drei 
Personen,  Bürger  eines  bundesgenössischen  Staates,  die  in  die 
Hand  der  rumänischen  Kerkermeister  gefallen  sind.  Die  Frau  und 
Bruder  des  verschwundenen  Rosenmann  haben  sich  nach  Jassy 
begeben,  um  die  Untersuchungen  fortzusetzen.  Die  rumänische 
Polizei  bemüht  sich,  jede  Spur  dieser  Angelegenheit  zu  verwischen. 

Die  Angelegenheit  ist  bereits  dem  russischen  Militärver- 
band in  Jassy  übergeben  worden,  der  die  Sache  dem  Regierungs- 
kommissar übermittelte,  zwecks  Weiterbeförderung  an  den  russi- 
schen Gesandten.  Von  da  aus  wird  die  Aufforderung  an  die  ru- 
mänische Regierung  ergehen  die  Affaire  aufzuklären." 

Die  Affaire  der  drei,  oder  vier  mysteriös  verschwundenen  Odes- 
saer Juden  hat  in  der  gesamten  russischen  Presse  das  grösste  Aufsehen 
erregt.  Die  rumänische  Regierung  hat  dem  russischen  Gesandten  offi- 
ziel  mitgeteilt,  die  amtliche  Unersuchung  habe  ergeben,  dass  die  ge- 
nannten Kaufleute  überhaupt  nicht  die  Grenze  passiert  hätten. 
Diese  offizielle  Erklärung  stellte  sich  bald  als  unwahr  heraus.  Ein 
russischer  Gymnasiast,  namens -Suff  it  aus  Kischinew,  der  in 
Jassy    weilte    und    wegen    Verdachts    revolutionärer    Propaganda 
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zwei  Tage  im  Gefängnis  sass,  berichtete  sofort  an  die  zur  Unter- 
suchung dieses  Vorfalls  in  Odessa  gebildete  Kommission,  dass  er 
selbst  die  drei  Juden,  sowie  den  Makler  Davidsohn  im  Gefäng- 
nis gesprochen  habe.  Ausserdem  wurde  das  Hotel  festgestellt, 
in  dem  die  Juden  gewohnt  haben,  und  wo  sie  Aufnahme 
fanden,  nur  nachdem  sie  laut  Vermerk  des  Fremdenbuches  von  der 
Grenzbehörde  visierte  Pässe  vorgezeigt  hatten.  (Die  Zulassung 
von  Gästen  in  Gasthäuser  ohne  von  der  Militärbehörde  abgestem- 
pelte Pässe  ist  in  Rumänien  streng  verboten).  Die  jüdische  Gemeinde 
in  Odessa  hat  eine  besondere  Kommission  nach  Petrograd  dele- 
giert, die  Schritte  unternommen  hat,  um  die  Affäre  aufzuklären. 
Die  rumänische  Regierung  hat  bis  jetzt  keine  weiteren  Auf- 
klärungen erteilt.  Die  öffentliche  Meinung  in  Russland  nimmt  mit 
Sicherheit  an,  dass  hier  eines  der  in  Rumänien  üblichen  „Vorkomm- 
nisse" vorliegt.  Die  verschwundenen  Juden  dürften  höchstwahr- 
scheinlich wegen  Gebrauchs  der  „deutschen"  (jüdischen)  Sprache 
mit  dem  Makler  Davidsohn  auf  offener  Strasse  als  „Spione"  ver- 
haftet worden  sein,  um  einen  der  zahllosen  unaufgeklärten  Ver- 
brechen hinter  rumänischen  Gefängnismauern  zum  Opfer  zu  fallen. 

NACHTRAG. 

Als  das  vorliegende  Buch  bereits  im  Drucke  fertig  war,  sind  weitere 
Nachrichten  eingetroffen,  die  die  Vermutung  über  das  Schicksal  der  4  ver- 
schwundenen Juden  zur  traurigen  Gewissheit  machen.  Odessaer  Zeitungen 
(u.  a.  „Unser  Leben" ,  Nr.  244  vom  23.  November  1917.)  enthüllen  schreck- 
liche Einzelheiten  über  diesen  Vorgang.  Dem  russischen  Militärverband  in 
Jassy  ist  es  gelungen,  auf  die  richtige  Spur  zu  kommen.  Bald  nachdem  die 
rumänischen  offiziellen  Erklärungen  erfolgt  sind,  ist  am  Ufer  des  Pruth  die 
Leiche  eines  der  4  verschwundenen  Juden  aufgefunden  worden.  Eine  weitere 
Untersuchung  ergab,  dass  sowohl  die  anderen  zwei  Kaufleute,  wie  der  rumä- 
nische Warenmakler  Davidsohn  bald  nach  ihrem  Eintreffen  in  Jassy  von  den 
Behörden  als  „verdächtige  Ausländer"  verhaftet  wurden.  Tags  darauf  wurden 
sie  auf  Befehl  des  Militärkommandanten  von  Jassy  im  Gefängnis  schwer  miss- 
handelt. Am  nächsten  Tage  sind  der  Begräbnisgesellschaft  nacheinander  drei 
Leichen  zur  Beerdigung  übergeben  worden,  mit  der  Verordnung,  die  Leichen 
an  verschiedenen  Plätzen  zu  begraben.  Es  stellte  sich  bald  heraus,  dass  es  die 
Leichen  der  verschwundenen  Juden  waren.  Hierauf  erklärten  die  rumänischen 
Behörden,  die  Juden  wären  beim  Versuch  Kontrebande  zu  schmuggeln,  von 
Militarposten  erschossen  worden.  Der  Jassyer  russische  Militärverband  hat  der 
rumänichen  Behörde  die  Unwahrheit  dieser  Behauptung  nachgewiesen.  Wie 
das  genannte  Blatt  berichtet,  ist  das  ganze  Untersuchungsmaterial  über  diese 
blutige  Tat   der  amerikanischen   Regierung  zugestellt  worden. 
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BERICHT  DES  MILITÄRARZTES  DR.  G.  LEWIN. 

Der  angesehene  jüdische  Literat,  Dr.  G.  L  e  w  i  n,  einer  der 
bekanntesten  Aerzte  von  Warschau,  der  seit  Kriegsausbruch  als  Mi- 
litärarzt der  russischen  Armee  dient  und  mit  dem  Eintritt  Ru- 
mäniens in  den  Krieg  an  die  rumänische  Front  mit  dem  Rang 
eines  Obersten  an  der  Spitze  einer  grossen  Sanitätskolonne  ge- 
schickt wurde,  berichtet  in  der  jüdischen  Tageszeitung  „Petro- 
grader Togblatt"  (v.  31.  August  1917  ff.)  eine  Reihe  wert- 
voller Erlebnisse  und  Beobachtungen  aus  den  Vorgängen  in  Ru- 
mänien. 

„Ich  muss  gestehen,  schreibt  der  Militärarzt,  dass  ich  ur- 
sprünglich gegen  all  die  Berichte  von  Verfolgungen,  Verhaftungen, 
Exekutionen  in  Rumänien  mich  zunächst  etwas  sceptisch  verhalten 
habe.  Sie  schienen  mir  zu  vandalistich.  Ich  habe  eingesehen,  dass 
ich  mich  darin  schwer  geirrt  habe.  Als  ich  nach  Rumänien  kam, 
musste  ich  tagelang  herumwandern,  bis  ich  eine  Wohnung  bekom- 
men konnte.  Ein  christliches  Hotel  wollte  einen  jüdischen  Mili- 
tär nicht  aufnehmen.  Jüdische  Familien  können  einen  fremden 
jüdischen  Soldaten  beim  besten  Willen  nicht  aufnehmen  und  allen 
Ernstes  wurde  ich  von  zahlreichen  Juden  abgewiesen:  Es  würde 
sofort  der  Verdacht  der  Spionage  auftauchen.  Erst  nachher,  als 
bekannt  wurde,  dass  der  Jude  ein  „Colonel"  sei,  begann  ein  Ver- 
trauensverhältnis zwischen  mir  und  der  jüdischen  Bevölkerung 
zu  entstehen.  Und  da  kamen  zu  mir  die  Leute  und  schütteten  mir 
ihr  Herz  aus.  Da  entdeckte  sich  vor  mir  die  ganze  rumänische 
Hölle.  Meistenteils  kamen  zu  mir  Frauen,  um  von  mir  Hilfe  zu  ver- 
langen. Männer  kamen  sehr  wenig.  Wie  sich  nachher  herausstellte, 
aus  dem'  einfachen  Grunde :  die  meisten  sassen  im  Gefängnis  als 
Spione,  die  andern  befanden  sich  an  der  Front.  .  .  . 

Tagtäglich  kam  man  zu  mir  mit  neuen  Klagen.  Da  wird  den 
jüdischen  Familien  die  Abgabe  von  Lebensmitteln  verweigert,  hier 
werden  die  Juden  aus  ganzen  Strassenzügen  evakuiert,  dort  wird 
eine  Synagoge  zu  einem  Pferdestall  verwandelt.  Als  mir  die  jüdi- 
schen Krankenschwestern  darüber  klagten,  dass  selbst  ihre  Män- 
ner und  Brüder  als  Spione  eingesperrt  wurden,  fragte  ich  sie,  wozu 
sie  sich  eigentlich  gerade  in  diesen  Beruf  drängen,  wo  sie  doch 
durch  ihre  Anwesenheit  bei  den  unwissenden  rumänischen  Solda- 
ten Verdacht  erregen  müssen.   Da  erklärten  sie  mir:   „Ja,   was 
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sollen  wir  tun?  Es  ist  unsere  Pflicht,  sonst  sterben  ja  die  armen 
Bauern  und  keiner  kümmert  sich  um  sie."  Schliesslich  wurden  die 
jüdischen  Schwestern  von  ihrer  Menschenpflicht  von  anderer  Seite 
enthoben :  ein  Regierungsbefehl  verbot  die  Aufnahme  von  jüdi- 
schen Schwestern  in  die  Hospitäler.  Ein  Fräulein  N.,  die  Tochter 
eines  angesehenen  Bürgers,  eilt  zu  mir  mit  lautem  Weinen :  ihre 
Mutter  und  ihren  Bruder  hat  man  als  Spione  verhaftet.  Der  Vater 
wurde  verschont,  weil  er  eben  aus  dem  Gefängnis  entlassen  wor- 
den war,  wo  er  lange  Zeit  als  Spion  eingesperrt  war.  Ein  Rumäne 
war  nämlich  in  sein  Geschäft  gekommen,  um  Wein  zu  kaufen.  Da 
er  keine  Erlaubnis  vom  Praetor  für  den  Einkauf  von  Alkohol 
vorzeigen  konnte,  wurde  ihm  der  Wein  verweigert.  Der  erfinderi- 
sche Rumäne  bemerkt  eine  elektrische  Klingel  an  der  Wand.  Flugs 
läuft  er  zur  Polizei  und  berichtet  von  einem  „geheimen  Telefon". 
Das  genügt,  um  die  ganze  Familie  ins  Gefängnis  zu  stecken. 

Eines  schönen  Morgens  werde  ich  von  einigen  jüdischen  Vor- 
stehern in  Bacau  benachrichtigt,  7  Juden  seien  aus  Transsilvanien 
gebracht  worden,  die  wegen  Spionage  gehängt  werden  sollen.  Es 
gelang  mir  ohne  Mühe  festzustellen,  dass  der  Spionageverdacht 
ein  offenbarer  Schwindel  war  und  nur  auf  Denunziation  der  Gen- 
darmen beruhte. 

Als  ich  mit  meinem  Lazarett  nach  Bacau  kam,  wo  ich  mich 
auch  jetzt  befinde,  überzeugte  ich  mich  von  schrecklichen  Dingen : 
Für  „Deutschsprechen"  (jüdisch!)  werden  Juden  verhaftet,  ge- 
peitscht, und  in  den  Polizeirevieren  schwer  misshandelt" 

„Interessant  sind  che  Beziehungen  der  rumänischen  politischen 
Parteien  zum  Antisemitismus,  berichtet  Dr.  Lewin  ferner.  Das 
politische  Leben  in  Rumänien  ist  überhaupt  sehr  schwach  ent- 
wickelt. Die  Millionen  Bauern  und  die  Juden  nehmen  keinen  An- 
teil an  der  Verwaltung  des  Landes.  Nur  ein  Häuflein  Bojaren 
(Grossgrundbesitzer)  oder  sogenannter  halber  Bojaren,  die  Gross- 
grundbesitzer werden  wollen,  befinden  sich  am  Ruder.  Die  so- 
genannte Intelligenz  ist  ebenfalls  ohne  jeden  Einfluss.  Die  rumä- 
nischen politischen  Parteien  unterscheiden  sich  von  einander  sehr 
wenig  und  kämpfen  mit  einander  fast  gar  nicht.  Die  vier  Parteien, 
die  gegenwärtig  im  rumänischen  Parlament  vertreten  sind,  die  Na- 
tionalisten, die  Nationalliberalen,  die  Konservativen  und  Konser- 
vativ-Demokraten  sind  alle  antisemitisch.  Eine  Partei,  die  gegen 
den  Antisemitismus  wäre,  gibt  es  nicht.  Der  Unterschied  besteht 
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nur  darin :  Während  die  Nationalisten  ihre  Judenverfolgungs-Politik 
offen  als  Programm  proklamieren,  halten  es  die  übrigen  Parteien 
für  bequemer,  dies  nicht  öffentlich  zu  bekennen,  was  viel  diploma- 
tischer und  weniger  kompromittierend  vor  Europa  ist.  Eine  soziali- 
stische Partei  gibt  es  in  Rumänien  nicht.  Seitdem  Rakowski  von 
der  Scene  verschwunden  ist,  ist  mit  ihm  auch  der  Sozialismus  ver- 
schwunden . 

Das  Volk,  d.h.  die  Millionen  Bauern,  sind  im  Grunde  genom- 
men gar  nicht  gegen  die  Juden  gestimmt.  Sie  sind  aber  derartig 
blind  und  politisch  unentwickelt,  dass  sie  vollkommen  ein  Werkzeug 
in  der  Hand  des  Dorflehrers  oder  des  Dorf pf äffen  sind.  Es  ver- 
steht sich  von  selbst,  dass  es  allen  diesen  Demagogen  bequem  ist, 
die  ganze  Aufmerksamheit  der  Bauernbevölkerung  auf  die  Jidani 
(Juden)  zu  lenken,  die  angeblich  für  das  Land  ein  Unglück 
bilden.  .  .  . 

Vom  Bündnis  mit  Russland  war  man  in  Rumänien  zunächst 
sehr  zufrieden.  Die  Bojaren  erhofften  dadurch  eine  Verstärkung 
ihrer  antisemitischen  Politik.  Nun  geschah  hier  das  Ueber- 
raschende :  Gerade  in  den  Russen  fanden  die  rumänischen  Juden 
Freunde  und  Beschützer.  Man  darf  ohne  Uebertreibung  sagen: 
ohne  die  russischen  Soldaten,  die  den  jüdischen  Familien,  bei 
denen  sie  untergebracht  waren,  etwas  Holz,  Mehl,  Zucker,  Thee, 
gegeben  haben,  und  ohne  die  grauen  russischen  Soldatenmäntel, 
wären  die  armen  Juden  in  Rumänien  im  vorigen  Winter  vor  Hun- 
ger und  Kälte  zugrunde  gegangen.  Und  dabei  war  dies  alles  noch 
vor  der  Revolution.  Auch  das  alte  Russland  war  ja  stets  ein  Eldo- 
rado für  die  rumänischen  Juden.  „Gewiss  ist  es  bei  euch  schlecht, 
aber  immer  noch  besser  als  bei  uns"  hörte  man  stets  die  rumäni- 
schen Juden  sagen.  Nun  erst  nach  der  russischen  Revolution,  wo 
die  russische  Armee  sich  offen  auf  die  Seite  der  unterdrückten 
Juden  gestellt  hat.  Es  ist  nicht  mehr  so  leicht,  Juden  zu  prügeln. 
Die  Rumänen  werden  gezwungen,  auch  an  die  Juden  Lebens- 
mittel zu  verkaufen.  Mit  einem  Wort,  die  ganze  jüdische  Bevöl- 
kerung sieht  in  der  russischen  Armee  ihre  Beschützer  und  Erlöser. 

Rumänien  ist  überhaupt  ein  Land  der  „Wunder".  Die  rumäni- 
schen Juden  sprechen  auch  von  einem  Wunder,  das  ihnen  im 
Jahre  1907  geschehen  ist.  Damals  wurde  ein  grosser  Judenpogrom 
insceniert.  In  der  ganzen  Moldau,  wo  die  Hauptmassen  der  jüdi- 
schen Bevölkerung  leben,  begann  der  Pogrom  und  die  geknechte- 
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ten,  versklavten  Bauern  gingen  recht  energisch  an  das  Zer- 
störungswerk. Man  wusste,  dass  die  Regierung  hinter*  diesem  Ar- 
rangement stehe.  Kaltblütig  sah  sie  allem  zu.  Da  geschah  ein  Wun- 
der. Urplötzlich  erwachte  in  den  Bauern  der  richtige  Instinkt,  sie 
Hessen  die  Juden  beiseite  und  stürzen  sich  auf  ihre  wahren  Unter- 
drücker, auf  die  Bojaren.  In  Oltenien  zünden  sie  die  Bojaren- 
schlösser an,  morden  und  schlachten.  Erst  dann  trat  die  Regierung 
energisch  auf.  Mit  Militär  und  Kanonen  „beruhigte"  sie  die  Bauern. 
So  wurden  die  Juden  der  Moldau  von  einem  schrecklichen  Pogrom 
gerettet.  Auf  solche  elenden  Wunder  müssen  die  Juden  in  Rumä- 
nien bauen." 


BERICHT    DES    KOPENHAGENER    BUREAUS    DER 
ZIONISTISCHEN  ORGANISATION. 

Im  September  1917  hat  das  Kopenhagener  Bureau  der  Zioni- 
stischen Organisation  in  seinen  Bulletins  den  ersten  grossen  Be- 
richt über  die  Vorgänge  in  Rumänien  verbreitet.  Der  Bericht,  der 
in  der  gesamten  jüdischen  und  in  grossen  Teilen  der  nichtjüdischen 
Welt  in  Europa  und  Amerika  das  grösste  Aufsehen  erregt  hat, 
soll  hier  mit  einigen  unbedeutenden  Abkürzungen  wiedergegeben 
werden. 

.  .  .  „Sofort  als  Rumänien  in  den  Krieg  eintrat,  ist  die  rumä- 
nische Judenheit  von  jedem  Verkehr  mit  den  Juden  in  Russland, 
mit  denen  sie  stets  in  Berührung  gestände  hatte,  abgesperrt  wor- 
den. Die  Militärcensur  hat  dafür  gesorgt,  dass  nichts  von  den 
Vorgängen  im  jüdischen  Leben  Rumäniens  in  die  Aussenwelt 
dringen  konnte.  Und  doch  gelang  es  ab  und  zu,  Nachrichten  nach 
Russland  zu  übermitteln.  Die  Nachrichten  waren  schrecklich.  Täg- 
lich erhielten  jüdische  Gemeinden  Südrusslands  Hiobsposten  über 
das  Schicksal  ihrer  rumänischen  Brüder.  An  die  jüdische  Ge- 
meinde in  Odessa  sind  Nachrichten  gelangt,  dass  die  rumänische 
Regierung,  mit  Herrn  Bratianu  an  der  Spitze,  gegen  die  Juden 
einen  förmlichen  Vernichtungskampf  führt.  Schreckliche  Dinge 
wurden  über  das  Schicksal  der  jüdischen  Soldaten  in  der  rumä- 
nischen Armee  berichtet.  Die  jüdischen  Gemeinden  in  Russland 
standen  aber  diesen  Schreckensbotschaften  machtlos  gegenüber  in 
einer  Zeit,  da  sie  selbst  unter  dem  zarischen  Regime  zu  leiden 
hatten. 
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Als  die  russische  Revolution  ausbrach,  drang  auch  für  die 
Juden  in  Rumänien  ein  Hoffnungsstrahl  durch.  Allgemein  glaubte 
man,  dass  die  rumänische  Regierung  nunmehr  mit  Rücksicht  auf 
die  russische  Demokratie,  die  zur  Macht  gelangt  war,  ihre  Juden- 
politik ändern  werde.  Statt  dessen  kamen  neue  Schreckensnach- 
richten nach  Russland.  Der  Jude,  der  seiner  Sympathie  für  die  rus- 
sische Revolution  Ausdruck  gab,  wurde  as  „Spion"  bezeichnet.  Für 
solche  Kundgebungen  sind  zahlreiche  Juden  verhaftet  worden  und 
man  hat  Strafprozesse  gegen  sie  wegen  republikanisch-revolutionä- 
rer Kundgebungen  eingeleitet. 

Auf  Vorstellung  angesehener,  jüdischer  Persönlichkeiten  in 
Russland  unternahm  die  Provisorische  Regierung  Schritte,  um  Ge- 
naueres über  das  Schicksal  der  rumänischen  Juden  zu  erfahren. 
Der  damalige  russische  Minister  des  Aeusseren,  Miljukow,  erhielt 
von  dem  russischen  Botschafter  in  Jassy,  Poklewsky-Kosell,  den 
lakonischen  Bericht,  dass  Ausschreitungen  gegen  die  Juden  in 
grossen  Masse  zwar  nicht  vorgekommen  seien,  dass  aber,  nament- 
lich in  den  Rückzugstagen  der  rumänischen  Armee,  Ausschreitun- 
gen gegen  eine  grosse  Anzahl  von  einzelnen  rumänischen  Juden 
vorgefallen  seien.  Fast  die  gesamte  russische  Presse  beschäftigte 
sich  mit  diesen  unerhörten  Judenverfolgungen;  auch  der  Arbeiter- 
und Soldatenrat  nahm  dazu  Stellung.  Anass  dazu  war  der  flam- 
mende Protest  des  berühmten  russischen  Volksdichters  Korolenko, 
der  in  Südrussland  lebt  und  über  die  Greueltaten  gegen  die  rumä- 
nischen Juden  authentische  Nachrichten  erhalten  hatte.  Korolenko 
erfuhr  z.  B.  von  einigen  russischen  Offizieren,  dass  34  jüdische 
Soldaten  in  Bacau  auf  Urteil  des  Feldgerichtes  gehängt  werden 
sollten.  Sie  waren  der  Fahnenflucht  angeklagt.  In  Wirklichkeit 
waren  diese  Soldaten,  die  von  einem  vernichteten  Regiment  übrig- 
geblieben waren,  solange  umhergeirrt,  bis  sie  das  nächste  Militär- 
quartier erreicht  hatten.  Ihre  Angaben  wurden  aber  nicht  geglaubt 
und  sie  wurden  verdächtigt,  sich  freiwillig  in  die  Gefangenschaft 
begeben  zu  haben  und  jetzt  als  Spione  von  Deutschland  nach  Ru- 
mänien geschickt  worden  zu  sein.  Korolenko  ging  ans  Werk,  um 
den  unglücklichen  Juden  das  Leben  zu  retten.  Er  appellierte  an 
die  Oeffentlichkeit,  der  rumänischen  Soldateska,  die  sich  noch  in 
der  Schule  des  alten  zarischen  Regimes  befinde  und  nach  Sünden- 
böcken für  ihre  Niederlagen  suche,  das  Handwerk  zu  legen,  erhielt 
aber  schliesslich  den  Bescheid,  dass  alle  seine  Bemühungen  ver- 
gebens waren. 
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Unter  den  zahlreichen  Erschossenen  befinden  sich  auch  sieben 
aktive  jüdische  Sozialdemokraten,  darunter  der  angesehene  Sozia- 
list Wechsler,  der  bei  der  Befreiung  des  bekannten  Sozialisten 
Dr.  Rakowski  durch  russische  Soldaten  aus  dem  Gefängnis  am 
I.  Mai  beteiligt  gewesen  sein  soll,  was  übrigens  von  der  russischen 
Presse  als  Unwahrheit  nachgewiesen  wurde.*) 

In  der  bekannten  russischen  Zeitung  „Birshewija  Wjedomosti" 
veröffentlichte  erst  vor  kurzem,  Anfang  August,  der  Berichter- 
statter des  Blattes  im  rumänischen  Hauptquartier  Breschko-Bresch- 
kowski  ein  Gespräch,  das  er  mit  Herrn  Bratianu  wegen  der  Juden- 
verfolgungen hatte.  Herr  Brarianu  erklärte  die  Hinrichtungen  der 
jüdischen  Soldaten  für  gerechtfertigt  und  bestritt  die  Zahl  der 
Getöteten.  Im  ganzen  seien  14  Juden  gehängt  worden  unter  etwa 
100  NichtJuden,  von  denen  die  meisten  allerdings  nicht  rumänische, 
sondern  feindliche  Soldaten  waren. 

In  welcher  Weise  die  rumänische  Regierung  auf  die  öffentliche 
Meinung  in  Russiand  überhaupt  reagiert,  geht  aus  der  folgenden 
bemerkenswerten  Tatsache  hervor.  Als  der  bekannte  belgische 
Sozialistenführer  Vandervelde  kürzlich  die  rumänische  Front  be- 
suchte, benutzte  er  die  Gelegenheit,  die  rumänischen  Machthaber 
auf  die  Stimmung  in  Russland  wegen  der  rumänischen  Judenver- 
folgungen hinzuweisen.  Sofort  nach  der  Rückreise  Vanderveldes 
veröffentlichte  die  rumänische  Militärmacht  am  15.  Juni  folgendes 
Comuniqu6:  „Der  Militärmacht  ist  zur  Kenntnis  gelangt,  dass  in 
der  Stadt  Personen  vorhanden  sind,  die  bei  unseren  Verbündeten 
falsche  Nachrichten  über  die  politische  Lage  in  Rumänien  ver- 
breiten. Die  betreffenden  Personen  werden  vor  ein  Militärgericht 
gestellt  werden." 

Anfang  Juni  begab  sich  eine  jüdische  Deputation  in  Bess- 
arabien,  mit  Rabbiner  Rewelski  an  der  Spitze,  zu  dem  Oberst- 
kommandierenden in  Odessa,  General  Marks,  mit  der  Bitte,  einige 
jüdische  Vertreter  nach  Rumänien  abzukommandieren.  Nur  zwei 
Personen  wurde  es  gestattet,  die  Moldau  zu  besuchen.  Der  Bericht, 
der  nun  der  jüdischen  Oeffentlichkeit  vorliegt,  ist  von  der  russischen 
Judenheit  mit  einem  Schrei  des  Entsetzens  aufgenommen  worden. 


*)  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  in  Jassy  zu  Tode  geprügelten  jüdischen 
Fabrikbesitzer  Leon  Wechsler  (s.  unter  S.  174).  Der  im  Bericht  des  Kopen- 
hagener Bureaus  erwähnte  erschossene  Sozialist  hiess  Max  Wechsler  und  ist 
zusammen  mit  seinem  Schwager,  dem  bekannten  Dr.  Gelehrter  verhaftet  worden. 
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Wenn,  diesem  Bericht  zufolge,  das  Leben  der  rumänischen 
Juden  in  Friedenszeiten  eine  dauernde  Qual  war,  so  war  es  doch 
eine  Kleinigkeit  im  Vergleich  zu  dem  Schreckensregiment,  unter 
dem  die  rumänische  Judenheit  seit  Kriegsbeginn  seufzt.  Die  jüdische 
Sprache  ist  nicht  nur  in  der  Schrift  verboten  worden,  auch  für 
das  Jüdischreden  wurden  die  schwersten  Strafen  auferlegt. 
Als  der  Krieg  ausbrach  und  die  Juden  sich  massenhaft  als 
Freiwillige  in  die  Armee  meldeten,  kam  sofort  der  Befehl, 
dass  auch  für  die  freiwilligen  jüdischen  Soldaten  jedes  Avan- 
cement unzulässig  sei.  Die  Behandlung  der  jüdischen  Soldaten  in 
der  Armee  ist  brutal  und  zahlreiche  jüdische  Soldaten  verlangten, 
in  die  russische  Armee  versetzt  zu  werden,  wobei  sie  ausdrücklich 
erklärten,  gerade  in  die  Todesbataillone  eingereiht  werden  zu  wollen. 
Schon  ein  solches  Vorhaben  wird  als  Desertion  betrachtet  und  die 
unglücklichen  Soldaten,  die  den  Antisemitismus  ihrer  Vorgesetzten 
nicht  mehr  ertragen  können,  werden  als  Deserteure  ins  Gefängnis 
gesperrt. 

Zahlreich  meldeten  sich  jüdische  Frauen  und  Mädchen,  um 
für  das  Rote  Kreuz  zu  arbeiten.  Als  die  ersten  Arbeiten  fertig  waren 
und  andere  Kräfte  herangezogen  wurden  (darunter  auch  öster- 
reichische Frauen),  wurde  es  verboten,  Juden  in  das  Rote  Kreuz" 
aufzunehmen  und  die  bereits  vorhandenen  Jüdinnen  wurden  ent- 
fernt. Als  die  Niederlagen  der  rumänischen  Armee  begannen, 
brachen  schwere  Tage  für  die  Juden  herein.  Jeder  Rückzug  der 
rumänischen  Truppen  kostete  einer  grossen  Anzahl  rumänischer 
Juden  aller  Klassen  das  Leben.  Die  angesehensten  Juden,  Vertreter 
der  Gemeinden,  wurden  ohne  jeden  Grund  ins  Gefängnis 
gesteckt.  Der  bekannte  Bankier  Max  Rubinstein  in  Galatz,  im 
Ehrenamt  norwegischer  Konsul,  ein  bekannter  Philanthrop,  einer 
der  angesehensten  Bürger  dr  Stadt,  konnte  die  schimpfliche  Be- 
leidigung, dass  man  ihn  der  Spionage  verdächtigt,  nicht  ertragen 
und  beging  im  Gefängnis  Selbstmord. 

Als  man  mit  der  Regelung  der  Lebensmittel  begann,  erhielten 
alle  Präfekten  den  Befehl,  zunächst  die  rumänische  Bevölkerung 
zu  versorgen;  die  „Fremden"  d.  h.  die  Juden  sollten  erst  nachher 
berücksichtigt  werden!  Die  Folge  davon  war,  dass  die  jüdischen 
Einwohner  ohne  Lebensmittel  blieben.  Eine  Reihe  von  jüdischen 
Krankenhäusern,  Altersversorgungsheimen  und  sonstigen  Wohl- 
tätigkeitsanstalten mussten  geschlossen  werden  und  dies  zu  einer  Zeit, 
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da  die  nichtjüdischen,  öffentlichen  Anstalten  von  den  Behörden  mit 
Lebensmitteln  reichlich  versorgt  wurden.  Schreckliche  Szenen 
spielten  sich  vor  den  öffentlichen  Lebensmittellokalen  ab.  Hunderte 
von  jüdischen  Frauen  und  Mädchen  wurden  von  den  Läden  ver- 
trieben, trotzdem  in  den  Lokalen  reichlich  Lebensmittel  zum  freien 
Verkauf  vorhanden  waren.  In  einer  Reihe  von  Städten  konnten 
die  Juden  überhaupt  keine  Lebensmittelkarten  bekommen.  In  der 
Folge  entstanden  Krankheiten  und  Epidemien  unter  der  jüdischen 
Bevölkerung. 

...  Als  der  Befehl  erteilt  wurde,  dass  die  Einwohner  zu 
öffentlichen  Arbeiten,  namentlich  zu  Schanzenarbeiten  herangezogen 
werden  sollen,  begann  ein  furchtbares  Bacchanal  gegen  die  Juden. 
Es  wurden  zunächst  nur  vermögende  Juden  herangezogen,  zu  dem 
einzigen  Zweck,  Geld  von  ihnen  zu  erpressen.  Der  Loskauf- 
preis schwankte  zwischen  200  und  2000  Francs.  Die  Erpressungen 
wurden  an  ein  und  derselben  Person  wiederholt  vorgeommen. 
Als  von  den  reichen  Juden  niemand  mehr  da  war  und  alle  schon 
erpresst  waren,  begann  man  die  arme  Bevölkerung  an  die  Arbeit 
zu  schleppen.  Auch  Rabbiner  wurden  zu  den  Arbeiten  gezwungen. 
Um  sie  öffentich  zu  verspotten,  wurden  sie  in  eine  Reihe  gestellt, 
feart-  und  Schläfenlocken  wurden  glatt  rasiert  und  so  wurden  sie 
durch  die  Stadt  getrieben  vor  den  Augen  der  ganzen  Gemeinde. 
Die  nichtjüdische  Bevölkerung  wurde  fast  nicht  gestört  und  im 
Gegensatz  zu  den  Juden  ist  sie  für  die  Arbeit  bezahlt  worden. 
Zahlreiche  arme  Juden  mussten  sogar  über  den  Empfang  ihres 
Arbeitslohnes,  den  sie  nicht  bekommen  haben,  quittieren.  Verwei- 
gerungen solcher  Quittungen  wurden  mit  Prügel  bestraft.  Auch 
jüdische  Frauen  und  Mädchen  wurden  gegen  das  Verbot  zu  Eisen- 
bahnarbeiten herangezogen. 

Mit  unerhörter  Grausamkeit  Hessen  die  rumänischen  Behörden 
die  unglücklichen  jüdischen  Flüchtlingsmassen  nicht  in  die  Dörfer 
hinein,  weil  in  diesen  Orten  nach  den  rumänischen  Vorschriften 
Juden  kein  Aufenhaltsrecht  hatten.  Tausende  von  jüdischen  Flücht- 
lingen mussten  mit  Frauen  und  Kindern  unter  freiem  Himmel  aus- 
serhalb der  Dörfer  in  Kälte  und  Regen  übernachten.  Nicht  einmal 
die  vor  Hunger  und  Kälte  gestorbenen  Kinder  durften  sie  in  den 
Dörfern  begraben. 

Der  grösste  Teil  der  rumänischen  Juden,  deren  Zahl  etwa 
250,000  beträgt,  lebt  in  kleinen  Orten  in  der  Moldau.     Auch  in 
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Friedenszeiten  waren  sie  den  erpresserischen  und  tyrannischen  Be- 
hörden ausgeliefert.  Jetzt,  wo  alle  diese  Orte  unter  Militärverwal- 
tung stehen,  ist  das  Leben  der  Juden  zur  Hölle  geworden. 

Jeder  Rumäne  darf  auch  in  der  Kriegszeit  nach  Belieben  reisen. 
Für  Juden  dagegen  existiert  dafür  ein  ganzer  Kodex  von  Vor- 
schriften. Der  Jude  darf  nicht  weiter  als  bis  Berlad  reisen.  Dabei 
muss  er  eine  Unterschrift  abgeben,  bis  nach  Kriegsende  nicht  mehr 
zurückzukehren. 

Die  Kasernen  und  die  Dorfgefängnisse  sind  gefüllt  mit  Ju- 
den, die  seit  Jahr  und  Tag  als  verdächtig  eingesperrt  sind.  Zahl- 
lose Familien  sind  dadurch  ihrer  Ernährer  beraubt  worden.  Alle 
Bemühungen,  die  Unschuldigen  entweder  vor  ein  Gericht  zu  stellen 
oder  in  Freiheit  zu  setzen,  sind  erfolglos. 

. .  .Noch  im  Juli  dieses  Jahres  organisierte  sich  ein  antisemitischer 
Verband,  der  Rumänien  „vor  den  Uebergriffen  der  Juden  schützen 
soll".  Die  Gründung  dieses  Verbandes  hat  die  besondere  Aufmerk- 
samkeit der  russischen  Militärkomites  erregt.  Es  stellte  sich  bald 
heraus,  dass  unter  dem  Deckmantel  dieses  Verbandes  führende 
Mitglieder  des  früheren  russischen  „Schwarzen  Hunderts"  ihr  dunk- 
les Werk  treiben.  Die  südrussischen  Vertreter  des  Arbeiter-  und. 
Soldatenrates  haben  die  Provisorische  Regierung  bereits  auf  die 
Gefahren  hingewiesen,  die  dieses  Treiben  für  die  Ordnung  an  der 
russisch-rumänischen  Front  und  für  die  russische  Freiheit  in  sich 
birgt .... 

BERICHTE  DER  MITGLIEDER  DER  ODESSAER 

KOMMISSION. 

Zwei  Mitglieder  der  Odessaer  Kommission,  die  Herren  Rab- 
biner Rewelski  —  Ungeni  und  Redacteur  S.  Hochberg  —  Odessa, 
haben  über  ihre  Reise  in  die  Moldau  vor  der  breiten  Oeffentlich- 
keit  in  Odessa ,  wie  in  anderen  südrussischen  Städten  ausführ- 
lichen Bericht  erstattet.  Die  beiden  Berichte  sind  nachher  unter 
voller  Namensunterschrift  der  Berichterstatter  in  der  Presse  er- 
schienen. Redacteur  Hochberg  veröffentlichte  das  Material  in  der 
von  ihm  herausgegebenen  Odessaer  Tageszeitung  „Unser  Leben" 
(25.  Juli  alten  Stils  1917,  ff.).  Rabbiner  Rewelski,  ein  in  Süd- 
russland bekannter  Geistlicher,  der  sich  besonders  auf  dem  Schul- 
gebiet Verdienste  erworben  hat,  und  wegen  seiner  öffentlichen 
Tätigkeil  unter  dem  zarischen  Regime  verbannt  wurde,  publizierte 
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seine  Mitteilungen  im  September— Oktober-Heft  (1917)  der  ange- 
sehenen hebräischen  Monatsschrift  „Haschiloach"  —  Odessa.  Die 
beiden  Berichte  sollen  im  wesentlichen  der  europäischen  Oeffent- 
lichkeit  hiermit  zugänglich  gemacht  werden. 


BERICHT  DES  RABBINERS  M.  REWELSKI     -     UNGENI. 

„Als    ich    nach    Jassy    kam,    gelang    es    mir    sehr 

schwer,  eine  Wohnung  zu  bekommen.  Die  rumänischen  Juden 
konnten  mich  beim  besten  Willen  trotz  ihrer  Gastfreundschaft  nicht 
aufnehmen;  sie  erklärten  mir  offen,  einen  russischen  Gast  zu 
beherbergen,  heisse  für  sie,  sich  der  Gefahr  auszusetzen,  jeden 
Augenblick  wegen  Spionageverdacht  eingesperrt  zu  werden.  Nach 
Erledigung  einiger  Formalitäten  beim  russischen  Konsulat  und  bei 
der  rumänischen  Behörde  jedoch,  verschaffte  der  in  Jassy  angese- 
hene Bürger,  Herr  Abraham  Tscharnis  für  mich  und  meinen  Reise- 
genossen, Herrn  Redacteur  Hochberg,  Unterkunft.  Das  Ministe- 
rium schien  über  den  Zweck  unserer  Reise  informiert  worden  zu 
sein,  und  man  gab  uns  gleich  zu  verstehen,  dass  der  Minister  uns 
bald  sprechen  möchte.  Nach  einer  Beratung  mit  den  angesehenen 
jüdischen  Bürgern  von  Jassy  erklärten  wir,  dass  wir  bereit  seien, 
dem  Minister  einen  Besuch  abzustatten,  falls  eine  schriftliche  Ein- 
ladung an  uns  ergehen  würde.  Noch  am  gleichen  Tage  erhielten  wir 
Einladungskarten  vom  Minister  Tace  Jonescu  in  französischer 
Sprache.  Die  Jassyer  Juden  beschlossen,  uns  ein  drittes  Mitglied 
aus  ihrer  Mitte  beizufügen,  und  es  wurde  als  Vertreter  der  rumä- 
nischen Juden  Herr  Moses  Duff  in  diese  Deputation  delegiert. 

Herr  Tace  Jonescu  empfing  uns  mit  der  Versicherung,  dass 
er  ein  Judenfreund  sei.  „Meine  Gegner  beschuldigten  mich  der 
Judenfreundschaft,  weil  ich  in  Craiova  erklärt  habe,  dass  die  chi- 
nesische Mauer  fallen  müsse.  Diese  Worte  genügten,  um  starke 
Angriffe  seitens  der  Antisemiten  gegen  mich  hervorzurufen.  In 
Wirklichkeit  ist  Peter  Carp  bereits  1895  im  Parlament  zu  Gunsten 
der  Juden  aufgetreten.  Seit  damals  aber  sind  viele  Jahre  verflossen, 
ohne  dass  die  Judenfrage  im  Parlament  auf  die  Tagesordnung 
gekommen  wäre.  So  oft  ich  aber  Gelegenheit  hatte,  in  der  Kam- 
mer davon  zu  sprechen,  sprach  ich  offenherzig  über  die  Lage  der 
Juden  und  betonte,  dass   die   Judenfrage    gelöst  werden    müsse. 
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Alle  Parlamentsmitglieder  haben  zum  Zeichen  der  Zustimmung 
geschwiegen,  und  sogar  Jorga,  der  Freund  von  Professor  Cuza, 
schwieg,  mit  Ausnahme  von  Cuza,  der  meine  Worte  als  ungerecht 
empfand. 

Noch  bevor  uns  Russland  darauf  aufmerksam  machte,  erklärte 
ich  dem  König,  dass  mit  der  Lösung  der  Judenfrage  nicht  gezögert 
werden  dürfe.  Sie  haben  den  Beweis  meiner  Judenfreundschaft 
darin,  dass  ich  mit  vielen  Juden  befreundet  bin,  wie  z.  B.  mit 
dem  Chief-Rabbi  von  London,  Dr.  Gaster  und  anderen.  Und  nun, 
meine  Herren,  möchte  ich  von  Ihnen  als  Abgesandte  der  ma- 
nschen Juden  über  den  Zweck  Ihrer  Reise  hören". 

Herr  Redacteur  Hochberg  antwortete  dem  Minister  in  fran- 
zösischer Sprache: 

„Ich  und  mein  Kollege,  Herr  Rabbiner  Rewelski  kamen  hierher, 
um  die  Lage  unserer  jüdischen  Volksgenossen  in  diesem  Lande 
kennen  zu  lernen.  Da  ich  nun  mit  einem  rumänischen  Minister 
spreche,  gestatte  ich  mir,  um  Antwort  auf  folgende  Frage  zu  bitten : 
Warum  wird  an  der  Lösung  der  Bauernfrage  gearbeitet  —  und 
auch  die  Frage  der  Gleichberechtigung  der  Frauen  steht  auf  der 
Tagesordnung  —  während  die  Judenfrage  verschwiegen  wird?" 

Der  Minister  erwiderte: 

„Ich  möchte  gern  auch  den  Herrn  Rabbiner  hören,  um  dann 
alle  Fragen  zu  beantworten." 

Ich  wandte  mich  hierauf  an  den  Minister  und  führte  in  hebrä- 
ischer Sprache  folgendes  aus : 

„Ich  frage  Sie,  Herr  Minister,  folgendes:  Warum  werden  die 
Juden  in  Rumänien  so  unterdrückt?  Warum  werden  sie  öffent- 
lich auf  der  Strasse  beleidigt,  geschlagen  und  misshandelt?  Warum 
werden  viele  Juden  ermordet,  warum  werden  die  jüdischen  Sol- 
daten, die  für  Rumänien  ihr  Blut  vergiessen,  misshandelt,  hin- 
gerichtet und  als  Spione  bezeichnet?  Warum  werden  den  Juden 
in  den  Städten  keine  Lebensmittel  verabfolgt?  Herr  Minister,  als 
der  Fürst  Carol  um  den  Thron  warb  —  1866  — ,  fand  er  in  den 
Juden  eine  starke  Stütze.  Es  ist  bekannt,  dass  beim  Berliner  Vertrag 
von  1878,  Bismarck,  der  durchaus  kein  Judenfreund  war,  sich  be- 
müht hat,  den  Juden  für  ihr  Eintreten  für  König  Carol  ihre  Beloh- 
nung zuteil  werden  zu  lassen,  indem  er  den  $  44  durchführte,  in  wel- 
chem Gleichberechtigung  für  alle  Nationen  in  Rumänien  gefordert 
wird.  König  Carol  aber  fügte  den  Art.  7  hinzu,  in  dem  gesagt  wird, 
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dass  die  „Fremden"  das  Naturalisationsrecht  nur  erlangen  können 
durch  Zustimmung  der  Kammer  und  des  Senats,  und  zwar  durch 
2ln  Majorität.  Er  hat  damit  ein  unendliches  Elend  über  die  Juden 
gebracht" . 

Darauf  erwiderte  der  Minister : 

„Nachdem  man  mir  Ihre  Ausführungen  übersetzt  hat,  möchte 
ich  zunächst  erwidern,  dass  nicht  Bismarck  es  war,  der  sich  für 
die  Juden  einsetzte,  sondern  Beaconsfield  und  Waddington.  Was 
die  jüdischen  Soldaten  anlangt,  muss  ich  Ihnen  zugeben,  dass 
sie  seelisch  leiden.  Die  Ursache  hierfür  liegt  darin,  dass  die 
rumänischen  Juden  in  Friedenszeiten  mit  den  Centralmächten  Han- 
del führten  und  man  sie  daher  leicht  der  Spionage  verdächtigen 
kann.  Was  den  Zusatz  7  zum  §  44  seitens  des  Königs  Carol  betrifft, 
möchte  ich  folgendes  erklären:  Bis  zum  Jahre  1878  wurden  in 
Rumänien  nur  Rumänen  als  Bürger  gerechnet,  die  anderen  Be- 
wohner galten  als  Fremde.  Der  König  wollte,  dass  die  Ge- 
währung des  Bürgerrechts  an  Fremde  durch  das  Parlament  ge- 
nehmigt werde  und  beschloss,  dass  jeder  Jude  darum  ersuchen 
müsse.  3,000  Gesuche  sind  bereits  bewilligt  worden. 

....  Die  Beziehungen  der  Rumänen  zu  den  Juden  an  einem 
Tag  zu  ändern,  ist  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Den  kleinen 
Zusatz  zum  Artikel  44  aufzuheben,  ist  nur  eine  speziell  für  diesen 
Zweck  einberufene  Konstituante  berechtigt,  und  zwar  unter  der 
Bedingung,  dass  die  Wähler  genau  wissen,  für  welchen  Zweck 
sie  stimmen  und,  dass  §  der  Abgeordneten  für  die  Aufhebung 
dieses  Paragraphen  votieren.  Die  Gleichberechtigung  der  Juden 
könnte  sonst  nur  durch  einen  „coup  d'Etat"  durchgeführt  werden. 
—  Was  die  Lebensmittel  betrifft,  so  habe  ich  davon  erst  in  den 
letzten  Wochen  erfahren.  Die  Erkundigungen  beim  Präfekten  er- 
gaben folgendes:  Laut  einem  Bericht  des  Präfekten  (Polizeipräsi- 
denten) befiehlt  die  jüdische  Religion  den  Juden,  nur  sehr  fette 
Rinder  (!)  zu  schlachten.  Als  der  Krieg  begann,  war  alles  Mastvieh 
für  die  Hospitäler  notwendig,  und  ich  dachte  auch,  dass  die  Juden 
auf  diesen  Genuss  verzichten  würden;  sie  wollten  aber  um  keinen 
Preis  mageres  Vieh  nehmen  (!).  Als  Strafe  für  ihre  Hartnäckig- 
keit habe  ich  befohlen,  dass  für  die  Juden  nur  8  Ochsen  wöchent- 
lich geschlachtet  werden  dürfen." 

Ich  fragte  hierauf  den  Minister : 

„Bis  zur  Einberufung  der  neuen  Konstituante  sollen  also  die 
Juden  rechtlos  bleiben,  ohne  jeden  Schutz  seitens  der  Regierung?" 
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Der  Minister  antwortete : 

„Wir  wollen  uns  bemühen,  soweit  es  geht,  ihre  Lage  zu 
bessern.  Wenn  es  Ihnen  angenehm  ist,  dass  der  König  über  den 
Zweck  Ihrer  Reise  informiert  werde,  so  bin  ich  bereit,  den  König 
um  eine  Audienz  für  Sie  zu  bitten." 

Mit  diesen  Worten  endete  unsere  Unterhaltung.  Sie  sagte  uns 
vieles  über  die  politische  Lage  unserer  Brüder  in  Rumänien  und 
über  die  Beziehungen  der  Regierungsvertreter  zur  Judenfrage. 

Mit  trübem  Herzen  verliessen  wir  den  Minister,  um  uns  über 
die  Lage  unserer  Brüder  zu  informieren.  Einiges  von  dem,  was 
wir  durch  mehr  oder  weniger  offizielle  Stellen  erfuhren,  teile  ich 
der  Oeffentlichkeit  mit. 

Anfang  Januar  1917  ist  fast  in  der  gesamten  rumänischen  Armee 
folgender  Tagesbefehl  verlesen  worden : 

„Es  wird  vor  den  jüdischen  Spionen  gewarnt.  Unser  Vater- 
land wird  verraten.  Die  Juden  müssen  streng  beobachtet  werden." 

Gleichzeitig  erfolgte  ein  geheimer  Erlass,  keinen  Juden  zum 
Patrouillendienst  zu  verwenden,  „da  sie  freiwillig  zum  Feinde  über- 
gehen und  dadurch  das  Land  vernichten."  — 

In  den  Jassyer  Regimentern  Nr.  4,  13  und  53  gab  es  ver- 
schiedene Abteilungen,  die  nur  aus  Juden  zusammengesetzt  waren. 
Die  Abteilungen  kamen  stets  in  die  erste  Feuerlinie  und  fast  nie- 
mand von  ihnen  blieb  am  Leben.  — 

Am  15.  Februar  1917  erliess  das  rumänische  Rote  Kreuz  fol- 
genden Befehl  Nr.  3865 : 

„Wir  fordern  Sie  auf,  sich  von  keinen  Gewissensbissen  in 
Bezug  auf  die  Juden  leiten  zu  lassen,  weil  die  Interessen  des  Staates 
und  der  Landesverteidigung  vorangehen.  Es  wird  daher  befohlen, 
sämtliche  Juden  aus  den  Institutionen  des  Roten  Kreuzes  zu  ent- 
lassen, und  sie  an  die  Front  zu  schicken.  An  ihrer  Stelle  dürfen 
nur  jüdische  Aerzte  zurückgelassen  werden,  und  auch  diese  nur 
auf  begrenzte  Zeit,  weil  diese  Fremden  auf  die  Kranken  dahin 
einwirken,  sich  am  Kriege  nicht  zu  beteiligen."  — . 

Abraham  Pollak,  Jassy,  wurde  zur  Front  geschickt;  der 
Vater  des  jungen  Mannes,  Akiba  Pollak,  erkundigte  sich  beim 
Kommandeur  Daspinescu  nach  dem  Befinden  seines  Sohnes.  Hier- 
auf erhielt  der  Vater  vom  Kommandeur  die  Nachricht,  dass  sein 
Sohn  in  einer  Schlacht,  wo  er  als  Held  das  Vaterland  verteidigte, 
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verwundet  worden  sei,  und  dass  er,  der  Kommandeur,  selbst  ihm 
den  Verband  gemacht  habe.  Später  erfuhr  der  Vater  zu  seiner  Be- 
stürzung, dass  sein  Sohn,  gemeinsam  mit  anderen  9  Soldaten, 
wegen  Selbstverstümmelung  zum  Tode  verurteilt  wurde.  Als  die 
Soldaten  sich  weigerten,  den  jungen  Pollak  zu  erschiessen,  da 
sie  selbst  Zeugen  seiner  Verwundung  gewesen  waren,  trat  der 
Colonel  selbst  an  den  Verurteilten  heran  und  jagte  ihm  eine 
Kugel  in  den  Kopf.  Dies  geschah  in  Grusesti  in  der  Nähe  der 
Zuckerfabrik  Marasesti.  — 

Was  die  Notlage  der  Juden  in  Jassy  anlangt,  so  genügt  es. 
auf  den  Bericht  der  jüdischen  Gemeinde  hinzuweisen.  Von  der 
Gesamtzahl  der  in  Jassy  jetzt  lebenden  52,000  Juden  sind  etwa 
40,000  auf  öffentliche  Unterstützung  angewiesen. 

Hunger  und  Elend  sind  unbeschreiblich.  Krankheiten  und  Epi- 
demien haben  verheerend  gewirkt.  Ich  habe  mit  eigenen  Augen 
gesehen,  wie  die  Familie  des  Moses  Goldstein,  Jassy,  Strada  Marta 
Nr.  6,  bestehend  aus  Ehepaar  und  drei  Kindern  im  Verlaufe  von 
2  Tagen  an  der  gleichen  Krankheit  gestorben  ist.  Das  ganze 
Haus  war  bewohnt  von  armen  Juden,  die  tagelang  vor  den  Läden 
warten  mussten,  bis  die  Reihe  an  sie  kam,  um  ein  Stückchen  Brot 
und  etwas  Nahrung  zu  bekommen ;  sie  waren  Fremde  und  mussten 
daher  länger  als  die  anderen  warten.  — 

Ich  muss  über  die  Tragödie  dts  angesehenen  Bürgers  Leon 
Wechsler  in  Jassy  berichten.  —  Leon  Wechsler  war  ein  wohl- 
habender Fabrikbesitzer  in  der  Stefan  Zelmaria  Strasse.  Als  er 
eingezogen  worden  war,  hatte  er  es  einmal  unterlassen,  einen  Offi- 
zier in  der  gehörigen  Weise  zu  grüssen.  Er  verteidigte  sich  damit, 
dass  er  erst  vor  einigen  Tage  vom  Qvilleben  in  die  Kaserne 
gekommen  sei  und  die  militärischen  Grussregeln  noch  nicht  genau 
kenne.  Er  wurde  zu  20  Peitschenhieben  verurteilt.  Nachdem  der 
Fabrikant  nach  dieser  Misshandlung  blutend  aufstand,  fand  der 
Offizier,  dass  die  Ausführung  der  Execution  keine  gründliche  war. 
Er  befahl,  die  Execution  zu  wiederholen  und  stellte  diesmal  seine 
eigene  Peitsche  zur  Verfügung.  Der  unglückliche  Wechsler  starb 
nach  drei  Tagen  unter  grossen  Schmerzen.  — 

Der  jüdische  Soldat  Feldmann,  der  das  Lehrerseminar 
in  Jerusalem  absolviert  hat,  wurde  zusammen  mit  21  anderen  jüdi- 
schen Soldaten  ausgewählt  und  an  die  Front  geschickt.  Auf  dem 
Wege  ist  est  ihnen  gelungen,  ihren  Begleiter  zu  veranlassen,  ihnen 
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den  sie  behandelnden  Rapport  zu  zeigen.  Da  stand  ausdrücklich: 
Wir  schicken  Ihnen,  geehrter  Colonel,  22  Juden,  die  der  Spionage 
und  Agitation  gegen  die  Regierung  verdächtig  sind.  Wir  bitten  Sie, 
diese  Leute  an  der  Front  entsprechend  zu  verteilen."  — 

In  Tziganas,  20  km.  von  Jassy,  hat  der  Chef  der  Sektia  (Gen- 
darmeriechef) Befehl  erlassen,  die  Chaussee  zu  renovieren.  Alte 
Frauen  und  Männer,  ja  auch  schwangere  Frauen,  wurden  zu  den 
Zwangsarbeiten  herangezogen .  Kein  einziger  Jude  in  Tziganas  ist  von 
Misshandlungen  verschont  geblieben.  Der  alte  Meir  Moschkowitz 
wurde  zu  Tode  geschlagen ;  der  alte  Joseph  Alwo  verlor  infolge  der 
Prügel  seinen  Verstand.  — 

Während  meiner  Anwesenheit  in  Jassy  sah  ich  folgendes  ab- 
scheuliche Bild:  An  einem  Sabbath  Nachmittag  drang  die  Polizei 
in  alle  jüdischen  Wohnungen  ein  und  zwang  die  jüdischen  Mäd- 
chen, die  Strassen  zu  reinigen.  Es  wurde  ihnen  keine  Gelegen- 
heit gegeben,  ihre  Sabbathkleider  abzulegen  und  sie  wurden  unter 
Hohn  und  Spott  der  Bevölkerung  auf  die  Strasse  geführt.  — 

Des  Jassyer  Bürger,  Herr  Moritz  Wachtel  wandte  sich  an 
den  Colonel  Aprescu  mit  der  Bitte,  etwas  gegen  die  Judenmiss- 
handlungen  zu  unternehmen.  Der  rumänische  Colonel  gab  ihm  fol- 
gende, offenherzige  Antwort: 

„Sehen  Sie  doch  endlich  einmal  ein,  dass  unsere  Regierung 
die  Juden  los  werden  will.  Wir  werden  zur  Erreichung  dieses  Zieles 
vor  keinen  Mitteln  zurückschrecken.  Was  die  jüdischen  Soldaten  be- 
trifft, die  an  der  Front  sind,  so  haben  wir  ein  Mittel,  sie  los  zu 
werden.  Von  den  anderen  Juden  werden  wir  uns  auf  andere  Weise 
befreien.  Wir  haben  eine  einfache  mathematische  Berechnung.  Und 
die  Juden,  die  am  Leben  bleiben,  werden  die  toten  beneiden."  — 

Israel  Jacobsohn,  Strada  Costache  Negri  in  Jassy,  wurde  be- 
schuldigt, dass  er  einen  Gegenstand  mit  zwei  Bani  (weniger  als 
eine  Kopeke)  teurer  als  zum  festgesetzten  Preise  verkauft  habe. 
Der  unglückliche  Krämer  wurde  in  der  Kommandantur  (Kom- 
menduirea)  so  verprügelt,  dass  er  fast  leblos  nach  Hause  gebracht 
wurde  und  bald  darauf  starb.  — 

Unerhört  ist  die  Tragödie  des  Rabbi  aus  Jassy  R.  Meier 
Prezemislian,  den  man  verdächtigte,  dass  er  österreichischer 
Staatsangehöriger  sei.  Der  Rabbi  wurde  aufgefordert,  zur  Vorlegung 
seiner  Papiere  nach  der  Polizeistation  zu  kommen.  Er  lag  aber 
krank.      Die    Behörde    erteilte    hierauf    den    Befehl,     der    un- 
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glaublich  klingt,  den  Rabbi  im  Bett  nach  der  Polizeistation  zu 
bringen.  So  wurde  der  Kranke  im  Bett  durch  die  Strassen  der 
Stadt  getragen.  In  der  Polizeistation  überzeugte  man  sich  von  seiner 
Krankheit  und  befahl,  den  Kranken  wieder  nach  Haus  zu  schaffen. 
Der  Unglückliche  konnte  aber  nur  noch  als  Leiche  nach  Hause 
gebracht  werden.  — 

Die  Jüdin  Schnarah  in  Podul-Iloeai  erhielt  den  Befehl,  in  später 
Nachtstunde  nach  der  Sigurantza  zu  kommen,  um  irgend  eine 
Arbeit  zu  verrichten.  Die  Frau  wollte  in  so  später  Nachtstunde  die 
Arbeit  nicht  tun.  Hierauf  befahl  der  Prätor,  ein  Mitglied  des  Kriegs- 
gerichts, Major  Scipuri,  die  Frau  zu  entkleiden  und  nackt  durch- 
zuprügeln. Die  Execution  wurde  ausgeführt.  Die  Juden  sprechen 
mit  Schrecken  von  diesem  grausamen  Major  Scipuri.  — 

Der  Kommandant  von  Piatra  findet  ein  besonderes  Ver- 
gnügen daran,  die  Juden  zu  ohrfeigen  und  zu  prügeln,  die  es  aus 
irgend  einem  Grunde  unterlassen,  ihn  zu  grüssen.  — 

Zwei  jüdische  Kinder,  Bruder  und  Schwester,  ungefähr  15 
Jahre  alt,  gingen  von  Jassy  nach  Ungeni  (die  Grenze  bildet  nur 
eine  Brücke) .  Die  Kinder  kamen  in  ein  jüdisches  Haus,  wo 
sie  einen  Teller  Suppe  genossen.  Dann  kauften  sie  ein  Pfund 
Fleisch  und  einen  Laib  Brot,  um  nach  Jassy  zurückzukehren.  Sie 
mussten  dabei  den  Kontrollpunkt  im  Dorfe  Chritesti  passieren 
und  sollten  ihre  Papiere  vorzeigen.  In  die  Kontrollkammer 
geführt,  entdeckte  man  bei  ihnen  das  Fleisch  und  den  Laib 
Brot,  welche  als  Kontrebande  bezeichnet  wurden.  Der  Komman- 
dant beschuldigte  die  Kinder  des  Schleichhandels.  Die  nackt 
stehenden  Kinder  wurden  dann  mit  Knütteln  derartig  behandelt, 
dass  sie  fast  zerfleischt  nach  der  Curtea  martiala  (Kriegsgerichts- 
gebäude) gebracht  wurden.*) 

Ich  konnte  für  die  armen  rumänischen  Juden  nichts  weiter 
tun,  als  ihnen  zu  versprechen,  dass  ich  über  ihr  Leiden  den  Juden  in 
Russland  berichten  werde.  Und  als  ich  am  Sonnabend  nach  der 
Thoravorlesung  predigte  und  den  Unglücklichen  Mut  zurief,  wur- 
den viele  Tränen  vergossen.  In  Odessa  angekommen,  löste  ich 
mein  Wort  ein  und  habe  unseren  Brüdern  über  das  Schicksal  un- 
serer Volksgenossen  im  Königreich  Rumänien  berichtet. 


*)  Über  die  Misshandlung  der  jüdischen  Kinder  durch  die  rumänischen 
Grenzbehörden  berichtete  Rabbiner  Reweiski  in  der  Odessaer  Tageszeitung 
„Unser  Leben"    vom  21.  Juli  1917. 
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„.  .  .  .  Am  schrecklichsten  leiden  die  Juden  in  Rumänien 
unter  den  Epidemien.  Sämtliche  Verkaufscentralen  verweigern 
auf  höhere  Anordnung  die  Abgabe  von  Lebensmitteln  an 
die  jüdische  Bevölkerung,  bevor  nicht  feststeht,  das  die  rumä- 
nische Bevölkerung  versorgt  ist.  Die  Juden  bekommen  weder 
rituell  geschlachtetes  Fleisch,  noch  Branntwein,  Wein,  Essig, 
Zucker,  Fische,  Heringe,  Seife,  Licht  oder  andere  Dinge, 
die  für  hygienische  Zwecke  notwendig  sind.  Dazu  kommt  die 
schreckliche  Art  und  Weise,  wie  man  die  Juden  zu  den  Zwangs- 
arbeiten heranzieht.  Monatelang  wohnen  sie  buchstäblich  in  Grä- 
ben unter  freiem  Himmel,  ohne  dass  für  Beschuhung,  warme 
Kleidung  oder  Essen  gesorgt  wird.  So  sind  in  der  Nähe  von  Bacau 
diese  Zwangsarbeiter  fast  völlig  ausgestorben.  Die  Zunahme  der 
Sterblichkeit  ist  gewaltig.  Aus  den  Büchern  der  Begräbnisgesell- 
schaft in  Jassy  ist  zu  ersehen,  dass  in  den  ersten  4  Monaten  des 
Jahres  1917  etwa  1200  Begräbnisse  stattgefunden  haben.  Im  fünften 
Monat  war  die  Zahl  noch  grösser.  In  normalen  Zeiten  betrug  die 
Sterbezahl  während  des  ganzen  Jahres  einschliesslich  der  Kin- 
der und  Totgeborenen  6 — 700.  Es  kam  so  weit,  dass  die  Ver- 
treter der  jüdischen  Gemeinde  in  Jassy  sich  entschlossen,  eine 
Deputation  mit  dem  Jassyer  Rabbiner  und  einem  angesehenen  Ban- 
kier an  der  Spitze,  an  den  König  zu  entsenden.  Diese  Deputation 
wies  den  König  auf  die  grossen  Gefahren  hin,  die  die  Epidemien, 
bei  der  Verwahrlosung  und  Nachlässigkeit  der  Behörden,  für  das 
ganze  Land  in  sich  tragen.  Es  blieb  aber  alles  beim  alten. 

Täglich  werden  Juden  auf  Grund  der  Anzeige  irgend  eines 
Rumänen  verhaftet.  Zum  grössten  Teil  muss  man  sie  nach  einiger 
Zeit  entlassen.  Während  ihrer  Haft  aber  werden  sie  furchtbar 
geprügelt  und  misshandelt  und  ihrer  Geldmittel  erpresserischer 
Weise  beraubt,  so  dass  sie  wochenlang  danach  gebrochen  sind. 

Das  alles  geht  in  Jassy  vor.  In  der  Provinz  ist  es  noch  viel 
schlimmer.  Während  meiner  Anwesenheit  in  Podul-Iloeai  unweit 
Jassy  wurden  in  meiner  Gegenwart  auf  offener  Strasse  eine  An- 
zahl angesehener  jüdischer  Bürger,  Kaufleute  und  Handwerker, 
verhaftet,  um  am  Sabbath  Nachmittag  die  Strassen  zu  reinigen. 
Systematisch  wurden  solche  Razzien  auf  Juden  am  Sabbath  vor- 
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genommen.  Obwohl  die  Juden  sich  dieser  Zwangsarbeit  ohne  Mur- 
ren unterwerfen,  werden  sie  während  der  Arbeiten  derartig  miss- 
handelt und  geschlagen,  dass  sie  meistens  nach  einigen  Tagen 
zusammenbrechen.  Zwei  der  geprügelten  Juden,  namens  Moses 
Lerner  und  Alter  Srulewitsch  starben  infolge  der  Schläge. 

Im  Städtchen  Vaslui  hat  sich  folgendes  ereignet:  4  Kaufleute 
der  Stadt  Vaslui,  die  Brüder  Schlimowitsch  und  Schulimsohn 
bestiegen  einen  Eisenbahnwagen  eines  nach  Jassy  abgehenden 
Zuges.  Ein  im  Abteil  sitzender  russischer  Offizier  redete  sie  in 
russischer  Sprache  an,  worauf  die  Juden  ihm  rumänisch  erwiderten, 
dass  sie  ihn  nicht  verstünden.  Als  der  Offizier  merkte,  dass  die 
Kaufleute  Juden  seien,  fragte  er  sie  in  deutscher  Sprache,  wieviel 
Stationen  es  noch  bis  Jassy  sei.  Hierauf  gaben  ihm  die  Juden  die  ge- 
wünschte Auskunft.  In  Jassy  angekommen,  wurden  die  4  Kaufleute 
verhaftet  und  nach  dem  Militärgefängnis  des  Quartier  General  (Ge- 
neralstab) gebracht.  Dort  erklärte  man  ihnen,  sie  seien  wegen  Spio- 
nageverdachts verhaftet,  und  zwar  wegen  Gebrauchs  der  deutschen 
Sprache.  Die  Verhaftung  erfolgte  am  Sonntag ;  am  Dienstag  wandten 
sich  die  Vorsteher  der  kleinen  jüdischen  Gemeinde  an  mich  mit 
der  Bitte  um  Hilfe.  Ich  habe  mich  sofort  mit  dem  russischen  Mili- 
tär-Executiv-Comite,  mit  dem  russischen  Kommissar  an  der  Front 
Diesengausen  und  dessen  Gehilfen  Wicker,  sowie  mit  dem  rus- 
sischen Gesandten  in  Jassy,  Kosell-Poklevski,  in  Verbindung  ge- 
setzt. Dank  dem  Eingreifen  des  russischen  Gesandten,  der  sich 
der  Verhafteten  annahm,  wurden  die  Leute  gerettet.  In  meiner 
Gegenwart  hat  der  Gesandte  am  darauffolgenden  Donnerstag  tele- 
fonisch mit  dem  Premierminister  Bratianu  gesprochen,  und  am 
nächsten  Morgen  wurden  die  Verhafteten  befreit.  Sie  waren  aber 
physisch  und  moralisch  gebrochen 

Der  Soldat  des  .  .  .  Ingenieur-Bataillons  L.  Feinberstein  hat 
unserer  Komimission  folgenden  Fall  berichtet: 

Am  27.  Juli  1917  wurden  35 — 40  jüdische  Frauen  der  ru- 
mänischen Stadt  Falticeni  in  die  Polizeistation  gebracht,  wo  ihnen 
erklärt  wurde,  dass  sie  die  Stadt  sofort  verlassen  müssen,  da  man 
erfahren  habe,  dass  sie  in  Oesterreich  nahe  Verwandte  haben. 
Viele  von  den  Frauen  bewiesen,  dass  sie  in  Rumänien  bereits  20 — 25 
Jahre  wohnen  und  mit  ihren  österreichischen  Verwandten  in  gar 
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keiner  Beziehung  stehen.  Mehrere  Frauen  erklärten,  dass  ihre 
Männer  an  der  Front  seien.  Nach  einigen  Stunden  wurden  die 
Frauen  gewaltsam  in  einen  Viehwagen  verladen ;  der  Wjagen  wurde 
versiegelt  und  nach  einem  unbekannten  Ort  transportiert,  während 
ihre  kleinen  Kinder,  darunter  einige  im  Alter  von  6  Monaten,  in 
der  Stadt  zurückgehalten  wurden. 

Am  14.  September  (alten  Stils),  am  jüdischen  Versöhnungs- 
tage, wurden  die  Frauen  nach  ihrer  Heimatsstadt  zurückgebracht. 
Die  Leidensgeschichte  dieser  Frauen,  die  sie  nachher  erzählten,  ist 
eine  furchtbare.  An  jeder  Station  wurden  sie  tagelang  aufgehalten 
ohne  Nahrung  und  ohne  Schlafgelegenheit.  Sie  durften  den  Wagen 
nicht  verlassen.  Nur  durch  ihr  Bargeld  konnten  sie  an  den  Sta- 
tionen durch  freundliche  Hilfe  der  Bauern  ihr  Leben  fristen. 

Eines  Tages  wurden  sie  aus  dem  Waggon  auf  ein  Feld  hin- 
ausgetrieben, wo  man  sie  als  frei  erklärte,  da  der  Waggon  für 
militärische  Zwecke  gebraucht  werde.  Tagelang  wanderten  die 
armen  Frauen,  bis  sie  an  einen  grösseren  Ort  kamen.  Einige  ältere 
Frauen  sind  infolge  der  Strapazen  und  des  Hungers  gestorben. 
In  einem  Städtchen  angelangt,  wurden  sie  zunächst  eingesperrt. 
Bauern  nahmen  sich  ihrer  an,  stellten  ihnen  Wagen  zur  Verfügung, 
um  sie  nach  der  nächsten  Bahnstation  zu  bringen.  Von  hier  aus 
wurden  sie  auf  Befehl  der  Militärbehörde  nach  ihrem  Heimatsort 
krank  und  zusammengebrochen  zurücktransportiert. 

Um  über  die  Verfolgung  der  jüdischen  Soldaten  zu  berichten, 
müsste  man  Bände  schreiben.  Auf  offizielle  Anordnung  sind  die 
jüdischen  Soldaten  aus  allen  Kanzleien  entfernt  worden.  Einer 
meiner  Bekannten,  ein  Ingenieur  des  Charlottenburger  Techni- 
kums z.  B.  ist  vom  speziellen  Eisenbahn-Regiment  entfernt  wor- 
den, um  als  Gemeiner  an  die  Front  geschickt  zu  werden.  Hun- 
derte von  jüdischen  Verwundeten  werden  in  den  Verlustlisten  nicht 
erwähnt,  um  die  Oeffentlichkeit  über  die  patriotische  Beteiligung  der 
rumänischen  Judenheit  im  Unklaren  zu  lassen.  Zahlreich  sind  die 
Fälle,  wo  gefallene  jüdische  Soldaten  absichtlich  als  vermisst  oder 
geflüchtet  gemeldet  wurden.  Viele  Juden,  die  sich  an  der  Front  ausge- 
zeichnet hatten,  wurden  bei  jedem  Avancement  unberücksichtigt  ge- 
lassen. Als  die  Gymnasiasten  laut  Gesetz  in  die  Offiziersschulen  auf- 
genommen wurden,  erklärte  man  die  jüdischen  Gymnasiasten  syste- 
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ma tisch  untauglich,  Später  aber  wurden  sie  alle  für  tauglich 
befunden  und  als  Gemeine  an  die  Front  geschickt. 

Ich  besitze  eine  Reihe  von  Dokumenten,  die  ein  grelles  Licht 
auf  das  Verhalten  der  rumänischen  Regierung  gegenüber  den  ru- 
mänischen Juden  werfen.  Ich  will  vorläufig  nur  einige  veröffent- 
lichen : 

Die  Vorbereitungsschule  für  Offiziere  in  Botosani  wendet  sich 
an  die  Rekrutierungs-Centrale  des  40.  Regiments  in  Bukarest  am 
23.  December  1916,  Nr.  166: 

Ich  habe  die  Ehre,  Ihnen  einen  Soldaten  zurückzuschicken  (auf 
der  anderen  Seite  notiert:  Befehl  des  Grossen  Generalstabs  Nr. 
6761  vom  11.  December  1916)  der  in  die  Offiziersschule  nicht 
aufgenommen  werden  kann,  weil  er  Jude  ist. 

gez.  Kommandeur  der  Schule  Ignatescu. 

Befehl  Nr.  4182  vom  2.  Juni  1917: 

Es  wird  dem  Corps  streng  verboten,  in  den  Kanzleien  Sol- 
daten einer  fremden  Nation  (Juden)  zu  irgend  welchen  bedeuten- 
den Stellen  zuzulassen.  Zu  derartigen  Posten  dürfen  nur  Rumänen 
herangezogen  werden.  Für  die  Nichterfüllung  dieses  Befehls 
werden  die  Schuldigen  streng  bestraft. 

Auf  Befehl  des  Chefs  des  Generalstabes 
General  Presan 
Der  Vertreter  des  Grossen  Quartiers 
gez.  Col.  Stere. 

Kürzlich  wurde  in  der  rumänischen  Armee  ein  Befehl  erlassen, 
in  dem  gesagt  wird,  dass  alle  Juden  Verräter  seien  und  dem  Va- 
terland nicht  dienen  wollen.  Jüdische  Aerzte  avancieren  nicht, 
während  die  rumänischen  Studenten  der  Medizin  im  dritten  Kursus 
bereits  Offiziersrang  haben. 

Grosse  Erbitterung  hat  der  Fall  des  Dr.  Jacob  Unger  aus 
Braila  hervorgerufen.  Eine  Zeit  lang  erwarb  sich  dieser  jüdische 
Arzt  durch  seine  sanitären  Einrichtungen  grosse  Verdienste.  Als 
er  mit  seinem  Hospital  in  Gefangenschaft  geriet,  wurde  er  „als 
zum  Feinde  übergangen"  in  absentia  zum  Tode  durch 
den  Strang  verurteilt,  und  das  Urteil  wurde  durch  Plakate 
in  Stadt  und  Land  bekannt  gemacht.  Alle  aber  wissen  die  Wahr- 


—  181  — 

heit,  dass  die  Gefangennahme  des  jüdischen  Arztes  Dr.  Unger 
dazu  benutzt  wurde,  um  die  Verbrechen  der  Mitglieder  rumänischer 
angesehener  Familien  zu  verdecken,  so  des  Colonel  Stourdza, 
Colonel  Crainiceanu,  General  Sozec,  Leutnant  Isragu,  Leutnant 
Cartagi,  General  Statuet,  die  ihr  Land  verraten  haben.  — 

Als  die  rumänischen  Behörden  bemerkten,  dass  die  Juden  sich 
im  Felde  grosse  Verdienste  auf  sanitärem  Gebiet  erwarben,  begann 
sofort  ein  Feldzug  gegen  die  jüdischen  Sanitätssoldaten.  Vor  mir 
liegen  folgende  Dokumente: 


Befehl  Nr.  917: 

Laut  Rapport  des  General-Arztes  Vicol  ergeht  an  sämtliche 
Spitäler  und  Spital-Züge  der  Befehl,  alle  Juden  ausser  den  Aerzten, 
die  jüdischen  Gehilfen  und  Pharmaceuten  in  die  aktive  Armee  zu 
senden. 

gez.  General  Presan. 

Befehl  vom  19.  Juli  1917,  Nr.  3787: 

An  die  Direktion  der  Hospitäler  von  Jassy  und  Umgegend 

und  an  die  Administration  der  Krankenhäuser : 
Betreffs  des  Befehls  wegen  Entfernung  der  Juden  aus  den 
Hospitälern  haben  wir  die  Ehre,  Ihnen  Befehl  Nr.  4414  des  Grossen 
Generalquartiers  zuzusenden  und  Sie  zu  ersuchen,  diesen  Befehl 
auf  das  strengste  durchzuführen. 

gez.  Dir.  Greceolu. 

Befehl  Nr.  4414: 

Wir  beehren  uns,  Ihnen  mitzuteilen,  dass  einige  Hospitäler 
den  Befehl  des  Grossen  Generalquartiers  wegen  Entfernung  der 
Juden  aus  den  Krankenhäusern,  weil  sie  zum  grössten  Teil  der 
Spionage  verdächtigt  sind,  schlecht  verstanden  haben.  Wir  er- 
suchen, den  Spitälern  und  Krankenhäusern  zu  befehlen,  dass  der 
Befehl  des  Grossen  Generalquartiers  ohne  Kommentar  durch- 
geführt wird. 

Gleichzeitig  machen  wir  Sie  besonders  darauf  aufmerksam, 
dass  viele  Juden  von  einem  Hospital  in  das  andere  wandern,  weil 
sie  angeblich  krank  seien.  Für  den  Fall,  das  sich  solches  wieder- 
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holt,  werden  die  angeblich  Kranken  dem  Kriegsgericht  übergeben 
werden. 

Der  Chef  des  Generalstabes 

gez.  Presan. 

Der  Chefs  des  Sanitätswesens 

gez.  Vicol. 

Die  Direktion  des  Verkehrswesens  an  die  Stadtkommandan- 
tur  von  Jassy : 

Nr.  390.  Jassy,  am  20.  Juli  1917. 
Der  Arbeiter,  Baran  Marco,  Soldat  des  53.  Regiments,  mobi- 
lisiert am  Orte  in  der  Fabrik  der  Aktiengesellschaft  Romano  Ita- 
liano  in  Jassy  ist  beauftragt,  nach  Stefani-Vodi  zur  Arbeit  zu  reisen. 
Wie  beehren  uns,  Sie  höflichst  zu  ersuchen,  dem  genannten  Sol- 
daten einen  dauernd  gültigen  Passiererlaubnisschein  zur  Reise  aus 
Jassy  nach  Stefani-Vodi  und  retour  auszustellen. 

Direktor  der   Königlichen   Eisenbahn 
gez.   Civon. 

Die  Stadtkommandantur  von  Jassy  an  die  Direktion  des 
Verkehrswesens : 

Nr.  4549.  Zu  ihrem  Schreiben  Nr.  390  beehre  ich  mich, 
Ihnen  mitzuteilen,  dass  Sie  sich  wegen  der  fraglichen  Erlaubnis  an 
den  Transportdienst  des  Jassyer  Bahnhofes  zu  wenden  haben. 
Gleichzeitig  mache  ich  Ihnen  bekannt,  dass  es  laut  Befehl  verboten 
ist,  jüdi  sehe  Soldaten  mit  irgend  welchen  Aufträgen  zu  betrauen. 

Der  Stadtkommandant 
gez.  Colonel  Babok. 

Befehl  vom  16.  Juli  1917  Nr.  2148: 

An  die  Bevölkerung  ergeht  hiermit  die  Bekanntmachung,  dass 
die  Soldaten  im  Interesse  des  Landes  gezwungen  sind,  die  Civil- 
bewohner  zum  Bau  der  Soldatenwohnungen  heranzuziehen.  Ein 
Teil  der  Juden  sucht  nun  sich  dieser  Pflicht  durch  allerlei  Mittel 
zu  entziehen.  Ihre  Ausreden  dürfen  nicht  in  Erwägung  gezogen 
werden.  Die  Juden  ersinnen  nur  schwindlerische  Mittel  —  seien 
es  Krankheiten  oder  Beamtenbestechung  —  um  sich  der  Arbeit 
zu  entziehen. 

Personen,    die    diesen  Befehl    durch    Bestechung    oder    auf 
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irgend  eine  andere  Weise  umgehen,  werden,  abgesehen  von  der 
gewöhnlichen  Strafe,  öffentlich  gepeitscht  werden. 

Der  Kommandant  der  Garnison  Dorohoi 
gez.  Petala. 

Zu  diesem  unerhörten  Befehl  ist  folgendes  zu  bemerken:  Der 
Bau  der  Soldatenwohnungen  begann  um  Januar  1917,  als  der 
Schnee  1^  m  hoch  lag  und  strengster  Frost  herrschte.  Nach  tage- 
langer, schwerer  Arbeit  waren  die  Bewohner  tatsächlich  erkrankt 
und  zusammengebrochen .  Auf  Grund  dieses  Befehls  wurden  die  Per- 
sonen, die  sich  von  der  Arbeit  —  sei  es  wegen  Krankheit  oder  auf 
andere  Weise  befreit  hatten,  im  Sommer  1917  festgenommen 
und  auf  offener  Strasse  nackt  durchgepeitscht. 

Trübe  Bilder  stehen  vor  meinen  Augen  beim  Lesen  der  vielen 
Briefe  jüdischer  Soldaten  von  der  Front. 


BERICHT  DES  JÜDISCHEN  PRESSBUREAUS 
IN  STOCKHOLM. 

Das  jüdische  Pressbureau  in  Stockholm  verbreitete  am  12. 
October  1917  folgenden  Bericht: 

Die  grösste  Beunruhigung  herrscht  unter  den  Juden  Russ- 
lands über  die  Behandlung  der  Juden  in  Rumänien.  Die  russische 
Presse  veröffentlicht  zahlreiche  Dokumente  und  Berichte  von 
Augenzeugen  über  grausame  Judenverfolgungen  in  Rumänien,  und 
zwar  sowohl  in  der  Armee  als  im  Hinterland. 

Diese  Berichte  sind  so  aufsehenerregend,  dass  viele  Organisa- 
tionen der  revolutionären  Demokratie  Russlands  sich  mit  der  Sache 
befassten  und  Proteste  gegen  die  rumänischen  Machthaber  erhoben 
und  dass  die  russische  Regierung  eine  strenge  Untersuchung  der 
Klagen  anordnen  musste. 

Es  wird  der  rumänischen  Regierung  zur  Last  gelegt,  dass  sie 
einen  systematischen  Vernichtungskrieg  gegen  die  jüdische  Bevöl- 
kerung tolerierte,  ja  sogar  selbst  organisierte.  Die  Legende  des 
Vaterlandsverrates,  das  beliebteste  Kampfmittel  des  gestürzten 
Zarismus,  wurde  auch  gegen  die  Juden  in  Rumänien  in  Umlauf 
gesetzt,  um  das  Volk  und  die  Armee  gegen  die  Juden  zu  verhetzen. 
Auf  Grund  einer  derartigen  Beschuldigung  Hess  das  Feldgericht 
in  Bacau  34  jüdische  Soldaten  hängen.  Alle  Bemühungen  des  be- 
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kannten  russischen  Schriftstellers  Korolenko,  die  Unglücklichen, 
die  tatsächlich' ganz  unschuldig  waren,  zu  retten,  waren  vergebens. 
Unter  den  Hingerichteten  befanden  sich  auch  sieben  aktive  jüdische 
Sozialdemokraten,  darunter  der  angesehene  Sozialistenführer 
Wechsler. 

Den  jüdischen  Frauen  wurde  verboten,  in  das  Rote  Kreuz  ein- 
zutreten. Die  Aufnahme  von  verwundeten  jüdischen  Soldaten  in 
öffentliche  Spitäler  wird  verweigert,  der  Verkauf  von  Nahrungs- 
mitteln an  die  jüdische  Bevölkerung  verhindert.  Der  Gebrauch  der 
jüdischen  Sprache,  selbst  im  privaten  mündlichen  Verkehr,  streng- 
stens bestraft.  Den  Juden  wurde  auch  verboten,  das  Vieh  nach 
ihrem  Ritus  zu  schlachten.  An  vielen  Orten  wurden  regelrechte 
Judenpogrome  arrangiert. 

Aus  den  zahlreichen  Proteststimmen  der  revolutionären  De- 
mokratie Russlands  gegen  diese  Vorgänge  in  Rumänien  sei  hier 
folgende  Resolution  einer  von  Offizieren  und  Soldaten  zahlreich  be- 
suchten Versammlung  des  militärisch-republikanischen  Verbandes 
in  Kiew  wiedergegeben : 

„In  Erwägung,  dass  die  Unterdrückung  der  Juden  in  Rumä- 
nien in  Verbindung  mit  der  schweren  Lage  der  Volksmassen  in 
diesem  Lande,  mit  der  unbeschränkten,  unverantwortlichen  Herr- 
schaft des  Adels  und  der  Bureaukratenclique  steht,  dass  ferner  bei 
der  Einheit  der  Front  Russlands  und  Rumäniens  die  Orgien  des 
Antisemitismus  nicht  nur  eine  ernste  Gefahr  für  den  Sieg  der 
Demokratie  in  Rumänien,  sondern  auch  für  die  russische  Revolu- 
tion darstellt,  ruft  der  Kiewer  militärisch-republikanische  Verband 
die  gesamte  revolutionäre  Demokratie  auf,  ihre  Stimme  zu  erheben 
zur  Verteidigung  der  leidensgeprüften,  jüdischen  Bevölkerung  Ru- 
mäniens und  zum  entschiedenen  Protest  gegen  die  Gewalttaten  und 
die  Grausamkeiten,   die  dort  begangen  werden." 


DEMENTI  DER  RUMÄNISCHEN  REGIERUNG. 

Einige  Tage  nach  der  Veröffentlichung  des  Berichts  des  „Jüdi- 
schen Pressebureau"  in  Stockholm  erschien  in  der  schwedischen 
Presse  ein  offizielles  Dementi  der  rumänischen  Regierung.  Das 
Dementi,  das  durch  das  „SvenskaTelegrambyrän"  verbreitet  wurde, 
hatte  folgenden  Wortlaut: 
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Jassy,  15.  October  1917. 

Die  rumänische  Regierung  dementiert  in  der  kategorischsten 
Weise  die  Mitteilungen  in  gewissen  ausländischen  Zeitungen  wegen 
der  angeblich  schlechten  Behandlung,  welcher  die  jüdische  Bevöl- 
kerung in  Rumänien  ausgesetzt  sein  soll.  Die  Behauptung,  dass  die 
Regierung  einen  Ausrottungskrieg  gegen  die  Juden  führen  solle, 
ist  eine  bösartige  Verleumdung.  Niemals  ist  die  jüdische  Bevölke- 
rung rücksichtsvoller  behandelt  worden  als  jetzt  und  der  Konseils- 
präsident hat  auf  einer  Plenarsitzung  der  Kammer  erklärt,  dass 
die  Juden  in  Rumänien  die  gleichen  Rechte  erhalten  sollten,  wie 
die  übrige  Bevölkerung,  ebenso  wie  das  in  Russland  der  Fall  ge- 
wesen ist. 

Der  Bericht  wegen  der  Hinrichtung  einer  Anzahl  Juden  in 
Bacau  ist  übertrieben  und  beweist  nur,  dass  man  Spione  entdeckt 
hat  und  sie  strafen  musste.  Der  Rabbiner  von  Odessa,  der  hin- 
gekommen ist,  um  gegen  das  Urteil  über  diese  Juden  zu  prote- 
stieren, überzeugte  sich  nach  dem  Lesen  der  Aktenstücke  von  der 
Schuld  seiner  Glaubesgenossen  und  erklärte,  dass  er  jetzt  nichts 
mehr  zur  Verteidigung  derselben  anzuführen  habe.  Trotzdem  wur- 
den die  meisten  der  Angeklagten  begnadigt,  gerade  um  zu  beweisen, 
dass  die  Behörden  ihre  Macht  gegenüber  den  Juden  nicht  aus- 
nützen, und  um  zu  verhindern,  dass  diese  Urteile  als  Verfolgungen 
ausgelegt  werden  sollten.  Die  anderen  Behauptungen,  wie  z.  B. 
dass  die  jüdische  Bevölkerung  daran  gehindert  wird,  Einkäufe  zu 
machen,  sind  lügenhafte  Verleumdungen.  Die  jüdische  Bevölke- 
rung teilt  dasselbe  Los,  wie  die  ganze  Moldau-Bevölkerung." 


ERKLÄRUNG  DES  FÜHRERS  DER  RUMÄNISCHEN 
SOZIALDEMOKRATIE  DR.  RAKOWSKI. 

Anlässlich  des  oben  wiedergegebenen  Dementis  der  rumä- 
nischen Regierung  hat  der  im  October  1917  in  Stockholm  sich 
aufhaltende  Führer  der  rumänischen  Sozialdemokratie  Dr.  Rakow- 
ski  durch  die  Vermittelung  des  Jüdischen  Pressbureaus  in  den 
Stockholmer  Tageszeitungen  vom  19.  October  1917  folgende 
Erklärung,  die  auch  in  den  Pressorganen  anderer  Länder  wieder- 
gegeben wurde,  veröffentlicht: 

„Die  im  Dementi  der  rumänischen  Regierung  aufgestellten  Be- 
hauptungen sind  derbe  Lügen,  da  sie  verneinen,  was  jedes  Kind 
in  Russland  und  Rumänien  weiss.  In  der  russischen  Presse  wurden 
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officielle  rumänische  Dokumente  veröffentlicht,  die  zeigen,  wie  die 
Juden  in  Rumänien  auf  das  blutigste  von  Militär-  und  Zivilbehörden 
verfolgt  werden.  In  der  ausländischen  Abteilung  des  Arbeiter-  und 
Soldatenrates  in  Petrograd  befindet  sich  eine  ganze  Sammlung  von 
Anklage-Akten  gegen  die  rumänische  Regierung  mit  Bezug  auf  die 
Misshandlung  der  Juden. 

In  dem  Dementi  der  rumänischen  Regierung  wird  behauptet, 
dass  der  Ministerpräsident  den  Juden  Gleichberechtigung  mit  der 
übrigen  Bevölkerung  versprochen  habe.  Das  sollte  für  mich  eine 
besonders  angenehme  Ueberraschung  sein,  wenn  ich  dieser  Be- 
hauptung nur  Glauben  schenken  könnte.  So  weit  ich  weiss,  hat 
Bratianu  nur  vor  der  Kammer  erklärt,  dass  man  gezwungen  wäre, 
den  Juden  Gleichberechtigung  zu  gewähren,  wenn  Rumänien  in 
den  Besitz  von  Transsilvanien  käme,  und  dass  man  die  Juden 
in  dem  neu  erworbenen  Gebiete  nicht  der  Rechte  berauben 
könnte,  die  sie  bereits  besassen,  ebenso  wie  er  es  nicht  für 
zweckmässig  halte,  die  Juden  im  übrigen  Rumänien  in  der  bis- 
herigen Weise  zu  behandelm.  Bratianu  hat  demnach  die  Gleich- 
berechtigung der  Juden  mit  dem  Erwerb  von  Transsilvanien  ver- 
knüpft, was  das  Dementi  bedeutend  abschwächt. 

Ich  konstatiere  trotz  des  rumänischen  Dementis,  dass  von  den 
34  zum  Tode  Verurteilten  in  Bacau  nicht  ein  einziger  begnadigt 
wurde  und  dass  sämtliche  hingerichtet  wurden.  Hingegen  ver- 
hinderten die  ernsten  Demonstrationen  der  russischen  Truppen,  dass 
weitere  14  Personen,  die  in  Roman  zum  Tode  verurteilt  waren, 
hingerichtet  wurden. 

Es  ist  bezeichnend  für  die  rumänische  Regierung,  dass  sie 
als  Hauptzeugen  einen  Rabbiner  aus  Odessa  anführt,  ohne  den 
Namen  desselben  aufzugeben,  wodurch  die  Behauptung  nicht  kon- 
trolliert werden  kann. 

Auffallenderweise  wird  auch  der  Fall  Wechsler  nicht  mit  einem 
Worte  im  officiellen  Dementi  erwähnt.  Max  Wechsler,  ein 
bekannter  rumänischer  Sozialtheoretiker  und  persönlicher  Freund 
von  mir  wurde  nämlich  meuchlings  ermordet,  weil  man  ihn  im 
Verdacht  hatte,  an  meiner  Befreiung  aus  der  Gefangenschaft  mit- 
gewirkt zu  haben.  Am  Tage  nach  meiner  Befreiung  wurde  der 
47-jährige  Mann  geholt  und  unter  militärischer  Bewachung  an  die 
Front  geführt.  Unterwegs  wurde  er  in  einem  Walde  von  einem 
Offizier,  Romalo,  einem  persönlichen  Freunde  des  jetzigen 
Thronfolgers,  erschossen. 
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Der  Mord  Wechslers  hat  eine  unerhörte  Wut  in  Russland  her- 
vorgerufen. Nach  Mitteilungen  von  Diesengausen,  dem  Generalkom- 
missar der  russischen  Regierung  an  der  rumänischen  Front,  ver- 
sprach Bratianu,  eine  Untersuchung  vorzunehmen  und  den  Schul- 
digen zu  bestrafen.  Wir  wissen  jedoch  aus  Erfahrung,  was  der- 
gleichen Versprechungen  wert  sind. 

Ende  Juni  forderte  eine  Delegation  der  in  Roman  liegenden 
russischen  Truppen  vom  Arbeiter-  und  Soldatenrat  in  Petrograd, 
dass  Massregeln  ergriffen  werden  sollten  gegen  die  Schändlich- 
keiten, die  von  der  rumänischen  Regierung  sowohl  gegen  Juden, 
wie  gegen  andere  Teile  der  Bevölkerung  ausgeübt  werden,  da  man 
sonst  blutige  Zusammenstösse  seitens  der  russischen  Truppen  und 
der  rumänischen  Behörden  befürchtete. 

Dass  der  Einkauf  von  Lebensmitteln  für  die  jüdische  Bevöl- 
kerung fast  unmöglich  gemacht  ist,  hat  Axentjew,  der  Wortführer 
des  Armeekomites  in  Jassy,  bereits  ausdrücklich  festgestellt,  als 
er  Vandervelde  bei  seinem  dortigen  Besuch  begrüsste. 

Ich  hoffe,  dass  Europa  nicht  das  rumänische  Volk  für  die 
Schändlichkeiten,  die  von  seiner  Regierung  verübt  worden  sind, 
verantwortlich  machen  wird."*) 


OFFENER  BRIEF  DES  STOCKHOLMER  OBERRABBINERS 
DR.  EHRENPREIS  AN  DEN  FRANZÖSISCHEN  MINISTER- 
PRÄSIDENTEN CLEMENCEAU. 
In  der  Stockholmer  Tageszeitung  „Svenska  Dagblad"  vom 
20.  November  1917  veröffentlichte  der  Stockholmer  Oberrabbiner 
Dr.  M.  Ehrenpreis  unter  der  Ueberschrift  „Für  die  rumänischen 
Juden"  folgenden  „offenen  Brief"  an  den  französischen  Minister- 


*)  Ein  russisch-jüdischer  Soldat,  der  über  die  von  ihm  beobachteten  Leiden 
der  Juden  in  Rumänien  dem  jüdischen  Publicum  berichtet  („Unser  Leben" , 
Odessa,  23.   November  1917)   schreibt  folgende  bemerkenswerte  Zeilen : 

„Russische  Juden!  Ihr  dürft  nicht  daraus  den  Schluss  ziehen,  dass  das 
ganze  rumänische  Volk  so  gesinnt  ist,  und  Ihr  dürft  nicht  deswegen  das  rumä- 
nische Volk  hassen.  Nein,  ich  kenne  den  Geist  des  rumänischen  Volkes,  das 
noch  nicht  demoralisiert  und  verdorben  ist.  Wir  finden  in  den  breiten  Schichten 
des  rumänischen  Volkes  einen  solchen  Zug  von  Menschlichkeit,  von  Intelligenz 
auf  allen  Gebieten  des  Denkens  und  Wissens,  die  für  die  Menschheit  zur 
Zierde  gereichen  könnten,  wenn  nicht  die  seit  40  Jahren  hetzerische,  demorali- 
sierende Bratianusche  Politik  wäre." 
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Präsidenten  Clemenceau,  der  bereits  1913  in  der  französischen 
Presse  den  Kampf  gegen  die  Rechtlosigkeit  der  rumänischen  Juden 
aufgenommen  hat  und  für  die  Interessen  der  Juden  in  der  Dobrudja 
mit  vollem  Erfolg  aufgetreten  ist.  Der  Brief  Dr.  Ehrenpreis'  ist 
aus  dem  schwedischen  nur  auszugsweise  wiedergegeben  worden. 
Das  Schreiben  verdient  indes  der  breiten  Oeffentlichkeit  vollinhalt- 
lich bekannt  gemacht  zu  werden: 

Herr  Ministerpräsident!  Ihre  Ernennung  zum  französischen 
Regierungschef  in  dieser  Stunde  höchster  Spannung  und  vielleicht 
auch  letzter  Entscheidungen  weckt  in  mir  unter  anderem  Er- 
innerungen und  Hoffnungen,  welche  mit  meinen  jüdischen  Be- 
strebungen im  Zusammenhang  stehen.  Dies  ist  zugleich  die  Stunde, 
in 'welcher  die  Lage  meiner  jüdischen  Volksgenossen  in  Rumänien 
sich  auf  das  Entsetzlichste  verschlimmerte.  Diese  sind  einem 
systematischen  Vernichtungskampf  seitens  der  rumänischen  Civil- 
und  Militärbehörden  ausgeliefert,  bei  dessen  Anblick  zu  schweigen 
Mitschuld  wäre.  (Für  die  Schändlichkeiten  soll  nach  einer  Er- 
klärung des  rumänischen  Sozialistenführers  Rakowski  lediglich 
die  Regierung  verantwortlich  sein,  der  rumänischen  Bevölkerung 
sei  Judenhass  fremd). 

Sie  werden  in  den  Archiven  Ihres  Ministeriums  Berichte  über 
die  tragischen  Erlebnisse  der  rumänischen  Juden  während  der 
letzten  Monate  finden  (u.  a.  vom  russischen  Arbeiter-  und  Sol- 
datenrate in  Petrograd  und  von  einer  vom  General  Marks  ein- 
gesetzten Untersuchungskommission  aus  Odessa),  welche  sicher- 
lich Ihr  so  starkes  Rechtsgefühl  aufs  Tiefste  erregen  werden. 
Sie  werden  da  lesen,  wie  zu  gleicher  Zeit,  da  30,000  jüdische  Sol- 
daten für  ihr  Vaterland  bluten  und  sterben  —  das  doch  nie  ein 
Vaterland  für  sie  gewesen,  —  ihre  Frauen  und  Kinder  auf  das 
Grausamste  verfolgt  werden,  —  wie  hungernde  jüdische  Kinder 
beim  Holen  von  Esswaren  an  der  rumänisch-bessarabischen 
Grenze  von  den  Wachtposten  niedergemacht  wurden,  —  wie  34 
jüdische  Soldaten,  wegen  Fahnenflucht  unschuldig  angeklagt,  in 
Bacau  erschossen  wurden  und  trotz  unerhörter  Bemühungen  des 
ukrainischen  Volksdichters  Korolenko  nicht  gerettet  werden  konn- 
ten; —  wie  u.  a.  der  jüdische  Sozialistenführer  Max  Wechsler 
meuchlings  vom  Offizier  Romalo,  einem  persönlichen  Freunde  des 
Thronfolgers,  erschossen  wurde,  weil  er  angeblich  am  ersten  Mai 
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an  der  Befreiung  Rakowskis  aus  dem  Gefängnisse  teilgenommen 
haben  soll ;  —  wie  tausende  jüdischer  Flüchtlinge  mit  ihren  Kran- 
ken und  Säuglingen  unter  freiem  Himmel  in  Kälte  und  Regen 
kampierten,  weil  ihnen  nach  rumänischem  Gesetz  der  Aufenthalt 
in  den  Dörfern  verboten  ist.  Sie  werden  schliesslich  auch  die  Mit- 
teilungen lesen,  die  Vandervelde  über  die  Judenverfolgungen  an  und 
hinter  der  rumänischen  Front  gemacht  hat. 

Die  erwähnten  Sozialistenführer  Rakowski,  Vandervelde  und 
Korolenko  (um  bloss  diese  drei  zu  nennen)  stehen  als  lebende 
Zeugen  für  diese  Schändlichkeiten  da.  Demgegenüber  stehen  Bra- 
tianus  und  Tace  Jonescus  —  Versprechungen,  die  doch  nach  den 
Erfahrungen  der  letzten  Jahrzehnte  bei  uns  keinen  Kurs  mehr 
haben.  Auch  Sie,  Herr  Ministerpräsident,  sind  auf  diesem  Gebiete 
nicht  ganz  unerfahren. 

Gestatten  Sie  mir,  Ihnen  einige  unserer  gemeinsamen  Erleb- 
nisse auf  diesem  Gebiete  aus  dem  Jahre  1913  in  Erinnerung  zu 
rufen.  Es  war  dies  der  Zeitpunkt,  da  die  bulgarische  Dobrudja  mit 
Silistria  Rumänien  zufallen  sollte  und  da,  infolge  der  durch  den 
Balkankrieg  verursachten  territoriellen  Verschiebungen  und  des 
Bukarest-Friedens,  die  Lage  der  konfessionellen  Minoritäten  auf  dem 
Balkan  ihre  internationalen  Garantien  verloren  hatte.  Ich  befand 
mich,  in  meiner  damaligen  Eigenschaft  als  Grossrabbiner  von  Bul- 
garien, auf  einer  Reise  durch  die  europäischen  Hauptstädte,  um 
für  neue  internationale  Garantien  für  die  Minoritäten  zu  wirken. 
Sie  hatten  damals  die  grosse  Freundlichkeit,  mich  zu  empfangen  — 
es  war  dies  am  19.  September  1913  —  und  mich  Ihrer  vollen 
Zustimmung,  sowie  Ihrer  Bereitwilligkeit  zur  Mitarbeit  an  dieser 
Aktion  zu  versichern.  Ich  kam  zu  Ihnen  aus  Rom,  sozusagen  direkt 
aus  dem  Arbeitszimmer  Ihres  Freundes,  des  früheren  italienischen 
Ministerpräsidenten  Luigi  Luzzatti,  mit  dem  Sie  gerade  damals  eine 
vielversprechende  internationale  Aktion  für  die  rumänischen  Juden 
unternommen  hatten  (es  handelte  sich  um  die  Gründung  einer 
Liga  zur  Verteidigung  der  rumänischen  Juden  unter  Mitwirkung 
führender  Staatsmänner  aus  allen  Ländern).  Ich  überbrachte  Ihnen 
einen  Brief  Luzzattis,  der  mich  bei  Ihnen  mit  den  Worten  ein- 
führte, dass  ich  zu  Ihnen  komme  —  „pour  d6fendre  devant  vous, 
qui  etes  un  foyer  de  justice  immanente,  le  grand  principe  de  la 
libert6  röligieuse." 

Ich  berichtete  Ihnen  über  das  Ergebnis  meiner  Unterredungen 
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mit  Luzzatti.  Als  ich  zu  ihm  kam,  hatte  er  gerade  Ihren  bedeutungs- 
vollen Brief  aus  Karlsbad  bekommen,  datiert  Ende  August  1913, 
in  welchem  Sie  von  dem  grossen  Fortschritt  Ihrer  rumänisch-jüdi- 
schen Aktion  berichteten,  nämlich  dass  der  damalige  rumänische 
Finanzminister  Marghiloman  und  der  Pariser  Gesandte  General 
Lahovary,  Sie  in  Karlsbad  aufsuchten,  um  Ihnen  mitzuteilen,  dass 
die  rumänische  Regierung  bereit  sei,  die  während  des  Balkan- 
krieges mobilisierten  jüdischen  Soldaten  (14,000)  sofort  zu  naturali- 
sieren. Dieses  Versprechen  war  natürlich  ebensowenig  wert  wie 
alle  vorhergegangenen  und  gegenwärtigen  rumänischen  Ver- 
sprechungen. 

Wir  sind  also  mit  Luzzatti  übereingekommen,  uns  nicht  ab- 
lenken zu  lassen,  sondern  auf  dem  eingeschlagenen  Wege  weiter- 
zugehen. Wir  waren  auch  darüber  einig,  der  Ratifikation  des  Bu- 
karester Friedensvertrages  entgegenzuwirken,  bis  bindende  Ga- 
rantien erreicht  werden  für  die  Gleichberechtigung  der  konfes- 
sionellen Minderheiten  in  allen  Balkanstaaten,  inklusive  Rumä- 
nien. (Dies  hatte  Amerika  bereits  vorher  durch  seinen  Ge- 
sandten Jackson  der  Bukarestkonferenz  vorgeschlagen,  allerdings 
erfolglos,  und  England  nachher  sämtlichen  Balkanstaaten  in 
einer  besonderen  Note  mitgeteilt).  Sie,  Herr  Ministerpräsident, 
billigten  vollkommen  unseren  Standpunkt  und  Sie  sagten  mir  wört- 
lich: „Du  moment  que  M.  Luzzatti  pense,  qui'il  faut  continuer, 
nous  continuerons ;  je  suis  entierement  ä  votre  disposition."  Sie 
hatten  auch  die  Freundlichkeit,  Ihre  Zustimmung  zu  der  von  mir 
vorgeschlagenen  Formel  zur  Lösung  der  Minoritätenfrage  in  den 
Balkanstaaten  auszudrücken,  welche  inplicite  auch  die  rumänische 
Judenfrage  umfassen  sollte.  Sie  gaben  Ihrer  Zustimmung  auch 
schriftlich  Ausdruck  in  dem  Einführungsbrief,  den  Sie  mir  an 
Ihren  Freund,  Sir  Makse  in  London,  den  Redacteur  der  „National 
Review",  mitgaben,  worin  Sie  ihn  baten  mir  behilflich  zu  sein  — 
„qui  vous  soumettra  des  reflections  interessantes  sur  les  conditions 
d'une  bonne  paix  Balcanique."  Sie  hatten^  übrigens  auch  schon 
vorher  Ihre  Stellung  zur  rumänischen  Judenfrage  in  Ihrer  damaligen 
Zeitung  „Homme  libre"  ausgedrückt,  besonders  in  einem  auf- 
sehenerregenden Leitartikel  vom  6.  Juni  1913,  in  welchem  Sie 
den  damaligen  Aussenminister  Pichon  aufforderten,  die  zusammen- 
tretende Finanzkonferenz  zu  benützen,  um  Rumänien  zur  Erfül- 
lung seiner  Pflichten  gegenüber  den  Juden  zu  zwingen. 
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Heute  stehen  Sie  an  der  Spitze  der  französischen  Regierung, 
Pichon  ist  abermals  Aussenminister,  die  Lage  der  rumänischen 
Juden  ist  kritischer  als  je  und  vor  allem  —  Rumänien  ist  Ihr 
Bundesgenosse,  dessen  unmenschliche  Handlungen  einen  Schatten 
auf  die  grossen  Demokratien  werfen,  mit  denen  es  alliiert  ist. 
Für  die  Aktion,  die  Sie  1913  mit  Luzzatti  vorbereiteten,  für  die 
Grundsätze,  die  Sie  in  Ihrem  „Homme  libre"  verkündeten,  ist 
jetzt  die  Stunde  der  Erfüllung  gekommen.  „Die  Stimme  des 
Blutes  unserer  Brüder  ruft  zu  uns  aus  der  Erde"  Rumäniens.  Ich 
hoffe  und  wünsche,  dass  auch  Sie,  Herr  Ministerpräsident,  diesen 
Ruf  hören  werden.  Sie  waren  in  Ihrem  Vaterlande  Zeit  Ihres 
Lebens  der  unerschrockenste  Kämpfer  für  das,  was  Sie  als  Recht 
und  Wahrheit  erkannten.  Sie  werden  auch  jetzt,  dessen  bin  ich 
gewiss,  Ihrem  rumänischen  Alliierten  gegenüber  dem  Rechte  und 
üci  Tahrheit  zum  Durchbruch  verhelfen.  1913  wies  mich 
Luzzatti  an  sie  als  „un  foyer  de  justice  immanente".  Ich  wende  mich 
1917  an  Sie  mit  der  Bitte:  Tun  Sie,  was  in  Ihrer  Macht  liegt, 
um  —  rasch  und  bedingungslos  —  meinen  unglücklichen  Volks- 
genossen in  Rumänien  Gerechtigkeit  widerfahren  zu  lassen. 

Ich  verharre,  Herr  Ministerpräsident,  in  aufrichtiger  Er- 
gebenheit Ihr 

(gez.)  Dr.  M.  Ehrenpreis. 

Stockholm,  19.  November  1917. 


SCHLUSSWORT 


Nur  ein  kleiner  Teil  der  Leidensgeschichte  der  rumänischen  Ju- 
den ist  uns  enthüllt  worden.  Der  zukünftigen  Aufklärungs- 
und  Geschichtsschreibung  bleibt  es  vorbehalten,  in  besseren  und 
freieren  Zeiten  das  Elend  einer  Viertel  Million  geknechteter  Men- 
schen in  seiner  ganzen  Tragik  zu  beleuchten.  Aber  auch  der  kleine 
Teil  des  von  Seufzern  und  Tränen  überfüllten  Lebens,  den  wir 
an  uns  vorübergehen  sahen,  wird  in  der  gesitteten  Menschheit 
Abscheu  und  Entrüstung  hervorrufen.  Das  Mitgefühl  mit  den  Ver- 
folgten wird  bei  jedem  gerecht  denkenden  Menschen  den  Wunsch 
auslösen :  Dieser  Schande  des  Jahrhunderts  in  der  Mitte  Europas, 
muss  ein  Ende  gemacht  werden. 

Die  kommende  Friedenskonferenz  ist  jene  befrei- 
ende Macht,  an  die  die  Wünsche  und  Hoffnungen  auch  des  jüdischen 
Volkes  geknüpft  sind.  Von  dieser  Macht  erwartet  es  Recht  und 
Gerechtigkeit  auch  für  die  Juden  in  Rumänien. 

Es  soll  hier  nicht  verschwiegen  werden :  Auch  die  rumänische 
Regierung  rüstet  sich  zur  Friedenskonferenz.  Sie  bleibt  sich  auch 
in  diesem  Punkte,  diesem  einzigen  erlösenden  Punkte,  auf  den 
die  leidende  Menschheit  ihre  Hoffnungen  setzt,  treu.  Die  in 
Odessa  von  rumänisch-politischen  Emigranten  herausgegebene 
sozialistische  Zeitung  „Lupta"  berichtet  (laut  Mitteilung  der 
„Odesskija  Nowosti"  vom  22.  October  1917) : 

„Sämtliche  europäischen  Staaten  sind  gegenwärtig  damit  be- 
schäftigt, Daten  und  Materialien  zwecks  Regelung  der  internatio- 
nalen Beziehungen  auf  der  zukünftigen  Friedenskonferenz  zu 
sammeln.  Auch  die  rumänische  Regierung  will  hinter  den  euro- 
päischen Staaten  nicht  zurückbleiben  undt  beginnt  ebenfalls  Ma- 
terial zu  sammeln.  Als  erster  Schritt  auf  diesem  Gebiete  ist  ein 
geheimer  Eriass  an  sämtliche  Militärcorps  verschickt  worden  mit 
der  Aufforderung,  eine  Liste  alier  jüdischen  Soldaten  anzufertigen, 
gemäss  ihrer  Verteilung  nach  Aemtern  und  Stellungen  mit  einer 
genauen  Angabe  der  Zahl  der  jüdischen  Deserteure  während  des 
Krieges". 
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„Wir  bringen  diese  Mitteilungen,  bemerkt  hierzu  das  rumä- 
nische Blatt,  nicht,  weil  die  Resultate  dieses  Geheimerlasses  irgend 
welche  Bedeutung  bei  der  kommenden  Friedenskonferenz  haben 
könnten.  Die  öffentliche  Meinung  in  Europa  weiss,  wie  die  sta- 
tistischen Mitteilungen  und  Zahlen  der  rumänischen  Regierung 
zu  bewerten  sind.  Wir  notieren  diese  Tatsache  nur  zu  dem 
einzigen  Zweck,  die  öffentliche  Meinung  darüber  zu  informieren, 
mit  welcher  Beschäftigung  die  rumänische  Regierung  in  dieser  Zeit 
sich  abgibt". 

Es  bedarf  aber  durchaus  nicht  erst  der  Veröffentlichung  von 
Geheimerlässen,  um  über  die  wahren  Absichten  der  rumänischen 
Machthaber  informiert  zu  werden.  Noch  bis  auf  die  letzten  Tage 
machten  sie  gar  kein  Hehl  daraus.  Es  soll  alles  beim 
alten  bleiben,  das  ist  nach  wie  vor  ihr  Programm.  Nichts 
vermochte  die  mittelalterliche,  hartherzige  Stellungnahme  der  ru- 
mänischen Regierung  ihren  jüdischen  Untertanen  gegenüber  zu 
erschüttern.  Bald  nach  Eintritt  Rumäniens  in  den  Weltkrieg  beeilte 
sich  einer  der  prominentesten  rumänischen  Diplomaten,  der  ru- 
mänische Gesandte  in  Paris,  Lahovary  (ein  Bruder  des  bekannten 
Politikers)  die  jüdische  Oeffentlichkeit,  die  durch  den  Anschluss 
Rumäniens  an  die  grossen  demokratischen  westeuropäischen 
Staaten  sich  manchen  Illusionen  in  Bezug  auf  die  rumänische 
Judenfrage  hingeben  mochte,  zu  ernüchtern :  Man  möge  sich  ja 
keinen  falschen  Hoffnungen  hingeben.  Er  erklärte  dem  Pariser 
Vertreter  des  Organes  der  russischen  Zionisten  „Ewreiskaja  Jisn" 
in  Petrograd  (9.  September  1916)  es  sei  anzunehmen,  dass  nur 
jüdische  Kriegsteilnehmer  Hoffnung  auf  Naturalisation  hätten, 
und  auch  von  diesen  nur  diejenigen,  die  sich  im  Kriege  besondere 
Auszeichnungen  erkämpfen  werden.  Der  Frage  des  Pressever- 
treters, wie  man  ein  solches  Verhalten  gegenüber  zehntausenden 
von  jüdischen  Soldaten  rechtfertigen  könne,  begegnet  der  ru- 
mänische Diplomat  mit  völliger  Verständnislosigkeit.  Unwill- 
kürlich erinnert  man  sich  der  bezeichnenden  Aeusserung,  die  der 
frühere  Zarenminister  Goremykin  einmal  gegenüber  einer  jü- 
dischen Deputation  mit  dem  Baron  Alexander  Günzburg  an  der 
Spitze  getan  hat.  Als  die  Vertreter  der  russischen  Juden  sich 
nämlich  über  die  an  den  Juden  verübten  Grausamkeiten  der  za- 
rischen Behörden  beklagten  und  darauf  hinwiesen,  dass  doch 
400,000  russische  Juden  ihr  Blut  als  Soldaten  für  Russland  ver- 
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giessen,  antwortete  Goromykin :  „Aber  das  müssen  sie  doch,  sonst 
werden  sie  ja  erschossen". 

Auch  der  langjährige  rumänische  Gesandte  in  London,  Herr 
Mishu,  konnte  sich,  als  er  merkte,  dass  die  Judenpolitik  der  rumä- 
nischen Regierung  in  der  englischen  Oeffentlichkeit  unangenehm 
auffiel  und  dass  eine  „beruhigende"  Erklärung  notwendig  sei,  nur 
dazu  bereit  finden,  öffentlich  zu  erklären,  dass  die  rumänische  Re- 
gierung nicht  die  Absicht  habe,  die  Juden  des  zu  erobernden  Transsil- 
vaniens  ihrer  Rechte  zu  berauben.  (Neue  Züricher  Zeitung  v.  13. 
September  1916).  Das  war  das  grösste  Opfer,  das  das  Gerechtigkeits- 
gefühl der  rumänischen  Machthaber  zu  bringen  vermochte.  Selbst  der 
Minister  des  Aeusseren,  Herr  Tace  Jonescu,  der  laut  einer  telegrafi- 
schen Meldung  des  „Temps"  v.  21.  September  1917  es  für  nötig  er- 
achtet hat,  die  öffentliche  Meinung  in  Europa  bezüglich  der  rumäni- 
schen Judenfrage  durch  einige  unverbindliche  Versprechungen  auf  die 
Zukunft  zu  beruhigen,  hat  es  nicht  über  sich  bringen  können,  seine 
„Erklärung"  ohne  eine  direkte  Drohung  an  die  Adresse  der  Juden 
zu  lancieren.  Der  Minister  entwickelte  von  neuem  seine  veraltete 
Theorie:  Je  weniger  die  ausländischen  Juden  sich  in  die  rumäni- 
schen Angelegenheiten  mischen,  desto  besser  für  die  günstige  Lö- 
sung der  rumänischen  Judenfrage.  „Ich  habe  diese  Frage  absichtlich 
zur  Erörterung  gebracht,  damit  die  Juden  aller  Länder  es  wissen, 
dass,  wenn  es  natürlich  und  gerecht  war,  aus  dieser  Frage  eine 
Waffe  gegen  uns  zu  einer  Zeit  zu  machen,  wo  wir  noch  nicht  ent- 
schlossen waren,  es  heute  unnütz  und  ungerecht  wäre,  sich  dieser 
Waffe  zu  bedienen.  Wenn  die  Juden  Bürger  sein  werden  wie  wir, 
so  wollen  wir  nicht,  dass  sie  uns  im  Herzen  fremd  bleiben  und  dass 
wir  selbst  nur  dem  Anschein  nach  ihre  Brüder  sind.  WTir  werden  zu 
diesem  Zwecke  ein  zweites  Werk  vollenden  müssen,  ein  soziales 
Werk,  und  dies  wird  uns  desto  eher  gelingen,  je  weniger  das  Aus- 
land sich  hier  einmengt." 

So  wurde  auch  während  des  blutigen  Krieges  das  alte  System 
der  Verdrehung  und  Irreführung  der  öffentlichen  Meinung  durch 
Reden  und  Phrasen  fortgesezt.  Weit  schlimmer  trieb  es  der  neu- 
ernante  rumänische  Gesandte  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika,  der  bisherige  rumänische  Minister  für  Handel  und 
Industrie,  Herr  Angelescu,  der  es  noch  vor  Kurzem  fertig 
gebracht  hat,  dem  Vertreter  des  angesehenen  amerikanisch-jüdi- 
schen Journals  „American Jewish Chronicle"  (am  Ende  des  jahres 


—  195  — 

1917)  buchstäblich  folgendes  zu  erklären:  „Im  Prinzip,  ich 
wiederhole  es,  ist  die  jüdische  Frage  in  Rumänien  gelöst.  Sie 
existiert  nur,  wie  ich  bereits  gesagt  habe,  bezüglich  politischer 
Gleichberechtigung.  Soweit  bürgerliche  Gleichberechtigung  —  Frei- 
heit der  Arbeit  und  Sicherheit  des  Individuums  —  in  Betracht 
kommt,  haben  die  Juden  immer  die  gleichen  Rechte  mit  den  üb- 
rigen Bürgern  genossen.  Der  Schutz  der  Gesetze  stand  ihnen  in 
gleicher  Weise  zu  wie  allen  Einwohnern  des  Landes."  Weiter  kann 
auch  der  grösste  Cynismus  nicht  gehen. 

Als  der  Fürst  Carol  von  Rumänien  1878  Bedenken  hatte,  den 
Artikel  44  des  Berliner  Vertrages  so  ohne  weiteres  zu  verletzen^, 
beruhigte  ihn  sein  Vater  in  einem  Schreiben  vom  18.  Juli  1878: 
„Der  vom  Kongress  oktroiierte  Judenparagraph  ist  eine  allgemeine 
Humanitätsphrase.  Es  ist  der  Gesetzgebung  allein  überlassen,  diese 
Verhältnisse  zu  regeln,  und  ich  bin  überzeugt,  dass  späterhin,  abge- 
sehen von  der  Alliance  Isra61ite,  kein  Hahn  danach  krähen 
wird,  wie  jene  Bestimmungen  zur  Ausführung  gelangen  mögen." 
Darin  liegt  die  Tragödie  der  rumänischen  Juden.  Sie  sind  einer  Ge- 
waltherrschaft ausgeliefert,  die  davon  überzeugt  ist,  dass  jeder  Pro- 
test der  gesitteten  Menschheit  eine  Humanitätsphrase  ist,  eine 
Phrase,  die  sich  durch  allerlei  Mittel  schon  irgendwie  abtun  lassen 
dürfte.  Der  lange  schwere  Kampf,  den  Menschenfreunde  aller  Na- 
tionen seit  mehr  als  vier  Jahrzehnten  gegen  die  Judenverfolgungen  in 
Rumänien  mit  einer  solch  schmerzlichen  Erfolglosigkeit  führen,  hat 
bei  den  rumänischen  Machthabern  das  Gefühl  jener  bei  ihnen 
heute  noch  existierenden  Sicherheit  erzeugt,  dass  sie  gegen  die 
jüdische  Bevölkerung  ihres  Landes  jedes  Verbrechen  straflos  bege- 
hen dürfen,  und  dass  schliesslich  „kein  Hahn  danach  krähen  wird". 
Unter  dem  Joche  dieser  Ueberzeugung  seufzt  die  jüdische  Be- 
völkerung. 

Umso  stärker  und  heiliger  ist  die  Pflicht,  die  daraus  für  das 
europäische  Gewissen  erwächst.**  Die  zivilisierte  Menschheit  hat 
jetzt  die  Aufgabe,  klar  und  deutlich  zu  bekunden,  dass  die  Auf- 
fassung der  rumänischen  Regierung  eine  irrige  ist.  Es  kann  der 
Kulturmenschheit  nicht  gleichgültig  sein,  dass  250,000  Menschen 
in  Rumänien  in  Rechtlosigkeit  und  Sklaverei  dem  Untergange  ge- 
weiht werden.  Es  ist  ihre  Pflicht,  „die  letzten  Sklaven  Europas"  zu 
befreien. 

Die  zivilisierte  Menschheit  hat  bereits  ihre  Stimme  erhoben. 
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In  Europa  und  Amerika  sind  mächtige  Stimmen  laut  geworden,  die 
die  Befreiung  aller  Unterdrückten  und  Entrechteten  als  erstes 
Grundprinzip  des  zukünftigen  neuen,  friedlichen  Völkerlebens  pro- 
klamiert haben. 

In  allen  Ländern,  kriegführenden  wie  neutralen,  unter  allen 
Klassen  und  Ständen  der  Kulturwelt,  hat  man  sich  bei  der  Prokla- 
mierung dieser  Forderungen  auch  der  unglücklichen  Juden  Rumä- 
niens erinnert  und  überall  verlangt,  dass  diesmal  endlich  die  mittel- 
alterliche Judengesetzgebung  in  Rumänien  aus  der  Welt  verschwin- 
de. Möge  diese  Forderung  der  gesamten  zivilisierten  Menschheit 
bald  in  Erfüllung  gehen. 
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